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Abſchnitt J. 


Kirchen⸗ und Schulweſen. 


1. Ablaßfeier der katholiſchen Kirchen. Verbot, während 
derſelben auf den Kirchhöfen Verkaufsſtellen und während 
des Gottesdienſtes Luſtbarkeiten zu dulden. 

(Amtsblatt 1816. Seite 293.) 


Auf Veranlaſſung einer Verfügung des Königl. Miniſteriums des 
Innern werden hiermit alle Polizeibehörden der Provinz Weſtpreußen auf⸗ 
gefordert, ſtrenge darauf zu halten, daß bei Gelegenheit der Ablaß-Feiern 
der katholiſchen Kirchen auf den Kirchhöfen derſelben durchaus keine 
Krämereien geduldet werden, und während des Gottesdienſtes weder dieſe, 
noch Tanz, noch irgend eine andere Luſtbarkeit ſtattfinde. 

Danzig, den 5. Dezember 1816. 

Königl. Ober⸗Präſident von Weſtpreußen. 


2. Große Kirchenfeſte. Verbot von Bällen an den 
Vorabenden. 


(Amtsblatt 1818. Seite 37.) 


Da es dem ſittlichen und religiöſen Gefühl nicht anders als anſtößig 
ſein kann, wenn an den Vorabenden heiliger Tage, beſonders derjenigen 
großen Kirchenfeſte, welche Tages vorher eingeläutet und dadurch ausge⸗ 
zeichnet werden, Bälle gegeben werden, ſo haben des Königs Majeſtät an⸗ 
zuordnen geruhet, daß dieſe Entheiligung der Vorabende ſolcher großen 
Feſte ſofort abgeſtellt werde. 

Den Behörden unſeres Departements wird dieſe Beſtimmung in 
Verfolg einer Verfügung des Königl. Miniſterii der geiſtlichen Angelegen⸗ 
heiten vom 22. Dezember v. J. mit der Anweiſung zur Kenntniß gebracht, 
darauf zu halten, daß ihr überall nachgelebt werde. 

Danzig, den 6. Januar 1818. 

Königl. Preußiſche Regierung. Erſte Abtheilung. 


— 


3. Heilighaltung der Sonn⸗ und Feſttage. 
(Amtsblatt 1881. Seite 197 - 200.) 


Nachſtehende bezüglich der Sonntagsfeier für den hieſigen Regierungs⸗ 
bezirk und insbeſondere für die Städte Danzig und Elbing erlaſſenen und 
noch gegenwärtig gültigen Polizeiverordnungen: 

. Das Regulativ vom 24. Februar 1841 behufs Bewahrung der 
äußeren Heilighaltung der Sonn- und Feſttage. 
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Abſchnitt J. Kirchen- und Schulweſen. 


Gemäß der Allerhöchſten Kabinets-Ordre vom 7. Februar 1837 über 
die Befugniß der Regierungen, durch polizeiliche Beſtimmungen und Straf— 
verbote die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feſtage zu bewahren 
(Geſetzſammlung pro 1837 pag. 19), machen wir hierdurch für den dies⸗ 
ſeitigen Regierungsbezirk nachfolgende Anordnungen, durch welche die äußeren 
Störungen des Gottesdienſtes verhindert, und wonach die Uebertretungs— 
fälle beſtraft werden ſollen, zur allgemeinen Nachachtung bekannt: 

1. An Sonn und Feſttagen, zu welchen letzteren auch der Charfreitag, 
der allgemeine Buß- und Bettag, und der dem Andenken der Ver⸗ 
ſtorbenen gewidmete Jahrestag gehören, dürfen von den Behörden 
und Beamten in der Regel keine öffentlichen Verhandlungen und Ge⸗ 

ſchäfte betrieben werden. Sollte bei dringenden Veranlaſſungen eine 
. nöthig ſein, ſo müſſen dazu womöglich die Stunden außer 
dem Zeitraum des Gottesdienſtes gewählt werden. 

2. Alle Geſchäfte und Verhandlungen, wodurch ganze Gemeinden oder 
überhaupt eine größere Anzahl von Individuen von der öffentlichen 
Gottesverehrung abgezogen werden, dürfen an Sonn- und Feſttagen 
nur dann ſtattfinden, wenn von der Ortspolizei⸗Obrigkeit dies in be⸗ 
ſonders dringender Veranlaſſung ausnahmsweiſe genehmigt worden 
iſt. Dieſe Genehmigung ſoll nur in außerordentlichen Fällen ertheilt 
werden, z. B. wenn im Schiffahrts⸗ und Handelsverkehr zur Ab⸗ 
wendung beträchtlichen Schadens im Gewerbe, dahin einſchlagende 
Arbeiten ohne Aufſchub vorgenommen werden müſſen. 

Die Feldarbeiten müſſen an Sonn- und Feſttagen in der Regel 
unterbleiben, und es kann nur die Zeit der Erndte, wenn die unbe⸗ 
ſtändige Witterung es gebietet, eine Ausnahme in der Art zuläſſig 
machen, daß die Stunden vor und nach dem Gottesdienſte zur Erndte 
benutzt werden. 

In Betreff der ſonntäglichen Uebungen der Landwehr behält es 
bei den desfallſigen Beſtimmungen des § 57 der Landwehrordnung 
vom 21. November 1815 ſein Bewenden. 

3. Gutsherrſchaften und deren Stellvertreter, Pächter, Bauunternehmer 
und Rechnungsführer, dürfen die Handwerker und Tagelöhner, welche 
von ihnen Geldzahlungen zu empfangen haben, niemals in den Stunden 
des Gottesdienſtes an Sonn⸗ und Feſttagen bei ſich verſammeln und 
ablohnen. 

4. Auch ſollen an Sonn- und Feſttagen keine Treibjagden ſtattfinden 

und keine Hofdienſte geleiſtet werden. 

5. Ferner haben Dienſtherrſchaften in Befolgung des $ 84 der Ge⸗ 
Geſindeordnung vom 8. November 1810 ihrem Geſinde, und Lehr⸗ 
herren in Gemäßheit des § 293 Tit. 8 Theil II. des Allgemeinen 
Landrechts ihren Lehrlingen die Erlaubniß zur Abwartung des öffent⸗ 
lichen Gottesdienſtes nicht zu verſagen, wobei ihnen jedoch nicht nur 
die Beſchränkung auf die üblichen Stunden des Gottesdienſtes, ſondern 
auch eine Einrichtung vorbehalten bleibt, welche die Bewahrung von 
Haus und Vieh und die Verſehung der unaufſchiebbaren Haushaltungs⸗ 
geſchäfte erforderlich macht. 

6. Während der Zeit des Gottesdienſtes, Vor⸗ und Nachmittags, muß 
ſowohl in den Städten als auf dem platten Lande jeder öffentliche 

Gewerbsverkehr ruhen. Es iſt ſonach während dieſer Zeit das Aus⸗ 
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rufen und Verkaufen von Waaren auf den Straßen, in Buden und 
Due verboten. Alle Läden der Kaufleute, Fabrikanten, 
Materialiſten, Bäcker, Schlächter, Häker, ſowie alle Boutiken der 
Trödler und Obſthändler müſſen während des gedachten Zeitraums 
geſchloſſen ſein, und dürfen in den Kaffeehäuſern, Conditoreien, Reſtau⸗ 
rationen, Wein-, Bier- und Brandweinſchenken während mehrgedachter 
Zeit keine Getränke gereicht, keine Spiele geſpielt, überhaupt keine 
Säfte geduldet werden. Nur allein die Apotheker dürfen während 
des Gottesdienſtes Arzeneien verkaufen. 


Insbeſondere muß alle mit Geräuſch verbundene oder ſonſt auf⸗ 
fallende Arbeit in den Fabriken, Werkſtätten oder an anderen Orten 


3. B. von Schmieden, Zimmerleuten, Maurern, Steinſetzern, der 


Betrieb der in den Städten und ländlichen Ortſchaften in der Nähe 
der Kirchen belegenen Mühlen während des Gottesdienſtes ausge⸗ 
ſetzt bleiben. 

Ueberhaupt ſoll ſich jeder in der Nähe der Kirche während des 
Gottesdienſtes aller ruheſtörenden Handlungen enthalten. 

Die Polizei⸗Obrigkeiten jedes Ortes, ſowohl in den Städten, als 
auf dem Lande haben die gewöhnlichen Stunden, an welchen Vor⸗ 
und Nachmittags die kirchlichen Verſammlungen anfangen und endigen, 


nach Rückſprache mit den Geiſtlichen öffentlich bekannt zu machen 


und darauf zu halten, daß während dieſer feſtgeſetzten Zeit die vor⸗ 
ſtehenden Vorſchriften befolgt werden. 

Alles unnöthige und ſtörende Umhergehen in der Kirche während 
der Predigt oder des Gottesdienſtes überhaupt, ſowie jede ſonſtige 
Störung der Andacht iſt verboten. Kinder unter drei Jahren 
dürfen zum gewöhnlichen kirchlichen Gottesdienſte gar nicht mitge⸗ 
bracht, Kinder zwiſchen 3 und 9 Jahren aber nicht ohne gehörige 
Aufſicht zu demſelben zugelaſſen werden. 

Da keine Kirchengeſellſchaft das Recht hat, die Mitglieder einer 
anderen Confeſſion zu nöthigen, die für jene allein beſtimmten Feſt⸗ 
tage zu feiern, oder ſich an ſolchen Feſttagen öffentlicher Geſchäfte 
zu enthalten, jo darf an ſolchen Orten, wo Religionsverwandte ver⸗ 
ſchiedener Confeſſionen wohnen, kein Einwohner gehindert werden, 
ſeinen Berufsgeſchäften an alleinigen Feſttagen der anderen Con⸗ 
feſſionsverwandten nachzugehen. Dagegen muß ein Jeder ſich aller 
Störungen des Gottesdienſtes der anderen Religionspartei enthalten, 
und die Polizeibehörde hat dafür zu ſorgen, daß die Bekenner der 
einen Religion in der Ausübung ihres öffentlichen Gottesdienſtes von 
denen der andern nicht beunruhigt werden. 


An den Vorabenden der großen Feſte, Weihnachten, Oſtern und 
Pfingſten, des Charfreitags, des allgemeinen Buß⸗ und Bettages, 
und des dem Andenken der Verſtorbenen gewidmeten Jahrestages, 
ſowie auch an den Abenden dieſer drei letzten Tage ſelbſt, dürfen 
keine Bälle und ähnliche Luſtbarkeiten ſtattfinden, imgleichen nicht in 
der Charwoche und am Aſchermittwoch. Ebenſo müſſen Schauſpiele 
am Charfreitage und Buß⸗ und Bettage ganz unterbleiben und 
dürfen am Gedächtnißtage der Verſtorbenen nur dann ſtatthaben, 
wenn ſie ernſten Inhalts ſind. 
1* 
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13. An den übrigen Sonn- und Feſttagen dürfen Bälle und Tanzmuſik 
in keinem Falle vor Ablauf der, für den Gottesdienſt beſtimmten 
Zeit ihren Anfang nehmen, 

14. Contraventionen gegen die obigen Vorſchriften 88 3, 4, 5, 6, 7, 8, 
9, 10, 11, 12, 13 ſollen mit Polizeiſtrafen von 1 bis 5 Thlr. und bei 
unvermögenden Perſonen mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe ge⸗ 
ahndet werden. Eine gleiche Strafe findet ſtatt, wenn von Privat- 
perſonen gegen die Vorſchrift § 2 durch Unterlaſſung der Einholung 
polizeilicher Genehmigung verſtoßen wird. 

Wenn öffentliche Behörden und Beamte gegen die $$ 1, 2 enthaltenen 
Beſtimmungen handeln, ſo kann Jedermann die desfallſige Anzeige 
an uns richten, damit hiernach die weitere Unterſuchung und Rüge 
veranlaßt wird. 

Sämmtlichen Polizeibehörden unſeres Departements machen wir zur ans 

gelegentlichen Pflicht, auf die ſtrengſte Befolgung vorſtehender Vorſchriften 

gemeſſenſt zu halten, und Contraventionen, ſo dagegen vorkommen ſollten, 
zur geeigneten Unterſuchung und Strafe zu ziehen. 

Danzig, den 24. Februar 1841. 


II. Die Polizei⸗Verordnung vom 29. October 1852, betreffend das 
Verbot von Treib- und anderen Jagden während der Stunden des 
Gottesdienſtes. 


Polizei⸗Verordnung. 

n unſerer Amtsblattbekanntmachung vom 27. Dezember 1847 haben 
wir die Vorſchriften wegen der Heilighaltung der Sonn⸗ und Feſttage 
wiederholt zur öffentlichen Kenntuiß gebracht. Im § 4 derſelben iſt feſt⸗ 
geſetzt, daß an Sonn- und Feſttagen keine Treibjagden ſtattfinden ſollen 
und § 14 beſtimmt, daß Contravenienten in eine Geldbuße von 1 bis 
5 Thlr. oder im Unvermögensfalle in eine verhältnißmäßige Gefängniß⸗ 
ſtrafe verfallen. 

Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltungen verordnen wir nun hiermit für den Umfang unſeres Ver⸗ 
waltungsbezirks, daß auch andere Jagden während der Stunden des Gottes- 
dienſtes an Sonn⸗ und Feſttagen nicht erlaubt find und daß Uebertretungen 
ziehe Verbotes eine Geldſtrafe bis zur Höhe von 5 Thaler nach ſich 
ziehen. 

Danzig, den 29. October 1852. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


III. Die Polizei⸗Verordnung für die Stadt Danzig vom 24. Juli 1858, 
über die Heilighaltung der Sonn- und Feſttage. 


Polizei-Verordnung. 
(Für die Stadt Danzig.) 
An Stelle der bisherigen Beſtimmungen über die Heilighaltung der 
Sonn- und Feſttage namentlich des Regulativs der Königlichen Regierung 
vom 24. Februar 1841 (Amtsblatt pro 1841 Nr. 9) wird für den Polizei⸗ 


— — 


Abſchnitt I. Kirchen⸗ und Schulweſen. 5 


bezirk der Stadt Danzig, nach vorgängiger Berathung mit dem Magiſtrat 
und mit Genehmigung der Königl. Regierung, auf Grund des § 5 des 
Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850, Nachſtehendes 
verordnet: 


1 


85 


4. 


An allen Sonn⸗ und Feſttagen, zu welchen letzteren der Neujahrstag, 
der Charfreitag, die beiden Oſterfeiertage, der allgemeine Landes⸗ 
Dank⸗, Buß⸗ und Bettag, der Himmelfahrtstag, die beiden Pfingſt⸗ 
und Weihnachtsfeiertage und das Todtenfeſt (letzter Sonntag im 
Kirchenjahre) gehören, iſt der öffentliche Gewerbebetrieb und Handels⸗ 
verkehr, ſowie jede öffentliche mit Geräuſch verbundene Beſchäftigung 
von 9 Uhr Vormittags ab für den übrigen Theil des Tages unter⸗ 
ſagt. Nur bei beſonders dringender Veranlaſſung z. B. in ganz 
außerordentlichen Fällen des Schifffahrts⸗ und Handelsverkehrs kann 
ausnahmsweiſe die Vornahme öffentlicher Arbeiten durch den Polizei⸗ 
Präſidenten genehmigt werden. 
Während dieſer Zeit müſſen die ſämmtlichen Verkaufslokale voll⸗ 
ſtändig geſchloſſen ſein und genügt hierzu nicht das bloße Anlegen 
und Zuhalten der Eingangsthüren, vielmehr müſſen auch die zum 
Verſchluß der Läden erforderlichen hölzernen Thüren zugemacht und 
verſchloſſen, und außerdem die Fenſter, an welchen Verkaufsgegen⸗ 
ſtände ausgeſtellt ſind, entweder gänzlich ausgeräumt, oder gleichfalls 
durch Läden reſp. dichte Vorhänge vollſtändig verdeckt werden. 
In gleicher Weiſe dürfen von 9 Uhr Vormittags an auf den Straßen 
und öffentlichen Plätzen keine Waaren ausgerufen oder zum Verkauf 
feilgehalten werden, und müſſen alle mit Geräuſch auf den Straßen 
verbundene Beſchäftigungen z. B. das Verſenden von Biertonnen und 
Frachtgütern oder der Transport von Meubeln von 9 Uhr Vor⸗ 
mittags an gänzlich unterbleiben. Andere Wagen dürfen in der 
Nähe der Kirchen, ſo lange der Gottesdienſt darin dauert, nur im 
Schritt vorüberfahren. . N 
Die zum Abfahren des Straßenſchmutzes und anderer Unrein⸗ 
lichkeiten dienenden Fuhrwerke müſſen die Stadt im Sommer ſchon 
vor 8, im Winter vor 9 Uhr Morgens verlaſſen haben. NE 
Ausnahmen von dieſen Beſtimmungen (Nr. 3) können nur bei 
He ei Veranlaſſung durch den Polizei » Präfidenten geſtattet 
werden. 
Denjenigen, die mit den gewöhnlichen Lebensbedürfniſſen Handel 
treiben, alſo namentlich den Bäckern, Fleiſchern, Krämern, Tabaks⸗, 
Obſt⸗ und Victualienhändlern, ſowie den Conditoren, Reſtaurateuren, 
Schankwirthen iſt es geſtattet, ihre Locale und Verkaufsſtellen dem 
Publikum auch in den zum Gottesdienſte nicht beſtimmten Stunden 
von 12 bis 2 Uhr, und demnächſt von 4 Uhr Nachmittags 
ab zu öffnen oder zugänglich zu machen; während der Stunden 
des Gottesdienſtes aber müſſen dieſe Verkaufslokale gleich allen 
anderen geſchloſſen bleiben. 


Die Apotheken dürfen zur Verabreichung von Arzneien und Medicinal⸗ 


waaren auch an Sonn- und Feſttagen zu jeder Tageszeit geöffnet 
bleiben. 


z. An den Vorabenden der großen Kirchenfeſte: Weihnachten, Oſtern 


und Pfingſten, ferner des Charfreitages, des allgemeinen Landes⸗ 
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Dank⸗ Buß⸗ und Bettages und des dem Andenken der Verſtorbenen 
gewidmeten Jahrestages; ebenſo am Aſchermittwoch und während 
der ganzen Charwoche dürfen keine öffentlichen Bälle und ähnliche 
Luſtbarkeiten ſtattfinden. 

7. Concertmuſik in öffentlichen Geſellſchaftslocalen iſt am Charfreitage, 
am allgemeinen Buß- und Bettage, an dem, dem Andenken der Ver- 
ſtorbenen gewidmeten Jahrestage und während der ganzen Char⸗ 
woche ebenfalls unterſagt. Wenn größere muſikaliſche Aufführungen 
an dieſen Tagen beabſichtigt werden, ſo dürfen ſie nur geiſtlichen 
Inhalts ſein, und iſt beſondere polizeiliche Erlaubniß zu denſelben 
vorher nachzuſuchen. 

8. Schauſpiel⸗Vorſtellungen und ähnliche Kunſtproductionen müſſen am 
Charfreitage und am allgemeinen Buß- und Bettage unterbleiben. 
Am Gedächtnißtage der Verſtorbenen dürfen fie nur ernſten In⸗ 
halts ſein. 5 

9. An anderen Sonn- und Feſttagen dürfen öffentliche Luſtbarkeiten, 
wozu auch die Unterhaltungsmuſik in den Kaffeehäuſern, Reſtaurationen ꝛc. 
gehört, erſt um 4 Uhr Nachmittags beginnen. Aus beſonderer 
Veranlaſſung ſollen Concerte auch zwiſchen 12 und 2 Uhr Mittags 
geſtattet werden; doch iſt vorher polizeiliche Erlaubniß dazu einzu- 
holen. Die ſogenannten Frühconcerte ſind bis 7 Uhr Morgens, 
aber ebenfalls nur mit polizeilicher Genehmigung zuläſſig. 

10. Jede Uebertretung der vorſtehenden Anordnungen wird mit einer 
Geldbuße bis zu 10 Thlr. beſtraft. a 
Danzig, den 24. Juli 1858. 
Der Polizei⸗Präſident. 


IV. Die Polizei-Verordnung für die Stadt Elbing vom 24. Juli 1858 
über die Heilighaltung der Sonn- und Feſttage. 
Polizei⸗Verordnung. 

i (Für die Stadt Elbing.) 

An Stelle der bisherigen Beſtimmungen über die Heilighaltung der 
Sonn. und Feſttage, namentlich des § 37 der Straßen-⸗Polizei⸗Ordnung 
für die Stadt Elbing vom 28. November 1833, des Regulativs der 
Königlichen Regierung vom 24. Februar 1841 und der Bekanntmachung 
vom 25. September 1850 wird für den Polizeibezirk der Stadt Elbing 
nach vorgängiger Berathung mit dem Magiſtrat und mit Genehmigung 
der Königlichen Regierung, auf Grund des $ 5 des Geſetzes über die 
Polizei-Verwaltung 55 11. März 1850, Nachſtehendes verordnet: 

1. An allen Sonn- und Feſttagen, zu welchen letzteren der Neujahrstag, 
der Charfreitag, die beiden Oſterfeiertage, der allgemeine Landes⸗ 
Danf-, Buß und Bettag, der Himmelfahrtstag, die beiden Pfingſt⸗ 
und Weihnachtsfeiertage und das Todtenfeſt (letzter Sonntag im 
Kirchenjahre) gehören, iſt der öffentliche Gewerbebetrieb und Handels⸗ 
verkehr, ſowie jede öffentliche mit Geräuſch verbundene Beſchäftigung 
von 9½ Uhr Vormittags ab, für den übrigen Theil des Tages 
unterſagt. Nur bei beſonders dringender Veranlaſſung z. B. in 
ganz außerordentlichen Fällen des Schifffahrts- und Handelsverkehrs 
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kann ausnahmsweiſe die Vornahme öffentlicher Arbeiten durch den 
Polizei⸗Präſidenten genehmigt werden. 


. Während dieſer Zeit müſſen die ſämmtlichen Verkaufslocale voll- 


ſtändig geſchloſſen ſein, und genügt hierzu nicht das bloße Anlegen 
und Aubalten der Eingangsthüren, vielmehr müſſen auch die zum 
Verſchluß der Läden erforderlichen hölzernen Thüren zugemacht und 
verſchloſſen, und außerdem die Fenſter, an welchen Verkaufsgegen⸗ 
ſtände ausgeſtellt ſind, entweder gänzlich ausgeräumt, oder gleich⸗ 
falls durch Laden reſp. dichte Vorhänge vollſtändig verdeckt werden. 
In gleicher Weiſe dürfen von 9 Uhr Vormittags an auf den Straßen 
und öffentlichen Plätzen keine Waaren ausgerufen oder zum Verkauf 
feilgehalten werden und müſſen alle mit Geräuſch auf den Straßen 
verbundene Beſchäftigungen, z. B. das Verſenden von Biertonnen 
und Frachtgütern oder der Transport von Meubeln von 9 Uhr 
Vormittags an gänzlich unterbleiben. Andere Wagen dürfen in 
der Nähe der Kirchen, ſo lange der Gottesdienſt darin dauert, nur 
im Schritt vorüberfahren. 

Die zum Abfahren des Straßenſchmutzes und anderer Unreinlich⸗ 
keiten dienenden Fuhrwerke müſſen die Stadt im Sommer ſchon vor 
8, im Winter vor 9 Uhr Morgens verlaſſen haben. 

Ausnahmen von dieſen Beſtimmungen (Nr. 3) können nur bei 
Erg Veranlaſſung durch den Polizei-Präſidenten geſtattet 
werden. 

Denjenigen, die mit gewöhnlichen Lebensbedürfniſſen Handel treiben, 
alſo namentlich den Bäckern, Fleiſchern, Krämern, Tabak-, Obſt⸗ und 
Victualienhändlern, ſowie den Conditoren, Reſtaurateuren, Schank⸗ 
wirthen iſt geſtattet, ihre Locale und Verkaufsſtellen dem Publikum 
auch in den zum Gottesdienſte nicht beſtimmten Stunden von 12 Uhr 
bis 1½ Uhr Nachmittags und demnächſt von 3 Uhr Nachmittags 
ab zu öffnen oder zugänglich zu machen; während der Stunden des 
Gottesdienſtes aber müſſen dieſe Verkaufslocale gleich allen anderen 
eſchloſſen bleiben. 

Die Apotheker dürfen zur Verabreichung von Arzneien und Me⸗ 
dicinalwaaren auch an Sonn- und Feſttagen zu jeder Tageszeit ge⸗ 
öffnet bleiben. 

An den Vorabenden der großen Kirchenfeſte Weihnachten, Oſtern 
und Pfingſten, ferner des Charfreitags, des allgemeinen Landes- 
Dank: Buß⸗ und Bettages und des dem Andenken der Verſtorbenen 
gewidmeten Jahrestages; ebenſo am Aſchermittwoch und während 
der ganzen Charwoche düfen keine öffentlichen Bälle und ähnliche 
Luſtbarkeiten ſtattfinden. 


7. Concertmuſik in öffentlichen Geſellſchaftslocalen iſt am Charfreitage, 


am allgemeinen Buß- und Bettage, an dem dem Andenken der Ver⸗ 
ſtorbenen gewidmeten Jahrestage und während der ganzen Charwoche 
ebenfalls unterſagt. Wenn größere muſikaliſche Aufführungen an 
dieſen Tagen beabſichtigt werden, ſo dürfen ſie nur geiſtlichen In⸗ 
halts ſein, und iſt beſondere polizeiliche Erlaubniß zu denſelben 
vorher nachzuſuchen. 

Schauſpiel⸗Vorſtellungen und ähnliche Kunſtproduktionen müſſen am 
Charfreitage und am allgemeinen Buß: und Bettage unte, 
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br rn der Verſtorbenen dürfen ſie nur ernſten In⸗ 
alts ſein. 

9. An andern Sonn- und Feſttagen dürfen öffentliche Luſtbarkeiten, 
wozu auch die Unterhaltungsmuſik in den Kaffeehäuſern, Reſtaurationen ıc. b 
gehört, erſt um 3 Uhr Nachmittags beginnen. Die ſogenannten 
Frühconcerte ſind bis 7 Uhr Morgens, aber ebenfalls nicht ohne 3 
polizeiliche Genehmigung geſtattet. I 

10. Beerdigungen dürfen an Feſttagen nur bis 9 Uhr früh und von I 
3 Uhr Nachmittags ab erfolgen. 

11. Jede Uebertretung der vorſtehenden Anordnungen wird mit einer 
Geldbuße bis zu 10 Thlr. beſtraft. 25 

Elbing, den 24. Juli 1858. 1. 
Der Königliche Polizei⸗Director. 15 
werden hiermit in Erinnerung gebracht. 
Danzig, den 10. Auguſt 1881. 
Der Regierungs-Präſident. 


4. Lehrer. Verbot der Winkelkonſulenz. 
(Amtsblatt 1840. Seite 38) 


Es iſt mehrſeitig bemerkt worden, daß ſich einzelne Schullehrer auf 
dem Lande mit der Abfaſſung ſchriftlicher Eingaben und Aufſätze für Andere 
befaſſen, manche ſogar daraus ein förmliches Gewerbe machen und mitunter, 
um dieſer unbefugten Beſchäftigung willen, unverantwortlicher Weiſe ihre 
Amtsgeſchäfte vernachläſſigen. : 

Indem wir ein ſolches Unterfangen hierdurch ohne Ausnahme unter- 
ſagen, beſtimmen wir für jeden künftigen Uebertretungsfall eine Strafe 

nach Maßgabe der mehr oder minder erſchwerenden Umſtände von 2 bis 
20 Thlr., die gegen den Schuldigen unnachſichtlich feſtgeſetzt werden ſoll. 
Zugleich beauftragen wir die Herren Schul⸗Inſpectoren und Geiſtlichen 
unſeres Verwaltungsbezirks, nicht nur die ihnen untergeordneten Schullehrer . 
auf dieſe Verordnung aufmerkſam zu machen, ſondern auch Fälle der be⸗ M 
treffenden Art ungeſäumt zu unſerer Kenntniß zu bringen. Gleichmäßig 
fordern wir die bezüglichen Bezirks⸗ und Ortsbehörden auf, die ihnen be⸗ 
kannt gewordenen Verletzungen dieſer Vorſchrift, uns gleichmäßig zur 
Ahndung anzuzeigen. 

Danzig, den 15. Februar 1840. 

Königl. Regierung. Abtheil, des Innern. 


5. Verbot der Laienreden, 
(Amtsblatt 1852, Seite 54.) N 

In der Bekanntmachung des Königl. Konſiſtoriums der Provinz 
Preußen vom 11. Juli 1838 (Danziger Amtsblatt pro 1838 Seite 219) 
iſt bereits ausgeſprochen worden, daß es nur den Geiſtlichen zuſteht, bei 
Begräbniſſen auf den Kirchhöfen an der Grabesſtätte Reden zu halten, 
ſogenannte Laien⸗Reden aber nicht geſtattet werden ſollen. 

Da dieſem Verbote bereits mehrfach zuwidergehandelt worden iſt, 
und durch die Uebertretung deſſelben leicht Vorfälle herbeigeführt werden 
können, deren Vermeidung im Intereſſe der öffentlichen Ordnung und 
Sicherheit nothwendig iſt, ſo beſtimmen wir hierdurch auf Grund des | 
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§ 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 
(Geſetz-Sammlung Seite 265), daß das Halten von Leichenreden auf den 
Kirchhöfen der evangeliſchen und katholiſchen Kirchengemeinden auch ferner 
ausſchließlich den evangeliſchen und katholiſchen Geistlichen zuſtehen und die 
Uebertretung dieſer Vorſchrift (das Halten ſogenannter Laienreden) mit 
einer Geldſtrafe von 2 bis 10 Thalern geahndet werden ſoll. 
Danzig, den 13. Februar 1852. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


6. Hauslehrer und eee, bedürfen zum Zweck der 
Unterrichts⸗Ertheilung eines Erlaubnißſcheines. 


(Amtsblatt 1857, Seite 181.) 


Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen, daß Perſonen, deren Tüch⸗ 
tigleit und Würdigkeit zur Ausübung des Erziehungsgeſchäftes keinesweges 
für nachgewieſen zu erachten, namentlich auf dem Lande, ſich als Hauslehrer, 
Erzieher und Erzieherinnen beſchäftigen 

Wir ſehen uns deshalb veranlaßt, unter Hinweis auf unſere Ver⸗ 
fügung vom 26. April 1842 und auf die mit derſelben veröffentlichte 
Inſtruktion vom 31. Dezember 1839, über die Beaufſichtigung der Privat⸗ 
ſchulen (welche in der Beilage zu Nummer 20 unſeres Amtsblatts von 
1842 abgedruckt worden) hiermit in Erinnerung zu bringen, daß Perſonen, 
welche innerhalb unſeres Verwaltungs-Bezirks derartige Stellen bekleiden 
wollen, ſich zuvor mit einem von uns darüber ausgeſtellten Erlaubnißſchein 
zu verſehen haben; widrigenfalls ſie nicht allein in Strafe verfallen, 
ſondern auch zu gewärtigen haben, daß ſie im Wege des polizeilichen 
Zwanges werden genöthigt werden, die unbefugter Weiſe betriebene Be⸗ 
ſchäftigung im Lehr⸗ und Erziehungsfache aufzugeben. 

Zugleich verordnen wir hiermit, auf Grund des $ 5 des Geſetzes 
über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850, daß alle diejenigen 
Perſonen, welche gegenwärtig als Hauslehrer, Erzieher, Hauslehrerinnen 
oder Erzieherinnen fungiren, binnen 4 Wochen, und ſolche, welche in Zu- 
kunft dergleichen Stellen bekleiden wollen, vor deren Antritt ſich bei dem 
Lokal Schul⸗Inſpektor (Kirchſpiels⸗Geiſtlichen) ihres Wohnorts zu melden 
und ſich der Beaufſichtigung deſſelben in Bezug auf den von ihnen zu 
ertheilenden Unterricht zu unterziehen haben, zur Vermeidung einer 
Polizeiſtrafe von 1 bis 10 Thlr. 

Danzig, den 22. Juli 1857. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


7. Schulen⸗Behandlung bei anſteckenden Krankheiten. 
(Amtsblatt 1872, Seite 105.) 

Auf Grund des in der Geſetzſammlung pro 1853 S. 240 ff. 
publicirten Regulativs über das bei anſteckenden Krankheiten zu beobachtende 
Verfahren beſtimmen wir in Betreff der Schulen Folgendes: 

Die Schulen dürfen in keinem von einer anſteckenden Epidemie heim- 
geſuchten Ort ohne die dringendſte Noth geſchloſſen werden, doch muß die 
Ueberfüllung der Schulzimmer vermieden und für Reinerhaltung der Luft 
mit umſichtiger Aufmerkſamkeit geſorgt werden. \ 

Die an anſteckenden Krankheiten leidenden Kinder müſſen vom ge- 
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meinſchaftlichen Unterrichte ausgeſchloſſen werden, und dürfen zu demſelben 
nicht eher wieder zugelaſſen werden, als bis ihre völlige Geneſung und die 
Beſeitigung der Anſteckungsfähigkeit glaubhaft beſcheinigt worden iſt. 

Ebenſo iſt den Kindern aus Familien, in welchen ara an Boden, 
Scharlach, Maſern und anderen, beſonders Kinder gefährdenden anſteckenden 
Krankheiten leidet, der Beſuch der Schule nicht geſtattet. 

Iſt in der Familie des im Schulhauſe wohnenden Lehrers eine an⸗ 
ſteckende Kinderkrankheit ausgebrochen, ſo hat derſelbe davon der Orts⸗ 

Polizeibehörde ohne Aufſchub Anzeige zu machen, welche in dieſem, ſowie 

überhaupt in dem Falle, daß die Schließung der Schule nach Lage der 

Umſtände angezeigt erſcheint, unter Mitwirkung des Schulvorſtandes ſogleich 
zu beſtimmen hat, ob der Unterricht geſchloſſen werden ſoll oder fortgeſetzt 5 
werden darf. 

Die etwaige Schließung der Schule dauert fo lange an, bis nach 
dem Urtheile der Polizei, die das Gutachten des Kreis⸗Phyſikus einziehen 
kann, keine weitere Anſteckung mehr zu beſorgen iſt. 

Von der erfolgten Schließung der Schule iſt ſofort dem Landrath 
Anzeige zu machen, der darauf achten wird, daß der Geſundheitszuſtand in 
angemeſſenen Zwiſchenräumen feſtgeſtellt, und daß der Unterricht nicht 
länger, als unumgänglich erforderlich iſt, ausgeſetzt wird. 

Danzig, den 14. Mai 1872. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


S. Schulbeſuch. Förderung deſſelben. 
(Amtsblatt 1872, Seite 125.) 
Zur Förderung eines regelmäßigen Schulbeſuchs und zur Controlirung 
der Schulleiſtungen ſehen wir uns veranlaßt, nachſtehende Beſtimmungen 
zur pünktlichen Nachachtung abermals zu veröffentlichen: 


* Der Schulunterricht dauert nach § 46 des A. L. -R, Th. II. Tit. 12 
. und nach $ 2 der Schulordnung für die hieſige Provinz vom 11. Dezember 
* 1845 bis zum vollendeten 14. Jahre. Die Entlaſſung des Kindes aus der 
1 Schule kann aber auch noch um ein oder zwei Jahre hinausgeſchoben 
7 werden. Sie darf aber niemals einzeln und an jedem beliebigen Tage, 
Er’ ſondern nur gemeinſchaftlich und ausſchließlich an dem auf das vollendete 
Bi vierzehnte Jahr folgenden Prüfungstermine, der vor Oſtern oder zu 


Michaelis abgehalten wird, ſtattfinden. Es bleibt daher auf die Schul⸗ 
pflichtigkeit der Kinder ohne Einfluß, wenn dieſelben etwa auf Anordnung 
' der geiftlichen Vorgeſetzten vor Eintritt des 14. Lebensjahres zum erften 
5 Empfange der Sakramente zugelaſſen werden ſollten. 1 . 
ö Zu den in Rede ſtehenden Entlaſſungs⸗Prüfungen find ſämmtliche 
Mitglieder des Schulvorſtandes zuzuziehen, auch iſt bei Schulen Privat⸗ 
Patronats der dirigirende Patron eder deſſen Stellvertreter einzuladen. 
* Diejenigen Kinder, welche aus der Schule entlaſſen werden ſollen, werden 
* in Gegenwart der weltlichen Mitglieder des Schulvorſtandes in den Gegen⸗ 
7 ſtänden des Elementar⸗Unterrichts geprüft und es wird über den Verlauf 
* und das Reſultat der Prüfung ein Protokoll aufgenommen und von den 


Br. Anweſenden durch Unterſchrift vollzogen. Es darf aber kein Kind aus der 
4 Schule entlaffen werden, das nicht bewieſen hat, daß es wenigſtens leſen, 
* ſchreiben und rechnen kann. Im Deutſchen muß es ſoweit gefördert ſein, 


* daß es ſeinem geiſtigen Geſichtskreiſe naheliegende Mittheilungen verſtehen 
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und mündlich und ſchriftlich wiedergeben kann. Es fteht den Mitgliedern 
des Schulvorſtandes frei, ſich auch ſelbſt davon Ueberzeugung zu verſchaffen, 
ob jedes Kind deutſche Anſprachen richtig aufzufaſſen und in ausreichend 
geläufiger Weiſe zu beantworten befähigt iſt. Sollten die Mitglieder des 
Schulvorſtandes mit der Entſcheidung des Lokal⸗Schul⸗Inſpektors über die 
Zuläſſigkeit der Entlaſſung eines Kindes aus der Schulaufſicht nicht 
einverſtanden ſein, ſo bleibt ihnen der Weg der Beſchwerde bei uns 
vorbehalten. ® 

Die Reſultate dieſer Prüfungen find an den betreffenden Herrn Land⸗ 
rath einzuſenden, damit ſie zuſammengeſtellt und unter namentlicher 
Anführung des Schulortes und des Schullehrers im Kreisblatte bekannt 
gemacht werden können. 

Jedes Schulkind muß mit einem vom Lehrer und Lokalſchul⸗Inſpektor 
unterſchriebenen Entlaſſungszeugniſſe, das ſich über ſeine Führung, ſeinen 
Schulbeſuch und ſeine Kenntniſſe in den einzelnen Gegenſtänden des 
Elementar⸗Unterrichts ausſpricht, verſehen werden. 

Danzig, den 1. Juli 1872. 

Königliche Regierung. 


9. Beſtimmungen über das Viehhüten ſchulpflichtiger Kinder. 
(Amtsblatt 1873, Seite 49 und Seite 112.) 


„Die Verordnung vom 5. Dezember 1852 — Amtsblatt pro 1852 
Seite 375 ff. — über die Einrichtung der Sommerſchule für Dienſt⸗ und 
Hütekinder iſt aufgehoben. An Stelle derſelben treten die nachſtehenden 
Beſtimmungen: 

1. Kein ſchulpflichtiges Kind darf ohne ſchriftliche Erlaubniß des 
Lokalinſpektors derjenigen Schule, welche es bisher zu beſuchen hatte, zum 
Viehhüten gemiethet und verwendet werden. Auch wer ſein eigenes Kind 
zum Viehhüten während der Schulzeit benutzen will, muß dazu vorher einen 
Erlaubnißſchein des Schulinſpektors einholen. 

Erlaubnißſcheine zur Verwendung ſchulpflichtiger Kinder während der 
Schulzeit zu häuslichen oder anderweiten landwirthſchaftlichen Arbeiten, auf 
eine längere Zeitdauer, dürfen überhaupt nicht ertheilt werden. Bezüglich 
der hierauf gerichteten Anträge bleibt es bei den Beſtimmungen des § 3 
der Provinzial⸗Schulordnung vom 11. Dezember 1845. 

2. Der Erlaubnißſchein darf nur für ſolche ſchulpflichtige Kinder 
gegeben werden, welche: 

a. das eilfte Lebensjahr zurückgelegt haben, 

b. bis dahin die Schule regelmäßig beſucht, 

c. genügende Leſefertigkeit erlangt haben, . 

d. deren Armuth durch Atteſt der zuſtändigen Polizeiobrigkeit 
glaubhaft nachgewieſen iſt, 

e. nicht den Confirmandenunterricht genießen. 

3. Der Schulinſpektor darf, bei eigener Verantwortlichkeit, den 
Erlaubnißſchein erſt ertheilen, wenn er ſich von dem Vorhandenſein der 
vorſtehend aufgeführten Bedingungen vollſtändig überzeugt hat. Daß und 
wie dies geſchehen, iſt in dem Erlaubnißſchein ausdrücklich zu vermerken. 

Wer ſein eigenes oder fremdes ſchulpflichtiges Kind zum Vieh⸗ 
hüten zu verwenden beabſichtigt, hat den Erlaubnißſchein dazu (ek. No. 1) 
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dem Lehrer ſeines Wohnorts perſönlich oder ſchriftlich vorzulegen und das 
Hütekind zur Sommerſchule anzumelden. 

Wer dies unterläßt oder ein ſchulpflichtiges Kind ohne Erlaubniß⸗ 
ſchein zum Viehhüten verwendet, verfällt, in Gemäßheit der polizeilichen 
Verordnung vom heutigen Tage, in eine Polizeiſtrafe von 3 bis 10 Thlr. 
und iſt im Wege der adminiſtrativen Execution anzuhalten, das Schulkind 
zum a nicht weiter zu verwenden oder den Erlaubnißſchein und die 
geſchehene Anmeldung zur Sommerſchule nachträglich nachzuweiſen. 

6. Der Erlaubnißſchein zum Viehhüten darf immer nur auf ein 
Jahr und in demſelben für die Zeit vom 1. Mai bis 1. November 
ertheilt werden. Bei Erneuerung der Erlaubniß hat ſtets wieder eine 
beſondere Prüfung der allgemeinen Erforderniſſe (ok. No. 2) einzutreten. 
Der Schulinſpektor iſt berechtigt, den Erlaubnißſchein auch vor Ablauf der 
Zeit, für welchen er ertheilt iſt, wieder zu entziehen, wenn er dies im 
Intereſſe des Unterrichts für erforderlich erachtet. Er hat hiervon in jedem 
einzelnen Fall dem Landrath zur weiteren Veranlaſſung Anzeige zu machen. 

7. Jedes ſchulpflichtige Hütekind muß, wenn es im Schulorte ſelbſt 
wohnt, den Unterricht täglich zwei Stunden, wenn es nicht über eine Viertel. 
meile vom Schulorte entfernt wohnt, an zwei Tagen der Woche je drei 
Stunden, und wenn es weiter als eine Viertelmeile entfernt wohnt, 
wöchentlich mindeſtens einen ganzen Schultag, alſo 6 Stunden, den Unter: 
richt beſuchen. ’ 

8. Die für den Unterricht der Hütekinder zu verwendenden 1 
Stunden reſp. Tage werden vom Schulinſpektor ein für allemal im Vor⸗ } 
aus beſtimmt. 

9. Für jede unentſchuldigte Schulverſäumniß eines zur Sommer- 
ſchule verſtatteten Kindes werden die Schulverſäumniſſe im erſten und 
zweiten Fall mit 2 Sgr., in den folgenden aber mit 5 Sgr. für jeden 
Tag von der Dienſtherrſchaft reſp. von den Eltern eingezogen oder in die 
entſprechende Gefängnißhaft umgewandelt. Wo für die Sommerſchule nur 
zwei reſp. ein Tag wöchentlich angeſetzt iſt, da wird die Strafe für ſolch 
1 verſäumten Tag gleich der für eine halbe reſp. ganze Woche 
gerechnet. 

10. Für Beantragung und Einziehung der Schulverſäumnißſtrafen 
der Hütekinder gelten die allgemeinen Vorſchriften für Behandlung der 
Schulverſäumnißſtrafen. Die genaue und pünktliche Befolgung iſt aber 
ganz beſonders nothwendig. Für die Hütekinder iſt eine beſondere Schul⸗ 
verſäumnißliſte anzufertigen und einzureichen, damit deren vorzugsweiſe 
ſchnelle Erledigung geſichert wird. In den Controlliſten der Schulinſpektoren 
und Lehrer iſt für die Verſäumnißliſten der Hütekinder ein beſonderer 
Vermerk einzutragen. { 

11. Die unter No. 5 beſtimmten Polizeiftrafen und die unter 
No. 9 beſtimmten Schulverſäumnißſtrafen für Hütekinder kommen auch in 
allen den Fällen zur Anwendung, in welchen vor dem 1. Mai oder nach 
dem 1. November ſchulpflichtige Kinder durch das Verwenden zum Vieh⸗ 
hüten von der Schule zurückgehalten werden. 

12. Bis zum 20. Mai jeden Jahres iſt von jedem Ortsvorſtande 
ein amtlich beglaubigtes vollſtändiges Verzeichniß der im Ort vorhandenen } 
Hütekinder mit der Angabe, bei wem dieſelben hüten und mit der Be⸗ { 
ſcheinigung des Lehrers darüber, welche Kinder ihm vorſchriftsmäßig zur 
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Sommerſchule angemeldet ſind, verſehen, dem Landrath einzureichen. Die 
Lehrer haben ihrer Beſcheinigung die Erlaubnißſcheine beizufügen. 

Ortsvorſtände und Lehrer, welche ihren Obliegenheiten hierin nicht 
pünktlich und gewiſſenhaft nachkommen, werden ohne vorgängige nochmalige 
Androhung in eine Executivſtrafe von 1 bis 2 Thlr. genommen. 

Die Landräthe ſchreiten auf Grund dieſer Liſten ſofort gegen die in 
No. 5 bezeichneten Eltern oder Dienſtherrſchaften ein, haben ſich auch ſoviel 
als möglich durch örtliche Reviſionen von der Vollſtändigkeit und Richtigkeit 
der ihnen eingereichten Liſten zu überzeugen, auch von Zeit zu Zeit Revi⸗ 
ſionen derſelben durch die Gendarmen zu veranlaſſen. 

Ebenſo iſt von den Kreis⸗ und Lokalſchulinſpektoren jeder zu ihrer 
Kenntniß kommende Fall einer Nichtbeachtung der vorſtehenden Vorſchriften 
alsbald zur Kenntniß des Landraths zu bringen. 

Danzig, den 8. März 1873. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Polizei-Verordnung, 
betreffend 

die Benutzung ſchulpflichtiger Kinder zum Viehhüten. 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 

11. März 1850 und unter Aufhebung der Polizei⸗Verordnung vom 

5. Dezember 1852 (Amtsblatt pro 1852, Nummer 52, Seite 371) ver⸗ 

ordnen wir hierdurch für den Umfang des Regierungsbezirks Danzig 
was folgt: 

Kein ſchulpflichtiges Kind darf ohne ſchriftliche Erlaubniß des Lokal⸗ 

inſpektors derjenigen Schule, welche es bisher zu beſuchen hatte, zum Vieh⸗ 

hüten gemiethet und verwendet werden. Auch wer ſein eigenes Kind zum 


Viehhüten während der Schulzeit benutzen will, muß dazu vorher einen 


Erlaubnißſchein des Schulinſpektors einholen. 

Erlaubnißſcheine zur Verwendung ſchulpflichtiger Kinder während der 
Schulzeit zu häuslichen oder anderweiten landwirthſchaftlichen Arbeiten auf 
eine längere Zeitdauer dürfen überhaupt nicht ertheilt werden. Bezüglich 
der hierauf gerichteten Anträge bleibt es bei den Beſtimmungen des § 3 
der Provinzial⸗Schulordnung vom 11. Dezember 1845. 

Wer ſein eigenes oder fremdes ſchulpflichtiges Kind zum Viehhüten 
zu verwenden beabſichtigt, hat den Erlaubnißſchein dazu (conk. No. 1) dem 
Lehrer ſeines Wohnorts perſönlich oder ſchriftlich vorzulegen und das 
Hütekind zur Sommerſchule anzumelden. 

Wer dies unterläßt oder ein ſchulpflichtiges Kind ohne Erlaubniß⸗ 
ſchein zum Viehhüten verwendet, verfällt in Gemäßheit der polizeilichen 
Verordnung vom heutigen Tage in eine Polizeiſtrafe von 3 bis 10 Thlrn. 
und iſt im Wege der adminiſtrativen Execution anzuhalten, das Schulkind 
zum 4 nicht weiter zu verwenden, oder den Erlaubnißſchein und die 
geſchehene Anmeldung zur Sommerſchule nachträglich nachzuweiſen. 

Für jede unentſchuldigte Schulverſäumniß eines zur Sommerſchule 
verſtatteten Kindes werden die Schulverſäumniſſe im erſten und zweiten 
Fall mit 2 Sgr., in den folgenden aber mit 5 Sgr. für jeden Tag von 
der Dienſtherrſchaft reſp. von den Eltern eingezogen oder in die ent- 
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ſprechende Gefängnißhaft umgewandelt. Wo für die Sommerſchule nur 
zwei reſp. ein Tag wöchentlich angeſetzt iſt, da wird die Strafe für ſolch 
einen verſäumten Tag gleich der für eine halbe reſp. ganze Woche gerechnet. 
Danzig, den 8. März 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern 
Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 verordnen wir hierdurch im Anſchluß an unſere Polizei⸗ 
Verordnung vom 8. März d. J, betreffend die Benutzung ſchulpflichtiger 
Kinder zum Viehhüten, daß die in dieſer Verordnung getroffenen Beſtim⸗ 
mungen auf alle ſchulpflichtigen Kinder, welche während der Schulzeit zu 
Arbeiten verwendet werden, ſo wie auf alle Arbeitsgeber, welche ſchul⸗ 
pflichtige Kinder während der Stunden des Schulunterrichts in Arbeit 
nehmen, Anwendung zu finden haben. 
Danzig, den 30. Juli 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


10. Beſtimmungen über Umſchulungen von ſchulpflichti gen 
Kindern. 
(Amtsblatt 1873, Seite 18.) 

1. Wenn Eltern die Ausſchulung ihrer Kinder aus der Ortsſchule 
und die Einſchulung derſelben in eine andere Schule wünſchen, ſo haben ſie 
ihr Vorhaben zunächſt dem Lokal⸗Inſpektor der Schule ihres Wohnortes 
anzuzeigen unter gleichzeitiger Angabe, welche Schule ihre Kinder fortan 
beſuchen ſollen. Der Lokal⸗Schul⸗Inſpektor hat ein Atteſt darüber aus⸗ 
zuſtellen, ob die bezüglichen Kinder die Ortsſchule bisher regelmäßig beſucht 
haben, und ob ſonſt keine Bedenken gegen die Ausſchulung Seitens des 


Ortsſchulvorſtandes oder der Lokal-Inſpektion des Heimathsortes geltend 


gemacht werden. 

2. Die Anmeldung der Kinder zur Aufnahme in die neu erwählte 
Schule iſt ſodann bei dem dortigen Lokal⸗Schul⸗Inſpektor ſchriftlich oder 
zu Protokoll unter Vorlegung des unter Nr. 1 erwähnten Atteſtes zu 
bewirken 

3. Die Entſcheidung darüber, ob die angemeldeten Kinder in die neu 
gewählte Schule aufgenommen werden ſollen, trifft der Schulvorſtand dieſer 
Schule. 
5 4. Die Aufnahme darf nicht geſtattet werden, wenn: 

a. kein hinreichender Ranm in dem Schulzimmer der neu gewählten 
Schule vorhanden iſt, wobei als Regel gilt, daß für jedes 
Schulkind 6 Q.⸗Fuß Raum zu rechnen ſind; wenn 
die Zahl der hier die Schule reſp. die Klaſſe beſuchenden 
Schulkinder bereits 80 oder mehr beträgt; 

e. es muß aber auch, abgeſehen hiervon, erwartet werden, daß der 
Schulvorſtand die Einſchulung ablehnen werde, wenn in dem 
sub Nr. 1 gedachten Atteſte bezeugt iſt, daß die angemeldeten 
Kinder bisher die Ortsſchule unregelmäßig beſucht haben, da 
in dieſem Falle ein regelmäßiger Schulbeſuch der entfernteren 
Schule von vornherein nicht erwartet werden kann: 

d. gleicherweiſe wird bei Prüfung eines Antrages auf Ausſchulung 
der Schulvorſtand des Heimathsortes nicht unterlaſſen dürfen, 
in Erwägung zu nehmen, ob auch die Weite oder die Unweg⸗ 


b. 


= 
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ſamkeit des Schulganges in gewiſſen Jahreszeiten einen un⸗ 
regelmäßigen Schulbeſuch Seitens der Kinder, deren Um— 
ſchulung gewünſcht wird, erwarten läßt, und daraus eventl. 
einen Grund für die Verſagung des Atteſtes (ad 1) zu ent⸗ 
nehmen. 

5. Die Umſchulung darf niemals mitten in einem Semeſter erfolgen, 
ſondern iſt nur beim Beginn der Sommer- und Winterſchule zuläſſig. 

Wird ein Kind nach Prüfung aller Verhältniſſe in eine andere 
Schule als diejenige des Wohnortes aufgenommen, ſo ſtellt der bezügliche 
Schulvorſtand darüber eine Beſcheinigung aus, welche von den Eltern der 
Kinder, deren Umſchulung erfolgen ſoll, dem Schulvorſtande des Heimaths⸗ 
ortes vorzulegen iſt. So lange dies nicht geſchehen iſt, ſind die bezüglichen 
Kinder als noch der Ortsſchule angehörig zu betrachten, und die Eltern 
derſelben ſind ebenſowohl zur Zahlung des Schulgeldes an den Ortslehrer 
verpflichtet, als ſie auch wegen etwaiger Schulverſäumniſſe ihrer Kinder in 
die vorſchriftsmäßigen Strafen zu nehmen ſind. 

7. Die Schulverſäumniſſe der gaſtweiſe in eine Schule aufgenommenen 
Kinder ſind von dem Schulvorſtande an die Polizeibehörde desjenigen Ortes 
zur weiteren Verfolgung regelmäßig einzuſenden, in welchem die Eltern der 
Kinder ihren Wohnſitz haben. 

8. Sollte ſich ergeben, daß die in eine auswärtige Schule auf- 
genommenen Kinder die Schulſtunden unregelmäßig beſuchen, ſo wird er— 
wartet, daß der Schulvorſtand der Gaſtſchule die Erlaubniß zum weiteren 
Beſuch der Schule zurückziehen werde. 

9. Das Schulgeld wird an denjenigen Lehrer entrichtet, deſſen Schule 
ein Kind beſucht. 

10. Da die Väter ausgeſchulter Kinder verbunden bleiben, zu allen 
Schullaſten des Schulbezirks, dem ſie angehören, beizutragen, ſo iſt bei 
Bemeſſung der Raumverhältniſſe der Schullokalitäten bei etwa nöthig 
werdenden Neu- oder Umbauten der Schulhäuſer ſtets auf die Geſammtzahl 
der in einem Schulbezirk vorhandenen ſchulpflichtigen Kinder Rückſicht zu 
nehmen, da die Eltern für den Fall, daß ihre Kinder in die Ortsſchule 
wieder zurückkehren, für dieſelben auch den erforderlichen Platz beanſpruchen 
können. 1 

Danzig, den 25. November 1872. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


11. Verordnungen wegen Ferien der Volksſchulen. 
(Amtsblatt 1873, Seite 67.) 

Im Auftrage des Herrn Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 
Medizinal⸗Angelegenheiten beſtimmen wir, unter Aufhebung aller anderen 
Verfügungen, daß in den Volksſchulen die Sommer- und Herbſtferien nicht 
länger als zuſammen ſechs Wochen dauern dürfen. Mit Rückſicht jedoch 
auf die ſchon in kleineren Kreiſen vorhandene Verſchiedenheit der örtlichen, 
wirthſchaftlichen und klimatiſchen Verhältniſſe wollen wir die Feſtſetzung 
darüber, ob die für die Getreide-Ernte beſtimmten Sommerferien vier 
Wochen, und die für die Kartoffel⸗Ernte beſtimmten Herbſtferien zwei 
Wochen, oder jene wie dieſe je drei Wochen dauern ſollen, in jedem 
one den Landräthen, im Verein mit den Kreis⸗Schul⸗Inſpektoren, über: 
aſſen. f 


* 
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5 Jul. Sommerferien während der Getreide-Ernte beginnen mit dem 
24. Juli. 

Ausnahmsweiſe ſoll auch hier eine Verlegung des Anfangstermines 
durch die Landräthe, im Verein mit den Kreis⸗Schul⸗Inſpektoren, geſtattet 
ſein, wenn dies beſondere Umſtände erforderlich machen ſollten. 

Den Beginn der Herbſtferien haben die Lokal⸗Schul⸗Inſpektoren im 
Verein mit dem Schulvorſtande zu treffen. Dieſelben haben jedoch darauf 
zu achten, daß das Maaß der geſtatteten Ferien nicht überſchritten werde, 
und daß insbeſondere die Sommer- und Herbſtferien zuſammen nicht länger 
als ſechs Wochen währen dürfen. 

Danzig, den 6. Mai 1873. 


Königliche Regierung. 


12. Verordnung wegen der Dauer der Schulpflichtigfeit 
der Kinder. i 
(Amtsblatt 1875, Seite 19.) 


Da Zweifel darüber entſtanden ſind, ob die Cirkular-Verfügung vom 
1. Juli 1872 (Amtsblatt Nr. 28, Seite 125) auch auf die ſtädtiſchen 
Schulen Anwendung findet, ſo beſtimmen wir auf Grund des § 2 der 
Provinzial⸗Schulordnung vom 11. Dezember 1845, daß die Schulpflichtig⸗ 
keit bis zum vollendeten 14. Jahre dauert, daß aber die Entlaſſung des 
betreffenden Kindes aus der Schule auch noch um ein oder zwei Jahre 
hinausgeſchoben werden darf, wenn es noch nicht die erforderliche Schul- 
bildung erlangt hat. Die Entlaſſung darf jedoch niemals einzeln und an 
jedem beliebigen Tage, ſondern nur gemeinſchaftlich und ausſchließlich an 
dem auf das vollendete vierzehnte Jahr folgenden Prüfungstermine, der 
vor Oſtern und zu Michaelis abgehalten wird, ſtattfinden. Es bleibt daher 
auf die Schulpflichtigkeit der Kinder ohne Einfluß, wenn dieſelben etwa 
ſchon vor dem 14. Jahre konfirmirt oder zum erſten Empfange der 
Sakramente ſollten zugelaſſen werden. 

Die in Rede ſtehenden Entlaſſungs Prüfungen, welche mit den üb- 
lichen jährlichen öffentlichen Prüfungen nicht identiſch ſind, werden von der 
Schuldeputation geleitet. Ueber den Verlauf und die Reſultate derſelben 
wird ein Protokoll aufgenommen und den betreffenden Schulakten ein- 
verleibt. 

Jedes Kind, das die Schule verläßt, muß mit einem vom Lehrer 
und dem Dirigenten der Schuldeputation unterſchriebenen Entlaſſungs⸗ 
geugnifie, das ſich über feine Führung, feinen Schulbeſuch und über feine 

enntniſſe in den einzelnen Gegenſtänden des Elementar-Unterrichts aus: 
ſpricht, verſehen werden. 

Diejenigen Kinder, welche die Schule vor Erlangung dieſes Zeugniſſes 
unbefugter Weiſe verlaſſen ſollten, müſſen nach den Beſtimmungen über 
ungerechtfertigte Schulverſäumniſſe behandelt und ihre Eltern reſp. Pfleger 
und Arbeitgeber nach den darüber erlaſſenen ſpeciellen Beſtimmungen zur 
Verantwortung gezogen werden. 

Danzig, den 11. Januar 1875. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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13. Bekanntmachung, betreffend die Förderung des regel⸗ 
mäßigen Schulbeſuchs und die Schulverſäum niſſe. 
(Amtsblatt 1881, Ne. 3. Erira-Beilage.) 


Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten hat genehmigt, daß die nachſtehende Verordnung, betreffend 
die Förderung des regelmäßigen Schulbeſuchs in den Volksſchulen und die 
Verfolgung ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe für die Provinz Weſt⸗ 
preußen eingeführt wird. 

Auf Grund des § 72 der Schulordnung für die Provinz Preußen 
vom 11. Dezember 1845 wird die qu. Verordnung mit dem Bemerken 
publicirt, daß dieſelbe am 1. April d. J in Wirkſamkeit tritt. 

Für die Städte Danzig, Elbing, Dirſchau und Marienburg, für 
welche auf Grund des § 3 Abſatz 1 der nachſtehenden Verordnung ein 
beſonderes Einſchulungs Verfahren zugelaſſen werden ſoll, werden die dies- 
fallſigen beſonderen Anordnungen von uns getroffen werden. — Bezugs⸗ 
quellen für die von den Schulkaſſen anzuſchaffenden Formulare werden 
155 den Königlichen Landraths⸗Aemtern zur weiteren Bekanntgabe mit- 

6 theilen. 
9 Danzig, den 3. Januar 1881. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Verordnung, 
betreffend die Förderung des regelmäßigen Schulbeſuchs in den Volksſchulen 
und die Verfolgung ungerechtfertigter Schulverſäumniſſe. 


J. Verfahren behufs Einſchulung der ſchulpflichtigen Kinder. 
A. Auf dem Lande. 


8 1. 

Alljährlich bis zum 15. März haben die Gemeinde- und Guts⸗ 
vorſteher die im Orte vorhandenen Kinder, welche das ſechste vebensjahr 
vollendet haben, oder doch bis zum 30. Juni vollenden werden, in ein 
EUR (Formular A.) einzutragen und daſſelbe dem Lehrer zu über- 
geben. 


| 

N 

| 

| Sind die Kinder in Rückſicht auf das Religionsbekenntniß oder aus 
ſonſtigen Gründen verſchiedenen Schulen zu überweiſen, dann iſt für jede 
Schule ein beſonderes Verzeichniß aufzuſtellen. 

* Bei denjenigen Kindern, welche Privatunterricht erhalten oder eine 
andere öffentliche Schule beſuchen, iſt dies in Spalte 7 zu vermerken. 
| 


In den erſten 8 Tagen jedes Kalenderquartals find die im ver- 
floſſenen Viertelſahre im Alter von 6 bis 14 Jahren zus oder weggezogenen 
Kinder dem Lehrer namhaft zu machen. | 

Die Gemeinde- und Gutsvorſteher ſind verpflichtet, den Eltern und 
Pflegern der in das Verzeichniß eingetragenen Kinder, welche nicht ſchon 
einer öffentlichen Schule zugeführt ſind oder entſprechenden Privatunterricht 
erhalten, bekannt zu machen, daß die Kinder mit dem nächſten Aufnahme⸗ 
Termine die Schule zu beſuchen haben. 


) Vermerk. Die Muſter A bis F befinden ſich auf den Seiten 4 bis der 
Ertra-Beilage zum Amtsblatt von 1881, Nr. 3 abgedruckt. 
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8 2. 

Auf Grund dieſer Verzeichniſſe hat der Lehrer ein Schülerverzeichniß 
(Formular B.) bei Beginn des Schuljahres aufzuſtellen. Die erweislich 
Privatunterricht erhaltenden, oder eine andere öffentliche Schule beſuchenden 
Kinder ſind in daſſelbe nicht aufzunehmen. l 

Die in das Schülerverzeichniß eingetragenen Kinder ſind in demſelben 
ſo lange zu führen, bis ihr Abzug aus dem Schulbezirk angemeldet, der 
Tod oder die Unfähigkeit derſelben zum ferneren Schulbeſuch feſtgeſtellt, 
die regelmäßige Entlaſſung erfolgt, oder endlich eine Umſchulung nach⸗ 


gewieſen iſt. 
B. In den Städten. 


§ 3. 

In den Städten, ſoweit nicht einzelne Städte mit Genehmigung der 
Bezirksregierung ein beſonderes Verfahren eingeführt iſt, finden die 88 1 
und 2 mit folgender Maßgabe Anwendung: i 

Wo die Aufnahme in die Volksſchule zu Oſtern und Michaeli ſtatt⸗ 
findet, ſind die im § 1 erwähnten Verzeichniſſe der Stadtſchuldeputation 
bis zum 15. März bezw. 15. September zu übergeben. 

Die Stadtſchuldeputation übergiebt die Verzeichniſſe an den erſten 
Lehrer der Volksſchule, nachdem diejenigen Kinder zuvor ausgeſchieden ſind, 
welche Privatunterricht erhalten, eine andere öffentliche Schule beſuchen, 
oder zum Beſuch der Schule erweislich unfähig ſind. 

Sind zwei oder mehrere nicht nach der Konfeſſion getrennte Volks⸗ 
ſchulen vorhanden, ſo hat die Stadtſchuldeputation die Schüler mittelſt 
beſonderen Verzeichniſſes (Formular C.) den einzelnen Schulen zu über- 
weiſen und die Eltern, Pfleger oder Vormünder der Kinder hiervon in 
Kenntniß zu ſetzen. 


II. Verfahren bei Feſtſtellung und Verfolgung ungerechtfertigter Schul⸗ 
verſäumniſſe. 


S 4. 

Auf Grund des Schüler⸗Verzeichniſſes hat jeder Lehrer bezw. erſte 
Lehrer oder Hauptlehrer eine Abſentien⸗Liſte nach dem beigefügten For⸗ 
mulare (Formular D.) aufzuſtellen, in welcher die Verſäumniß eines halben 
Schultages durch einen von rechts nach links gezogenen ſchrägen Strich 
und die Verſäumniß eines ganzen Schultages durch ein Kreuz bezeichnet 
wird, während bei einem durch Krankheit veranlaßten Ausbleiben ein K., 
bei Beurlaubungen ein B. einzutragen iſt. 

Sonſt angebrachte Entſchuldigungsgründe ſind in der Spalte 
„Bemerkungen“ anzugeben. ' 


O. 

Bei der Verzeichnung der Schulverſäumniſſe gilt der Vormittags⸗ 
unterricht wie der Nachmitkagsunterricht für je einen halben Tag. Findet 
aber an einem Tage nur Vormittagsunterricht ſtatt, ſo gilt das Wegbleiben 
aus demſelben für die Verſäumniß eines ganzen Schultages. 

Wenn Halbtagsſchulen eingerichtet ſind, ſo gilt die jeder Abtheilung 
zugewieſene Zeit als ganzer Schultag. Die gleiche Regel iſt in den Fällen 
anzuwenden, wo ein beſonderer Unterricht für Hütekinder eingerichtet iſt, 
ſo daß die Verſäumniß der für den Unterricht der Hütekinder beſtimmten 
Stunden als Verſäumniß eines ganzen Schultages gerechnet wird. 
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8 6. 

In dringenden Fällen iſt der Lehrer, bei mehrklaſſigen der erſte oder 
e ermächtigt, einzelne Schüler bis zu zwei Schultagen zu 
eurlauben, wenn Umſtände vorliegen, welche es nicht geſtatten, den Urlaub 
bei dem Lokal⸗Schulinſpektor nachzuſuchen. 

ur 

Unmittelbar nach Ablauf eines jeden Monats hat der Lehrer eine 
Schulverſäumnißliſte nach dem anliegenden Formular (Formular B.) auf⸗ 
zuſtellen, in welcher alle Verſäumniſſe des verfloſſenen Monats unter 
Angabe der etwaigen Entſchuldigungsgründe aufzuführen ſind. Nur die 
Schulverſäumniſſe der noch nicht ſechs Jahre alten Kinder ſind wegzulaſſen. 
Als Rückfälle ſind nur die beſtraften Schulverſäumniſſe des laufenden 
Schuljahres aufzuführen. 

Bei mehrklaſſigen Schulen ſind die Verſäumnißliſten für jede Klaſſe 
von den betreffenden Klaſſenlehrern anzufertigen und dem erſten oder dem 
Hauptlehrer zu übergeben. 

Die Verſäumnißliſten ſind bis zum dritten jeden Monats an den 
Schulvorſtand zu Händen des Lokal-Schulinſpektors bezw. der Stadtſchul⸗ 
deputation abzuliefern, und dies in der Jahresnachweiſung (Formular F.) 
zu vermerken. 


§ 8. 

Die Schulvorſtände bezw. die Stadtſchuldeputationen haben die 
Eltern, Pfleger oder Dienſtherren derjenigen ſchulpflichtigen Kinder, welche 
ohne Erlaubniß des Lokal⸗Schul⸗Inſpektors oder des Lehrers die Schule 
verſäumt haben, zu einem Termine in der erſten Hälfte jeden Monats zur 
Angabe der Entſchuldigungsgründe mit der Verwarnung vorzuladen, daß 
im Falle ihres Ausbleibens angenommen werde, ſie hätten zur Sache nichts 
anzuführen. 

Zeit und Ort dieſer Termine ſind von dem Vorſtande bezw. der 
Stadtſchuldeputation für jeden Gemeinde- und Gutsbezirk ein für alle 
Mal zu beſtimmen und vor dem Beginn eines jeden Schuljahres in orts- 
üblicher Weiſe bekannt zu machen. Die Entſchuldigungsgründe werden von 
einem Bevollmächtigten des Schulvorſtandes bezw. der Stadtſchuldeputation 
entgegengenommen. Die Bevollmächtigten haben die von ihnen als ent⸗ 
ſchuldigt befundenen Schulverſäumniſſe in der Verſäumnißliſte, Spalte 

„Bemerkungen“ unter Angabe der Entſchuldigungsgründe zu vermerken. 
5 Glaubt der Lokal⸗Schulinſpektor die von den Bevollmächtigten an- 
genommenen Entſchuldigungsgründe nicht anerkennen zu können, ſo bleibt 
ihm überlaſſen, die Entſcheidung des Schulvorſtandes einzuholen. 

In gleicher Weiſe haben die Stadtſchuldeputationen über die Annahme 
der Entſchuldigungsgründe zu befinden. 


9. 

Nach fruchtloſer Ermahnung 40 von dem Lokal-Schulinſpektor bezw. 

der. zeiladiſchuldeputätion die Verſäumnißſtrafe Spalte 8 der Liſte in Antrag 
zu bringen. 
Die als entſchuldigt angenommenen Schulverſäumniſſe find in der 
Liſte zu ſtreichen und iſt die letztere demnächſt an die Orts Polizei⸗ 
Behörde (Amtsvorſteher, Stadt-Polizei-Verwaltung, Königliche Polizei⸗ 
Direktion) abzugeben. 


u ne ES BE ERREGT 
A an c . 
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§ 10. 

Die zur vorläufigen Straffeſtſetzung befugten Beamten oder Behörden 
haben die Strafen nach den Beſtimmungen des Geſetzes vom 14. Mai 1852 
bezw. des die Ausführung dieſes Geſetzes betreffenden Reglements vom 
30. September 1852 und § 453 ff. der Strafprozeßordnung vom 
1. Februar 1877 (R.⸗G.⸗Bl. pro 1877 S. 253 ff.) feſtzuſetzen bezw. die 
Einziehung der feſtgeſetzten Strafen oder die Vollſtreckung der ſubſtituirten 
Haft zu betreiben. 

Wird in einzelnen Fällen den Anträgen keine Folge gegeben, ſo iſt 
die beantragende Behörde hiervon ſogleich zu benachrichtigen, damit dieſelbe 
in geeigneten Fällen in den Stand geſetzt wird, bei der vorgeſetzten Be— 
hörde Beſchwerde zu führen. 


Die eingezogenen Strafen ſind an den Rendanten der Ortsſchulkaſſe, 
der Regel ne in längſtens 8 Wochen abzuführen. 

Die Schulverſäumnißliſte iſt nach Ausfüllung der Spalten 9 bis 13 
an den Lokal⸗Schulinſpektor bezw. die Stadtſchuldeputation abzugeben, 
welche dieſelbe nach Kenntnißnahme an den Rendanten der Schullaſſe 
als Belag für die zu vereinnahmende Schulſtrafe gelangen zu laſſen haben. 

Die Rendanten ſind verpflichtet, dieſe Verſäumnißliſten wie die 
übrigen Rechnungsbeläge aufzubewahren. ö 

8 12. 

In denjenigen Fällen, in welchen auf gerichtliche Entſcheidung an⸗ 
getragen iſt, liegt es der Behörde, welche den Strafantrag geſtellt hat, ob, 
event. durch Erſuchen des betreffenden Gerichtes den Abſchluß der Sache 
feſtzuſtellen und die Abführung der erkannten und beigetriebenen Strafe zu 
erwirken. 4 


Se 
Die Koſten, welche aus der Verwendung der in den vorſtehenden 
Beſtimmungen bezeichneten Formulare erwachſen, werden von den Orts⸗ 
ſchulkaſſen bezw. Kämmerei⸗Kaſſen beſtritten 


III. Anweiſung für die Unternehmer von Privat-Unterrichts⸗Anſtalten. 


8 14. 
Die Unternehmer von Privat⸗Unterrichts⸗Anſtalten ſind verpflichtet: 
1. Die im $ 4 vorgeſchriebene Abſentienliſte zu führen; 
2. vierteljährlich dem Lokal⸗Schulinſpektor bezw. in Städten der 
Stadtſchuldeputation ein Verzeichniß der aufgenommenen und 
im vorangegangenen Quartale entlaffenen Schüler einzureichen. 
Bei den entlaſſenen Schülern iſt anzugeben, ob und in welche 
andere Schule dieſelben übergetreten ſind. 


14. Verordnung über das bei Erledigung von Schulſtellen 
zu beobachtende Verfahren. 
a (Amtsblatt 1881, Seite 159.) \ 
Zur Vermeidung von mehrfach vorgekommenen Uebelſtänden und 
Differenzen, welche daraus entſtanden, daß Lehrer theils ihre Schulſtellen 
zu früh verließen, theils die nach $ 22 der Schulordnung für die Elemen- 
tarſchulen der Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845 vorgeſchriebene 
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Auseinanderſetzung mit dem neu anziehenden Lehrer unterließen, ſehen wir 
uns veranlaßt, unter Aufhebung der diesbezüglich unterm 31. Mai 1840 
G. 15/3 publicirten Grundſätze Folgendes zu beſtimmen: 


Ne 
Kein Schullehrer darf feine Schulftelle, ſei es um das Schulamt 
gänzlich aufzugeben, ſei es um eine andere Stelle zu übernehmen, verlaſſen, 
ehe die dreimonatliche Kündigungsfriſt abgelaufen iſt und bevor er ſich 
nicht mit dem Vorſtande der bisher von ihm verwalteten Schule ausein- 
andergeſetzt hat. Von der Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfrist kann 
nur die unterzeichnete Königliche Regierung nach Anhörung des Patrons 
dispenſiren. 
8 2. 
Der Abzug von einer Schulſtelle ſoll in der Regel mit dem Schluſſe 
eines Quartals zuſammenfallen. 


8 3. 

Die Auseinanderſetzung findet an einem in ländlichen Ortſchaften 
von dem Königlichen Landrath, in ſtädtiſchen Ortſchaften aber von dem zu⸗ 
ſtändigen Magiſtrat anzuberaumenden Termin unter Zuziehung des Pa- 
trons, zwiſchen dem abziehenden Lehrer und ſeinem Amtsnachfolger im 
Beiſein des Schulvorſtandes oder der von demſelben damit beauftragten 
Mitglieder Statt. Iſt der Amtsnachfolger noch nicht ernannt, oder bei 
der Auseinanderſetzung nicht zugegen, jo hat der Schulvorſtand oder das 
von demſelben beauftragte Mitglied ſeine Rechte bei der Auseinanderſetzung 
wahrzunehmen, welche alſo in dieſem Falle zwiſchen dem abziehenden Lehrer 
und ſeinem bisherigen Schulvorſtande erfolgt. Hat der Schulvorſtand 
unterlaſſen, ſich einzufinden, oder ein Mitglied zu beauftragen, fo genügt 
die Zuziehung ſeiner am Schulorte gerade anweſenden Mitglieder. 


8 4. 

Die Auseinanderſetzung erſtreckt ſich auf die zur Schule gehörigen 
Gebäude, das Schulland, das Schulinventarium und auf die mit der 
Schulſtelle verbundenen Einkünfte. 

8 5. 

Die zur Schule gehörigen Gebäude müſſen von dem abziehenden 
Lehrer in dem Zuſtande übergeben werden, in welchem er ſie beim Antritt 
ſeines Amtes überkommen hat. 

Die Veränderungen, welche an denſelben im Laufe ſeiner Amts⸗Ver⸗ 
waltung lediglich durch den Einfluß der Zeit und der wirthſchaftlichen Be⸗ 
nutzung verurſacht worden ſind, fallen dem abziehenden Lehrer nicht zur 
Laſt. Dagegen hat er für jede Verſchlechterung der Schulgebäude aufzu⸗ 
kommen, welche durch nachgewieſene unwirthſchaftliche Benutzung derſelben 
oder durch mangelnde Aufſicht herbeigeführt worden ift. Beiſpielsweiſe ſind: 
durch ſeine Schuld zerbrochene Fenſter, fehlende Fenſterläden, loſe oder 
fehlende Thüren, Schlöſſer und dergleichen von dem abziehenden Lehrer vor 
dem Abzuge zu ergänzen, oder es iſt der Betrag dafür in der Schulkaſſe 
zu deponiren. 


8 6. 
Von der Umzäunung des Schulgehöfts, der Baumſchule und der 
Schulgärten gilt daſſelbe wie von den Gebäuden. Die in der Baumſchule 
vorhandenen Wildlinge und veredelten Obſtbaumſtämmchen müſſen der 
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Schule als Inventar verbleiben, ſoweit ſie nicht bis zum Kündigungs⸗ 
termin in dem Nutzen des Lehrers verwendet worden ſind. 


f 8. i 
Das Schulland muß in ordentlicher wirthſchaftlicher Cultur nach 
Erfordern der Jahreszeit übergeben werden. 

Dat der Lehrer die angemeſſene Bearbeitung reſp. Beſtellung deſſelben 
mit Saat unterlaſſen, ſo ſind die ſeinem Nachfolger dadurch erwachſenden 
Koſten durch Sachverſtändige feſtzuſtellen und von dem abziehenden Lehrer 
zur Schulkaſſe zu entrichten, welch letztere ſeinen Amtsnachfolger aus 
dem eingezahlten Betrage nach Verhältniß ſeines Anſpruchs ſchadlos 
halten wird. 

§ 8. 


Das ee iſt von dem abziehenden Lehrer nach einem 
von dem Ortsſchulinſpektor als richtig beſcheinigten, bei jeder Schule zu 
führenden Verzeichniß vollſtändig und einſchließlich der für arme Schul⸗ 
kinder vorhandenen Schulbücher und Steintafeln zu übergeben. Für jeden etwa 
fehlenden Gegenſtand iſt der abziehende Lehrer verantwortlich und hat den 
Betrag dafür fo lange bei dem die Auseinanderſetzung nach $ 2 leitenden 
Beamten zu hinterlegen, bis er ihn beſchafft oder nachgewieſen hat, daß er 
an dem Abhandenkommen deſſelben keine Schuld trägt. 


Sg. 

Die von dem Lehrer zu führenden amtlichen Bücher, wie die Schul⸗ 
beſuchsliſte, das Verzeichniß der Hütekinder, das Klaſſen- und Tagebuch. 
die Schul⸗Chronik, die Einkommens⸗Nachweiſung und das Inventarien⸗ 
Verzeichniß find ebenfalls gleich dem Schul⸗Inventarium ſelbſt zu übergeben. 


§ 10. 

Das dem abziehenden Lehrer und ſeinem Nachfolger gebührende 
Einkommen der Schulſtelle wird nach folgenden Beſtimmungen berechnet 
reſp. vertheilt: ; 

a. Das Baargehalt gebührt dem abziehenden Lehrer bis zu dem Tage, 
welcher von uns für ſeinen Abzug feſtgeſetzt worden iſt; wo eine 
ſolche Feſtſetzung aber nicht erfolgt iſt, bis zum Tage, mit welchem 
er den Unterricht eingeſtellt hat. 

Das Deputat⸗Getreide wird auf die zwölf Monate des Jahres 
vom Termin der Lieferung gerechnet, vertheilt und es werden dem 
abziehenden Lehrer ſo viele dieſer Theile gewährt, als Monate ſeit 
dem Lieferungstermin verfloſſen ſind. Der Reſt gebührt ſeinem 
Nachfolger, ſofern dieſer unmittelbar nach dem Abzuge ‚feines Vor⸗ 
gängers eintrifft, entgegengeſetzten Falls der Schulkaſſe bis zum Ein⸗ 
treffen des neuen Lehrers und iſt in der Regel in natura zurück zu 
laſſen. Ausnahmsweiſe kann mit Genehmigung des Patrons ſtatt 
der zurückzulaſſenden Getreidegattungen in natura der Geldwerth nach 
19 Marktpreiſe der nächſten Stadt zur Schulkaſſe eingezahlt 
werden. 

d. Nach demſelben N wird in Bezug auf die Natural- und 
Geld⸗Calende, wo eine ſolche noch üblich iſt, verfahren. 
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d. Der Ertrag des Schullandes wird, nachdem die Beſtellungskoſten, 
ſofern ſie nicht der Gemeinde oder andern Verpflichteten ganz oder 
zum Theil obliegen und die Ausſaat, ſofern ſie nicht zum Inven⸗ 
tarium gehört, in Abrechnung gebracht worden ſind, feſtgeſtellt und 
dem abziehenden Lehrer mit demjenigen Betrage gewährt, welcher 
ihm für den bis zum Abzugstermin verfloſſenen Theil des Wirth⸗ 
ſchaftsjahres gebührt Das Wirthſchaftsjahr wird vom 1. Juli 
bis zum 30. Juni gerechnet. Der für den noch übrigen Theil des 
Wirthſchaftsjahres vom Abzugstermine bis zum 30. Juni berechnete 
Theil des Ertrages von dem Schullande gebührt der Schulkaſſe und 
iſt an dieſe abzuführen. Erfolgt aber der Abzug am Ende des 
Wirthſchaftsjahres, jo ſteht dem abziehenden Lehrer weder eine Ent⸗ 
ſchädigung für die Beſtellung des Schullandes, noch ein Anſpruch auf 
die künftige Ernte zu; ebenſowenig hat er aber einen Theil des vor- 
jährigen Ernte⸗Ertrages zurückzulaſſen. 

e. Alle rohen, von den zur Schule gehörigen Grundſtücken gewonnenen 
Wirthſchaftsvorräthe, wie Stroh, Heu und ſonſtiges Rauhfutter, 
ſowie der gewonnene Dünger, ſind gegen Erſtattung der nachweislichen 
Auslagen von dem abziehenden Lehrer zurück zu laſſen. Ein Ver⸗ 
kauf derſelben iſt weder während der Amts-Dauer noch beim Ab⸗ 
zuge und weder dem Lehrer noch dem Schulvorſtande geſtattet, ſie 
müſſen vielmehr ſtets auf der Schulſtelle wirthſchaftlich verbraucht 
werden und der daraus gewonnene Dünger muß für das Schulland 
verwendet werden. 

T. . das Schulland verpachtet, ſo wird der Pachtzins nach demſelben 

rundſatz zwiſchen den beiden Parteien vertheilt, wie der Ertrag 
des Schullandes. Ueber die Zeit ſeiner Amtsverwaltung hinaus 
darf kein Lehrer das Schulland ohne unſere Genehmigung ver— 
pachten. 2 
Das Deputat-Brennholz wird auf die ſechs Monate vom 1. Oc⸗ 
tober bis 31. März mit zwei Dritteln, für die übrigen ſechs Monate 
aber mit einem Drittheil berechnet. 


9 11. 


Erfolgt. der Abzug von einer Schulſtelle vor Ablauf einer fünf⸗ 
jährigen Verwaltung derſelben, ſo bat der Schulvorſtand in Vertretung 
der Schulgemeinde nach § 20 der Schulordnung das Recht, die Erſtattung. 
der Umzugskoſten durch den abziehenden Lehrer zur Schulkaſſe im Ver⸗ 
hältniß zu feiner Dienſtzeit am Ort zu verlangen. Wird ein ſolches Ver“ 
langen nicht geſtellt, ſo iſt der Lehrer zur Erſtattung der Umzugskosten 
nicht verpflichtet. 15 

5 12. 


Ueber die Auseinanderſetzung iſt eine Verhandlung aufzunehmen, in 
welcher das übergebene Schul-Inventar verzeichnet und ſämmtliche Ein⸗ 
kommenspoſten nach Maßgabe dieſer Verordnung berechnet und vertheilt 
ſind, und in welcher am Schluſſe die Forderungen, welche der Schule oder 
dem Amtsnachfolger zuſtehen, überſichtlich zuſammen zu ſtellen find. Dieſe 
SE Fa ift ohne Säumen dem Kreis-Landrath zur Beſtätigung ein- 
zureichen. 
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8 13. 


Die von dem Landrath beſtätigte Auseinanderſetzungs-Verhandlung 
gilt als Interimiſticum und wird ſofort vollſtreckbar, jo daß eine An⸗ 
fechtung derſelben nur im Wege Rechtens zuläſſig iſt. 


§ 14. 


Die Uebergabe der zur Erledigung gekommenen Schulſtelle an den 
neuen Lehrer erfolgt nach folgenden Beſtimmungen: 

a. Iſt der Amtsnachfolger des abziehenden Lehrers bei der Ausein⸗ 
anderſetzung zugegen, jo iſt gleichzeitig mit der letzteren die Uebergabe 
zu bewirken und in der Verhandlung zu regiſtriren. 

War der neue Lehrer bei der Auseinanderſetzung nicht gegenwärtig, 
fo hat nach feinem Eintreffen der Schulvorſtand die zur Schule ge⸗ 
hörigen Gebäude, Grundſtücke und das Schul⸗Inventarium nach der 
zu dieſem Behufe von dem Königlichen Landrath zu erbittenden Aus⸗ 
einanderſetzungs-Verhandlung ihm zu übergeben. Daß es geſchehen 
und in welchem Zuſtande die übergebenen Zuſtände gefunden worden 
find, iſt dem Königlichen Landrath bei Rückgabe der Auseinander- 
ſetzungs-Verhandlung durch eine mit dem neuen Lehrer aufgenommene 
und durch ihn mit vollzogene Verhandlung nachzuweiſen. 

Den Königlichen Landräthen, ſowie den Magiſtraten und Schul⸗ 
vorſtänden wird die ſorgfältige Beachtung der vorſtehenden Vorſchriften 
hiermit zur Pflicht gemacht. 


Danzig, den 28. Juni 1881. 
Königl. Regierung. Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


(b. Amtsblatt 1883, Seite 211.) 


Zu unſerer unter dem 28. Juni 1881 erlaſſenen Verordnung, be⸗ 
treffend das bei Erledigung von Schulſtellen zu beobachtende Verfahren 
(Amtsblatt Nr. 29, Seite 159—60) beſtimmen wir im Einvernehmen mit 
dem Königl. Konſiſtorium der Provinzen Oſt- und Weſtpreußen zuſätzlich 
Folgendes: 

Im Falle der Erledigung einer combinirten d. h. einer mit kirchlichen 
Aemtern verbundenen Schulſtelle wird die Verwaltung der Stellen-Einkünfte 
während der Vakanzzeit in der Weiſe gehandhabt, daß der Schulvorſtand 
die aus dem Schulamt fließenden Einkünfte vereinnahmt, während die aus 
dem Kirchenamte herrührenden Einnahmen von dem Gemeindekirchenrathe 
vereinnahmt werden. 

Ueber die Vertheilung der Vakanz-Revenüen haben ſich die Schul⸗ 
vorſtände mit den Gemeindekirchenräthen in Verbindung zu ſetzen und 
gemeinſchaftlich mit letzteren die bezüglichen Vorſchläge zu machen. 

Die zu dieſem Zwecke aufzunehmenden Verhandlungen ſind bezüglich 
der Revenüen aus dem Schulamte durch den Landrath zu beſtätigen und 
durch letzteren dem Königlichen Konſiſtorium der Provinzen Oſt⸗ und 
Weſtpreußen behufs Beſtätigung rückſichtlich der Revenüen aus dem Kirchen⸗ 
amte zu überſenden. 

Danzig, den 31. Juli 1883. 


Königliche Regierung. Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
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(e. Amtsblatt 1884, Seite 150.) 


Der § 11 der gedachten Verordnung wird aufgehoben und tritt an 
deſſen Stelle nachſtehende Beſtimmung: 

„Erfolgt der Abzug von einer Schulſtelle vor Ablauf einer fünf⸗ 
jährigen Verwaltung derſelben, ſo iſt der Lehrer auf Verlangen des 
Schulvorſtandes verpflichtet, der Gemeinde die ihm gewährten Umzugskoſten 
zurückzuerſtatten.“ 

Danzig, den 17. Juni 1884. 

Königliche Regierung. Abtheilung für Kirchen- und Schulweſen. 


15. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Beſtrafung der 
Schulverſäumniſſe in der Provinz Weſtpreuſßzen. 


(Amtsblatt 1886, Seite 180.) 


Die zur Ausführung des Geſetzes vom 6. Mai d. J. (G.⸗S. S. 114) 
betreffend die Beſtrafung der Schulverſäumniſſe im Gebiete der Schul- 
ordnung für die Elementarſchulen der Provinz Preußen vom 11. Dezember 
1845 und des Schulreglements vom 18. Mai 1801 für die niederen 
katholiſchen Schulen in den Städten und auf dem platten Lande von 
Schleſien und der Grafſchaft Glatz mit Zuſtimmung des Provinzialraths 
gegebenen Vorſchriften der Provinzialverordnung vom 23. Juni d. A 
betreffend die Beſtrafung der Schulverſäumniſſe in der Provinz Weſtpreußen 
(abgedruckt im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder de 
1886 S. 196 und im Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig 
©. 1 des Extrablatts zu Nr. 26) mache ich hierdurch unter Aufhebung der 
bezeichneten Polizeiverordnung vom 23. Juni d. J. auf Grund der 88 137 
und 140 des Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (G.⸗S. S. 195 ff.) und auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Ge⸗ 
ſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) 
von Neuem als Polizeiverordnung für den Umfang der Provinz Weit- 
preußen bekannt, wie folgt: 

§ 1. 

f Eltern ſchulpflichtiger Kinder und deren Stellvertreter, ſowie alle 
diejenigen Perſonen, deren Obhut ſchulpflichtige Kinder unterſtellt find, ins⸗ 
beſondere Dienft- und Lehrherren, haben dafür Sorge zu tragen, daß die 
zum Beſuche der öffentlichen Volksſchule verpflichteten Kinder die Schul⸗ 
ſtunden regelmäßig beſuchen. 

8 2. 

Wird der Unterricht ohne genügenden Grund verſäumt, ſo werden 
die im 8 1 bezeichneten Perſonen für jeden Tag, an welchem eine ſolche 
Verſäumniß ſtattfindet, mit einer Geldſtrafe von zehn Pfennig bis zu einer 
Mark und, falls dieſe nicht beigetrieben werden kann, insgeſammt mit Haft 
von mindeſtens 6 Stunden bis zu drei Tagen beſtraft. 


Arbeitgeber, welche ſchulpflichtige Kinder während der Unterrichts⸗ 
ſtunden beſchäftigen, oder die Beſchäftigung ſolcher Kinder in ihrem Dienſt 
während der Unterrichtsſtunden durch ihre Aufjeher, Gehülfen oder Arbeiter 
dulden, werden, ſofern nicht nach den Beſtimmungen der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung eine härtere Strafe verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu ſechszig 
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Mark, und, falls dieſe nicht beizutreiben iſt, mit Haft von 1 bis zu 
14 Tagen beſtraft. 
8 4. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. Juli 1886 in Kraft. Mit dem 
gleichen Tage ſind alle derſelben entgegenſtehenden Beſtimmungen der zur 
Zeit geltenden Verordnungen über Schulverſäumniſſe aufgehoben. 

Danzig, den 5. Auguſt 1886. 

Der Oberpräſident. 


Abſchnitt II. 


Polizei der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
(Sitten⸗, Vereins⸗, Geſinde⸗Polizei, Lotterie, Paß⸗ und 
Melde⸗Weſen.) 


1. Polizeiliche Vernehmung von Kindern. 
(Amtsblatt 1817, Seite 353.) 


Bereits im 18. Stück des diesjährigen Amtsblatts iſt unterm 
19. April d. Is. die Verfügung des Königlichen Polizei⸗Miniſterii zur 
Kenntniß gebracht, daß zu polizeilichen Unterſuchungen gegen Kinder ent- 
weder die Eltern oder Vormünder der Unmündigen zugezogen werden ſollen. 

In einer Verfügung vom 23. Juni d. Is. iſt über jene allgemeine 
Vorſchrift eine nähere Erläuterung von dem gedachten Königlichen Miniſterio 
erlaſſen, welche wir den ſämmtlichen Polizei⸗Behörden unſeres Departements 
zur Achtung nachſtehend mittheilen. 

Danzig, den 11. Juli 1817. 3 

Königliche Preußiſche Regierung. Erſte Abtheilung. 


Die Circular⸗Verordnung vom 6. April d. Is. iſt nicht ſowohl zur 
Wahrnehmung des Vermögens⸗Intereſſes der in polizeiliche Unterſuchung 
gerathenen Minderjährigen, als vielmehr deshalb erlaſſen, um theils den⸗ 
jenigen, die wegen ihrer Jugend den Gang der Unterſuchungen, die Folgen 
der darin gemachten Aeußerungen, und die Gründe ihrer Vertheidigung 
nicht kennen, eine noch größere Sicherheit vor etwaigen Uebereilungen zu 
gewähren, theils aber denjenigen, welche Natur und Geſetz zu ihrer Ver⸗ 
tretung berufen haben, Gelegenheit zu geben, deren Vertheidigung und übrige 
Gerechtſame wahrzunehmen, zugleich aber auch die hierher gehörigen Ver⸗ 
hältniſſe ihrer Kinder und Pflegebefohlenen näher, als es oft in häuslichen 
Verhältniſſen möglich iſt, kennen zu lernen, endlich aber auch, um den 
Polizeibehörden die Veranlaſſung darzubieten, den Eltern und Vormündern 
die Pflicht der Aufmerkſamkeit auf ihre Kinder und Pflegebefohlenen ans 
Herz zu legen, und Vorſchriften oder Winke zur Vorbeugung weiterer 
polizeilicher Vergehungen derſelben zu geben. 
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Dieſer Zweck der angeführten Circular⸗Verordnung wird dadurch 
erreicht, daß 

1. den Eltern oder Vormündern die gegen ihre Kinder oder Pflege⸗ 
befohlenen zu eröffnende Unterſuchung und deren Veranlaſſung bald möglichſt 
bekannt gemacht, und 

2. ihnen dabei überlaſſen werde, dasjenige, was ſie zu deren Ver⸗ 
theidigung anführen zu können glauben, nicht allein im Anfange der Unter⸗ 
ſuchung, ſondern in jeder Lage derſelben vorzubringen, demnächſt aber 

3. am Schluſſe der Unterſuchung ihnen der Inhalt der Akten bekannt 
gemacht, oder deren Einſicht verſtattet werde, mit der Aufforderung, das⸗ 
jenige anzuzeigen, was nach ihrer Anſicht ſonſt noch zur Entſchuldigung 
ihres Kindes oder Mündels gereichen möchte, wie denn auch 5 

4. das Reſolut in ihrer Gegenwart publicirt, oder ihnen wenigſtens 
gleich mitgetheilt werde, und zwar in beiden Fällen mit angemeſſener Be⸗ 
lehrung über die dagegen zuſtehenden Rechtsmittel. 

Außerdem muß aber g 

5. bei Vernehmungen, die eine nähere, bei dem Alter, wovon hier die 
Rede iſt, nicht vorauszuſetzende Kenntniß des Geſetzes, des Gegenſtandes 
oder anderer relevirender Verhältniſſe erfordern, oder bei jungen Leuten 
von beſchränkten Geiſtesfähigkeiten oder andern, die Freiheit oder Richtigkeit 
ihrer Aeußerungen hindernden Eigenſchaften, ſowie bei beſonderer Ver⸗ 
ſtocktheit und beharrlichem Leugnen der Vater oder der Vormund bei der 
Vernehmung ſelbſt zugezogen werden; auch müſſen 

6. die zum Arreſt gebrachten Kinder oder Pflegebefohlenen nach Be⸗ 
endigung des Arreſtes von Polizei wegen ihren reſp. Eltern oder Bor: 
mündern übergeben werden, und kann endlich 

7. die Vollſtreckung der von der Polizei erkannten körperlichen 
Züchtigung der Kinder oder Pflegebefohlenen nach Verhältniſſen deren 
Eltern oder Vormündern überlaſſen werden. 
Wenn dies Verfahren zwar nicht mit der Criminal⸗Ordnung über⸗ 
einſtimmt, ſo ſind dagegen die für die Unterſuchung begangener Verbrechen 
und für die Behandlung der Verbrecher nothwendigen, und daher erlaſſenen 
Vorſchriften des Criminal⸗Rechts auf bloße Polizei⸗Contraventionen nicht 
unbedingt und in ihrer ganzen Strenge anzuwenden, ſondern bei den 
Letzteren in mehrfacher Beziehung durch liberalere und mehr ſchonende 
Behandlung zu ergänzen. Ein weſentlicher Aufenthalt der Sache iſt hier- 


aus um ſo weniger zu beſorgen, als bei der Abweſenheit der Eltern oder 


des Vormundes die Polizei, nach der Analogie der Interims⸗Tutel, einen 
der am Orte gegenwärtigen Verwandten, oder in deren Ermangelung einen 
andern, mit dem Contravenienten in näheren Verhältniſſen ſtehenden Mann 
auffordern kann, bei der Unterſuchung die Stelle der abweſenden Eltern 
oder Vormünder zu vertreten. 

Berlin am 23. Juni 1817. 


2. Anlegung von Lehm⸗ und Sandgruben. 
(Amtsblatt 1822, Stück 38.) 


a. Es haben ſich ſeit Kurzem wieder mehrere Fälle ereignet, 


ir, 
N 


welchen Menſchen beim Sand und Lehmholen durch Einfturz des Sand- Haze 


oder Lehm⸗Berges oder der Gruben um das Leben gekommen ſind. 


— 


(im 23. Stü 
daß keine Lehm- oder 
der Ortspolizei⸗Behö 
graben werden ſoll, 
Vermeidung einer Geldſt 
mäßiger Gefängnißſtrafe für j 
Zugleich fordern wir die Ortspolizei⸗Behörden auf, alle in ihren 
Bezirken vorhandenen Lehm- oder Sand⸗Gruben ſogleich und ſpäteſtens 
binnen 14 Tagen nach Anſicht dieſer Verfügung in Augenſchein zu nehmen, 
die überragenden Theile des Erdreichs abſtechen zu laſſen, künftig in jedem 
einzelnen Falle das Ausgraben nur an ſolchen Stellen zu geſtatten, wo 
ſolches ohne Gefahr eines Einſturzes oder Abbruchs des obern Theils der 
Erde geſchehen kann, und daher mit dem Abſtechen der obern Erdſchichten 
allemal, ſo oft die Tiefe mehr ausgegraben iſt, fortzufahren und deshalb 
die Sand- Gruben, ſo oft es nöthig, wenigſtens alle 4 Wochen, zu be⸗ 
ſichtigen. 
Wir werden die Vernachläſſigung dieſer Beſtimmung für jeden Fall 
mit 5 bis 10 Thlr. Ordnungsſtrafe beahnden, und machen außerdm jede 


Polizeibehörde 71 5 jeden Unglücksfall verantwortlich, welcher durch 
In 


ſäumung der igen Vorſichts⸗Maßregeln herbeigeführt werd 

Die Herren Landräthe werden übrigens die Ortspolizei a i 
dieſer Beziehung unter beſondere Aufſicht nehmen und jede Vernachläſſigunt 
ihrer Amtspflicht uns zur ſtrengſten Beahndung anzeigen. Auch weiſen 
wir die Gendarmen an, bei Gelegenheit ihrer Patrouillen im Kreise, wo 
Lehm- und Sandgruben ſich befinden, auf Befolgung dieſer Anordnung 
aufmerkſam zu ſein, und ſoll ihnen für jeden angezeigten Uebertretungsfall, 
inſofern derſelbe richtig befunden wird, von der Ortspolizeibehörde, die ſich 
eine Vernachläſſigung hat zu Schulden kommen laſſen, eine Belohnung von 
Einem Thaler pro vigilantia zu Theil werden. 

Danzig, den 3. September 1822. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


(b. Amtsblatt 1833, Stück 40.) 


Da durch den Einſturz von Lehm und Sandgruben ſeit einiger Zeit 
ſich mehrere Unglücks fälle wieder ereignet haben, ſo finden wir uns veran⸗ 
laßt, unſere durch die Publikanda vom 29. November 1816 (im 23. Stück 
des Amtsblattes pro 1816) und vom 3. September 1822 (Nr. 38 des 
Amtsblatts pro 1822) dieſerhalb getroffenen Anordnungen hierdurch alles 
Ernſtes in Erinnerung zu bringen. 

Wiederholentlich beſtimmen wir daher: 

daß keine Lehm⸗ oder Sandgruben ohne vorhergehende Meldung 
bei der Ortspolizeibehörde und ohne daß dieſe die Stelle, wo 
gegraben werden ſoll, angewieſen hat, benutzt werden darf, zur 
Vermeidung einer Geldſtrafe von 1—10 Thlr. oder verhältniß⸗ 
mäßiger Gefängnißſtrafe für jeden Uebertretungsfall. 
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Zugleich ſchärfen wir den Ortspolizeibehörden noch beſonders ein, 
über die Befolgung dieſer Vorſchrift eifrigſt zu wachen, alle in ihren Be⸗ 
zirken vorhandenen Lehm und Sandgruben ſogleich und ſpäteſtens binnen 
14 Tagen nach Anſicht dieſer Verfügung in Augenſchein zu nehmen, die 
überragenden Theile des Erdreichs abſtechen zu laſſen, vor wie nach in 
jedem einzelnen Falle das Ausgraben nur an ſolchen Stellen zu geſtatten, 
wo ſolches ohne Gefahr eines Erdſturzes oder Abbruchs des obern Theils 
der Erdſchicht geſchehen kann, daher mit dem Abſtechen der oberen Erdtheile 
allemal, ſo oft die Tiefe mehr ausgegraben iſt, fortzufahren und deshalb die 
Gruben mindeſtens alle 4 Wochen zu beſichtigen. 

Ueberdies beſtimmen wir: 

daß die Gruben nur in einer Entfernung von mindeſtens zwei 
Ruthen von befahrenen Wegen angelegt, und außerdem mit einer 
Barriere verſehen werden müſſen, und daß der Abraum 6 bis 
12 Fuß vom Rande der Grube fortgeſchafft werden muß, um 
das Nachſchießen derſelben zu verhüten, weshalb auch, wenn um 
den Rand der Grube gefahren wird, die Wagen eine gleiche Ent⸗ 
fernung von demſelben beobachten müſſen. 

Jede Vernachläſſigung dieſer Beſtimmungen ſoll mit einer Ordnungs⸗ 
ſtrafe von 5 bis 10 Thlr. geahndet und außerdem jede Polizeibehörde für 
jeden Unglücksfall beſonders verantwortlich gemacht werden, welcher 
durch Vernachläſſigung der nöthigen Vorſichts Maßregeln herbeigeführt 
werden möchte. 

Die Herren Landräthe werden übrigens die Ortspolizeibehörden in 
dieſer Vezichung unter beſondere Aufjiht nehmen und jede Vernachläſſigung 
einer dieſer Anordnungen uns zur ſtrengen Beahndung unverzüglich an⸗ 
zeigen. Auch werden die Gendarmen aufgefordert, bei Gelegenheit ihrer 
Patrouillen im Kreiſe, wo Lehm⸗ und Sandgruben ſich befinden, auf Be⸗ 
folgung dieſer Anordnung aufmerkſam zu fein, und ſoll ihnen für jeden 
angezeigten Uebertretungsfall, inſofern derſelbe richtig befunden wird, von 
der Ortspolizeibehörde, die ſich eine Vernachläſſigung hat zu Schulden 
kommen laſſen, eine Belohnung von einem Thaler pro vigilantia zu 
Theil werden. 

Danzig, den 14. September 1833. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


3. Oeffentliche Brunnen, ſteile Ufer au Wegen und 
Brücken. Schutz des Publikums. 
(a. Amtsblatt 1823, Stück 31.) 


Mehrere eingetretene Unglücksfälle veranlaſſen uns, das unterm 
2. Februar 1810 erlaſſene Publikandum der Königlichen Regierung zu 
arienwerder wegen Sicherung der öffentlichen Brunnen, ſo wie der Ufer 
an den Wegen und der Brücken auf den Landſtraßen hierdurch wieder- 
holentlich in Erinnerung zu bringen und die fämmtlichen Polizei⸗ und 
Orts⸗Behörden, desgleichen die Gendarmerie unſeres Departements aufzu⸗ 
2 auf die Ausführung der diesfallſigen Vorſchriften nachdrücklichſt 
zu halten. 
Danzig, den 14. Juli 1823. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Publikandum. 


Es ſind mehrere Unglücksfälle zu unſerer Kenntniß gekommen, welche 
dadurch veranlaßt worden, daß die öffentlichen Brunnen mit keiner ge⸗ 
hörigen Einfaſſung verſehen, auch an mehreren Dorfs⸗ und Landſtraßen, 
ingleichen Triften, woſelbſt ſteile Ufer und Brücken anliegen, keine Geländer 
gezogen find. j 

Die Königl. Weſtpreuß Regierungs⸗Polizei⸗Deputation ſetzet demnach 

hiemit feſt, daß erſtere, als die Brunnen, ſofort mit einer, zwei und einen 
halben Fuß hohen Einfaſſung verſehen, dagegen die ſteilen Ufer an Ge⸗ 
wäſſern und Landſtraßen, woſelbſt ſolche dicht vorbei gehen und für 
Reiſende ſowohl, als bei Vieh⸗Triften für das Vieh leicht ein Unglück 
eutſtehen kann, mit tüchtigen Geländern, von drei Fuß Höhe, einge⸗ 
aßt werden. 
50 Alle Behörden werden angewieſen, hierauf ſtrenge zu halten, und 
ſollte ein oder der andere dieſe Sicherheitsmaßregel nicht ausführen und 
bei uns Anzeige darüber eingehen, ſo verfällt derſelbe bei der erſten Anzeige 
in fünf Thaler unerläßliche Strafe, und wird für die Folge, wenn ſolches 
dennoch nichts fruchten ſollte, noch härter beſtraft werden. 

Marienwerder, den 2. Februar 1810. 

Königl. Weſtpreuß. Regierungs⸗Polizei⸗Deputation. 
(b. Amtsblatt 1846, Stück 38.) 

Mit Genehmigung des Königlichen Miniſterii des Innern wird die 
Vorſchrift unſeres Amtsblatts⸗Publikandi vom 14. Juli 1823, wonach alle 
Brunnen mit einer haltbaren, mindeſtens 2¼ Fuß hohen Umwährung 
verſehen ſein ſollen, ſämmtlichen Polizeibehörden unſeres Departements, ſo 
wie dem betheiligten Publikum mit dem Bemerken in Erinnerung gebracht, 
daß die Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift mit einer Geldbuße bis zu zehn 
Thalern, im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe ge⸗ 
ahndet werden wird. 

Danzig, den 14. Au guſt 1846. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


4. Bernſteingruben. Anlegung derſelben. 
(Amtsblatt 1860, Seite 25.) 


Auf Grund der den Regierungen im $ 11 des Geſetzes vom 
11. März 1850, über die Polizei⸗Verwaltung, beigelegten Befugniß, ſetzen 
wir hiermit für den ganzen Umfang unſeres Verwaltungsbezirks, zur 
Verhütung von Unglücksfällen bei dem Graben nach Bernſtein, feſt: 

I. Beabſichtigt Jemand auf einem Grundſtücke nach Bernſtein zu 
graben, ſo muß derſelbe, bevor er zur Ausführung ſchreitet, hiervon der 
Polizei⸗Obrigkeit des Ortes Anzeige gemacht haben. 

II. Bei einer jeden Grube muß ein, in dem Fache erfahrener und 
zuverläſſiger Mann die Arbeit leiten. 

Dieſes Geſchäft darf indeß nur einem ſolchen Bernſteingräber über⸗ 
tragen werden, welcher ſich über ſeine Befähigung hierzu durch ein Atteſt 

auszuweiſen vermag. 

Das Atteſt wird, unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufes, 
von dem Landrathe desjenigen Kreiſes ausgeſtellt, in welchem der betreffende 
Bernſteingräber ſeinen Wohnſitz hat. 
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III. Der mit der Leitung der Arbeit bei einer Grube betraute Bern: 
ſteingräber iſt verpflichtet, unausgeſetzt die dabei beſchäftigten Leute zu 
beaufſichtigen. Er muß daher bei der Anlegung ſowie während des Be- 
triebes und bei dem Zumachen der Grube ohne Unterbrechung zugegen 
ſein, und möglichſt darauf ſehen, daß Unglücksfällen vorgebeugt werde. 

Bei Kaſtengruben hat derſelbe beſonders noch darauf zu achten: 

1. daß ſtarkes, feſtes Holz zu den Kaſten und Bänken verwendet 
werde. 

2. daß da, wo das Erdreich weniger bindende Theile enthält, die 
Kaſten in der Mitte abgeſteift und die Erdwände zwiſchen den einzelnen 
Kaſten mit kiefernem oder anderem dazu tauglichem Reiſig verkleidet 
werden. 

3. daß bei dem Zumachen der Grube der unterſte Kaſten zuerſt und 
ſo fortgeſetzt, immer nur ein Kaſten nach dem anderen dergeſtalt heraus- 
genommen werde, daß vor dem Herausnehmen des oberen Kaſtens erft 
die Ausfüllung des zwiſchen dieſem und dem unteren Kaſten befindlichen 
Raumes mit Erde, zugleich aber auch das Feſtſtampfen derſelben ſtattfinde. 

4. daß während des Zumachens der Grube ein Seil (Tau) von der 
Oeffnung oben bis zum Grunde herabhänge, damit vermittelſt deſſelben 
die unten befindlichen Arbeiter hinaufgezogen werden können, ſofern etwa 
deren Verſchüttung ſich beſorgen laſſen ſollte. 

5. daß ſtets eine Quantität Weineſſig und mehrere Schwämme zur 
7 ſeien, damit diejenigen Perſonen, welche in Fällen, in denen durch 

ntwickelung ſchädlicher Gaſe (böſe Wetter) die in der Tiefe beſchäftigten 
Arbeiter in Lebensgefahr ſchweben, zur Rettung hinabgelaſſen werden, zu 
8 eigenen Sicherung mit Weineſſig befeuchtete Schwämme in den 
und nehmen können. 
6. daß die Grube, fo lange fie im Betriebe ift, nicht offen bleibe, 
ſobald die Arbeit für den Tag beendet wird, ſondern mit Bohlen zuge⸗ 
deckt werde. 
7. daß jede Grube, nachdem ſie außer Betrieb geſetzt iſt, binnen 
vierundzwanzig Stunden zugeſchüttet, und demnächſt der Boden auf der 
Oberfläche feſtgeſtampft werde. ' 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Feſtſetzungen ziehen, inſoweit nicht 
etwa Grund zum ſtrafrechtlichen FH vorliegt, Geldbuße bis zur 
Gebt von zehn Thalern oder im Falle des Unvermögens, verhältnißmäßige 
nr nach ſich. 

. 5 ei dieſer Polizei = Verordnung beginnt mit dem 
„April d. J. 

raf N Polizei⸗Verordnung vom 3. Januar v. J. wird hierdurch außer 
aft geſetzt. 

es den 20. Januar 1860. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


5. Herabwerfen von Flaſchen beim Richten der Gebäude 
(Amtsblatt 1837, Stück 44) 

Da vor einiger Zeit der namentlich bei den Bauhandwerkern übliche 
Gebrauch, bei ihren Feierlichkeiten nach Richtung eines Gebäudes oder 
Vollendung anderer Bauarbeiten, von einem hohen Standpunkte die bei 
Ausbringung von Geſundheiten geleerten Gläſer und Flaſche zur Erde 
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herab zu werfen, den Tod eines durch ein ſolches Glas getroffenen Kindes 
zur Folge gehabt hat, ſo iſt Allerhöchſten Orts befohlen worden, daß von 
Polizeiwegen dergleichen Unglücksfällen vorgebeugt werden ſoll. 

Demgemäß wird hiermit der Gebrauch des Herabwerfens der Gläſer 
und Flaſchen bei den in Rede ſtehenden Gelegenheiten gemeſſenſt mit der 
Andeutung unterſagt, daß bei vorkommenden Uebertretungen dieſes Gebots 
an und für ſich gegen den Kontravenient eine Polizeiſtrafe von 5 Thlr. 
zur Feſtſetzung gelangen wird, wogegen bei etwa wirklich eintretender Be⸗ 
ſchädigung von Perſonen der Vorfall nach der Strenge der Kriminalgeſetze 
wird gerügt werden. . 

Die ſämmtlichen Ortspolizeibehörden werden angewieſen, auf die 
Aufrechterhaltung dieſer Beſtimmung zu wachen und jeden Kontraventions⸗ 
fall zur gehörigen Unterſuchung und Ahndung zu bringen. 

Danzig, den 19. März 1837. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


6. An⸗ und Abmeldung der Hauseigenthümer bei! 


25 


veränderungen. 
(Amtsblatt 1845, Nr. 35% 
hmigung wird in-Verfolg unſerer Bekanntmachung 
Amtsblatt pro 1838, Seite 78) in Betreff der polizei⸗ 
dungen Per- ftattfindenden Wohnungsveränderungen hier⸗ 
je-Hauseigenthümer forte pflichtet ſein ſollen, bei 
8 tei“ 


7. Steinfprengen durch Pulver. 
(Amtsblatt 1847, Stück 37.) 

Um Unglücksfällen bei dem Sprengen der Steine durch Pulver vor⸗ 
zubeugen, ſetzen wir hiermit feſt, daß derjenige, welcher in einer geringeren 
Entfernung als 250 Fuß von öffentlichen Wegen und bewohnten, oder von 
Menſchen gewöhnlich beſuchten Orten ohne Erlaubniß der Lokalpolizei⸗ 
Behörde Steine ſprengt, in eine Geldſtrafe von 2 bis 50 Thlrn. verfällt, 
an deren Stelle im Falle des Unvermögens verhältnißmäßige Gefängniß⸗ 
ſtrafe tritt. 

Danzig, den 26. Auguſt 1846. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


8. Ziegen. Verbot des frei Umherlaufens 
(Amtsblatt 1852, Stück 45.) 

Unter Hinweiſung auf $ 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 — 
über die Polizei⸗Verwaltung — beſtimmen wir hiermit für den ganzen 
Umfang des Regierungsbezirks, daß es nicht geſtattet iſt, Ziegen frei um⸗ 
herlaufen zu laſſen, ſondern daß die Beſitzer verpflichtet ſind, dieſe Thiere, 
außerhalb ihrer Gehöfte und gehörig eingezäunter Gärten, an der Leine 
zu führen und nur an ſolcher befeſtigt, auf ihren nicht eingezäunten Grund⸗ 
ſtücken zu hüten. 
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Diejenigen, welche dieſer Vorſchrift zuwider handeln, haben eine Geld— 
ſtrafe bis zur Höhe von 10 Thlrn. zu gewärtigen. 
Danzig, den 3. November 1852. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


9. Aufbewahrung geladener Gewehre. 
(Amtsblatt 1852, Stück 23.) 


Es iſt wahrgenommen worden, daß bei der Aufbewahrung geladener 
Gewehre diejenige Vorſicht häufig nicht beachtet wird, welche zur Verhütung 
von Unglücksfällen nöthig iſt. 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850, die Polizei⸗ 
Verwaltung betreffend, wird daher Folgendes verordnet: 

1. Die Aufbewahrung geladener Schußwaffen muß in einem ver⸗ 
ſchloſſenen Raume oder Schranke ſtattfinden; Reiſende oder Jäger, welche 
ein geladenes Gewehr bei ſich führen, müſſen daſſelbe ſtets in ihrer un⸗ 
mittelbaren Beaufſichtigung behalten oder des Schuſſes entledigen. 

2. Innerhalb der Städte und Dörfer müſſen Schießgewehre, wenn 
ſolche geladen, ſtets mit Vorſicht getragen, und alle Sicherheits⸗Maßregeln 
in Anwendung gebracht werden, welche eine unwillkürliche Entladung des 
Gewehres zu verhüten geeignet ſind. ’ 

3. Wer dieſen Vorſchriften zuwider handelt, hat eine Geldſtrafe 
von 5 bis 10 Thalern oder im Unvermögensfalle Gefängnißſtrafe bis zur 
Dauer von 8 Tagen verwirkt. 

Danzig, den 31. Mai 1852. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


10. Geſindebücher. Verpflichtung der Dienſtboten 
zum Halten derſelben. 
a. (Amtsblatt 1854, Seite 22.) ; 


Das Geje wegen Ein ührung von Geſindedienſtbüchern vom 29. Sep- 
tember 1846 enthält im $ 1 die Beſtimmung, daß jeder Dienſtbote, 
welcher in Geſindedienſte tritt, oder die Dienſtherrſchaft wechſelt, verpflichtet 
iſt, ſich mit einem Geſindebuche zu verſehen. 

Da nun dieſe geſetzliche Vorſchrift nicht überall gehörig befolgt wird, 
die genaue Beachtung derſelben aber nothwendig iſt, ſo ſetzen wird hiermit 
auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (über die Polizei⸗ 
verwaltung) feſt, daß derjenige Dienſtbote, welcher die Anſchaffung eines 
Geſindebuchs unterläßt, oder nicht im Stande iſt, ſich über den Beſitz eines 
ſolchen auszuweiſen, eine Geldbuße bis zum Betrage von fünf Thalern, 
oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe im Unvermögensfalle zu ge— 
wärtigen hat. 

Danzig, den 18. Januar 1854. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
(b. Amtsblatt 1872, Seite 63.) 5) 

Inſtruktion zur Ausführung des Geſetzes vom 21. Februar 1872, 

betreffend die Aufhebung der Abgaben von Geſindebüchern. 


Anmerkung: Das Geſetz vom 21. Februar 1872 befindet ſich Geſetz⸗ Sammlung 
Seite 160. Die Muster ſind hier nicht abgedruckt. 
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I Auf Grund des § 1 des Geſetzes vom 21. Februar cr., nach 
welchem die vom J. März d. J. ab zur amtlichen Ausfertigung gelangenden, 
von dieſem Zeitpunkte ab ſtempelfreien Geſindedienſtbücher nach einem im 
ganzen Umfange der Menarchie gleichmäßig zur Anwendung kommenden, 
von dem Miniſter des Innern vorzuſchreibenden Muſter gedruckt und ein⸗ 
gerichtet fein müſſen, beſtimme ich hiermit Folgendes: 

Die gedachten Dienſtbücher find in Oktavform, in einer Höhe vou 
ungefähr 16 Centimeter und in einer Breite von ungefähr 10 Centimeter 
anzulegen, mit einem feſten Pappdeckel und im Innern mit 8 Blättern 
von gutem Schreibpapier zu verſehen. Auf der erſten Seite des erſten 
Blattes, dem Titelblatte, ift das Signalement des Dienftboten nach Anlage 
A einzutragen. Die folgenden Seiten ſind nach Anlage B in der Art 
einzurichten, daß die Colonnen des Formulars: „Nummer des Dienſtes“ 
bis „Tag des Dienfiantritts“ (1 bis 5 incl.) auf die linke Seite des 
Dienſtbuches, dagegen die Colonnen: Grund des Dienſtaustritts ꝛc“ und 
„Beglaubigung und etwaige Bemerkungen der Polizeibehörde“ (6 und 7) 
auf die gegenüberliegende rechte Seite zu ſtehen kommen und jede zwei 
in dieſer Weiſe zuſammengehörige Seiten Raum zur Eintragung von zwei 
Dienſtatteſten gewähren. 


II. Die Herſtellung und der Verkauf der Formulare zu den Ge⸗ 
ſindedienſtbüchern unterliegt nach $ 1 des Geſetzes nur den allgemeinen 
gewerbeſteuerlichen und gewerbepolizeilichen Vorſchriften, iſt alſo der Pri⸗ 
vatinduſtrie überlaſſen. Die mit der Ausfertigung der Dienſtbücher beauf⸗ 
tragten Vehörden ſind nicht verpflichtet, Formulare zu Dienſtbüchern vor⸗ 
räthig zu halten, vielmehr iſt es Sache desjenigen, welcher die Ausfertigung 
eines Dienſtbuches verlangt, das dazu zu verwendende Formular zu be⸗ 
ſchaffen und vorzulegen. Dienſtbücher, welche dem vorgeſchriebenen Muſter 
nicht entſprechen, ſind von den betreffenden Behörden zur Ausfertigung 
nicht anzunehmen. 


III. Bis auf weitere Beſtimmung dürfen die vor dem 1. März 
d. J. ausgefertigten Geſindedienſtbücher, ſoweit fie hierzu noch Raum ge⸗ 
währen, noch auch ferner zur Eintragung von Dienſtatteſten im ganzen 
Umfange der Monarchie benutzt werden. 

IV. Durch die Vorſchrift im $ 3 des Geſetzes, nach welcher vom 
1. März d. J. eb weder Gebühren, noch ſonſtige Abgaben für die Aus- 
fertigung, Vorzeigung und Viſirung der Geſindedienſtbücher oder für die 
Beglaubigung der Dienſtzeugniſſe in denſelben erhoben werden dürfen, 
find die in einzelnen Theilen des Staats bisher auf Grund beſonderer Be⸗ 
ſtimmungen zuläſſig geweſenen derartigen Gebühren aufgehoben. 


V. In den ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriften über Ausfertigung und 
die Führung von Geſindedienſtbüchern, namentlich alſo auch über die Ver⸗ 
pflichtung zur Führung ſolcher Bücher und über die Ertheilung von Dienſt⸗ 
zeugniſſen in denſelben, ift durch das Geſetz vom 21. Februar d. J. nichts 
geändert worden. 


Berlin, den 26. Februar 1872. 


Der Miniſter des Innern. Graf Eulenburg. 
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11. Dienſtbücher der Schiffer. 
(Amtsblatt 1856, Seite 273.) 


Nachſtehende Verordnung wird hiermit auf Grund des § 11 des 
Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 veröffentlicht 
und zugleich angeordnet, daß im diesseitigen Regierungsbezirke die Ver⸗ 
pflichtung zur Führung von Dienſtbüchern nur den Mannſchaften ſolcher 
Waſſerfahrzeuge obliegt, deren Eigenthümer mit Rückſicht auf ihren Beſitz 
in Klaſſe K. zur Gewerbeſteuer veranlagt find, oder in dieſer Klaſſe zur 
Gewerbeſteuer zu veranlagen ſein würden, wenn fie Frachtſchifffahrt für 
Lohn betrieben. 

Danzig, den 19. Auguſt 1856. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


Verordnung 
wegen Einführung von Dienſtbüchern für die Schiffsleute im 
Regierungsbezirke Danzig. 
Auf Grund des $ 6 Littr. b. des Geſetzes über die Polizei-Ver⸗ 
waltung vem 11. März 1850 wird zur beſſeren Beaufſichtigung der 


Schiffsleute auf Preußiſchen Flußſchiffen und zur Hebung der Disciplin 
Nachſtehendes angeordnet: 


8 1. 
eder Dienſtmann auf einem Preußiſchen Flußſchiffe oder Floſſe 
— chen Junge, Schiffsknecht, Zugknecht, Heizer, Geſelle, Matroſe, 
Bootsmann, Steuermann — muß mit einem Dienſtbuche verſehen ſein und 
daſſelbe auf jeder Reiſe bei ſich führen. 

8 2. 

Die Dienſtbücher werden nach dem anliegenden Muſter gedruckt. Sie 
gewähren Raum zur Eintragung von ſechs Dienſt⸗Atteſten und ſind bei 
denjenigen Königl. Zoll⸗ und Steuer⸗Aemtern käuflich zu haben, welche dem- 
nächſt werden bezeichnet werden. 


8 3. 

Wer nach den Beſtimmungen dieſer Verordnung mit einem Dienſt⸗ 
buche verſehen ſein muß, hat ſolches der Polizeibehörde ſeines Wohn— 
orts Behufs Ausfertigung und Eintragung des Signalements vorzulegen. 

Die Eintragung erfolgt kostenfrei. 


84. 

j Schiffseigner, Schiffs⸗ oder Floßführer haben bei jeder Annahme 
eines Dienſtmannes ſich deſſen Dienſtbuch vorlegen zu laſſen und darin 
über das einzugehende Dienſtverhältniß das Erforderliche einzutragen. In 
Beziehung auf die ſchon vor Publitation der gegenwärtigen Verordnung 
eingegangenen Dienftverhältniffe iſt die Befolgung dieſer Vorſchriften binnen 
3 Monaten nachzuholen. 

8 5. 
Der Dienſtmann darf in ſeinem Dienſtbuche keine Aenderungen oder 
Zuſätze machen, oder durch Unberechtigte machen laſſen. 


§ 6. I 
Das Dienſtbuch muß ſowohl dem Dienſtherrn als einer jeden Polizei⸗ 
behörde auf Verlangen jederzeit vorgelegt werden. 
3* 
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Die nach dem Muſter zu § 2 vorſchriftsmäßig ausgefüllten Dienſt⸗ 


bücher gelten für ihre Inhaber, ſofern ſie preußiſche Unterthanen ſind, 


in den diesſeitigen Staaten als genügender perſönlicher Ausweis und ver⸗ 
treten die Stelle der paßpolizeilichen Legitimation. 


8 7. 

Den Polizeibehörden liegt es ob, Beſchwerden des Dienſtmannes 
über ein demſelben ertheiltes oder verweigertes Zeugniß zu erledigen und 
die dadurch etwa herbeigeführten Aenderungen und Zuſätze im Dienſtbuche 
nachzutragen. 


§ 8. 

Auf jedem preußiſchen Flußſchiffe iſt ein Verzeichniß der Perſonen, 
welche auf demſelben in Dienſt getreten ſind, zu führen und aufzubewahren. 
Dem Namen jedes entlaſſenen Dienſtmannes iſt eine Bemerkung über An⸗ 
fang und Ende ſeiner Dienſtzeit und eine wörtliche Abſchrift des ihm bei 
ſeinem Abgange ertheilten Zeugniſſes beizuſetzen. 

Dieſes Verzeichniß iſt jeder Schifffahrts⸗ und Polizeibehörde auf 
Verlangen zur Einſicht vorzulegen. 5 


Uebertretungen der obigen Vorſchriften werden mit Geldſtrafen bis 
zu dem Betrage von 10 Thlr. und in Unvermögensfällen mit verhältniß⸗ 
mäßiger Gefängnißſtrafe geahndet. 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Februar 1857 in 
aft. 
ee Berlin, den 8. Juli 1856. 

Der Miniſter des Innern. Der Finanz⸗Miniſter. 

gez. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

In Vertretung 
v. Pommer⸗Eſche. 


12. Tanzluſtbarkeiten gegen Eintrittsgeld bedürfen der 
Erlaubniß . 
(Amtsblatt 1857, Seite 78) 


In Bezug auf die Abhaltung von Tanzluſtbarkeiten wird unter Auf- 
hebung unſerer Bekanntmachungen vom 20. März und 14. Juni 1847 
und vom 12. Oktober 1853 (Amtsblatt pro 1847 pag. 64 und 125 und 
pro 1853 pag. 289) ſowie auf Grund des § 11 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, für den Umfang unſeres Ver⸗ 
waltungsbezirks hiermit anderweit Nachſtehendes verordnet: 

1. Zu allen Tanzluſtbarkeiten iſt die polizeiliche Grlaubniß einzuholen, 
ſofern dieſelben nicht auf alleinige Koſten des Gaſtgebers in einem 
Privatlokale ſtattfinden. 

Als ein ſolches Privatlokal ſoll ein an Privatperſonen vermiethetes 
öffentliches Lokal nicht angeſehen werden. 
Amtsblatt pro 1859, Seite 265.) 


Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850, wird hiermit, in Betreff der Abhaltung von Tanzluſt⸗ 
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barkeiten, unter Aufhebung der Beſtimmung adz 1“ unſerer Bekanntmachung 
vom 4. Mai 1857 (Amtsblatt pro 1857 No. 19) für den ganzen Umfang 
unſeres Verwaltungsbezirkes anderweit Nachſtehendes verordnet: 
Zu allen öffentlichen Tanzluſtbarkeiten iſt, bei Vermeidung einer 
Polizeiſtrafe von 15 Sgr. bis zu 5 Thlr., die polizeiliche Erlaubniß 
einzuholen. Als öffentliche Tanzluſtbarkeiten gelten die von Privat⸗ 
oder ſogenannten geſchloſſenen Geſellſchaften, gegen Erhebung eines 
Eintrittsgeldes, veranſtalteten nur dann, wenn die Geſellſchaft eben 
zu dem Zweck, die Tanzluſtbarkeit zu veranſtalten, erſt zuſammentritt. 
Die übrigen Beſtimmungen ad 2—6 der vorerwähnten Bekanntmachung 
bleiben in Kraft. 
Danzig, den 19. December 1859. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


2. Die Erlaubniß zum Halten von Tanzböden, auf welchen an be⸗ 
ſtimmten Tagen getanzt werden darf, wird nicht mehr ertheilt. 

3. Die in Gemäßheit der Beſtimmung unter 1 erforderliche polizeiliche 
Genehmigung iſt ſchriftlich von der Ortspolizeibehörde, d. h. in den 
Städten, in welchen nicht beſondere Königl. Polizeibehörden beſtehen, 
von den Magiſträten, auf dem Lande in den adeligen Ortſchaften 
von deren Beſitzern oder Stellvertretern, in den Königl. Amts⸗ 
Dörfern von den Domainen- oder Domainen-Rentämtern, und 
innerhalb des ehemaligen Danziger Territoriums für jetzt von dem 
hieſigen Magiſtrate, ſpäterhin aber von der, für die Ortſchaften 
dieſes Territoriums beſonders einzurichtenden Polizeibehörde zu 
ertheilen. 

. Das Tanzvergnügen darf in der Regel nicht über die Polizeiſtunde 
hinaus geſtattet werden. 

Es kann für die Erlaubniß da, wo es bisher gebräuchlich geweſen, 
oder von der Gemeinde auf Grund eines förmlichen Gemeinde— 
beſchluſſes gewünſcht wird, eine Abgabe von 5 Sgr. zur Ortsarmen— 
kaſſe erhoben werden. 

5. Zur Verlängerung der Tanzluſtbarkeit über die Polizeiſtunde hinaus, 
muß die Genehmigung in dem Erlaubnißſcheine ausdrücklich ausge⸗ 
ſprochen fein, und für dieſe ſoll da, wo es bisher üblich geweſen, 
oder die Gemeinde vermittelſt eines förmlichen Gemeindebeſchluſſes 
darauf anträgt, eine Abgabe an die Ortsarmenkaſſe, welche für die 
Städte auf 15 Sgr. und für das platte Land auf 10 Sgr. feſtgeſetzt 
wird, entrichtet werden. 

. Mebertretungen der vorſtehenden Vorſchriften werden an dem Beſitzer 
des Lokals, in welchem die betreffende Tanzluſtbarkeit ſtattgefunden, 
mit einer Polizeiſtrafe von 15 Sgr. bis 5 Thlr. geahndet. 

Danzig, den 4. Mai 1857. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


13. Freies Umherlanfen herrenloſer und ungeknüttelter 


Hunde. 
(Amtsblatt 1866, Nr. 306.) 


Auf Grund des § 11 des lr Pen vom 11. März 1850 über die 


Polizei⸗Verwaltung beſtimmen wir zur Verhütung des freien Umherlaufens 
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herrenloſer und ungeknüttelter Hunde, unter Aufhebung der Verordnung 
vom 23. Juli 182 (Amtsblatt pro 1820, Seite 357), wie folgt: 


8 1. 
Auf dem platten Lande hat jeder Eigenthümer eines Hundes bei 
Vermeidung einer Polizeiſtrafe von 1—3 Thlr. den ſelben 

a. entweder in dem Gehöfte an die Kette zu legen, 

b. oder mit einem ſeiner Größe angemeſſenen Knüttel zu verſehen, 
durch welchen er behindert iſt, Menſchen und Vieh zu verfolgen 
und zu beſchädigen. 

Ausgenommen von dieſer Beihränfung find die zur Jagd beſtimmten 
Hunde während der Jagdzeit; desgleichen die Hirten⸗ und Schäferhunde, 
ſo lange dieſe zur Abwehrung der Heerde von Feldern, Schonungen und 
Wieſen gebraucht werden; doch darf nicht geſtattet werden, daß ſelbige ſich 
von der Heerde oder der Perſon des Hirten oder Schäfers entfernen und 
frei umherlaufen, in welchem Falle der Veſitzer gleichfalls die oben normirte 
Polizeiſtrafe verwirkt hat. 


8 2. 

Alle Hunde, welche außerhalb des Dorfs, des Vorwerks oder des 
einzeln gelegenen Etabliſſements gelnüttelt oder ungeknüttelt herrenlos reſp. 
ohne Führer angetroffen werden, ſollen durch Polizeibeamte und Gendarmen 
auf der Stelle erſchoſſen werden. Der Eigenthümer des Hundes hat eine 
Polizeiſtrafe von 1 Thaler verwirkt und iſt außerdem zur Erlegung eines 
Schießgeldes von 2 Thaler an Denjenigen, der den Hund geſchoſſen hat, 
verpflichtet. 


Die den Forſtbedienten durch die Forſtordnung, ſowie den Jagd⸗ 
berechtigten durch das Allgemeine Land⸗Recht Theil II., Titel 16 $ 63 sq. 
beigelegte Befugniß, die auf dem Jagdreviere herumlaufenden Hunde nach 
Bewandtniß der Umſtände wegzufangen oder zu tödten und von dem Eigen⸗ 
thümer das geſetzliche Pfand» oder Schießgeld zu fordern, erleidet durch 
vorſtehende Beſtimmungen keine Aenderung. 

Danzig, den 1. November 1866. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


14. Paßzweſen. 


(Amtsblatt 1868, Seite 13.) 


Indem wir hiermit zur Kenntniß des Publikums bringen, daß durch 
das hierunter abgedruckte Bundes⸗Paßgeſetz vom 12. Oktober v. J. der 
bisher in den preußiſchen Staaten beſtandene Paßzwang vom 1. d. M. 
ab aufgehoben iſt, machen wir darauf aufmerkſam, daß, unter Wegfall der 
Wanderpäſſe und Wanderbücher, ſowie der Unterſcheidung zwiſchen Aus⸗ 
lands⸗ und Inlandspäſſen, fortan nur eine Kategorie von Päſſen, ſowie 
Paßkarten als Reiſelegitimationen innerhalb der norddeutſchen Bundesſtaaten 
ausgegeben werden und, unter Beibehaltung des bisherigen Verfahrens bei 
Ertheilung der Paßkarten, innerhalb unſeres Regierungsbezirks, ausſchließlich 
wir, die Königlichen Landraths⸗Aemter, ſowie die Polizei⸗Direktionen hier 
und in Elbing zur Ertheilung von Reiſepäſſen fortan befugt ſind. 

Danzig, den 4. Januar 1868 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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Geſetz über das Paßweſen. 
Vom 12. Oktober 1867. 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. ver⸗ 
ordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Bundesangehörige bedürfen zum Ausgange aus dem Bundesgebiete, 
zur Rückkehr in daſſelbe, ſowie zum Aufenthalte und zu Reiſen innerhalb 
deſſelben keines Reiſepapiers. , 

Doch ſollen ihnen auf ihren Antrag Päſſe oder ſonſtige Reiſepapiere 
ertheilt werden, wenn ihrer Befugniß zur Reiſe geſetzliche Hinderniſſe 
nicht entgegenſtehen. 

8.2. 
A Auch von Ausländern ſoll weder beim Eintritt, noch beim Austritt 
über die Grenze des Bundesgebiets, noch während ihres Aufenthalts oder 
ihrer Reiſen innerhalb deſſelben ein Reiſepapier gefordert werden. 


„Bundesangehörige wie Ausländer bleiben jedoch verpflichtet, ſich auf 
amtliches Erfordern über ihre Perſon genügend auszuweiſen. 
5 4 


Päſſe oder ſonſtige Reiſepapiere, ſo wie andere Legitimations-Urkunden, 
welche von der zuſtändigen Behörde eines Bundesſtaats ausgeſtellt ſind, 
haben, wenn ſie nicht eine ausdrückliche Beſchränkung in dieſer Beziehung 
enthalten, Gültigkeit für das ganze Bundesgebiet. 

8 


so. 
Eine Verpflichtung zur Vorlegung der Reiſepapiere Behufs der 

Viſirung findet nicht ſtatt. 

§ 6. 
5 Zur Ertheilung von Päſſen an Bundesangehörige zum Eintritt 
in das Bundesgebiet ſind befugt: 1) die Bundesgeſandten und Bundes⸗ 
konſuln: 2) die Geſandten jedes Bundesſtaates, jedoch für Angehörige 
anderer Bundesſtaaten nur inſoweit, als die letzteren in ihrem Bezirke nicht 
vertreten ſind; 3) ſo lange ſolche noch vorhanden ſind (Art. 56 der Bundes— 
verfaſſung), die Konſuln jedes Bundesſtaates, ſoweit ihnen nach den in dem— 
ſelben geltenden Beſtimmungen dieſe Befugniß zuſteht. 5 
t Zur Ertheilung von Auslandspäſſen und ſonſtigen Reiſepapieren 
find diejenigen Behörden befugt, welche nach den in den einzelnen Bundes— 
ſtaaten geltenden Beſtummungen dieſe Befugniß haben, oder welchen dieſelbe 
von Bundeswegen oder von den Regierungen der einzelnen Bundesſtaaten 
fernerhin beigelegt wird. 


um 


8 
Zu Päſſen und ſonſtigen Reiſepapieren find übereinſtimmende For— 
mulare einzuführen und zu benutzen. 


88. 

Für Päſſe und ſonſtige Reiſepapiere darf an Stempelabgaben und 

Ausfertigungsgebühren zuſammen nicht mehr als höchſtens Ein Thaler 

erhoben werden. a 

Die Geſandten und Konſuln find befugt, Päſſe ſtempel- und koſtenfrei 

auszuſtellen. In welchen Fällen dies außerdem ſtatthaft iſt, bleibt der Be- 
ſtimmung der einzelnen Regierungen vorbehalten. 
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9. 

Wenn die Sicherheit des in oder eines einzelnen Bundesstaates, 
oder die öffentliche Ordnung durch Krieg, innere Unruhen oder fonftige 
Ereigniſſe bedroht erſcheint, kann die Paßpflichtigkeit überhaupt oder für 
einen beſtimmten Wezirk, oder zu Reiſen aus und nach beſtimmten Staaten 
des Auslandes, durch Anordnung des Bundespräſidiums vorübergehend ein⸗ 
geführt werden. 


$ 10. 

f Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1868 in Wirk⸗ 
amkeit. 

Alle Vorſchriften, welche demſelben entgegenſtehen, treten außer Kraft. 

Dies berührt jedoch nicht die Beſtimmungen über Zwangspäſſe und 
Reiſerouten, jo wie über die Kontrole neu anziehender Perſonen und der 
Fremden an ihrem Aufenthaltsorte. 

Zu letzterem Zwecke dürfen indeſſen Aufenthaltskarten weder einge— 
führt, noch, wo ſie beſtehen, beibehalten werden. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Bundes⸗Inſiegel. 


Gegeben Baden-Baden, den 12. Oktober 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


15. Polizeiſtunde für die Schanklokale auf dem Lande. 
(Amtsblatt 1872, Seite 173.) 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 


Polizei⸗Verwaltung wird hiermit für den Umfang unſeres Regierungsbezirk 
Nachſtehendes verordnet: a 


9.1. 5 

Nach § 365 des Strafgeſetzbuchs wird derjenige mit Strafe bedroht, 
welcher in einer Schankſtube oder in einem öffentlichen Vergnügungslokale 
über die gebotene Polizeiſtunde hinaus verweilt, ungeachtet der Wirth, ſein 
Vertreter, oder ein Polizeibeamter ihn zum Fortgehen aufgefordert hat. 
Ebenſo wird der Wirth beſtraft, welcher das Verweilen der Gäſte über die 
gebotene Polizeiſtunde duldet. 


Die gebotene Polizeiſtunde auf dem platten Lande unſeres Re⸗ 
gierungsbezirks wird hiermit für die Zeit vom 1. Oktober bis ultimo 
März auf 10 Uhr und für die Zeit vom 1. April bis ultimo September 
auf 11 Uhr Abends feſtgeſetzt. 


Verſtöße gegen das Einhalten dieſer feſtgeſetzten Polizeiſtunde verfallen 
den Strafbeſtimmungen des im § 1 citirten Geſetzesparagraphen. 
5 4 


Ausnahmen von dieſer allgemeinen Anordnung können allein vom 
Kreislandrath zugelaſſen werden, müſſen ſich aber auf ein beſtimmtes Lokal 
ſowie deſſen namhaft zu machenden Wirth und auf beſtimmte Tage und 
Stunden beziehen und ſchriftlich in Form eines Erlaubnißſcheines nach⸗ 
zuweiſen ſein. 

Danzig, den 24. September 1872. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Junern. 
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16. Begräbnißſtellen. Ordnung auf denſelben. 
(Amtsblatt 1872, Seite 208.) 


Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 werden zur 
Herſtellung einer gleichmäßigen Ordnung auf den Begräbnißplätzen für den 
diesſeitigen Regierungsbezirk die nachfolgenden Beſtimmungen erlaſſen. 

1 


Jede Grabſtätte für die Leiche einer erwachſenen Perſon muß in 
einer Tiefe von mindeſtens 6 Fuß, in einer Länge von 6 bis 7 Fuß und 
in einer Breite von mindeſtens 3 Fuß; für die Leiche eines Kindes — 
unter 12 Jahren — in einer Tiefe von 4 Fuß, der entſprechenden Länge 
und Breite angelegt werden. 

2 


8 2. 
Ueber jeder Grabſtätte iſt der ganzen Länge nach ein 1 Fuß hoher 
Bügel in verhältnißmäßiger Breite aufzuwerfen, inſofern nicht Leichenſteine, 
enkmäler und andere Grabeinfriedigungen angebracht werden. In dieſem 
Falle iſt ſtets die beſondere Anweiſung reſp. Genehmigung des Gemeinde— 
Kirchenraths reſp. Kirchen-Kollegiums, Gemeinde-Vorſtandeszeinzuholen. 


Die Grabſtätten ſind in einer fortlaufenden Reihenfolge anzulegen 
und Niemand darf außer der Reihe begraben werden, inſoweit nicht die 
Beſtattung in Erbbegräbniſſen eine Ausnahme mit ſich bringt. 

Zwiſchen jeder Reihe von Gräbern iſt in gerader Linie ein Raum 
von 1 Fuß freizulaſſen. In der Gräberreihe ſelbſt iſt zwiſchen den 
einzelnen Gräbern ein Raum von wenigſtens 1 Fuß bei feſtem Boden und 
von 2 Fuß und darüber bei Sandboden offen zu laſſen, damit das Erd⸗ 
reich nicht einſtürze. 


Jedes Grab enthält entweder einen Pfahl oder einen viereckigen 
Stein mit der durch den Kirchhofswart zu beſtimmenden Nummer des 
Begräbnißregiſters. Die hierdurch entſtehenden, von jedem Kirchenvorſtande 
feſtzuſetzenden Koſten werden gleich bei der Erhebung der Erdegelder ein- 
gezogen. 


Die Grabſtätten dürfen erſt nach völliger Verweſung der darin auf⸗ 
genommenen Gebeine, keinenfalls vor Ablauf eines 25jährigen Zeitraumes 
wieder benutzt werden. 

Finden ſich trotzdem bei der Wiederbenutzung einzelne Knochen, fo 
ſind dieſe Reſte zu ſammeln und in würdiger Weiſe zu beſtatten. 

Unbrauchbar gewordene Leichenſteine, Denkmäler ſind möglich an den 
Kirchhofsſeiten aufzubewahren. 


i 8 6. 

Vom Haupteingange des Kirchhofs muß bei der Einrichtung neuer 

Kirchhöfe in jedem Falle, bei den ſchon beſtehenden, wo dies ausführbar, 

ein * von 6 bis 8 Fuß Breite mitten durch den Friedhof angelegt 
werden. 


8 7. 

Befindet ſich auf dem Begräbnißplatz ein Kirchengebäude, jo muß 
um daſſelbe ein mindeſtens 12 Fuß breiter Umgang frei bleiben, der 
unter keinen Umſtänden zur Anlegung von Grabſtätten benutzt werden darf. 
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Wo bisher eine ſolche Benutzung des an die Kirchenmauern an⸗ 
ſtoßenden Raumes ſtattgefunden hat, iſt dieſe Umgebung der Umfaſſungs⸗ 
5 mauern bis auf 12 füßige Entfernung für immer für Anlegung von 
+ Gräbern zu ſchließen. 


8 8. | 
Jeder Kirchhof muß durch eine angemeſſene Umwährung eingeſchloſſen 

und mit einem verſchließbaren Eingange verſehen ſein. 8 

9 


Baumpflanzungen ſind um den Kirchhof herum anzulegen. 
10. 


E Für jeden Kirchhof iſt ein Kirchhofswart und ein Todtengräber an⸗ 
180 zuſtellen. Der Erſtere hat das Beerdigungsregiſter zu führen, d. h. den 
5 Namen, Stand, Todes- und Begräbnißtag der Leichen, ſowie die Grab— 
. nummer, in einem Buche zu verzeichnen, den Grabpfahl — Grabſtein zu 
nummeriren, den Platz zur Grabſtätte anzuweiſen, bei der Beerdigung zu⸗ 
gegen zu ſein und überhaupt für den ordnungsmäßigen und würdigen 
Zuſtand des Kirchhofs und zwar bei konfeſſionellen Kirchhöfen, unter 
Leitung des betreffenden Pfarrers, bei Gemeindekirchhöfen unter Leitung 
des Gemeinde⸗Vorſtandes, zu ſorgen. Wo die Kirchhöfe am Orte der 
Kirche belegen ſind, wird der Regel nach der Küſter mit dem Amte des 
2 Kirchhofswart zu betrauen fein; wo dies nicht der Fall, aber ein Lehrer 
77 am Orte des Begräbnißplatzes iſt, wird die Hülfe des Lehrers in Anſpruch 
8 zu nehmen; wo auch kein Lehrer da iſt, wird einer andern zuverläſſigen 
Perſon die Funktion des Kirchhofswartes zu übertragen ſein. 

Die Herren Pfarrer werden die richtige Führung der Beerdigungs⸗ 
regiſter von Zeit zu Zeit revidiren. 


8 11. 
5 Der Todtengräber hat die Grabſtätten vorſchriftsmäßig anzufertigen 
hr und die Ordnung auf dem Kirchhofe nach einer demſelben zu ertheilenden 
N Inſtruktion zu handhaben. 
5 Vor Allem liegt es ihm ob, darüber zu wachen, daß zu jeder 
* Beerdigung auf dem Kirchhofe die vorgängige Erlaubniß des betreffenden 
Be Pfarrers ertheilt ſei. Der Todtengräber darf unter keinen Umſtänden eine 
Grabſtätte früher anlegen, als ihm der ſeitens des Pfarrers ausgeſtellte 
Beerdigungsſchein behändigt und der Platz für die Grabſtätte vom Kirch⸗ 
hofswart angewieſen iſt. ie 
8 12. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorftehenden Beſtimmungen werden, 
inſofern die Strafgeſetze nicht ein höheres Strafmaß feſtſetzen, mit einer 
Polizeiſtrafe bis zu 10 Thaler oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
5 geahndet. 
4 Danzig, den 22, November 1872. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


17. Polizei⸗Verordnung, betreffend das Kollektenweſen. 
(Amtsblatt 1877, Seite 94.) 


Auf Grund des § 76 der Provinzial⸗Ordnung vom 19. Juni 1875 
(Geſ. S. Seite 335) und der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G ⸗S. Seite 265) beſtimme ich, 


— 
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unter Zuſtimmung des Provinzial⸗Raths, für den Umfang der Provinz 
Preußen, in Betreff des Kollekten⸗Weſens Folgendes: 


8515 

Hauskollekten dürfen, falls dieſelben nicht durch Allerhöchſten Erlaß 
oder von dem Herrn Miniſter des Innern genehm gt find, nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Ober⸗Präſidenten der Provinz veranſtaltet, beziehungsweiſe 
abgehalten werden. 

Ausgenommen ſind die im Art. 10 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend 
die evangeliſche Kirchenverfaſſung in den acht älteren Provinzen der 
Monarchie vom 3. Juni 1876 (G.⸗S. Seite 125) und die im $2 Nr. 8 
des Geſetzes über die Aufſichtsrechte des Staats bei der Vermögens⸗Ver⸗ 
waltung in den katholiſchen Diözeſen vom 7. Juni 1876 (G. S. Seite 149) 
erwähnten Kollekten. 

Zu den Hauskollekten, im Sinne dieſer Verordnung, gehören alle 
Sammlungen von Gaben oder Beiträgen für beſtimmte Zwecke, wenn ſie 
mittels Umganges von Haus zu Haus oder an öffentlichen Orten vorge- 
nommen werden. Es macht dabei keinen Unterſchied, ob bei ſolchen Samm- 
lungen nur beſtimmte Kategorien von Perſonen um Gaben oder Beiträge 
angegangen werden. 

Den Hauskollekten ſtehen gleich die auf die bezeichnete Weiſe ver: 
breiteten Aufforderungen zur künftigen Zahlung von Beiträgen oder zum 
Beitritt zu Vereinen, mit welchen die Verpflichtung zur Zahlung von 
Beiträgen verbunden iſt, mag deren Höhe beſtimmt oder in das Belieben 
der Aufgeforderten geſtellt ſein. 

Iſt dagegen, ohne die, in der vorbezeichneten Weiſe verbreitete Auf⸗ 
forderung, der Beitritt zu ſolchen Vereinen erklärt oder eine Verpflichtung 
zur Leiſtung von Beiträgen übernommen, ſo gilt die Einſammlung der 
betreffenden Beiträge nicht als Hauskollekte im Sinne dieſer Verordnung. 

Ebenſo werden öffentliche Aufforderungen zur Leiſtung von Beiträgen 
für beſtimmte erlaubte Zwecke, welche an namhaft gemachten Annahme⸗ 
ſtellen eingezahlt werden ſollen, von dieſer Verordnung nicht getroffen. 


8.3. N 
Kirchen⸗Kollekten bedürfen der, im § 1 vorgeſchriebenen Genehmigung 
nicht. Unter Kirchen⸗Kollekten find nur ſolche Kollekten zu verſtehen, welche 
innerhalb der Kirchengebäude, bei Gelegenheit des Gottesdienſtes, zu kirch— 


lichen Zwecken eingeſammelt werden. 


Alle ſonſtigen, von kirchlichen Oberen veranlaßten oder für kirchliche 
Zwecke beſtimmten Sammlungen, welche in der § 2 Abſ. 1 und 2 be 
zeichneten Form vorgenommen werden, find als Hauskollekten anzuſehen. 


8 4. 
Wer die nach Maßgabe Ber vorſtehenden Vorſchriften als Haus- 
kollekten zu betrachtenden Sammlungen, ohne vorgängige Einholung der 
vorgeſchriebenen Genehmigung, veranſtaltet, ſolche Sammlungen ausführt, 
oder bei der Verbreitung der im § 2 Abſ. 2 bezeichneten Aufforderungen 
mitwirkt, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu 30 Mark, der im Unvermögen⸗ 
falle eine nach $ 29 des R.⸗St.⸗Geſ.⸗Buches zu bemeſſende Haft ſub⸗ 
ſtituirt wird. 
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8 5. 

Gleiche Strafe trifft in den Fällen, in welchen die Genehmigung zu 
einer Hauskollekte ertheilt iſt, Diejenigen, welche dieſelbe veranſtaltet haben, 
und Die, welche bei der Ausführung mitwirken, wenn die bei der Ertheilung 
der Genehmigung feſtgeſetzten Bedingungen nicht eingehalten, oder wenn die 
hierbei beſtimmten Friſten überſchritten werden. 


8 6. a 
Diejenigen Perſonen, welchen, auf ertheilte Genehmigung, das Ein⸗ 
ſammeln von Beiträgen, Verpflichtungs⸗ oder Beitrittserklärungen über⸗ 
tragen wird, haben bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis zu 5 Mark oder 
verhältnißmäßiger 4 der betreffenden Aufforderung zugleich 
ihre Legitimation als Einſammler vorzulegen. 8 
Die Legitimationen dieſer Art werden von der Orts-Polizeibehörde 
ausgefertigt. Zuſtändig iſt die Polizeibehörde des Ortes, wo die Vereine, 
Korporationen, Genoſſenſchaften, Behörden oder Perſonen ihr Domizil 
haben, denen die Veranſtaltung der Kollekte bewilligt iſt. 
8:7 


8 . 

Für die Anwendung der Strafbeſtimmungen diefer Verordnung macht 
es keinen Unterſchied, ob die Sammlungen durch einzelne hierzu beſonders 
beſtellte Kollektauten bewirkt werden, oder durch Mitglieder der betreffenden 
Genoſſenſchaften, Vereine und Korporationen, welche es übernehmen, Auf- 


forderungen oder Sammelliſten in einem kleineren Kreiſe von Perſonen zu 
verbreiten. 


8 8. 5 
Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1877 in Kraft. 


9. 

Mit dem gleichen Zeitpunkte treten die von den Königlichen Bezirks⸗ 
regierungen der Provinz erlaſſenen Polizeiverordnungen über das Kollekten⸗ 
weſen, instejondere die Verordnungen der Königlichen Regierung zu Königs⸗ 
berg vom 6. Juli 1866 (Amtsblott Seite 240) und vom 27. Sep⸗ 
tember 1875 (Amtsblatt Seite 262), der Königlichen Regierung zu Danzig 
vom 5. Januar 1-67 (Amtsblatt Seite 29) und vom 22. November 1875 
(Amtsblatt Seite 251), der Königlichen Regierung zu Gumbinnen vom 
27. Oktober 1875 (Amtsblatt Seite 401) und der Königlichen Regierung 
zu Marienwerder vom 29. Dezember 1866 (Amtsblatt pro 1867, Seite 18), 
ſowie die erläuternde Verfügung derſelben Regierung vom 27. Oktober 1875 
(Amtsblatt Seite 258) außer Kraft. 

Königsberg, den 12. April 1877. 

Der Oberpräſident der Provinz Preußen. 


18. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Veranſtaltung 
muſikaliſcher und betiamnigeijiger Vorträge in öffentlichen 
alen. 
5 (Amtsblatt 1879, Seite 163.) 

Auf Grund der 88 76-78 der Provinzial⸗Ordnung für die Pro⸗ 
vinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875. (G. S. S. 335), in Verbindung 
mit SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850 (G. S. S. 265), verordne ich, unter Zuſtimmung des 


Anmerkung: Vergleiche außerdem § 33a. der Gewerbe Ordnung. 


rg 
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Provinzial⸗Raths der Provinz Weſtpreußen, für den Umfang dieſer ganzen 
Provinz, was folgt: 


§ 1. 

Gaſt⸗ und Schankwirthe, welche in den zu ihrem Wirthſchafts⸗Be⸗ 
triebe dienenden Räumen dramatiſche, deklamatoriſche, muſikaliſche, panto⸗ 
mimiſche, plaſtiſche oder akrobatiſche Vorſtellungen ſelbſt veranſtalten oder 
deren Veranſtaltung zulaſſen, bedürfen hierzu einer ortspolizeilichen Erlaubniß, 
ohne Rückſicht auf die etwa bereits erwirkte Conceſſion für Schauſpiel⸗ 
Unternehmungen. 

§ 2. 

Dieſe Erlaubniß iſt mindeſtens 24 Stunden vor der beabſichtigten 
Vorſtellung nachzuſuchen. Dem Antrage müſſen Abdrücke oder Abſchriften 
der zur Aufführung oder zum Vortrage beſtimmten Stücke, Lieder, Gedichte, 
bezw. die Textbücher und bei mimiſchen und plaſtiſchen Vorſtellungen, Be⸗ 
ſchreibungen des Gegenſtandes deſſelben, beigefügt werden Abweichungen 
von dieſen Programmen, infoweit fie nicht von der Polizei Behörde aus⸗ 
drücklich genehmigt oder angeordnet worden, ſind verboten. 

Bei der Aufführung iſt allen beſonderen Vorſchriften, von deren Gr- 
füllung die Ortspolizeibehörde im einzelnen Falle die Ertheilung der 
Erlaubniß abhängig gemacht hat, genau zu entſprechen. 

Die darſtellenden Perſonen haben ſich, ſoweit ſie nicht ortsangehörig 
find, bezüglich ihrer Unbeſcholtenheit und Führung, der Ortspolizeibehörde 


gegenüber in genügender Weiſe zu legitimiren. 
3 


Die Vorſtellungen dürfen nicht vor 7 Uhr Abends beginnen und 
müſſen ſpäteſtens um 11 Uhr Abends beendigt fein, ſofern die Ortspolizei⸗ 
behörde nicht eine frühere Stunde für den Schluß feſtgeſetzt hat. 

5 4 


Diejenigen Perſonen welche bei den Aufführungen mitwirken, müſſen 
ſich in einem vom Publikum getrennten Raume, welcher als ſolcher durch 
eine Erhöhung, Barridre oder in einer ſonſtigen, von der Polizeibehörde 
als genügend anerkannten Weiſe kenntlich gemacht iſt, aufhalten. Das 
Betreten dieſes Raumes iſt dem Publikum unterſagt. Weibliche Mitglieder 
des die Aufführung veranſtaltenden Perſonals dürfen ſich aus demſelben zu 
dem Zwecke, um mit dem Publikum zu verkehren, insbeſondere auch um 
Geldbeiträge einzuſammeln, nicht En 


§ 5. 
Der Beſuch der im § 1 bezeichneten Vorſtellungen iſt Kindern unter 
15 Jahren, auch wenn ſie ſich in Begleitung erwachſener Perſonen befinden, 
verboten; anderen jugendlichen Perſonen, ſo lange ſie noch eine Schule be⸗ 
ſuchen, nur in Begleitung ihrer Angehörigen reiferen Alters, geſtattet. 
Verantwortlich für Uebertretungen ſind die einführenden Perſonen ſowie 
die Gaſt⸗ und Schankwirthe. g 


Oeffentliche Vorleſungen, Konzerte und Darſtellungen, bei welchen 
ein höheres Intereſſe der Wiſſenſchaft oder Kunſt obwaltet, fallen nicht 
unter die Beſtimmungen dieſer Polizei-Verordnung. 

8 7 


Unbeſchadet der Befugniß der Ortspolizeibehörde, bei Verſtößen 
gegen die Beſtimmungen dieſer Polizei⸗Verordnung eine jede Vorſtellung 
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zu inhibiren oder aufzuheben, wird jedes Zuwiderhandeln gegen die Vor⸗ 
ſchriften der 88 1—6 mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 
Dieſelbe Strafe trifft die Darſteller, welche bei einer ohne polizeiliche Er⸗ 
laubniß veranſtalteten Vorſtellung mitgewirkt haben. 
Danzig den 9. Auguſt 1879. 
Der Ober-Präfident der Provinz der Weſtpreußen. 


Ber, 19, Polizei⸗Verorbnung. betreffend den Verkehr mit 
* 727 4 erplofiven Stoffen. 
7 Hr YA 8 (a. Amtsbtatt 1879, Seite 226.) 


rl 1118 , ee — 
2 In Ausführung eines von dem Bundesrath am 13. Juli d. J. ge⸗ 
faßten Beſchluſſes wird von den unterzeichneten Miniſtern für Handel 
und Gewerbe und des Innern, auf Grund der SS 85 Abſatz 3, 77 und 
78 der Provinzial⸗Ordnung vom 29. Juni 1875, für die Provinzen Oſt⸗ 
preußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen die 
4 nachſtehende 
2 Polizei⸗Verordnung 

betreffend 
den Verkehr mit exploſiven Stoffen. 


erlaſſen. 


8 
Die exploſiven Stoffe, auf welche ſich die nachſtehenden Beſtimmungen 
beziehen, ſind: 
Schieß⸗ und Spreng⸗Pulver; 
Nitroglycerin (Sprengöl) und Nitroglycerin enthaltende Präparate, 
insbeſondere Dynamit (ein nicht abtropfbares Gemiſch von Nitro- 
glycerin mit pulverförmigen, an ſich nicht exploſiven Stoffen); 


2 Nitrocelluloſe, insbeſondere Schießbaumwolle; 

3 exploſive Gemiſche, welche chlorſaure und pikrinſaure Salze enthalten; 
* Knallqueckſilber, Knallſilber und die damit dargeſtellten Präparate. 

— Unter den exploſiven Stoffen im Sinne dieſer Verordnung! ſind 


außerdem einbegriffen: 

Pulvermunition, Feuerwerkskörper und Zündungen, mit Ausnahme der 
in der Armee und Marine vorgeſchriebenen, nicht ſprengkräftigen 
Zündungen. 

Letztere, ſowie Zündhütchen, Zündſpiegel und Metallpatronen unterliegen 
den Vorſchriften dieſer Verordnung nicht. 


J. Transport exploſiver Stoffe. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


8 2. 

Von der Verſendung ſind ausgeſchloſſen: 

Nitroglycerin als ſolches, abtropfbare Gemiſche von Nitroglycerin, jo- 

wie Gemiſche von Nitroglycerin mit an ſich exploſiven Stoffen, als 
nitrirter Celluloſe, Pulverſätzen ꝛc.; 

explofive Gemiſche, welche chlorſaure und pikrinſaure Salze enthalten; 

Knallqueckſilber, Knallſilber und die damit dargeſtellten Präparate. 
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A. Verſendung exploſiver Stoffe auf Landwegen. 


8 3. 

Der Transport exploſiver Stoffe auf Fuhrwerken, welche gleich zeitig 
zur Perſonenbeförderung dienen, iſt verboten. Eine Ausnahme findet nur 
ſtatt, wenn in ſehr dringenden Fällen die zur Beſeitigung von Eisſtopfungen 
nöthigen Sprengbüchſen und das zur Füllung der letzteren erforderliche 
Pulver unter Begleitung zuverläſſiger Perſonen in kürzeſter Friſt nach dem 
Beſtimmungsort geſchafft werden ſollen. 


8 4. 

Exploſive Stoffe ſind in hölzerne Kiſten oder Tonnen, deren Fugen 
ſo gedichtet ſind, daß ein Ausſtreuen nicht ſtattfinden kann, und welche 
nicht mit eiſernen Reifen oder Bändern verſehen ſind, feſt zu verpacken. 

Pulver kann in metallene Behälter (ausgeſchloſſen ſolche von Eiſen) 
verpackt werden. 

Vor der Verpackung in Tonnen oder Kiſten muß loſes Kornpulver 
in leinene, Mehlpulver in lederne Säcke geſchüttet werden. 

Dynamit darf nur in Patronen, nicht auch in loſer Maſſe ver: 
ſendet werden. : 

Dynamitpatronen und Schießbaumwollpatronen (Patronen, welche 
aus gepreßter, gemahlener Schießbaumwolle bereitet und mit einem Ueberzug 
von Paraffin verſehen ſind) ſind durch eine Umhüllung von Papier in 
Packete zu vereinigen. Dynamit⸗ und Schießbaumwollpatronen, Schieß⸗ 
baumwolle, ſowie andere Nitrocelluloſe dürfen weder mit Zündungen 
verſehen, noch mit ſolchen in dieſelben Behälter verpackt werden. 

Schießbaumwolle, ſowie andere Nitrocelluſe muß bis zu mindeſtens 
20 Procent Waſſergehalt angefeuchtet in waſſerdichte Behälter beſonders 
feſt verpackt ſein, ſo daß eine Reibung des Inhalts nicht ſtattfinden kann. 

Die zur Verpackung exploſiver Stoffe dienenden Behälter müſſen je 
nach ihrem Inhalte mit der Aufſchrift: Pulver, Pulvermunition, Feuer⸗ 
werkskörper, Zündungen, Dynamit Schießbaumwolle verſehen, Behälter, 
welche Dynamit enthalten, außerdem mit der Firma oder der Marke 
der Fabrik, aus welcher das Dynamit herrührt, bezeichnet ſein. 

Das Bruttogewicht der Schießbaumwolle enthaltenden Behälter darf 
85 Kilogramm, das Bruttogewicht der Pulver, Pulvermunition, Feuer⸗ 
werkskörper oder Zündungen enthaltenden Behälter 75 Kilogramm, das 
Bruttogewicht der Dynamitpatronen enthaltenden Behälter 35 Kilogramm 
nicht überſteigen. 

8 5. 

Bei dem Verpacken und dem Verladen darf Feuer oder offenes 
Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden. 

Das Verladen, insbeſondere von Dynamit, hat unter ſorgfältiger 
Vermeidung von Erſchütterungen zu erfolgen. 

Die betreffenden Behälter dürfen deshalb nie gerollt oder abge- 
worfen werden. 

Soll das Verladen ausnahmsweiſe an einer anderen Stelle, als vor 
der Fabrik oder dem Lagerraume oder innerhalb derſelben geſchehen, fo ift 
hierzu die Genehmigung der Polizeibehörde einzuholen und deren Weiſungen 
nachzukommen. 
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8 6. 

Die Behälter müſſen auf dem Fuhrwerke ſo feſt verpackt werden, 
daß ſie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus 
den oberen Lagen geſichert find ; insbeſondere dürfen Tonnen nicht aufrecht 
geſtellt werden, müſſen vielmehr gelegt und durch Holzunterlagen unter 
Haar- oder Strohdecken gegen jede rollende Bewegung geſichert werden. 


8 7. 

Exploſive Stoffe dürfen nicht mit Zündhütchen, Zün dpräparaten oder 
ſonſtigen leicht entzündlichen Gegenſtänden zuſammen verladen werden. 

Es iſt unterſagt, Dynamit oder Schießbaumwolle mit Pulver, 
Pulvermunition, Feuerwerkskörpern oder Zündungen zuſammen zu ver— 
laden. 

i 8 8. 

Wird loſes Pulver in Mengen von nicht mehr als 15 Kilogramm 
Bruttogewicht, oder werden andere exploſive Stoffe in Mengen von nicht 
mehr als 35 Kilogramm Bruttogewicht verſendet, ſo finden auf dergleichen 
Transporte außer der Vorſchrift des $ 3 nur die von der Verpackung 
und von der Bezeichnung der Behälter handelnden Vorſchriften dieſes Ab— 
ſchnittes Anwendung. 


8 9. 

Zur Beförderung von exploſiven Stoffen dienende Fuhrwerke müſſen, 
wenn ſie unbedeckt ſind, mit einem Plantuche überſpannt werden. 

Sie müſſen als Warnungszeichen eine von Weitem erkennbare, 
ſchwarze Fahne mit einem weißen P tragen. 

Zum Sperren der Räder dürfen nur hölzerne Radſchuhe ange- 
wendet werden; bei Eisbahn iſt eine eiſerne Sperrvorrichtung (Krätzer) ge- 
ſtattet, welche aber ganz vom Radſchuh bedeckt ſein muß. 


$ 10. 

Wer exploſive Stoffe in Mengen von mehr als 35 Kilogramm 
Bruttogewicht verſendet, muß der Ortspolizeibehörde des Abſendeortes da- 
von unter Angabe des Transportweges Anzeige machen und den Fracht⸗ 
ſchein derſelben zur Viſirung vorlegen. 

5 

Auf Fuhrwerken, welche exploſive Stoffe führen, darf Feuer oder 
offenes Licht nicht gehalten, Tabak nicht geraucht werden. Auch in der 
Nähe der Fuhrwerke iſt das Anzünden von Feuer oder Licht, ſowie das 
Tabakrauchen verboten 


§ 12. 

Fuhrwerke, welche exploſive Stoffe führen, dürfen nur im Schritt 
fahren, und dürfen von anderen Fuhrwerken, ſowie von Reitern nur im 
Schritt paſſirt werden. Beſteht ein Transport aus mehreren Fuhrwerken, 
jo müſſen dieſelben während der Fahrt eine Entfernung, von mindeſtens 
50 Meter unter einander halten. 


$ 13. 
Fuhrwerke, welche exploſive Stoffe führeu, dürfen, während ſie halten, 
niemals ohne Bewachung bleiben. 
Von Werkſtätten, Wohnhäusern und öffentlichen Gebäuden muß die 
Halteſtelle bei Schießpulver mindeſtens 150 Meter, bei Dynamit mindeſtens 
400 Meter entfernt liegen. 


. 
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Bei einem Aufenthalt von mehr als einer halben Stunde in der 
Nähe von Ortſchaften iſt überdies der Polizeibehörde rechtzeitige Anzeige 
zu machen, welche die ihr erforderlich erſcheinenden Vorſichtsmaßregeln zu 
treffen hat. 


8 14. 

Fuhrwerke mit exploſiven Stoffen müſſen von Eiſenbahnzügen oder 
geheizten Locomotiven mindeſtens 300 Meter entfernt bleiben. Sind Weg⸗ 
ſtrecken zu paſſiren, auf welchen wegen der gleichlaufenden Richtung der 
Eiſenbahn und des Weges oder wegen der Frequenz der Bahn obiger 
Vorſchrift nicht genügt werden kann, ſo iſt der Eiſenbahnbetriebsbehörde, 
welcher die unmittelbare Betriebsleitung der betreffenden Strecke obliegt, 
von dem beabſichtigten Transporte rechtzeitig Anzeige zu machen, und hat 
dieſe dann die zur Beſeitigung von Gefahr geeigneten Anordnungen zu 
treffen. 1 

§ 15. 

Der Transport durch zuſammenhängend gebaute Ortſchaften iſt nur 
geſtattet, wenn dieſe Orte nicht auf für Frachtfuhrwerk paſſirbaren Wegen 
umfahren werden können. Iſt die Durchfahrt unvermeidlich, ſo iſt von 
der bevorſtehenden Ankunft des Transportes der mit der Wahrnehmung 
der Ortspolizei betrauten Behörde zeitig Anzeige zu machen und ſind deren 
Beſtimmungen zu erwarten. Die Behörde hat den zu nehmenden Straßen⸗ 
zug zu beſtimmen, denſelben von anderen Fahrzeugen möglichſt frei zu 
halten und Sorge zu tragen, daß die Durchfahrt ohne unnöthigen Aufent⸗ 
alt und mit Vermeidung beſonderer Gefahren erfolgt. 


§ 16. 
Das Abladen hat den Vorſchriften des § 5 entſprechend zu erfolgen. 


B. Verſendung exploſiver Stoffe auf Schiffen und Fähren. 
8 17. 

Auf Dampfſchiffen, welche Perſonen befördern, dürfen exploſive Stoffe 
nicht transportirt, an Schießpulver oder Feuerwerkskörpern jedoch darf ſo⸗ 
viel mitgeführt werden, als zur Abgabe von Signalen nothwendig iſt. 

Die im § 3 enthaltene Ausnahmebeſtimmung findet auch hier An⸗ 
wendung ⸗ 


§ 18. 

Die 88 4, 5 Abſatz 1 und 2), 10 und 16, finden auch hier An⸗ 
wendung. 

Das Ein- und Ausladen darf nur an einer von der Polizeibehörde 
dazu angewieſenen Stelle, welche möglichſt weit von bewohnten Gebäuden 
entfernt ſein muß, erfolgen. 

Die Ladeſtelle darf dem Publikum nicht zugänglich ſein und iſt, wenn 
ausnahmsweiſe das Ein- oder Ausladen bei Dunkelheit ſtattfindet, mit feſt⸗ 
und hochſtehenden Laternen zu erleuchten. 

Die mit exploſiven Stoffen gefüllten Behälter dürfen nicht eher auf 
die Ladeſtelle gebracht oder daſelbſt zugelaſſen werden, bis die Verladung 
beginnen ſoll. | 

9. 

Die exploſiven Stoffe müſſen auf dem Schiffe in einem abgeſchloſſenen 

Raume, welcher bei Dampfſchiffen möglichſt weit von dem Keſſelraume ent⸗ 
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fernt ſein muß, unter Deck feſt verſtaut verladen werden. Bei Ber: 
15 in offenen Booten müſſen letztere mit einem Plantuche überſpannt 
werden. 
Weder in dieſen, noch in den unmittelbar daranſtoßenden Räumen 
dürfen Zündhütchen und Zündſchnüre verpackt ſein. Leicht entzündliche 
Stoffe ſind, mit Ausnahme der zum Betriebe der Dampfkeſſel oder der 
Küchen dienenden Brennmaterialien von der gleichzeitigen Beförderung über⸗ 
haupt ausgeſchloſſen. Brennmaterialien dürfen nur in feuerſicheren und 
leicht unter Waſſer zu ſetzenden beſonderen Räumen aufbewahrt werden. 
Das Schiff muß auf Binnengewäſſern mit einer von Weitem erkennbaren, 
ep ausgeſpannt gehaltenen ſchwarzen Flagge mit einem weißen P verſehen 
werden. 
Die Vorſchrift des $ 8 findet auf den Transport zu Schiffe finn- 
gemäße Anwendung. 


§ 20. 
Im Uebrigen iſt beim Transport exploſiver Stoffe auf Schiffen 
Folgendes zu beobachten: 

a) Sind zuſammenhängend gebaute Ortſchaften zu berühren, ſo iſt wie 
bei dem Landtransporte zu verfahren. Die Durchfahrt iſt von der 
Behörde nur zu geſtatten, nachdem die Paſſage frei gemacht und die 
Anordnung getroffen iſt, daß Brücken ꝛc. ohne Aufenthalt paſſirt 
werden können. In größeren Städten und bei beengten Waſſer— 
ſtraßen iſt die Behörde befugt, die Durchfahrt ganz zu unterſagen. 
Sind Schiffbrücken oder Schleuſen zu paſſiren, jo iſt dem Brücken⸗ 
oder Schleuſenwärter von der bevorſtehenden Ankunft des Fahrzeugs 
und ſeiner ungefähren Größe zeitig Anzeige zu machen. 

In Betreff des Paſſirens von Eiſenbahnbrücken iſt, wie im § 14 
vorgeſchrieben, zu verfahren. 

Das Anlegen darf nur an Orten geſchehen, welche dem Publikum 
nicht zugänglich ſind. 

Die Ortspolizeibehörde iſt ſtets vorher in Kenntniß zu ſetzen und 
hat Vorſchriften über Ort, Zeit und Vorſichtsmaßregeln im Einzelnen 
zu geben. 

821. 
Fähren, welche Fuhrwerke mit exploſiven Stoffen überſetzen, dürfen 
nicht gleichzeitig andere Fuhrwerke oder Perſonen befördern. 


C. Verſendung exploſiver Stoſſe auf Eiſenbahnen. 


§ 22. 
Die Verſendung exploſiver Stoffe auf Eiſenbahnen iſt durch beſondere 
Beſtimmungen geregelt. 


II. Handel mit exploſiven Stoffen. 


§ 23. 
Wer exploſive Stoffe feil zu halten beabſichtigt, muß davon der 
Polizeibehörde Anzeige machen. 
§ 24. 
Die Abgabe von exploſiven Stoffen an Perſonen unter 16 Jahren 
iſt verboten. 


Bi 
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8 25. f 
Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörper und Zündungen in 
Quantitäten von mehr als 1 Kilogramm, ſowie alle ſonſtigen exploſiven 
Stoffe in jeder Quantität dürfen nur an ſolche Perſonen abgegeben werden, 
von welchen ein Mißbrauch nicht zu beſorgen iſt und welche in dieſer 
Hinſicht dem Verkäufer vollkommen bekannt ſind. Wofern letzteres nicht 
der Fall iſt, hat ſich der Käufer durch ein Zeugniß der Polizeibehörde aus⸗ 
zuweiſen, daß der Abgabe kein Hinderniß im Wege ſteht. Dieſes Zeugniß 
iſt bei der Abgabe von Dynamit, Schießbaumwolle und der im § 2 be⸗ 
zeichneten Stoffe in jedem Falle erforderlich. 

Die Polizeibehörde hat ſich vor Ertheilung des Zeugniſſes über die 
Art der beabsichtigten Verwendung und den etwa beabſichtigten Aufbewah⸗ 
rungsort zu erkundigen und geeigneten Falls die entſprechenden Maßnahmen 
zu treffen. RR 

In jeder Dynamitpatrone muß die Bezeichnung „Dynamit“ und die 
Firma der Fabrik deutlich angebracht ſein. 

§ 26. 

Wer ſich mit der Anfertigung oder dem Verkauf von exploſiven 
Stoffen befaßt, iſt verpflichtet, über alle Käufe und Verkäufe von Pulver, 
Pulvermunition, Feuerwerkskörpern und Zündungen in Quantitäten von 
mehr als 1 Kilogramm, ſowie über alle Käufe und Verkäufe ſonſtiger 
exploſiver Stoffe ein Buch zu führen, welches über die Namen und die 
Legitimationen der Abnehmer, den Zeitpunkt der Abgabe und die abgegebenen 
Quantitäten Aufſchluß giebt. 

Dieſes Buch, ſowie die nach § 25 erforderlichen Zeugniſſe find der 
Polizeibehörde auf Verlangen jeder Zeit zur Einſicht offen zu legen. 


III. Lagerung exploſiver Stoffe. 
A. Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörper und Zündungen. 
§ 27. 

Wer mit Pulver, Pulvermunition, Feuerwerkskörpern und Zündungen 
Handel treibt, darf 

1. im Kaufladen nicht mehr als 1 Kilogramm, 

2. im Hauſe außerdem nicht mehr als 5 Kilogramm vorräthig halten. 

Auf Nachweis eines beſonderen Bedürfniſſes kann die Erhöhung des 
Vorraths unter 2 zeitweilig bis auf 10 Kilogramm geſtattet werden. 

Die Aufbewahrung deſſelben darf nur in einem auf dem Dachboden 
(Speicher) belegenen, mit keinem Schornſteinrohr in Verbindung ſtehenden, 
abgeſonderten Raume, der beſtändig unter Verſchluß zu halten iſt, und mit 
Licht nicht betreten werden darf, erfolgen. Die Behältniſſe müſſen den 
Beſtimmungen im § 4, Abſatz 1 und 2, entſprechen und bedeckt ſein. 


§ 28. 

Perſonen, welche nicht unter die Beſtimmung des 8 27 fallen, bedürfen 
behufs der Aufbewahrung von mehr als 1 Kilogramm der polizeilichen 
Erlaubniß. 

§ 29. 


Größere als die im 8 27 bezeichneten Mengen ſind außerhalb der 
Ortſchaften in beſonderen Magazinen aufzubewahren, von deren Sicherheit 
4* 
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die Polizeibehörde und, ſoweit es ſich um militäriſche Magazine handelt, 
die . in Gemeinſchaft mit der Militärbehörde ſich über⸗ 
zeugt hat. 

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüſſel zu dieſem Lokale iu 
den Händen der Behörde bleiben. 

Auf Kriegspulvermagazine in Feſtungen fin den vorſtehende Beſtim⸗ 
mungen keine Anwendung. 


$ 30. 
Die Aufbewahrung an der Herſtellungsſtätte, ſowie an der Ver⸗ 
brauchsſtätte unterliegt den im § 31 gegebenen Vorſchriften. 
B. Andere Sprengſtoffe. 
31 


Die im § 2 aufgeführten exploſiven Stoffe dürfen nur an der Her⸗ 
ſtellungsſtätte, Dynamit und Nitrocelluſe außer an der Herſtellungsſtätte 
nur an denjenigen Orten, wo dieſe Stoffe behufs eines gewerblichen Be— 
triebes zur unmittelbaren Verwendung gelangen, oder in beſonderen Ma- 
gazinen aufbewahrt werden. 5 

Für die Aufbewahrung an der Herſtellungsſtätte ſind die bei Er- 
theilung der Konzeſſion — § 16 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
— vorgeſchriebenen Bedingungen, in Ermangelung ſolcher Vorſchriften die 
Weiſungen der Polizeibehörde zu beachten. 

Die Niederlagen an der Verbrauchsſtätte, ſowie die beſonderen Ma⸗ 

azine bedürfen der polizeilichen Genehmigung und ſind nach den von der 
Polizeibehörde zu ertheilenden Vorſchriften einzurichten. 

Bei den Niederlagen der Militärverwaltung konkurrirt in derſelben 
Weiſe wie bei ihren Pulvermagazinen die 1 86 220 

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüſſel zu dem Magazine in 
den Händen der Behörde bleiben. 

IV. Strafbeſtimmungen. 
N $ 32. 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Vorſchriften werden nach § 367 

Nr. 5 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich beſtraft. 
V, Schlußbeſtimmungen. 
$ 33. 

Die Vorſchriften über militäriſche, von Militärperſonen begleitete 
Transporte exploſiver Stoffe, ſowie die Vorſchriften über die Behandlung 
der mit exploſiven Stoffen beladenen Schiffe in den Häfen bleiben un⸗ 
berührt. In gleicher Weiſe bleiben auf den Gegenſtand bezügliche inter- 
nationale Abreden in Kraft. 954 

34. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt mit dem 1. Oktober 1879 in Kraft 
Berlin, den 29. Auguſt 1879. 
Der Minifter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
b. (Amtsblatt 1885, Seite 1.) 
Auf Grund der 88 136 und 140 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 erlaſſen wir die nachſtehende 
Polizeiverordnung. 5 
Die von uns am 29. Auguſt 1879 für die Provinzen Oſtpreußen, 


\ 
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Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen erlaſſene 
Polizei⸗Verordnung, betreffend den Verkehr mit exploſiven Stoffen, und die 
denſelben Gegenſtand betreffende Polizeiverordnung der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Sigmaringen vom 21. November 1879 erhalten folgende 
Zuſätze: 
a 52 in § 2 am Schluſſe: f K 
jedoch find alle zur Verſendung auf Eiſenbahnen jeweilig zugelaſſenen 
Stoffe auch zur Verſendung auf Land- und Waſſerwegen zuzulaſſen. 
in § 4 am Schluſſe. 0 a N 
Die für den Eiſenbahnverkehr jeweilig vorgeſchriebene Verpackung 
genügt auch für den Transport auf Land- und Waſſerwegen. 
Berlin, den 8. Dezember 1884. { \ 
Für den Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Minifter des Innern. 
Unterſchriften. 


c. (Amtsblatt 1887, Seite 364.) 


Auf Grund der SS 136 und 140 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 erlaſſen wir die nachſtehen de Polizei⸗ 
Verordnung: 

Die von uns am 29. Auguſt 1879 für die Provinzen Oſtpreußen, 
Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen erlaſſene 
Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit exploſiven Stoffen, und die 
denſelben Gegenſtand betreffenden Polizeiverordnungen der Königlichen 
Landdroſteien zu Hannover vom 13. September, Hildesheim vom 9. Sep⸗ 
temter, Lüneburg vom 13. September, Stade vom 9. September, Osna⸗ 
brück vom 18. September und Aurich vom 8. September 1879, ſowie der 
Königlichen Regierungen zu Münſter vom 15. September, Minden vom 
10. September, Arnsberg vom 17. September, Caſſel und Wiesbaden 
vom 26. November und Sigmaringen vom 21. November 1879 erhalten 
am Schluſſe des 1. Abſatzes des § 18 folgenden Zuſatz: 

Die zu Packeten vereinigten Dynamitpatronen ſind außerdem mit einer 

das Eindringen von Waſſer oder Feuchtigkeit verhindernden Umhüllung 

(3. B. mit Gummilöſung verklebten Gummibeuteln) zu verſehen. 

Berlin, den 20. November 1887. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


20. Polizei = Verordnung, betreffend die Aufſtellung von 
Miethen. 


(Amtsblatt 1880 Seite 145.) 


Auf Grund der SS 76, 77 und 78 der Provinzialordnung für die 
a Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 (Gejeß- Sammlung ©. 335), 
in Verbindung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei = Ver- 
waltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung S. 263), verordne ich, 
mit Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen, für den 
Umfang dieſer ganzen Provinz, unter Aufhebung der Polizei-Verordnung 
der Kgl. Regierung zu Danzig vom 13. Februar 1861 (Regierungs⸗Amts⸗ 
blatt S. 17), was folgt: a 

§ 1. i 
Getreide⸗, Heu-, Stroh- und Stoppel-Miethen (Diemen, Staken) 
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dürfen nur jo aufgeſtellt werden, daß fie von Gebäuden, welche mit Feuerung 
verſehen, aber nicht feuerſicher eingedeckt find, mindeſtens 20, von feuerſicher 
eingedeckten, mit einer Feuerung verſehenen Gebäuden mindeſtens 12, von 
den nicht mit einer Feuerung verſehenen Gebäuden, ſowie von einander 
mindeſtens 5 Meter entfernt bleiben. 


8 2. 

Nur in beſonderen, durch die Oertlichkeit bedingten Fällen dürfen ſolche 
Miethen in größerer Nähe von Gebäuden, ſowie don einander aufgeſtellt 
werden. Hierzu bedarf es jedoch in jedem einzelnen Falle der Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde. 

§ 3. 


Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung werden 


mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 
Danzig, den 13. Juni 1880. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
von Ernſthauſen. 


21. Polizei⸗ Verordnung, betreffend die Pflegekinder 
(Amtsblatt 1881 Seite 209.) 


Auf Grund des § 73 des Geſetzes über die Organiſation der allge: 
meinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880, ſowie der §8 6, 12 und 15 
des Geſetzes über die Polizei» Verwaltung vom 11. März 1850 wird für 
die Stadtkreiſe Danzig und Elbing, und die Städte Dirſchau und Marien⸗ 
ai unter Zuſtimmung des Bezietsrathes nachſtehende Polizei-Verordnung 
erlaſſen. 


§ 1. 
Perſonen, welche gegen Entgelt fremde, noch nicht ſechs Val alte 
Kinder in Koſt und Pflege nehmen wollen, bedürfen dazu der Erlaubniß 
der Polizei⸗Behörde. 

§ 2. 

Die Erlaubniß wird nur auf Widerruf, und nur ſolchen Perſonen 
weiblichen Geſchlechts ertheilt, welche nach ihren perſönlichen Verhältniſſen 
und nach der Beſchaffenheit ihrer Wohnungen geeignet erſcheinen, eine ſolche 
Pflege zu übernehmen. 


GR 


Die Erlaubniß muß vor einem etwaigen Wohnungswechſel aufs Neue 
nachgeſucht werden. 


8 4. 
m Falle einer üblen Behandlung der Kinder oder einer denſelben 
nachtheiligen Veränderung der häuslichen Verhältniſſe der Koſtgeberin wird 
die Erlaubniß zurückgenommen. 


5. 

Den Beamten der Polizei⸗Behörde oder den von der letzteren beauftragten 
Perſonen iſt von den Koſtgebermnen der Zutritt zu ihren Wohnungen zu 
geſtatten und auf alle die Pflegekinder betreffenden Fragen Auskunft zu 
ertheilen, auch ſind die Kinder auf Erfordern vorzuzeigen. 

6 


Wer Kinder unter 6 Jahren in Koſt und Pflege genommen hat, iſt 
verpflichtet, dieſelben innerhalb 24 Stunden nach erfolgter Aufnahme bei 
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der Ortspolizeibehörde, in Danzig bei dem Revier⸗Polizei⸗Beamten, anzu⸗ 

melden; ebenſo aber auch binnen gleicher Friſt abzumelden, ſobald dieſes 

Verhältniß, ſei es durch Ableben des Kindes oder aus ſonſtigen Gründen 

aufhört. 
8 7. 

Bei den An- und Abmeldungen von Pflegekindern ſind der Name 
derſelben, Ort und Tag ihrer Geburt, Name und Wohnung ihrer Eltern, 
bei unehelichen Kindern Name und Wohnung der Mutter und des Vor⸗ 
mundes anzuzeigen. Bei der Abmeldung eines Pflegekindes wegen Todes⸗ 
fall iſt außerdem die Todesurſache, und falls ein Arzt während der etwaigen 
Krankheit des Kindes zugezogen geweſen, der Name dieſes Arztes zur 
Anzeige zu bringen. 

88. 

Durch die Vorſchriften der 88 6 und 7 werden die ſonſt beſtehenden 

Pflichten der polizeilichen Meldung N berührt. 5 
9.9 


Die Beſtimmungen dieſer Polizei Verordnung finden auch auf die⸗ 
jenigen Kinder unter ſechs Jahren Anwendung, welche von den Organen 
des Vormundſchaftsweſens, der öffentlichen Armenpflege, jo wie ſonſtiger 
öffentlicher Wohlthätigkeits ⸗Anſtalten in Koſt und Pflege gegeben werden, 
dagegen nicht auf diejenigen Perſonen, welche ohne Verfolgung von Erwerbs⸗ 
zwecken im Auftrage eines Angehörigen oder eines Vormundes des Kindes, 
die Fürſorge für dieſelbe übernommen haben. Als Angehörige im Sinne 
dieſer Beſtimmung gelten die im $ 52 des Reichs-Strafgeſetzbuchs bezeichneten 
Perſonen. 

§ 10. 

Die Uebertretung der Vorſchriften dieſer Verordnung wird mit Geld- 
ſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft, an deren Stelle im Unvermögensfalle 
verhältnißmäßige Haft tritt. 


8 11. 
Die Polizei⸗Verordnung vom 30. April 1876 Amtsbl. S. 91 No. 390 
iſt ihrem ganzen Inhalte nach aufgehoben. 
Danzig, den 20. Auguſt 1881. 
f Der Regierungs-Präſident. 


22. Reglement, die polizeiliche Behandlung der Fundſachen 
im Geltungsgebiete des Allgemeinen Landrechts betreffend, 
vom 21. April 1882. 


(Amtsblatt 1882, Seite 129.) 


Nachdem durch 8 23 des zur Deutſchen Civilprozeßordnung erlaſſenen 
preußiſchen Ausführungsgeſetzes vom 24. März 1879 (Geſ.⸗S. S. 281) 
die 88 2348, 57 60, 76-80 Allgemeinen Landrechts Theil I Titel 9 
durch die dort an deren Stelle geſetzten Beſtimmungen abgeändert und die 
88 40—56 d. a. O. aufgehoben worden find, wird über die polizeiliche Be⸗ 
handlung der Fundſachen Nachſtehendes angeordnet: 

8 1 


4 
Anmeldung der Funde bei der Polizeibehörde. 
Der Finder iſt nach §§ 20, 22 und 70 Allgemeinen Landrechts 
Theil I Titel 9 verpflichtet, binnen 3 Tagen bei Verluſt der Belohnung, 
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welcher abgeſehen von der ſonſt etwa verwirkten Strafe der Fundunter⸗ 
ſchlagung eintritt, den Fund der Polizeibehörde anzuzeigen unter beſtimmter 
Angabe, wie und wo er zum Beſitze der gefundenen Sache gelangt ſei. 
Die Polizeibehörde hat über dieſe Anzeigen ein Verzeichniß zu führen und 
dem Verlierer oder Eigenthümer einer Sache auf Nachfrage über die 
Seitens des Finders erfolgte polizeiliche Anmeldung des Fundes Auskunft 
zu ertheilen. 

Wenn die gefundene Sache nach ihren Merkmalen oder wenn die 
beſonderen Umſtände, unter welchen die Sache gefunden worden, auf die 
Perſon des Verlierers ſchließen laſſen oder zu polizeilichen Nachforſchungen 
irgend welchen Anhalt geben, hat die Polizeibehörde ſich die Ermittelung 
des Verlierers angelegen ſein zu laſſen. 

82. 

Die Polizeibehörde hat ein Verzeichniß der angemeldeten Funde, un⸗ 
beſchadet ſonſtiger Publikation, mindeſtens mittelft Aushangs oder Auslegung 
in dem Polizeilokale durch 14 Tage mit der an die Verlierer, und ſoweit 
die Finder unbekannt ſind, auch an dieſe zu richtenden Aufforderung, bekannt 
zu 3 ſich zur Geltendmachung ihrer Rechte binnen 3 Monaten zu 
melden. 

Ueberſteigt der Werth der gefundenen Sachen den Betrag von 
3 Mark, ſo muß dieſe Bekanntmachung außerdem durch die zu polizeilichen 
Bekanntmachungen beſtimmten öffentlichen Blätter erlaſſen werden. 

ft die gefundene Sache von beſonderem Werthe, ſo iſt die in der 
polizeilichen Bekanntmachung zu beſtimmende Friſt zur Anmeldung der 
Anſprüche auf den Fund angemeſſen zu verlängern und die Bekanntmachung 
ni Umſtänden zu wiederholen und in noch andere Blätter einrücken zu 
aſſen. 

Von jedem Funde im Werthe von mehr als 300 Mark iſt der 
Ortsarmenkaſſe des Fundortes . Mittheilung zu machen. 


Annahme gefundener Sachen in polizeiliche Verwahrung. 
Die Polizeibehörde hat ſich der Verwahrung der gefundenen Sache 
zu unterziehen, wenn der Finder die gefundene Sache zur polizeilichen 
Verwahrung anbietet. f 
Bei der Annahme des Fundes iſt eine ausdrückliche ſchriftliche oder 
protokollariſche Erklärung des Finders darüber zu erfordern, ob er ſich 
ſelbſt die Fundrechte vorbehalte oder die ihm zuſtehenden Rechte der Orts⸗ 
armenkaſſe des Fundortes abtrete. 1 
Liefert der Finder die gefundene Sache nicht an die Polizeibehörde 
ab, ſo bleibt ihm die Verwahrung überlaſſen. Im Falle des Verdachts 
einer Fundunterſchlagung erfolgt die Beſchlagnahme gefundener Sachen nach 
den Vorſchriften der Strafprozeßordnung SS 94, 95, 98. 
Er 


O. 

In den Fällen, wo die Koſten der Unterhaltung den Werth einer 
gefundenen Sache zu überſteigen, oder unverhältnißmäßig zu vermindern 
drohen oder wo dieſe Sache bei längerer Aufbewahrung dem Verderben 
ausgeſetzt ift, oder wo die Sache nirgends in geeigneter und ſicherer Weiſe 
untergebracht werden kann, hat die Polizeibehörde alsbald die gefundene 
Sache beſtmöglichſt zu verkaufen. a 
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8 6. 
Schließliche Verfügung über den Fund. 
1) Wenn der Verlierer oder Eigenthümer ſich meldet. 

Meldet ſich der Verlierer oder Eigenthümer der Sache, ſo hat die 
Polizeibehörde, welche die Sache in Verwahrung hat, die Legitimation des 
ſich Meldenden zu prüfen und über die Herausgabe der gefundenen Sache, 
zugleich aber über die Gewährung eines Fundgeldes, ſo weit ſolches vom 
Finder gefordert und vom Verlierer oder Eigenthümer bewilligt wird, zu 
befinden. In Ermangelung einer Einigung über das Fundgeld iſt der 
Finder auf den Rechtsweg zu verweiſen; auch kann die Fundſache, ſoweit 
es zur Deckung des Fundgeldes erforderlich erſcheint, bis zur Entſcheidung 
in polizeilicher Verwahrung behalten 5 hinterlegt werden. 


Wenn der Finder die gefundene Sache in feiner Verwahrung be- 
halten hat, und dieſelbe nicht herausgeben will, oder einen Anſpruch auf 
Ueberlaſſung der Sache, oder auf einen Werthantheil, unter einſtweiliger 
Zurückbehaltung derſelben erhebt, ſo iſt dem ſich meldenden Verlierer oder 
Eigenthümer die Verſtändigung mit dem Finder über die Herausgabe der 
Sache oder die Beſchreitung des Rechtswegs gegen den Finder zu über⸗ 
laſſen. 


8 8. 5 
2) Wenn der Verlierer oder Eigenthümer ſich nicht meldet. 
Meldet ſich der Verlierer oder Eigenthümer innerhalb der in der 
polizeilichen Bekanntmachung feſtgeſetzten Abhebungsfriſt nicht, jo iſt 

A. Wenn der Werth der in polizeilicher Verwahrung befindlichen Fund⸗ 
ſache den Betrag von 300 Mark überſteigt, dem Finder und der 
Ortsarmenkaſſe des Fundortes zu überlaſſen, zu ihren Gunſten das 
Aufgebotsverfahren zu veranlaſſen, nach deſſen Beendigung die ges 
fundene Sache dem Berechtigten ausgehändigt wird. 

B. Wenn der Werth der Fundſache weniger beträgt, ſo iſt dieſelbe 

a) entweder dem Finder, ſofern derſelbe auf die Ueberlaſſung der Sache 

Anſpruch macht, zurückzugeben, 

b) oder ſofern der Finder keinen Anſpruch auf die Ueberlaſſung der 
Sache macht, oder ſich gar nicht gemeldet hat, oder ſich nicht erklärt, 
nach Ablauf der Abhebungsfriſt beſtmöglich zu verkaufen und der 
3 einſtweilen in polizeiliche Verwahrung und Verwaltung zu 
nehmen. 

Beſteht die Fundſache in Geld, To ziſt mit demſelben ebenſo wie 
mit dem Erlöſe aus dem Verkaufe zu verfahren. 

Die in Verwahrung und Verwaltung genommenen Beträge ſind 
durch ein Jahr von der Anzeige des Fundes ab aufzubewahren. 
Nach Ablauf dieſer Zeit, falls der Verlierer oder Eigenthümer 
ſich nicht nachträglich meldet und die Rückgabe verlangt, fließen dieſe 
Beträge zur Kaſſe der Polizeiverwaltung, vorbehaltlich der Anſprüche, 
welche ſonſt noch etwa von irgend welcher Seite auf dieſelben gemacht 
werden können. 
Sofern der Finder ſeinen Anſpruch auf Ueberlaſſung der Sache an 
die Armenkaſſe abtritt, iſt die Sache nach Ablauf der Abhebungsfriſt 
der Ortsarmenkaſſe des Fundortes zu überlaſſen vorbehaltlich aller 
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etwaigen Anſprüche, welche nachträglich von dem Verlierer oder Eigen⸗ 
thümer an die Fundſache oder deren Erlös erhoben werden ſollten. 

d) Sofern in den Fällen zu b. und ec. der Finder Anſpruch auf das 
geſetzliche Finderlohn erhebt, und dieſes Anſpruchs nicht durch unter⸗ 
laſſene rechtzeitige Anzeige des Fundes bei der Polizeibehörde verluftig 
gegangen iſt, hat die Polizeibehörde das Finderlohn aus dem Funde, 
oder deſſen Erlöſe, zu zahlen. 


Koſten des Verfahrens. 

Alle von der Polizeibehörde für die Ermittelung des Verlierers oder 
Eigenthümers, oder für die Aufbewahrung und Verwaltung der Fundſachen 
verwendeten Ausgaben, wie die Koſten der Bekanntmachung, des Verlaufs 
und der etwaigen Hinterlegung ſind aus dem Funde oder deſſen Erlöſe zu 
entnehmen, oder von dem Empfänger, welchem Seitens der Polizeibehörde 
die gefundene Sache ausgehändigt wird, hierbei einzuziehen. 

Der Miniſter des Innern. 


23. Verordnung, betreffend den gemeingefährlichen 
Gebrauch von Sprengſtoffen.“) 
(Amtsblatt 1884, Seite 229.) 


Auf Grund des $ 2 des Geſetzes gegen den verbrecheriſchen und 
a ae Gebrauch von Sprengſtoffen vom 9. Juni 1884 (R. 
G-Bl. ©. 61) wird Nachſtehendes beſtimmt: 

1. Ueber Geſuche um Geſtattung der Herſtellung des Vertriebes, des 
Beſitzes ſowie der Einführung von Sprengſtoffen aus dem Auslande 
haben die Landräthe, in Städten von mehr als 10000 Einwohnern 
die Ortspolizei⸗Behörden in erſter Inſtanz Entſcheidung zu treffen. 
In der Provinz Hannover entſcheiden hierüber bis zum Inkraft⸗ 
treten des Landesverwaltungs⸗ und des Zuſtändigkeitsgeſetzes die 
Amtshauptleute, in den Städten, auf welche die Hannoverſche 
revidirte Städteordnung vom 24. Auguſt 1858 Anwendung findet, 
die Magiſtrate, nach dem Inkrafttreten der gedachten Geſetze dagegen 
die Landräthe und in den vorgenannten Städten mit Ausnahme der 
im § 27 Abſ. 2 der Kreisordnung vom 6. Mai 1884 bezeichneten 
Städte die Magiſtrate. 

Zuſtändig iſt diejenige Behörde, in deren Bezirk der die Genehmigung 
Nachſuchende wohnt. 

Aufſichtsbehörden im Sinne des qu. Geſetzes ſind in den Provinzen 
Oſtpreußen, Weſtpreußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien, Sachſen, 
ſowie in Hohenzollern der Regierungspräſident, für den Stadtkreis 
Berlin der Oberpräſident, für die übrigen Landestheile die Regie⸗ 
rungen, (Landdroſteien.) 

2. In den Geſuchen um Geſtattung der Herſtellung, des Beſitzes und 
der Einführung von Sprengſtoffen aus dem Auslande ſind die Zwecke, 
zu welchen dieſe Stoffe dem Geſuchſteller dienen ſollen, anzugeben. 

Die Behörde entſcheidet über das Geſuch nach freiem Ermeſſen. 


) Vermerk. Die Muſter ſind hier nicht abgedruckt. 


—ͤ —— 


— IT 
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Ueber die Gründe der Verſagung der Genehmigung iſt dieſelbe nur 
der Aufſichtsbehörde Auskunft zu geben verpflichtet. 

Solchen Perſonen, welche bei dem Inkrafttreten der 88. 1, 2, 3, 
4, 9 des Geſetzes die Herſtellung von Sprengſtoffen auf Grund 
einer gemäß § 16 der Gewerbeordnung ertheilten Erlaubniß oder 
den Vertrieb von Sprengſtoffen als ſtehendes Gewerbe betrieben 
haben, iſt die Genehmigung nur dann zu verſagen, wenn gegen 
dieſelben Thatſachen vorliegen, welche ihre Unzuverläſſigkeit darthun. 
Eine ſolche Unzuverläſſigkeit iſt in der Regel anzunehmen, wenn ſich 
dieſelben einer Verſendung von Sprengſtoffen unter falſcher 
Deklaration oder einer ſonſtigen wiſſentlichen oder auf grober Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhenden Uebertretung der über die Lagerung, die Auf- 
bewahrung und die Verſendung von Sprengſtoffen erlaſſenen Vorſchriften 
ſchuldig gemacht haben. 

Die Erlaubniß zur Herſtellung, zum Vertriebe und zur Einführung 
von Sprengſtoffen aus dem Auslande ſchließt die Erlaubniß zum 
Beſitze von Sprengſtoffen in ſich. 

Die Erlaubnißſcheine find mit dem Amtsſiegel oder dem amtlichen 
Stempel der ausfertigenden Behörde zu verſehen. 

3. Der Vertrieb von Sprengſtoffen darf nur an ſolche Perſonen 
erfolgen, welche im Beſitz einer der in § 1 Abſ. 1 des Geſetzes 
gedachten Genehmigungen ſind. 

4. Für das nach § 1 Abſ. 2 des Geſetzes zu führende Regiſter iſt das 
anliegende Schema in Anwendung zu bringen. 

5. Die nach einem Orte des Inlandes beſtimmten Sendungen von 
Sprengſtoffen aus dem Auslande werden nur unter der Bedingung 
eingelaſſen, daß der den Adreſſaten zur Einführung von Sprengſtoffen 
aus dem Auslande ermächtigende Erlaubnißſchein den Begleitpapieren 
der Sendung beigefügt wird. 

3. Erfolgt die Zurücknahme einer gemäß § 1 Abſ. 1 des Geſetzes 
ertheilten Genehmigung, ſo iſt der Erlaubnißſchein an die Behörde 
zurückzureichen. a 

Die Zurücknahme iſt ferner durch den Deutſchen Reichs- und 
Preußiſchen Staatsanzeiger bekannt zu machen. 

Der Miniſter des Innern. Der Minifter der öffentlichen Arbeiten. 


— 


gez. v. Puttkamer. gez. Maybach. 
dr Für den Minifter Der Finanz⸗Miniſter. 
für Handel und Gewerbe. In Vertretung. 
gez. v. Bötticher. gez. Meinecke. 


24. ee betreffend die Art der Verkündigung orts⸗ 
und kreispolizeilicher Vorſchriften. 


(Amtsblatt 1884, Seite 114.) 


Ueber die Art der Verkündigung orts- und kreispolizeilicher Vor⸗ 
ſchriften, ſowie über die Form, von deren Beobachtung die Giltigleit 
derſelben abhängt, wird auf Grund des § 144 Abſ. 2 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 unter Aufhebung der 
Bekanntmachung vom 16. Juni 1881 (Amtsblatt Seite 149 Nr. 372) 
Folgendes beſtimmt: 
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1. Polizei⸗Vorſchriften der im 8 5 des Geſetzes über die Polizei⸗ 


Verwaltung vom 11. März 1850, $ 62 der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 und 19. März 1881 $ 142 und 8 144 Abf. 1 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
bezeichneten Art müſſen die Bezeichnung „Polizeiverordnung“ enthalten. 
Es iſt Bezug zu nehmen i 
a. bei ortspolizeilichen Vorſchriften auf $ 5 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 und außerdem bei Polizei⸗ 
Vorſchriften der Amtsvorſteher auf 8 62 der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 und 19. März 1881, ſowie in Stadtkreiſen, 
falls von der Beſtimmung in 8 144 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 Gebrauch gemacht 
wird, auf dieſe Beſtimmung; 
b. bei kreispolizeilichen Vorſchriften auf 8 142 des letztgedachten Geſetzes. 
3. Soweit die Zuſtimmung einer andern Behörde vorgeſchrieben iſt 
(§ 62 der Kreisordnung, 88 142, 143 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung) iſt dieſer Zuſtimmung Erwähnung zu thun. 

4. Falls die Höhe der Strafandrohung der Genehmigung des 
Regierungs⸗Präſidenten bedarf ($ 5 Abſ. 2 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
Verwaltung, § 144 Abſ.! des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung) 
iſt dieſer Genehmigung Erwähnung zu thun. 

5. Polizeivorſchriften der gedachten Art ſind durch das betreffende 
Kreisblatt, in der Stadt Danzig durch das Intelligenzblatt, in der Stadt 
Elbing durch die Elbinger Zeitung bekannt zu machen. | 

Danzig, den 23. April 1884. 
Der Regierungs-Präſident. 


25. Verordnung, betreſſend die Verauſtaltung von Lotterien. 
(Amtsblatt 1882, Seite 82.) 


Seitens des Herrn Provinzialſteuer-Direktors iſt feſtgeſtellt und zur 
Sprache gebracht worden, daß einige Polizeiverwaltungen des hieſigen 
Regierungsbezirks es unterlaſſen haben, von der ihrerſeits ertheilten 
Erlanbniß zur Veranſtaltung öffentlicher Ausſpielungen dem zur Erhebung 
der Abgabe für Looſe zuſtändigen Hauptſteueramte die vorgeſchriebene An⸗ 
zeige zu machen. 

Ich nehme hieraus Veranlaſſung, die ſämmtlichen Polizeibehörden 
des Regierungsbezirks darauf hinzuweiſen, daß nach Ziffer 13 Abſ. 1 der 
Ausführungsvorſchriften A des Bundesraths zum Reichsſtempelgeſetz vom 
1. Juli 1881 (Reichsgeſetz Blatt Seite 185), diejenigen Behörden, welche 
die obrigkeitliche Erlaubniß zur Veranſtaltung einer öffentlichen Lotterie 
oder Ausſpielung ertheilen, verpflichtet ſind, hiervon ohne Verzug der zur 
Erhebung der Abgabe für die Looſe zuſtändigen, für den hieſigen Regierungs- 
bezirk in der Bekanntmachung des Herrn Provinzialſteuer⸗Direktors hier⸗ 
ſelbſt vom 1. Oktober 1881 (Beglerungs-Smutsbfatt Seite 237) näher 
angegebenen Steuerbehörde, unter Bezeichnung des Unternehmens und feines 
Zweckes, des Namens und der Wohnung des Unternehmers und des Zeit⸗ 
punktes, an welchem dem Letzteren die obrigkeitliche Erlaubniß behändigt 
worden, ſchriftlich Mittheilung zu machen. Gleichzeitig mache ich darauf 
aufmerkſam, daß in Gemäßheit der Allerhöchſten Kabinets⸗Ordre vom 


= 
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2. November 1868 (Geſetz⸗-Sammlung Seite 991) die nach 8 286 des 
Strafgeſetzbuchs erforderliche obrigkeitliche Erlaubniß zur Vornahme 
öffentlicher inländiſcher Ausſpielungen von dem Herrn Ober-Präſidenten 
für den Umfang der Provinz, für den ganzen Umfang der Monarchie 
aber von dem Herrn Miniſter des Innern ertheilt werden ſoll, mit Aus⸗ 
nahme der Ausſpielungen geringfügiger Gegenſtände, welche bei Volks: 
beluſtigungen vorgenommen werden und zu welchen die Genehmigung von 
der Ortspolizeibehörde ertheilt werden darf. Als erlaubte Privat⸗Aus⸗ 
ſpielungen, im Gegenſatz zu den verbotenen bezw. der polizeilichen Erlaubniß 
bedürfenden öffentlichen, ſind nach der Allerhöchſten Kabinets. Ordre vom 
20. März 1827 (Geſetz Sammlung Seite 29) nur ſolche Ausſpielungen 
zu betrachten, welche in Privatzirkeln zum Zweck eines geſelligen Vergnügens 
oder der Mildthätigkeit veranſtaltet werden. 

Indem ich den Polizeibehörden die ſtrengſte Befolgung der Beſtim⸗ 
mungen des Reichsſtempelgeſetzes vom 1. Juli 1881, ſowie der hierzu 
erlaſſenen Ausführungsvorſchriften zur Pflicht mache, bemerke ich noch aus- 
drücklich, daß nach § 23 des Geſetzes, Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften deſſelben ſowie deſſen Ausführungs⸗Beſtimmungen, ſoweit 
dieſelben in dem Geſetze ſelbſt mit einer beſonderen Strafe nicht belegt 
ſind, Ordnungsſtrafe bis zu 30 Mk. nach ſich ziehen. 

Danzig, den 6. April 1882. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


26. Polizei⸗Verordnung über den Verkehr mit Mineralölen. 
(Amtsblatt 1884, Seite 259.) 

Auf Grund der $$. 137, 139 und 140 des Geſetzes über die allge⸗ 
meine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Sammlung Seite 195 ff.) 
in Verbindung mit $$. 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) verordne ich 
mit Zuſtimmung des Provinzialraths unter Aufhebung der über den Ver⸗ 
kehr mit Mineralölen bisher in Geltung geſtandenen polizeilichen Vorſchriften, 
insbeſondere der Polizeiverordnungen der Königlichen Regierung zu Danzig 
vom 30. September 1870 (Regierungs⸗Amtsblatt Seite 186) und der 
Königlichen Regierung zu Marienwerder vom 17. Januar 1870) Regierungs- 
Amtsblatt Seite 18) ſowie der von mir erlaſſenen Polizeiverordnung vom 
25. Mai 1879 (Regierungs⸗Amtsblatt für Danzig Seite 123, für Marien⸗ 
werder Seite 193) für den Umfang der ganzen Provinz Weſtpreußen, 
was folgt: 

8 1. 
Die gegenwärtige Polizei⸗Verordnung findet Anwendung auf Roh⸗ 
etroleum und deſſen Deſtillationsprodukte (Petroleumäther, Gaſolin, Benzin, 
Bigoritt, Neolin, Naphta, Petroleum Eſſenz, rectificirtes Petroleum, Putzöl 
u. j. w.) aus Braunkohlentheer oder Steinkohlentheer bereitete Oele (Photogen, 
Solaröl, Benzol u. ſ. w.) und Schieferöle. 
2 


Die in § 1 aufgeführten Flüſſigkeiten werden, wenn fie unter einein 
Barometerſtande von 760 mm ſchon bei einer Erwärmung auf weniger 
als 21 Grade des hunderttheiligen Thermometers entflammbare Dämpfe 
05750 laſſen, zu Klaſſe 1, im entgegengeſetzten Falle zu Klaſſe 2 ge⸗ 
rechnet. 
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Die Unterſuchung derſelben auf ihre Entflammbarkeit hat mittels des 
\ Abel'ſchen Petroleumprobers unter Beachtung der von dem Reichskanzler 
) gemäß § 2 der Kaiſerlichen Verordnung vom 24. Februar 1882 (R. G. Bl. 
S. 40.) erlaſſenen Vorſchriften zu erfolgen. 
8 


Mengen von mehr als 10000 kg Flüſſigkeiten der Klaſſe 2 ſowie 
Mengen von mehr als 1000 kg Flüſſigkeiten der Klaſſe 1 dürfen nur auf 
beſondern Lagerhöfen und nur mit Erlaubniß der Landespolizeibehörde ge- 
lagert werden. 

a Dieſe Erlaubniß iſt, falls nicht beſondere Umstände einzelne Abweichungen 
7 als zuläſſig oder nothwendig erſcheinen laſſen, an folgende Bedingungen 

zu knüpfen: 

a der Lagerhof muß mit einer mindeſtens 2,50 m hohen Mauer um⸗ 
geben und ſo belegen ſein, daß er bequem von allen Seiten mit 

. Löſchgeräthen umfahren werden kann; 

f b. die gelagerten Flüſſigkeiten ſowohl wie auch die dieſelben etwa um⸗ 
ſchließenden Baulichkeiten müſſen mindeſtens 60 m von allen außer⸗ 
halb des Lagerhofes befindlichen Gebäuden entfernt ſein; 

e. die Sohle derjenigen Theile des Lagerhofs, welche zur Lagerung der 
. Flüſſigkeiten dienen, muß aus undurchläſſigem, unverbrennlichem 
* Material hergeſtellt ſein und ein Gefälle von mindeſtens 1: 100 

* nach einer oder mehreren vergitterten Sammelgruben haben; ſie muß 

ferner entweder tiefer als die ſie umgebende Terrainſohle liegen oder 

5 mit einer aus feuerſicherem Material hergeſtellten ununterbrochenen 

5 Umfaſſung verſehen ſein. In beiden Fällen muß der Raum zwiſchen 

2 den Umfaſſungswänden mit Einſchluß des Rauminhalts der Sammel⸗ 

gruben groß genug ſein, die geſammte Menge der dort aufbewahrten 

Flüſſigkeiten im Falle des Auslaufens aufzunehmen; 

d. Falls die Flüſſigkeiten nicht im Freien oder unter offenen Schuppen, 

1 ſondern in Gebäuden gelagert werden, müſſen die letzteren maſſive 

* Umfaſſungswände, keine Zwiſchendecken, reichliche Erleuchtung durch 
Tageslicht und gute Ventilation haben; Einrichtungen zu künſtlicher 
Beleuchtung dürfen weder in noch an den Gebäuden angebracht werden; 

e. Geſchäftliche Verrichtungen dürfen im Lagerhof nur bei Tageslicht 
vorgenommen werden. Das Betreten des Lagerhofes bei Nachtzeit 
iſt außer dem Wächter deſſelben nur den dienſtlich dazu berufenen 
Beamten geſtattet. 

„Feuer oder Licht darf innerhalb des Lagerhofes nicht angezündet, 

auch darf daſelbſt nicht geraucht werden; das Einbringen von Zünd⸗ 

* materialien in den Lagerhof iſt unterſagt. Dieſe Vorſchriften ſind 
* an gel Eingangsthüren des Lagerhofes in augenfälliger Weiſe an⸗ 
ns zuſchreiben. 

. g. Auf dem Lagerhof dürfen außer einer für den Wächter beſtimmten, 
durch eine Mauer von den übrigen Theilen des Lagerhofes abgeſon⸗ 
derten Wohnung Wohnräume nicht vorhanden ſein. 

Bei Lagerhöfen, in welchen nur Flüſſigkeiten der Klaſſe II gelagert werden 

ſollen, kann von den Vorſchriften zu a und b abgeſehen werden; die con⸗ 

ceſſionirende Behörde entſcheidet dann nach ihrem Ermeſſen über die in 
8 Bezug auf Einfriedigung und freie Lage des Terrains zu ſtellenden An- 
} 85 forderungen. 


* 
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8 4. 
Mengen von nicht mehr als 10000 kg, aber mehr als 1000 kg 
eiten der Klaſſe II, ſowie Mengen von nicht mehr als 1000 kg, 
keiten der Klaſſe I dürfen nur mit orts⸗ 


8 


vorzuſchreiben. 

Mengen von nicht mehr als 1000 kg, aber mehr als 300 kg 
Flüſſigkeiten der Klaſſe II, ſowie Mengen von nicht mehr als 100 kg, 
aber mehr als 15 kg Flüſſigkeiten der Klaſſe I dürfen nur in Kellern oder 
zu ebener Erde belegenen Räumen gelagert werden, welche keine Abflüſſe 
(Gerinne) nach Außen (Straßeu, Höfen ꝛc.) keine Heiz- oder künſtlichen 
Beleuchtungsvorrichtungen und eine gute Ventilation haben. Der Fußboden 
des zur Lagerung dienenden Theils dieſer Räume muß aus undurchläſſigem, 
unverbrennlichem Material hergeſtellt und mit einer aus feuerſicherem 
Material hergeſtellten ununterbrochenen Umfaſſung von ſolcher Höhe ver⸗ 
ſehen ſein, daß der Raum zwiſchen den Umfaſſungswänden mit Einſchluß 
des Rauminhalts einer etwa vorhandenen Sammelgrube ausreicht, die ge⸗ 
ſammte Menge der dort aufbewahrten Flüſſigkeiten im Falle des Auslaufens 
aufzunehmen. 

Die Vorſchrift des § 3 1 Satz 1 findet auch auf dieſe Räume An- 
wendung. 

Die Lagerung kann ferner auf Höfen, in Gärten oder anderen um⸗ 
friedeten Grundſtücken erfolgen, wenn das Ausfließen der Flüſſigkeiten durch 
Eingraben der Gebinde oder durch eine aus feuerſicherem Material herge— 
ſtellte Umfaſſung verhindert wird. 

Das Umfüllen der nach Maßgabe dieſes Paragraphen gelagerten 
Flüſſigkeiten in andere Gefäße und die ſonſtigen geſchäftlichen Verrichtungen 
mit denſelben dürfen nur bei Tageslicht vorgenommen werden. 

Die Einholung einer polizeilichen Erlaubniß iſt nicht erforderlich; doch 
iſt die Lagerung der Ortspolizeibehörde vorher anzuzeigen. 
$ 6. 

Werden Mineralöle der Klaſſe 1 mit Mineralölen der Klaſſe 2 oder 
mit anderen brennbaren Flüſſigkeiten in demſelben Raume oder in ſolchen 
Räumen, welche nicht durch unverbrennliche, mit Oeffnungen nicht verſehene 
Scheidungen von einander getrennt ſind, gelagert, ſo finden auf ſämmtliche 
Flüſſigteiten die in den 88. 3 bis 5 für die Mineralöle der Klaſſe 1 ge⸗ 
gebenen Vorſchriften Anwendung. 

Werden Mineralöle der Klaſſe 2 zuſammen mit anderen brennbaren 
Flüſſigkeiten in der vorſtehend (Abſatz 1) angegebenen Weiſe gelagert, ſo 
finden auf ſämmtliche Flüſſigkeiten die in den SS 3 bis 5 für die Mineralöle 
der Klaſſe 2 gegebenen Vorſchriften Anwendung. 


8 7. 
In den Verkaufsräumen der Detailhändler dürfen Flüſſigkeiten der 
Klaſſe 2 bis zu 50 kg, wenn aber die Aufbewahrung in metallenen, mit 
einem Hahn zum Abfüllen verſehenen Gefäßen oder in Original⸗Petroleum⸗ 
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fäſſern mit metallenem Abfüllhahn erfolgt, bis zu 300 kg, Flüſſigkeiten der 
Klaſſe 1 bis zu 15 kg aufbewahrt werden. ö 

Die Aufbewahrung und der Verkauf von Flüſſigkeiten der Claſſe 1 
darf, ſoweit es ſich um Quantitäten von mehr als ¼ Liter handelt, nur 
in Zinkbehältern, ſoweit es ſich um geringere Quantitäten handelt, auch in 
verſchloſſenen Glasflaſchen erfolgen. Bei künſtlichem Licht dürfen dieſe 
Flüſſigkeiten nicht aus einem Gefäß in ein anderes gefüllt, ſondern nur 
mit dem Gefäß, in welchem ſie ſich befinden, dem Käufer überliefert werden. 

8 88. 

In den zum regelmäßigen Aufenthalt oder zum Verkehr von Menſchen 
beſtimmten Räumen, insbeſondere in Wohnräumen (mit Einſchluß der 
Küchen), unmittelbar an dieſelben anſchließenden Vorrathsräumen, Comtoiren, 
Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften und Werkſtätten dürfen nicht mehr als 
20 kg Flüſſigkeiten der Claſſe 2 oder 2 kg Flüſſigleiten der Claſſe 1 auf 
bewahrt werden. 

Hinſichtlich der Gefäße, in welchen die Aufbewahrung dieſer letzteren 
Flüſſigkeiten erfolgen muß und des Umfüllens derſelben in andere Gefäße 
gilt die Vorſchrift des § 7 Abſatz 2. 

89. 

Der Transport von Glasballons, welche Flüſſigkeiten der Claſſe 1 
enthalten, mittels Wagen iſt nur unter Beobachtung folgender Vorſichts⸗ 
maßregeln geſtattet: 

a. Die Ballons müſſen mit Stroh, Heu, Kleie, Sägemehl, Infuſor ien⸗ 
erde oder ähnlichen lockern Subſtanzen in ſtarken Holzkiſten oder 
einzeln in ſoliden, mit einer gut befeſtigten Schutzdecke verſehenen und 
mit hinreichendem Verpackungsmaterial ausgefütterten Körben oder 
Kübeln feſt verpackt ſein; 

b. jeder Wagen muß außer dem Kutſcher von einer erwachſenen Perſon 
begleitet ſein; 

e. die Wagen dürfen nur im Schritt fahren. 


§ 10. 

Dieſe Verordnung findet nicht Anwendung auf die Aufbewahrung der 
in $ 1 bezeichneten Flüſſigkeiten an den Gewinnungsſtätten des Rohpetroleums 
und in Fabriken, in welchen dieſe Stoffe hergeſtellt, bearbeitet oder zu 
techniſchen Zwecken verwendet werden. Für letztere ſind die erforderlichen 
Anordnungen auf Grund der SS 16 folgende und 120 der Gewerbeordnung 
von der zuſtändigen Behörde zu treffen. 

Die Einholung der in den 88. 3 und 4 gedachten polizeilichen Er⸗ 
laubniß iſt für die zur Zeit des Erlaſſes dieſer Verordnung bereits in 
Benutzung ſtehenden Lagerräume, in welchen auf Grund der bisherigen 
Vorſchriften die in den SS. 3 und 4 bezeichneten Quantitäten gelagert 
werden dürfen, nicht erſorderderlich. 


Sl: 

Uebertretungen dieſer Verordnung werden, ſofern nicht die Be⸗ 
ſtimmungen des Strafgeſetzbuchs, insbeſondere 8 367 Nr. 6 Anwendung 
finden, mit Geldſtrafe bis zu Sechszig Mark beſtraft. 

Danzig, den 4. November 1884. 

Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 
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27. , betreffend den Trausport von 
ieren. 


(Amtsblatt 1885 Seite 103.) 


Unter Bezugnahme auf die Beſtimmungen des $ 137 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 und der SS 6, 
12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 
wird mit Zuſtimmung des Vezirks⸗Ausſchuſſes für den Umfang des Regierungs⸗ 
bezirks Danzig die folgende Polizei-Verordnung erlaſſen: 
81 


Ss . 
Bei dem Transport von Vieh, ſei es zu Lande oder zu Waſſer, iſt 

jede brutale Behandlung zu vermeiden. 
Bei dem Ein⸗ und Ausladen find die Thiere zu heben, nicht zu werfen. 
Bei dem Transporte mittelſt Fuhrwerks dürfen Schafe und Schweine nicht 
geknebelt werden. Bei dem Knebeln der Kälber iſt nur weiches Binde⸗ 


material zu verwenden. 
2 2 

Die zur Beförderung benutzten Fahrzeuge müſſen hinreichenden Raum 
gewähren, daß die Thiere ohne gepreßt oder geſcheuert zu werden, neben 
einander ſtehen oder liegen können. Für geknebeltes Vieh iſt eine ſtarke 
Unterlage von Stroh oder anderem weichen Material zu beſchaffen. Die 
Transportwagen mit lebendem Vieh müſſen auf Steinpflaſter im Schritt 
fahren. 

§ 3. 

Bullen müſſen bei allen Transporten mit einer Blende (Kappe) vor 
den Augen verſehen und an den Füßen in üblicher Weiſe gefeſſelt ſein. 
Jedes Thier muß von mindeſtens zwei kräftigen Transporteuven begleitet ſein. 

Bei dem Transport auf Waſſerfahrzeugen muß das Rindvieh ange⸗ 
bunden und an den Füßen geknebelt werden. Der Standplatz des Viehs 
muß durch feſte Barrieren von dem übrigen Raum getrennt ſein. 

4 


§ 4. 

Geflügel darf nur in Käfigen oder anderen luftigen Behältern befördert 
werden, welche hinreichenden Raum gewähren, daß die Thiere, ohne gepreßt 
oder geſcheuert zu werden, neben einander ſtehen oder liegen können Der 
Transport in Säcken, das Zuſammenbinden von Thieren, ſowie das Tragen 
an den Füßen iſt verboten. 


8 5. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſoweit ſie nicht 
auf Grund des Strafgeſctzbuches eine höhere Strafe nach ſich ziehen, mit 
Geldſtrafe bis zu 60 Mark beſtraft. 

6 


8 6. 
Die Polizei⸗Verordnung der vormaligen Abtheilung des Innern der 
Königlichen Regierung zu Danzig vom 9. Januar 1875, betreffend den 
Transport von Schlachtvieh (Amtsblatt Stück Nr. 5 Seite 27) wird aufgehoben. 
Inſoweit jedoch für einzelne Theile des Regierungsbezirks Danzig beſondere, 
mit Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung nicht in Widerſpruch ſtehende 
Verordnungen über Viehtransporte in Geltung ſind, verbleibt es bei 
denſelben. 
Danzig, den 28. April 1885 
Der Regierungs- Präſident. 
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28. Polizei⸗Verordnung, betreffend das Meldeweſen.“) 
(Amtsblatt 1886, Seite 45.) 


Auf Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei— 
Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) und des § 137 des 
Geſetzes über die allgemeine Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 wird 
mit Zuſtimmung des Bezirks⸗Ausſchuſſes unter Aufhebung der Polizei 
Verordnung vom 28. November 1874 (Amtsblatt Seite 289 und 290) 
für den Umfang des Regierungs⸗Bezirks Danzig verordnet, was folgt: 


SUN 


Wer zum Zweck des Umzuges feinen bisherigen Wohn- oder Aufent- 
haltsort aufgeben will, ift verpflichtet, vor ſeinem Abzuge, unter Vorlegung 
ſeiner Staats⸗ oder Kommunal⸗Abgaben⸗Zettel, ſich perſönlich oder ſchriftlich 
abzumelden, und gleichzeitig anzugeben, wohin er verzieht. 

Ueber die erfolgte Abmeldung wird ein Abzugs-Atteſt nach dem nach⸗ 
folgenden Muſter I. ertheilt. N 

8 2. 


Wer an irgend einem Orte des hieſigen Regierungs-Bezirks ſeinen 
dauernden oder vorübergehenden Aufenthalt für mindeſtens eine Woche oder 
Wohnſitz nehmen will, hat fi innerhalb 3 Tagen nach dem Zuzuge per- 
ſönlich oder ſchriftlich anzumelden und auf Erfordern unter Vorlegung des 
ihm an feinem früheren Wohn- oder Aufenthaltsorte ertheilten Abmelde⸗ 
Atteſtes über feine Angehörigen, ſeine perſönlichen Steuer- und Militär⸗ 
Verhältniſſe Auskunft zu geben. 

Ueber die erfolgte Anmeldung wird ein Anmelde-Atteſt nach dem 
nachfolgenden Muſter II. ertheilt. 

8 3. 

Die in den 88 1 und 2 vorgeſchriebenen Ab- und Anmeldungen er⸗ 
folgen im Polizei⸗Bezerk der Stadt Danzig auf den Polizei⸗Bezirks⸗ 
Büreaus, in den anderen Städten des Regierungs-Bezirks bei der örtlichen 
Polizei⸗Verwaltungsbehörde, in den ländlichen Ortſchaften bei dem Orts— 
vorſteher. 

8 4. 


Zu den im 8 2 vorgeſchriebenen Meldungen ſind auch diejenigen, 
welche die betreffenden Perſonen als Gäſte, Miether, Dienſtboten, Arbeit⸗ 
nehmer oder in ſonſtiger Weiſe aufgenommen haben, innerhalb 3 Tagen 
nach dem Zuzuge verpflichtet, ſofern ſie ſich nicht durch Einſicht der polizei⸗ 
lichen Beſcheinigung Ueberzeugung davon verſchafft haben, daß die Meldung 
bereits erfolgt iſt. 

§ 5. 


n gegen die vorſtehenden Beſtimmungen unterliegen 
re Se bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle der entſprechenden 
Haftſtrafe. 

Danzig, den 18. Februar 1886. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


) Die Muſter ſind nicht mit abgedruckt. 
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ad. Beſtimmungen über die Ausführung der periodiſch zu — 
im wiederholenden polizeilichen Maß⸗ und Gewichts⸗ ge 2 
Reviſionen Regierungs⸗Bezirk Danzig. 2 

(Amtsblatt 1887, Seite 34.) 


2 

1. Die periodiſchen Reviſionen der im Verkehr befindlichen Maße, 2; 
Gewichte, Waagen und ſonſtigen Meßwerkzeuge werden durch die Polizei⸗ 
beamten, entweder allein, oder unter Zuziehnng eines Aichtechnikers ausge- 
führt (ausſchließlich polizeiliche Reviſionen, techniſche Reviſionen). 

J. Polizeiliche Reviſionen. 

2. Die ausſchließlich polizeilichen Reviſionen erfolgen durch die Or⸗ 
gane der örtlichen Polizei⸗Verwaltung, in ländlichen Bezirken durch die 
Gendarmen. 

Die Reviſionen finden in derartiger Aufeinanderfolge ſtatt, daß jeder 
Gewerbetreibende in den Städten Danzig und Elbing alljährlich zweimal, 
in den übrigen Städten und auf dem Lande alljährlich einmal re⸗ 
vidirt wird. 

Den polizeilichen Reviſionen ſind insbeſondere auch die auf den 
Meſſen und Märkten verkehrenden Gewerbetreibenden zu unterwerfen. 

3. Bei den Reviſionen iſt zu prüfen, ob die im Verkehre befindlichen 
Maße u. ſ. w. 

a) von vorſchrifsmäßiger äußerer Beſchaffenheit (Material, Geſtalt, Be⸗ 

zeichnung) und 

p) in Gemäßheit der Maß- und Gewichtsordnung gehörig geſtempelt 

ſind, ſowie 

c) ob dieſelben äußere Mängel oder Beſchädigungen aufweiſen, welche 

Zweifel an ihrer Richtigkeit begründet erſcheinen laſſen. 

Eine Prüfung der Gegenſtände auf ihre Richtigkeit innerhalb der 
für den Verkehr zugelaſſenen Grenzen findet nicht ſtatt. 

Die Reviſionen ſind ſtets unvermuthet vorzunehmen, und iſt 
dabei namentlich darauf zu achten, daß die Gewerbetreibenden nicht einen 
Theil ihrer Maße u. ſ. w. verheimlichen und der Reviſion entziehen. 

5. Zum Gebrauche der Polizeibeamten iſt unter dem 12. Juni 
1880 von dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe eine techniſche 
Anleitung zur Ausführung der polizeilichen Maß- und Gewichts⸗Reviſionen 
erlaſſen worden, welche diejenigen Geſichtspunkte angiebt, die bei den Re- 
viſionen hauptſächlich zu beachten ſind. 

Jeder Polizeibeamte muß bei Ausführung der Reviſionen ein 
Exemplar dieſer Inſtruktion bei ſich führen. 

6. Ueber das Ergebniß der Reviſionen ſind nach dem Seite 34/35 
der Inſtruktion befindlichen Schema tabellariſche Aufzeichnungen zu machen 
und dem Landrath (Polizei⸗Präſidenten in Danzig, Polizei⸗Verwalter in 
Elbing) einzureichen, welcher dieſelben nach Schluß des Kalenderjahres für 
feinen Bezirk geſammelt dem Regierungs-Präſidenten mit etwaigen Be⸗ 
merkungen vorlegt. 

7. Werden ungeſtempelte, unvorſchriftsmäßige oder ſolche Maße 
u. ſ. w. vorgefunden, an deren Richtigkeit Zweifel entſtehen, jo find die⸗ 
ſelben in Beſchlag zu nehmen und der Ortspolizeibehörde zur weiteren 
Veranlaſſung zu übergeben. Bezüglich der ungeſtempelten Maße u. ſ. w. 

5˙* 
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iſt von dieſer Behörde ohne Weiteres wegen Beſtrafung des Gewerbebe— 
treibenden und wegen Einziehung der Maße u. ſ. w. ($ 360 Nr. 2 des 
Strafgeſetzbuchs) das Erforderliche zu verfügen. Den ungeſtempelten Maßen 
u. ſ. w. gelten diejenigen gleich, deren Aichſtempel unkenntlich geworden ſind. 

Die Maße u. ſ. w., deren Richtigkeit zweifelhaft befunden iſt, ſind 
folgenden Aichungsämtern zur Prüfung zu übergeben: 

a) für den Stadt⸗ und Landkreis Danzig und den Kreis Neuſtadt, dem 

Aichungsamt zu Danzig, 55 

p) für den Stadt⸗ und Landkreis Elbing dem Aichungsamt u Elbing, 
c) für den Kreis Marienburg dem Aichungsamt zu Marienburg, 
d) für die Kreiſe Pr. Stargard und Berent mit Ausnahme der Stadt 

Dirſchau dem Aichungsamt zu Pr. Stargard, 

e) für die Stadt Dirſchau und den Kreis Carthaus dem Aichungsamt 
zu Dirſchau. 

Je nach dem Ergebniß der Prüfung hat die Polizeibehörde ent- 
weder die Maße ꝛc. dem Eigenthümer zurückzugeben oder wegen Beſtrafung 
und Einziehung das Weitere zu verfügen. 

Diejenigen Maße u. ſ. w., welche von unvorſchriftsmäßiger Be 
ſchaffenheit find, gleichwohl aber den Aichungsſtempel tragen, find ebenfalls dem 
Aichungsamt zu übermitteln, welches mit denſelben gemäß der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 22. März 1876 (Centralblatt für das 
deutſche Reich S. 185) verfährt. 

II. Techniſche Reviſionen. 
8. Regelmäßige techniſche Reviſionen finden ſtatt 
a) von 2 zu 2 Jahren in den Städten Dirſchau, Pr Stargard, 
Neuſtadt, Marienburg, Neuteich, Tiegenhof, Tolkemit und in der 
Landgemeinde Zoppot, 
b) von 4 zu 4 Jahren 
aa) im Kreiſe Pr. Stargard 

in den Ortſchaften Barloſchno, Bobau, Bordzichow, Gardſchau, Hoch⸗ 

Stüblau, Lubichow, Neukirch, Oſſick, Pelplin, Ponſchau, Raikow, 

Skurz, Subkau, Zeisgendorf, 

bb) im Kreiſe Neuſtadt: 5 
in den Ortſchaften Putzig, Gdingen, Gr. Katz, Kölln, Oxhöft, 


Rahmel, Rheda, 
ö ce) im Kreiſe Carthaus: 
in den Ortſchaften Carthaus, Gowidlino, Zuckau, Marienſee, Schön⸗ 
berg, Seefeld, Sierakowitz, Stendſitz, Stangenwalde, Sullenſchin, 
dd) im Landkreiſe Danzig: 
in den Ortſchaften Bodenwinkel, Kl. Böhlkau Bohnſack, Brentau, 
Bürgerwieſen, Emaus, Heiligenbrunn, Heubude, Hohenſtein, Käſemark, 
Lamenſtein, Langenau, Löblau, Meiſterwalde, Neufähr, Ohra, Oliva, 
Paſewark, Prauſt, Sobbowitz, Steegen, Stutthof, Weichſelmünde, 
Wonneberg, Zigaukenberg, Gr. Zünder, 
ee) im Kreiſe Marienburg: 
in den Ortſchaften Fürſtenwerder, Hoppenbruch, Liſſau, Marienau, 
Sandhof, Schöneberg, Thiergarth, 
2 ff) im Kreiſe Berent: 
in den Ortſchaften Berent, Schöneck, Alt⸗Kiſchau, Jariſchau, Kaliſch, 
Konarſchin, Wenzkau, Wiſchin, 
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gg) im Landkreiſe Elbing: 

in den Ortſchaften Fichthorſt, Friedrichsberg. Neukirch, Jungfer, 

Lakendorf, Lenzen, Pangritz, Trunz, Zeyer. 

Außerordentliche Reviſionen können im Bedürfnißfall ſowohl in den oben⸗ 
genannten wie auch in allen übrigen den regelmäßigen Reviſionen nicht 
unterliegenden Ortſchaften ſtattfinden. s 

9. Die techniſchen Reviſionen werden durch die Organe der Orts⸗ 
polizeiverwaltung unter Zuiehung des Aichmeiſters desjenigen Aichungsamtes, 
dem der betreffende Bezirk zugewieſen iſt, (. Nr. 7) ausgeführt. 

Wenn die Zuziehung eines Aichmeiſters mit unverhältnißmäßigen 
Koſten oder ſonſt mit erheblichen Schwierigkeiten verknüpft iſt, ſo kann 
ſtatt deſſelben ein Techniker oder techniſch gebildeter Handwerker zugezogen 
werden, welcher ſeine Qualifikation vor dem Aichungs⸗Inſpektor dargelegt 
hat. Derſelbe iſt zuvor auf die gewiſſenhafte Ausführung der Reviſions⸗ 
arbeiten zu Protokoll zu verpflichten. b 

Unter derſelben Vorausſetzung kann ausnahmsweiſe von der Zu⸗ 
ziehung eines Aichmeiſters oder Technikers abgeſehen werden, ſofern der 
ausführende Polizeibeamte nach dem Gutachten des Aichungs⸗Inſpektors 
die erforderlichen techniſchen Kenntniſſe und Fertigkeiten beſitzt. 

Die Entſcheidung in den Fällen der Abſ. 2 und 3 trifft der Re- 
gierungs⸗Präſident nach Anhörung des Aichungs⸗Inſpektors. 

10, Dem Aichmeiſter iſt für feine Mühewaltung eine angemeſſene 
Vergütung zu gewähren ($ 15 der Inſtruktion vom 6. Januar 1870). 
Bei Bemeſſung derſelben iſt zu berückſichtigen, daß fie nicht nur einen 
Erſatz für die baaren Aufwendungen des Aichmeiſters, (Koſten für Reiſe, 
Unterhalt, Transport der Geräthſchaften ꝛc.) ſondern auch eine ſeiner 
Stellung entſprechende Vergütung für ſeine Dienſte bilden ſoll. Der Be⸗ 
trag der Vergütung iſt im Voraus feſtzuſtellen. 

Für die Reiſekoſten werden die für die Staatsbeamten der ent⸗ 
ſprechenden Rangklaſſe geltenden Sätze zum Anhalt dienen können. Als 
Vergütung der Dienſte des Aichmeiſters wird in der Regel eine Pauſch⸗ 
ſumme für jeden Ortspolizeibezirk zu gewähren ſein. Findet eine Verein⸗ 
barung über den Betrag der Vergütung nicht ſtatt, ſo wird dieſelbe von 
der dem Aichungsbeamten nächſt vorgeſetzten Communalaufſichtsbehörde 
nach Anhörung des Aichungs⸗Inſpektors feſtgeſetzt. 

Wird ſtatt des Aichmeiſters ein Techniker oder Handwerker zugezogen, 
ſo bleibt die Feſtſetzung der Vergütung der freien Vereinbarung überlaſſen. 

11. Für die Ausführung der techniſchen Reviſionen wird alljährlich 
im Voraus durch den Landrath ein Plan aufgeſtellt, in welchem für jeden 
Ortspolizeibezirk der Zeitpunkt der Reviſion beſtimmt wird. Den be⸗ 
theiligten Aichmeiſtern iſt vor Feſtſtellung des Planes Gelegenheit zu geben, 
en der in Ausſicht genommenen Zeiteintheilung ihre Wünſche zu. 
äußern. g 
Die Reviſionen ſind derartig einzurichten, daß jeder Aichmeiſter in 
einem Jahre nicht mehr als einen ganzen Kreis und die Städte eines 
zweiten Kreiſes zu revidiren hat. Der Reviſionsplan iſt bis zum 1. Ok⸗ 
tober jedes Jahres für das folgende Kalenderjahr aufzuſtellen und den be⸗ 
theiligten Ortspolizeibehörden und Aichmeiſtern, ſowie dem Aichungs⸗Inſpector 
mitzutheilen. . 

12. Der für die Reviſion angeſetzte Zeitpunkt iſt öffentlich bekannt 
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zu machen. Die Bekanntmachung hat mindeſtens 6 Wochen vor dem an- 
geſetzten Termin zu erfolgen; mit derſelben iſt eine Hinweiſung der Gewerbe⸗ 
treibenden auf die Folgen einer etwa vorgefundenen Unrichtigkeit der Maße 
u. ſ. w. und die Aufforderung zu verbinden, ihre Maße u. ſ. w., ſoweit 
deren fortdauernde Richtigkeit zweifelhaft erſcheint, zuvor zur aichamtlichen 
Prüfung zu bringen. 1 

Wird nachträglich die Verlegung des Reviſionstepmins erforderlich, 
ſo iſt dieſelbe ebenfalls öffentlich bekannt zu machen, ſowie dem Aichungs⸗ 
Inſpektor mitzutheilen. 

13. Behufs Vornahme der Reviſion begiebt ſich der Aichmeiſter in 
Begleitung des Polizeibeamten in die Geſchäftslokale der Gewerbetreibenden 
und unterwirft die vorgefundenen Maße u ſ. w. der Beſichtigung und 
Prüfung. 

Erweiſt ſich eine genauere Prüfung als erforderlich, welche mit Rück⸗ 
ſicht auf die örtlichen Verhältniſſe im Geſchäftslokal nicht mit der erforder⸗ 
lichen Zuverläſſigkeit ausgeführt werden kann, ſo hat der Aichmeiſter die 
betreffenden Gegenſtände einſtweilen an ſich zu nehmen. Die Prüfung iſt 
demnächſt in einem von der Gemeindebehörde für dieſen Zweck im Voraus 
zur Verfügung zu ſtellenden geeigneten Raume auszuführen. — Hauſirer 
und ſolche Gewer betreibende, welche kein feſtes Geſchäftslokal für den Betrieb 
ihres Gewerbes haben (Marktverkäufer und dergl.) können angehalten werden, 
ihre Maße u. ſ. w. in dieſem Raume zur Prüfung vorzulegen. 

14. Die Prüfung der Maße u. ſ. w. erſtreckt ſich bei den techniſchen 
Reviſionen, abgeſehen von den unter No. 3a und b aufgeführten Punkten, 
auch auf die Richtigkeit innerhalb der für den Verkehr zugelaſſenen 
Grenzeu. 

Mit den vorgefundenen ordnungswidrigen (ungeſtempelten, unvorſchrifts⸗ 
mäßigen, unrichtigen) Maßen u. ſ. w. iſt uach den Beſtimmungen unter 
No. 7 zu verfahren; jedoch iſt hinſichtlich derjenigen Maße u. ſ. w. welche 
bei der Reviſion zweifellos unrichtig befunden werden, die Ueberweiſung an 
das Aichungsamt vor Herbeiführung der Beſtrafung nicht erforderlich. 

15. Ueber das Ergebniß der Reviſionen hat der Aichmeiſter tabellariſche 
Aufzeichnungen zu machen und dem Aichungs⸗Inſpektor einzureichen. Dazu 
iſt das für die ausſchließlich polizeilichen Reviſionen feſtgeſetzte Schema zu 
benutzen (ſiehe No. 6). \ 


III. Allgemeine Beſtimmungen. 


16. Auf die Maß- und Gewichts⸗Reviſionen in den Städten Danzig 
und Elbing finden vorſtehende Beſtimmungen ſinngemäße Anwendung. 

Von den für die Reviſionen beſtimmten Terminen iſt dem Aichungs⸗ 
Inſpektor Mittheilung zu machen. 

17. Dem Aichungs⸗Inſpektor zu Königsberg liegt die Kontrolle über 
die vorſchriftsmäßige Ausführung der Maß- und Gewichts- Reviſionen ob. 

Er hat ſich von Zeit zu Zeit zu einzelnen techniſchen Reviſionen un⸗ 
vermuthet einzufinden und von der Art der Ausführung Kenntniß zu 
nehmen Die dadurch entſtehenden Koſten fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 

Er iſt befugt, den revidirenden Beamten techniſche Anweiſungen zu 
ertheilen. Findet er, daß bei den Reviſionen nicht nach den beſtehenden 
Vorſchriften verfahren wird, ſo hat er bei der zuſtändigen Polizeibehörde 
die Abſtellung der vorgefundeneu Mängel in Anregung zu bringen oder, 
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wenn er es in Anbetracht der Wichtigkeit des Gegenſtandes für erforderlich 
erachtet, an den Regierungs⸗Präſidenten entſprechende Anträge zu ſtellen. 

18. Aus den ihm zugehenden Reviſionsberichten hat der Aichungs⸗ 
Inſpektor nach Jahresſchluß eine Zuſammenſtellung anzufertigen und dieſe 
mit gutachtlicher Aeußerung über die bezüglich der Maß⸗ und Gewichts⸗ 
Reviſtonen gemachten Erfahrungen dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
einzureichen. 

19. Die Koſten der Reviſionen einſchließlich der Koften‘ für den 
Transport und die Prüfung der in Beſchlag genommenen Gegenſtände 
gehören zu den Koſten der örtlichen Polizeiverwaltung. 

Entſtehen für mehrere Polizeibezirke gemeinſchaftliche Koſten (zuſammen⸗ 
hängende Reviſionsreiſen der Aichmeiſter), ſo ſind dieſelben durch die nächſt 
vorgeſetzte gemeinſchaftliche Aufſichtsbehörde auf die betheiligten Bezirke 
antheilsweiſe umzulegen. ; 

Durch Kreistagsbeſchluß können die Koſten auf den Kreisverband 


übernommen werden. . 
20. Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem 15. Februar 1887 
in Kraft. 9 8 
Danzig, den 27. Januar 1887. 
Der Regierungs- Präſident. 


30. e eee, betreffend die Verhütung der 
Gefährdung militäriſcher Pulver⸗Transporte. 
(Amtsblatt 1887 Seite 93.) 

Wagenführer, Schiffsführer, Reiter und andere Perſonen haben den 
an ſie von den Begleitcommandos militäriſcher Pulvertransporte behufs 
Verhütung der Gefährdung der Transporte gerichteten Aufforderungen zu 
Handlungen oder Unterlaſſungen — insbeſondere zu langſamem Vorbei⸗ 
paſſiren, zum Ausweichen, zum Unterlaſſen von Tabakrauchen, zum Aus⸗ 
löſchen von Feuer — ungefäumt Folge zu leiſten. 

Zuwiderhandlungen werden — unbeſchadet des nöthigenfalls von dem 
Begleitcommando zur Anwendung zu bringenden unmittelbaren Zwanges —- 
nach § 367 No. 5 des Strafgeſetzbuches beſtraft. 

Unſere den gleichen Gegenſtand betreffende Polizeiverordnung vom 
29. März 1886 tritt außer Kraft. 

Berlin, den 19. März 1887. 
Der Minifter des Innern. Für den Miniſter für Handel und Gewerbe. 
von Puttkamer. von Bötticher. 


31. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Verhütung des 
5 Mißbrauchs geiſtiger Getränke. 
(Amtsblatt 1887 Seite 163.) 

Auf Grund der §§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 und der SS 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 wird hierdurch 
mit Zuſtimmung des Bezirks⸗Ausſchuſſes für den Umfang des Regierungs⸗ 
bezirks Danzig folgendes verordnet: 

81. 
Den Gaft- und Schankwirthen, ſowie denjenigen Perſonen, welche 
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Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus betreiben, ebenſo den Angehörigen“ 
dem Dienſt⸗ und Hülfsperſonal der gedachten Gewerbetreibenden iſt unler⸗ 
ſagt, geiſtige Getränke zu verabreichen oder verabreichen zu laſſen: 

1. an Perſonen, die ihnen von der Ortspolizeibehörde als Trunkenbolde 
bezeichnet oder welche angetrunken ſind; ſolchen Perſonen darf auch 
der Aufenthalt in den Gaſtzimmern nicht geſtattet werden; 

Han Schüler am Schulort oder in deſſen nächſter Umgebung zum 
Genuß auf der Stelle, wenn dieſelben ſich nicht in Begleitung ihrer Eltern, 
Vormünder oder Lehrer befinden oder die ausdrückliche Erlaubniß 
des Schulvorſtehers nachweiſen; 

3. an nicht ſchulpflichtige Perſonen unter 16 Jahren zum Genuß auf 
der Stelle, wenn dieſelben ſich nicht in Begleitung Erwachſener 
befinden. 

8 2. 


Die Gaſt⸗ und Schankwirthe, ſowie diejenigen Perſonen, welche 
Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus betreiben, ſind gehalten, ein 
Exemplar dieſer Verordnung in der Gaſt⸗ oder Schankſtube oder im Laden 
an einer in die Augen fallenden Stelle auszuhängen. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Geldſtrafe 
bis zu 60 Mark beſtraft. 

8 4. 

Dieſe Verordnung tr tt mit dem 1. Juli 1887 in Kraft; mit dem⸗ 
ſelben Tage werden die Verordnungen vom 21. Mai 1841 (Amtsblatt 
S. 24), vom 20. Oktober 1842 (Amtsblatt S. 44), vom 8. Juli 1845 
(Amtsblatt S. 30), vom 28. September 1859 (Amtsblatt S. 42) und 
vom 21. Februar 1883 (Amtsblatt S. 49) aufgehoben. 

Danzig, den 26. Mai 1857. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

Vorſtehende Verordnung wird mit dem Bemerken bekannt gemacht, daß 
die Polizeibehörden angewieſen ſind, bei Zuwiderhandlungen auf Grund der 
s$ 53 und 33 der Reichsgewerbeordnung in Verbindung mit § 119 des 
Zuſtändigteitsgeſetzes Klage auf Entziehung der Conceſſion zu erheben, und 
daß ein gleiches Verfahren auch diejenigen Gewerbetreibenden zu gewärtigen 
haben, welche durch die Art und Weiſe, wie ſie bei Verabreichung von 
Branntwein und Spiritus zu Trinkzwecken Kredit gewähren, zur Förderung 
der Völlerei beitragen. 

Danzig, den 26. Mai 1887. 

Der Regierungs- Präſident. 


32. Polizei: Verordnung, betreffend den Verkehr mit 
Gefangenen. 
(Amtsblatt 1887 Seite 186.) 

Auf Grund der SS 137, 139, 145 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 in Verbindung mit den 88 6, 12 
und 15 des Geſetzes über die Polizei Verwaltung vom 11. März 1850, 
verordne ich mit Zuſtimmung des Bezirks⸗Ausſchuſſes für den Umfang des 
Regierungsbezirks was folgt: 

Einziger Paragraph. 
Wer mit Gefangenen, welche ſich in den Gerichts- und Poliz igefängniſſen 
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oder den dazu gehörigen Höfen, auf dem Transport von oder nach einem 
Gefängniß oder auf Außenarbeit befinden, ohne ausdrückliche Erlaubniß der 
zuſtändigen vehörde oder gegen das Verbot des mit der unmittelbaren 
Aufſicht über die Gefangenen beauftragten Beamten in Verkehr tritt, ins⸗ 
beſondere ſich durch Worte, Zeichen oder auf andere Weiſe zu verſtändigen 
ſucht oder ihnen Speiſen, Getränke oder andere Gegenſtände verabfolgt, 
wird mit einer Geldſtrafe bis zu 60 Mark beſtraft. 

Die im Regierungsbezirk Danzig beſtehenden, denſelben Gegenſtand 
betreffenden orts⸗ und kreispolizeilichen Vorſchriften werden hiermit außer 
Kraft geſetzt. 

Danzig, den 17. Juni 1887. 

Der Regierungs- Präſident. 


Abſchnitt III. 


Geſundheits⸗ und Thierarzuei⸗Polizei. 


1. Verhalten der Polizei bei Auffindung von Leichen. 
(Amtsblatt 1816, Nr. 10.) 


Zur näheren Beſtimmung der Grenzen zwiſchen dem polizeilichen 
und gerichtlichen Verfahren bei aufgefundenen Leichnamen, iſt durch ein 
Circularie des Kgl. Polizei⸗Miniſterii zu Berlin vom 8 d. M. in Gemäß. 
heit des $ 151 der Allgemeinen Kriminal-Ordnung feſtgeſetzt worden, daß 

1. die Anſtellung der Rettungs⸗Verſuche, ſowie die Aufhebung und die 
in gedachter Geſetzſtelle näher vorgeſchriebene B wachung eines auf- 
gefundenen Leichnams, überhaupt die erſte Fürſorge für denſelben bis 
zur Ankunft des Richters, zwar lediglich zu den Obliegenheiten der 

Polizeibehörden gehört, daß dieſelben aber 

2. nachdem die vorgeſchriebene, der betreffenden Gerichtsbehörde ſchleu— 
nigſt, und in dringenden Fällen, in Gemäßheit des Juſtizminiſterial⸗ 

Reſcripts vom 27. März 1813 allenfalls mündlich zu machende 

Anzeige geſchehen iſt, der Gerichtsbehörde, inſofern ſolche ihre Ein⸗ 

ſchreitung für nöthig erachtet, den Leichnam zur weiteren Verfügung 

zu übergeben, und ohne beſondere Requiſition von Seiten der letzteren, 
alles ferneren Verfahrens ſich zu enthalten haben. 
Dieſe Beſtimmung wird hiermit den ſämmtlichen Polizeibehörden der 
hieſigen Provinz zur Nachricht und Achtung bekannt gemacht. 
Danzig, den 23. Auguſt 1816. 
Königliche Regierung. Erſte Abtheilung. 
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2 Leichen. Ausſtellung derſelben und Oeffnen der Särge 
bei Begräbniſſen verboten. 
(Amtsblatt 1823, Nr. 11.) 

Nach den Verordnungen des ehemaligen Königl. General⸗Direktorii 
vom 24. November 1801, 8. Juli 1802 und 18. Januar 1803, ſoll das 
öffentliche Ausſtellen aller und jeder Leichen, ſowie überhaupt das Oeffnen 
der Särge bei Begräbniß⸗Ceremonien, und das Singen der Schulkinder 
bei offenen Särgen, als ein, der Geſundheit höchſt nachtheiliger Gebrauch, 
allgemein unterlaſſen, und die Uebertretung dieſes Verbots, als Polizei⸗ 
vergehen, mit einer Geldbuße von 5 Thalern oder 8 Tagen Gefängniß⸗ 
ſtrafe belegt werden. Indem wir dieſe Verordnung wiederholentlich zur 
allgemeinen Kenntniß bringen, weiſen wir die Kreis⸗ und Ortspolizei⸗ 
Behörden, desgleichen die Herren Geiſtlichen und Schullehrer unſeres De- 
parlements an, ſtrenge auf die Befolgung dieſes Geſetzes zu halten, und 
n die erſtern, jeden Uebertretungsfall hiernach unnachſichtlich zu 
ahnden. 

Danzig, den 25. Februar 1823. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


3. Knochengraben und Aufbewahren der zum Handel 
beſtimmten Thierknochen. 


(Amtsblatt 1836, Nr. 83.) 


Ueber das Ausgraben und die Aufbewahrung der zum Handel be⸗ 
ſtimmten Thierknochen ſehen wir uns veranlaßt, Nachſtehendes feſtzuſetzen: 
1. Es darf Keiner nach Willkür an jedem beliebigen Platze Knochen 
ausgraben, ſondern er muß ſich die Einwilligung des Eigenthümers 
verſchaffen und unter deren Vorzeigung ſein Vorhaben bei der Orts⸗ 
polizeibehörde zuvor anzeigen. 

2. Die Ortsbehörde, ſowohl in den Städten, als auf dem Lande, hat 
das Nachgraben nach Thierknochen auf vormaligen Beerdigung s plätzen, 
Schlachtfeldern und andern Orten, wo Gebeine von Menſchen zur 
Erde gebracht ſind, gänzlich zu unterſagen; desgleichen nicht zu er⸗ 
lauben, daß ſolche Oerter gewählt werden, wo Knochen von ſolchen 
Thieren verſcharrt werden, die an anſteckenden Thierkrankheiten krepirt 
oder getödtet ſind. 

3. Knochen, die noch nicht von allem Fleiſche und allen Sehnen befreit, 
nicht abgetrocknet, oder einen Verweſungsgeruch an ſich haben, ſind 
nicht aus der Erde zu bringen. : 

Den Ankäufern von Knochen iſt zur Pflicht zu machen, daß ſie nicht 
andere, als reine trockene und vom Modergeruche freie Knochen 
kaufen. 

5. Die Aufbewahrungsorte müſſen nicht willkührlich gewählt werden, 
ſondern ſie ſind der Behörde, behufs der Prüfung und Genehmigung 
in Vorſchlag zu bringen. Dieſe hat alsdann unter Zuziehung des 
Kreisphyſikus oder eines anderen approbirten Arztes zu unterſuchen, 
in wieweit die Lagerungsplätze mit Rückſicht auf die Beſchaffenheit 
der aufzuſpe ichernden Knochen zu deren Aufbewahrung ohne Nachtheil 
für das Geſundheitswohl der Umgegend geeignet ſind. In der Regel 
ſoll die Lagerung außerhalb der bewohnten Gegenden ſtattfinden; 
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jedenfalls ſind die Beſitzer der Knochen für Trockenheit und Luftzug 
zu ſorgen gehalten. 

;. Die Polizeibehörde muß von Zeit zu Zeit, wenigſtens alle drei 
Monate, die Aufbewahrungsörter revidiren und ſich überzeugen, daß 
den Vorſchriften ad 4 genügt ſei. 

Bei jedem Uebertretungsfall obiger Beſtimmungen iſt der Contra⸗ 
venient ernſtlich zu warnen und demſelben die Wiederholung, bei 
einer ihm namhaft zu machenden Strafe von 1 bis 5 Thaler zu 
unterſagen. i 

Danzig, den 26. Juli 1838. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


4. Todte Thiere. Verbot des Liegenlaffens oder Werfens 
in das Waſſer. 


(Amtsblatt 1853, Seite 97.) 


Wie wir in Erfahrung gebracht haben, kommt es noch zuweilen vor, 
daß todte Thiere auf Feldern und an andern Orten unverſcharrt liegen 
bleiben, oder daß man ſich derſelben auf die Weiſe entledigt, daß die 
Cadaver in ſtehende oder fließende Gewäſſer geworfen werden. Da ein 
ſolches Verfahren nicht nur einen übeln Eindruck hervorbringt, ſondern 
auch auf die Geſundheit der Menſchen und Thiere nachtheilig wirken kann, 
ſo beſtimmen wir hiermit auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 
11. März 1850 — über die Polizei Verwaltung — für den ganzen Um⸗ 
fang unſeres Verwaltungs⸗Bezirkes, daß jedes gefallene Thier binnen vier⸗ 
undzwanzig Stunden, wenn der Abdecker nicht zugezogen wird, ſobald dies 
aber der Fall, binnen achtundvierzig Stunden nach dem Abſterben mindeſtens 
vier Fuß tief in die Erde vergraben werden muß, und daß im Unter- 
laſſungsfalle derjenige, welcher das Thier beſaß, oder nach Umſtänden 
derjenige, deſſen Aufſicht daſſelbe anvertraut war, in den betreffenden Fällen 
aber der Abdecker, in eine Geldſtrafe bis zur Höhe von Zehn Thalern, oder 
im Unvermögensfalle in eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe verfällt. 

Die vorſtehende Verordnung findet auch auf die Beſeitigung ſolcher 
Thiere Anwendung, welche in Folge einer anſteckenden Krankheit abgeſtanden 
ſind, und erleidet nur in ſoweit eine Ausnahme, als in dieſer Beziehung 
etwa das Patent wegen Abwendung der Viehſeuche, vom 2. April 1803, 
oder das Negulativ über das Verfahren bei anſteckenden Krankheiten vom 
8. Auguſt 1835 entgegenſtehende beſondere Vorſchriften enthält. 

Danzig, den 29. März 1853. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


5. Gummi: (Kautſchuk) Saugſtöpfel, Warzenhütchen, 
Trinkbecher oder andere Geräthſchaften, welche zur Aufnahme 
von Nahrungsmitteln beſtimmt ſind. Verbot des Verkaufes, 

wenn dieſelben ſchädliche Metalle enthalten. 
(Amtsblatt 1862, Seite 17.) 


Mit Bezugnahme auf unſere Amtsblatts Bekanntmachung vom 
10. Oktober 1861 verordnen wir auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 
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11. März 1850 über die Polizei-Verwaltung für den ganzen Umfang 
unſeres Verwaltungs-Bezirks: 

1. Aus Gummi⸗ (Kautſchut) bereitete Saugſtöpſel, Warzenhütchen, 
Trinkbecher oder andere Geräthſchaften, weiche mit Genuß- und Nahrungs- 
mitteln in Berührung kommen, dürfen nicht feilgeboten oder verkauft werden, 
wenn dieſelben der menſchlichen Geſundheit ſchädliche Metalle enthalten. 
2. Diejenigen, welche vorſtehendem Verbote zuwiderhandeln, verfallen 
in eine Geldſtrafe von fünf bis zehn Thalern und im Unvermögensfalle 
in eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe. 

Danzig, den 11. 1 5 1862. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
6. Aegyptiſche Augenentzündung. Verhalten dabei. 
(Amtsblatt 1863, ©. ite 7.) 


Die ſogenannte granulöſe Augenentzündung, welche auch die 
kontagiöſe oder ägyptiſche genannt wird und ſeit der Zeit der napo⸗ 
leoniſchen Feldzüge beſonders unter den Truppen der meiſten europäiſchen 
Staaten in ſtarker Verbreitung aufgetreten iſt, hat ſich in den letztver⸗ 
floſſenen Decennien mehrfach auch unter der Civilbevölkerung, namentlich 
in a ane Waiſen⸗, Arbeits- und Armenhäuſern, in Schulen und 
Benftons-Anftalten, außerdem aber auch vereinzelt oder verbreitet in über⸗ 
füllten, unſaubern und ſchlecht ventilirten Wohnungen auf dem Lande und 
in den Städten gezeigt. Da dieſelbe erfahrungsgemäß ſowohl durch den 
Dunſtkreis enger und von vielen Menſchen dicht beſetzter Wohnungsräume 
als auch beſonders durch die dabei leicht vorkommende gemeinſchaft⸗ 
liche Benutzung des Waſchwaſſers, der Waſch näpfe, der 
Schwämme, der Bett- und Leibwäſche, der Handtücher und 
Taſchentücher von einem Individum auf das andere übertragbar iſt, 
auch in ihren Folgen zu einer erheblichen Verminderung des Sehens und 
ſelbſt zur völligen Erblindung führen kann, jo erſcheint es von beſonderer 
Wichtigkeit, daß nicht blos die oben bezeichneten Wege der Anſteckung 
möglichſt verhütet, ſondern auch die Anfänge des Uebels rechtzeitig erkannt 
und durch angemeſſene Mittel beſeitigt werden. Es iſt dies um ſo noth⸗ 
wendiger, als gerade die Anfänge der Krankheit öfters ſo verſteckt auf⸗ 
treten, daß ſie lange verkannt bleiben und erſt beachtet werden, nachdem 
das Leiden bereits eine gefahrdrohende Höhe erreicht hat. Es gilt dies 
vornehmlich von derjenigen Krankheitserſcheinung, von welcher dieſes 
Leiden ſeine beſondere Bezeichnung erhalten hat, nämlich von der körnigen 
dem Fiſchrogen nicht unähnlichen Auflockerung der Bindehaut des Auges, 
welche oft längere Zeit auf der innern Seite der Augenlieder und in den 
Uebergangsfalten beſteht und in Folge der geringen, damit verbundenen 
Beſchwerden und ihrer verſteckten Lage von den Patienten ſelbſt nicht 
wahrgenommen und beachtet wird. Geſellt ſich hierzu durch Erkältung 
oder durch den Einfluß einer anderen Schädlichkeit eine entzündliche 
Affektion, ſo entſteht alsbald eine ſchleimige Abſonderung, welche als der 
eigentliche Träger der Anſteckung zu betrachten iſt; die Augenlieder 
ſchwellen auch äußerlich wahrnehmbar an, das Weiße im Auge wird ge⸗ 
röthet, es treten Lichtſcheu und Schmerzen hinzu, in den ſchlimmern Fällen 
ſteigert ſich die Entzündung immer mehr und kann ſogar, wenn das Uebel 
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ſind 
Augenentzündung mehrfach vorgekommen. 

Die Mittel zur Verhütung derartiger Uebertragungen beſtehen vor— 
zugsweiſe in der ſorgfältigſten Vermeidung der im Eingange genannten 
Wege der Weiterverbreitung, in der Beachtung der größten Reinlichkeit, 
in der Sorge für reine Luft in den Wohnungen und Schlafzimmern. 
Zeigen ſich aber bei einem Individuum Spuren der Krankheit, jo iſt das- 
ſelbe ſofort von anderen zu ſondern und ärztlicher Aufſicht und Behand- 
lung, wo möglich in einer Heilanſtalt, zu übergeben. 

Hinſichts der Heilung der Krankheit iſt vor Allem zu beobachten, daß 
dieſelbe um ſo eher und ſicherer gelingt, je frühzeitiger das Uebel erkannt 
und die erforderliche ärztliche Behandlung eingeleitet wird. So lange die 
oben beſchriebene Auflockerung der Bindehaut des Auges nicht dauernd 
beſeitigt ift, kann bei einwirkenden Schädlichkeiten jederzeit ein Rückfall ein⸗ 
treten und ſelbſt nach langer Zeit einen üblen Ausgang herbeiführen. 

Danzig, den 10. Januar 1863. . 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


7. Arſenik. Verbot der Verwendung als Viehfutter. 
(Amtsblatt 1869. Seite 41.) 


Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen, daß in neuerer Zeit von 
einigen Landwirthen unſeres Verwaltungs-Bezirks beim Mäſten der Schafe 
und des Rindviehes Arſenik zum Futter zugeſetzt worden iſt, um mehr 
Freßluſt, beſſere Verdauung und ſchnelleren Fettanſatz zu erzielen. 

Wir ſehen uns hierdurch veranlaßt, das betreffende Publikum vor 
dieſer der menſchlichen Geſundheit gefährlichen Fütterungs-Methode dringend 
zu warnen, indem es erfahrungsmäßig feſtſteht, daß durch längeren Zuſatz 
von kleinen Portionen Arſenik nicht blos die Milch arſenikhaltig wird, 
ſondern auch eine Ablagerung von Arſenik im Fleiſche des Maſtviehs ſtatt⸗ 
findet; mithin der Genuß dieſes Fleiſeh—achtheilige Folgen herbeiführen 
kann. Es gehören daher Fleiſch 7 e ſeſer Art zu den verdorbenen 
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Eßwaaren, deren Verkauf nach 8 345 des Strafgeſetzbuchs mit Geldbuße 
bis zu fünfzig Thalern oder Gefängniß bis zu ſechs Wochen bedroht iſt. 
Danzig, den 28. Februar 1869. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


S. Arzuei⸗ und Heilmittel. Verbot des Verkaufs durch 
unbefugte Perſonen. 


(Amtsblalt 1872. Seite 193.) 


Die bei den diesjährigen Apothelen-Reviſionen mehrfach von den 
Apotheken geführte Klage, daß „mit und ohne Bezeichnung von Geheim⸗ 
mitteln“ ein ausgedehnter Debit von Arznei- und Heilmitteln Seitens nicht 
berechtigter Perſonen ſtattfinde, veranlaßt uns zunächſt im Allgemeinen 
darauf hinzuweiſen, daß mit der auf der deutſchen Gewerbe-Ordnung 
vom 21. Juni 1869 beruhenden Freigebung der ärztlichen Behandlung von 
Menſchen und Thieren durchaus nicht auch in entſprechender Weiſe der 
Betrieb von Arznei⸗ und Heilmitteln freigegeben worden iſt. Inwieweit 
letzteres geſchehen, iſt aus den Beilagen A. und B. der von dem Reichs⸗ 
präſidium zur Erledigung des Vorbehalts im Schlußſatz des § 6 der Ge⸗ 
werbe⸗Ordnung entworfenen und unter dem 25. März d. J. Allerhöchſt 
beſtätigten Verordnung über den Verkehr mit Apotheker⸗Waaren (Bundes⸗ 
geſetzblatt Seite 245) entgültig zu erſehen. Wer gegen den § und 8 2 
dieſer Verordnung fehlt, und die in der Anlage A. aufgeführten Zube⸗ 
reitungen zu Heilzwecken, ſowie die in der Anlage B. aufgeführten Droguen 
und chemiſchen Präparate, welche ausſchließlich nur in den Apotheken feil⸗ 
gehalten und verkauft werden dürfen, feilbie tet reſp. den Verkauf derſelben 
an das Publikum betreibt, unterliegt der im $ 367 ad 3 des deutſchen 
Strafgeſetzbuchs vorgeſehenen, in Geldbuße bis zu 50 Thlr., oder in Haft 
beſtehenden Strafe. 

Danzig, den 28. Oktober 1872. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


a. (Amtsblatt 1872, Seite 202.) 


m Anſchluß an unſere Amtsblatts Bekanntmachung vom 28. October c., 
betreffend den Debit von Arznei- und Heilmitteln Seitens nicht berechtigter 
Perſonen, bemerken wir, auf Grund eines Miniſterial⸗Erlaſſes vom 4. No⸗ 
vember d J., zum näheren Verſtändniß der in der Reichs-Verordnung 
vom 25. März d. J. enthaltenen Beſtimmungen noch Folgendes: 

1. Die durch die genannte Verordnung auferlegten Beſchränkungen 
des Verkehrs mit Apotheker ⸗Waaren ſollen nur für den Detailhandel 
Geltung haben. Für den Großhandel mit Arznei ⸗Subſtanzen zwiſchen 
Producenten, Fabrikanten, Kaufleuten und Apothekern, welcher in Preußen 
von jeher freigegeben iſt, ſoll der Verkehr auch fernerhin frei bleiben. 

2. Die im Verzeichniß A der genannten Verordnung aufgeführten 
Zubereitungen bleiben nur unter der Vorausſetzung von dem freien Ver⸗ 
kehr ausgeſchloſſen, daß ſie als Heilmittel feilgehalten und verkauft 
werden. Unbedingt gilt hierbei ſchon die Arzneiform an und für ſich zum 
Kriterium für einen ſolchen Ausihluß, da namentlich die beim Debit der 
Geheimmittel vorkommenden Salben, Mixturen, Tincturen ꝛc. häufig aus 
den indifferenteſten, an und für ſich zum mediciniſchen Gebrauch niemals 
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dienenden Subſtanzen bereitet, in der ihneu gegebenen Arzneiform 
aber als ſouveraine Heilmittel für die verſchiedenſten Krankheiten ange 
prieſen werden. f 
3. Der $ 1 der genannten Verordnung findet daher auf das Feil⸗ 
halten und den Verkauf von Geheimmitteln, welche zu Heilzwecken in irgend 
einer der im Verzeichniß A genannten Arzneiform angeprieſen werden, 
volle Anwendung. 
4. Die in dem, Verzeichniß B aufgeführten Gegenſtände umfaſſen: 
die ausſchließ lich zu Heilzwecken dienenden Droguen und chemiſchen 
Präparate mit Ausnahme jedoch derjenigen Apothekerwaaren dieſer 
Kategorie, welche als abſolut nur in ſehr ſeltenen Fällen von Aerzten 
verordnet, vom Publikum aber der Erfahrung nach niemals verlangt 
werden, ſowie derjenigen, welche ohnehin Jedermann leicht zugänglich 
ſind; 
die vorzugsweiſe nur zu Heilzwecken dienenden Apothekerwaaren, 
welche außerdem zwar auch in einzelnen Induſtriezweigen techniſch 
verwerthet werden, hierbei aber der Wohlfeil eit wegen nur im nicht 
gereinigten Zuſtande zum Gebrauch gelangen, während ſie zur medi⸗ 
ziniſchen Verwendung chemiſch rein ſein müſſen, ſo daß ſie in dieſer 
gereinigten Beſchaffenheit den ausſchließlich zu Heilzwecken dienenden 
Präparaten beizuzählen ſind; 5 
. diejenigen im Julande wachſenden vegetabiliſchen Heilmittel, welche 
zwar von Jedermann leicht geſammelt und beſchafft werden können, 
die jedoch der Verwechſelung mit anderen völlig indifferenten, oder 
mit ſcharf wirkenden, giftigen Kräutern leicht ausgeſetzt ſind und 
daher als Heilmittel nicht unbedenklich dem freien Verkehr überlaſſen 
werden dürfen. Er 
5. Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des Geſetzes unterliegen 
zunächſt der Straf-Vorſchrift des 8 367 ad 3 des Strafgeſetzbuchs, falls 
nicht die ſtrengeren Vorſchriften des § 324 des Strafgeſetzbuchs zur An- 
wendung kommen. > 
Gleichzeitig weiſen wir die Kreis-Phyſiker und Polizeibehörden, um 
namentlich auch dem ad 2 angedeuteten betrügeriſchen Unweſen entgegen— 
treten zu können, hierdurch an, pflichtgemäß auf das Feilbieten derjenigen 
Arzneiformen des Verzeichniſſes A der genaunten Verordnung, welche als 
Heilmittel von Nicht-Apothekern angekündigt werden, eine nachhaltige Auf- 
merkſamkeit zu richten und die Beſtrafung derartiger Uebertretungen auf 
Grund der ad 5 angezogenen Geſetzes-Paragraphen bei der Polizei-Anwalt⸗ 
ſchaft, event. wenn ſich ein Vergehen dabei herausſtellt, bei der Staats- 
Anwaltſchaft ſofort zu beantragen. 
Danzig, den 17. November 1872. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


b. (Amtsblatt 1873, Seite 28.) 


Ungeachtet der Reichs⸗Verordnung vom 25. März, ſowie der dekla⸗ 
rirenden Miniſterial⸗Verfügung vom 4. November und unſerer ſpeciellen 
Amtsblatts⸗Verordnungen vom 28. Oktober und 17. November vorigen 
Jahres, werden nach wie vor von Kaufleuten, Droguiſten, Parfümerie⸗ 
händlern und anderen Perſonen: 

1. Arzneiformen, wie ſolche das Verzeichniß A der allegirten Reichs⸗ 
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Verordnung näher bezeichnet, beſonders als Geheimmittel gegen beſtimmte 
Krankheiten, gegen Husten, Catarrh, Gicht, Rheumatismus, Kropf und der⸗ 
gleichen angeprieſen und zum Verkauf geſtellt, ſowie 


1 2. Mittel, die in dem Verzeichniß B der Reichs⸗Verordnung nam⸗ 
haft gemacht ſind, zu Heilzwecken für den Detail⸗Verkehr feilgehalten und 
an das Publikum abgeſetzt. 

In einem jeden dieſer Fälle liegt eine ſtrafbare Uebertretung vor. 
Nicht ſelten verbindet ſich aber damit für die gedachten Arzneiformen reſp. 
Mittel eine Preisnotirung, beziehentlich ein Geld⸗Erlös, der den wirklichen 
Werth und gewöhnlichen Preis derſelben als „Arzneien“, wie ſolche über⸗ 
haupt nur in den Apotheken auf ärztliche Verordnung zuzubereiten und zu 
verabfolgen geſtattet find, um das 10 — 30 fache und darüber überſteigt, und 
hiernach zugleich dieſen Betrieb als „Vergehen“ im geſetzlichen Sinne zu 
characteriſiren geeignet iſt. Unter Hinweis auf den Schlußſatz unſerer 
Amtsblatts⸗Verordnung vom 17. Okkober v. J. veranlaſſen wir hierdurch 
die Polizei⸗Behörden und Medicinal⸗Beamten des Regierungsbezirks noch · 
mals, dieſem den geſetzlichen Beſtimmungen Hohn bietenden und nach dem 
Miniſterial⸗Reſcript vom 4. November v. J. in der Richtung des Ge⸗ 
heimmittel⸗Debits „als betrügeriſches Unweſen“ bezeichneten Treiben 
mit aller Energie entgegen zu treten, und insbeſondere einer jeden der⸗ 
artigen Anpreiſung und Verkaufsſtellung von Arzneiformen des Verzeich⸗ 
niſſes A, als ſogenannter Geheimmittel gegen einzelne Krankheiten, ſowie 
bei einem jeden Feilhalten und feſtgeſtellten Verkauf von Mitteln des Ver⸗ 
zeichniſſes B im Detail⸗Verkehr und zu Heilzwecken an das Publikum eine 
Reviſion der Läden oder Geſchäfts⸗Lokale, reſp. die Beſchlagnahme der 
Mittel auf dem Fuße folgen zu laſſen, und die Geſchäfts⸗Inhaber je nach 
der vorliegenden Uebertretung oder eines Vergehens we zen entweder auf 
Grund des § 367 ad 3 des Strafgeſetzbuchs bei der Polizei⸗Anwaltſnaft, 
oder auf Grund des § 263 des Strafgeſetzbuchs bei der Staats⸗Anwalt⸗ 
ſchaft, mit dem Antrag auf Beſtrafung zur Anzeige zu bringen. 

Danzig, den 17. Februar 1873. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


9. Mineralwaſſer⸗Paſtillen dürfen von den Apothekern 
angekündigt werden. 


(Amtsblatt 1873 Seite 51.) 


In dem Inſeratentheil der öffentlichen Blätter finden ſich nicht ſelten 
Ankündigungen von Geheim⸗Mitteln Seitens der Apotheker zu beſtimmten 
. mit der Bemerkung verknüpft, daß dieſe Mittel entweder in 

orrath gehalten oder auf Verlangen des Publikums herbeigeſchafft werden. 

Ein derartiges Verfahren verſtößt, in Gemäßheit des 8 4 Titel J. 
der revidirten Apotheker⸗Ordnung vom 11. Oktober 1801, gegen die Be⸗ 
rufspflichten des Apothekers, mit welchen die Betreibung der ärztlichen 
Praxis unvereinbar iſt. Fälle dieſer Art unterliegen daher den im $ 144 
der Gewerbe⸗Ordnung vom 21. Juni 1869 beſtehen gebliebenen Ord⸗ 
nungsſtrafen. 

Zu den in Rede ſtehenden Ankündigungen ſind jedoch nicht diejenigen 
zu rechnen, wodurch ein Apotheker das Feilhalten von Mineralwaſſer⸗ 
Paſtillen (Emſer u. dgl.) in ſeiner Offizin anzeigt. Solche Paſtillen 
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gehören nach $ 1 (Verzeichniß A. der Reichsverordnung vom 25. März 
1872) zu denjenigen Zubereitungen zu Heilzwecken, deren Feilhalten und 
Verkauf auch außer den Apotheken nicht verboten iſt. Demgemäß kann 
die Ankündigung eines Apothekers, daß er derartige Paſtillen vorräthig 
hält, demſelben ebenſo wenig verſchränkt werden, wie einem Kaufmann oder 
Droguiſten, wenn dieſer eine ſolche Anzeige erläßt. 

Es kann deswegen in einer ſolchen Ankündigung Seitens eines Apothekers 
auch keine Verletzung gegen die beſonderen Pflichten ſeines Berufs erkannt 
werden, weil wegen der allgemein geſtatteten Erlaubniß. Mittel dieſer Art 
feilzuhalten und zu verkaufen, für eine ſolche Auffaſſung der geſetzliche 
Anhalt fehlt, und überdies den Apothekern zuſteht, indifferente Heilmittel 
an das Publikum auf deſſen Verlangen abzugeben. 

Nur wenn mit ſolcher Ankündigung auch die Anempfehlung für be⸗ 
ſondere Heilzwecke verknüpft iſt, würde ſie den Apotheker aus § 14 der 
rev idirten Apotheker-Ordnung und $ 144 der Gewerbe-Ordnung ſtraffällig 
machen. 

Danzig, den 23. März 1873. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


10. Cholera. Verhütung der Einſchleppung durch Flößer. 
(Amtsblatt 1873, Seite 105) 5 

Seit einiger Zeit herrſcht die Cholera unter den polniſchen Flößern 
auf der Weichſel und den mit der Weichſel in Verbindung ſtehenden Waſſer⸗ 
ſtraßen. b 
Zur Verhütung der Einſchleppung der Krankheit in das dieſſeitige 
Ufergebiet dieſes Stromes ſind an verſchiedenen Orten Reviſionsſtationen 
an den Weichſelufern eingerichtet, in deren Nähe die vorüberfahrenden Flöße 
anlegen und deren Führer die Unterſuchung reſp. Desinfection der darauf 
befindlichen Mannſchaften bewirken laſſen ſollen. 

Solche Anſtalten ſind bis jetzt in unſerem Bezirke zu Clements-Fähre, 
zu Pieckel und zu Plehnendorf eingerichtet und können täglich je nach den 
Umſtänden vermehrt, beziehentlich verlegt werden. Außerdem werden alle 
unterhalb der Plehnendorfer Schleuſe nach Anlegung der Traften an ihrem 
Beſtimmungsorte zur Entlaſſung kommenden polniſchen Flößer in beſonders 
dazu eingerichteten Lokalitäten bei Strohdeich geſammelt, desinficirt, unter⸗ 
gebracht, verpflegt und von dort mit dem täglich dazu beſtimmten Bahnzuge 
der Oſtbahn direct nach Thorn befördert. g 

Dies vorausgeſchickt, verordnen wir auf Grund des § 11 des Ge⸗ 
ſetzes vom 11. März 1850, was folgt: f 

8 1 


Die Führer der auf der Weichſel herunterſchwimmenden, aus Ruſſiſch⸗ 
Polen kommenden Holz- reſp. Getreidetraften und Flußfahrzeuge find ver⸗ 
pflichtet, vor einer jeden der im hieſigen Regierungsbezirk eingerichteten 
Reviſionsſtation anzulegen, die ſämmtlichen auf ihren Flößen befindlichen 
Mannſchaften behufs ihrer ärztlichen Unterſuchung dem Stationsbeamten 
vorzuſtellen und Inſtruction über den weiteren Verbleib der Mannſchaften 
zu gewärtigen 


8 2. 
Alle unterhalb Plehnendorf zur Entlaſſung kommenden polniſchen 
6 
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Flößer ſind gehalten, ſich ſofort nach ihrer Entlaſſung nach der Sammel- 
ſtation bei Strohdeich zu begeben und das Weitere dort abzuwarten. 
8 3. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnungen (8 1 und 2) werden 
mit einer Geldſtrafe bis zu 10 Thalern oder verhältnißmäßiger Gefängniß⸗ 
Haft beſtraft, ſofern nicht die Strafe des § 327 des Reichsſtrafgeſetzbuches 
Platz greift. 

Danzig, den 3. Juli 1873. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


11. Regulativ zur Ausführung des Reichs⸗Impfgeſetzes. 


Auf Grund des Geſetzes vom 12. April d. J, betreffend die Aus⸗ 
führung des Reichs⸗Impfgeſetzes vom 8. April 1874 und auf Grund der 
dazu ergangenen Declaration des Herrn. Miniſters der geiſtlichen, Unter 
richts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten vom 19. Apxil-F. J, wird: 

1. das von uns unter dem 19. November 1874 erlaſſene Impf⸗Regulativ 

(Amtsblatt pro 1874, Nr. 49, Seite 280), ſowie 

2. die von uns unter dem 21. November v. J. erlaſſene r 

für die Schulvorſteher (Amtsblatt pro 1874, Nr. 49. Seite 285) 

hiermit aufgehoben, und treten an deren Stelle das nachſtehende 

Regulativ, ſowie die nachſtehende Inſtruction an die Schulvorſteher 

für den Umfang des dieſſeitigen Verwaltungs⸗Bezirks in Kraft. 


I. Regulativ 
8 zur 
Ausführung des Reichsgeſetzes vom 8. April 1874, für den Regierungs- 
Bezirk Danzig. 
8 1. 
Als zuständige Behörde, welche mit der ſpeciellen Ausführung des 
Reichs⸗Impfgeſetzes vom 8. April 1874 betraut iſt, gilt: 
* 85 deu Stadtkreis Danzig: die Königliche Polizei⸗Direction in 
anzig; 
2. für den Stadtkreis Elbing: die Polizei-Verwaltung in Elbing; 
3. für jeden der ländlichen Kreiſe des Regierungs⸗Bezirks: das Land⸗ 
raths⸗Amt des Kreiſes. 


2. 

Die im $ 1 bezeichnete zuſtändige Behörde hat zur Ausführung des 
Reichs⸗Impfgeſetzes vom 8. April 1874 in den Stadtkreiſen die Mitwirkung 
des Gemeinde⸗Vorſtandes und der Gemeinde-Vertretung, in den ländlichen 
Kreiſen die des Kreistags und des Kreis-Ausſchuſſes wie folgt in Anſpruch 
zu nehmen: 

a. in den Stadtkreiſen haben Gemeinde-Vorſtand und Gemeinde -Ver⸗ 
tretung ausſchließlich über die Bildung der Impfbezirke und über 
die Wahl der Impfärzte Entſcheidung zu treffen. 


„) Anm. Das Reichs ⸗Impfgeſetz vom 8. April 1874 befindet ſich im Reichs ⸗ 
Geſetzblatt für 1874, Seite 31 abgedruckt. 

Die Formulare, welche durch die Beſchlüſſe des Bundesraths vom 16. Ok 
teter 1874 und 5. September 1878 vorgeſchrieben find, find hier nicht abgedruckt. 
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b. in den ländlichen Kreiſen hat über die Bildung der Impfbezirke allein 
der Kreistag zu entſcheiden und die Beſtellung der Impfärzte der 
Kreis-Ausſchuß zu bewirken. 

Zu Impfärzten ſind die Kreis-Medizinalbeamten, ihrer Stellung nach, 
in erſter Linie, mit gleichem Recht jedoch auch die praktiſchen Aerzte für 
befugt zu erachten; Wundärzten zweiter Klaſſe darf das Impfgeſchäft nach 
Maßgabe des Reichs-Impfgeſetzes vom 8. April 1874 nicht übertragen 
werden. In allen techniſchen Fragen hat die zuſtändige Behörde ($ 1) 
ſich des Beiraths der Kreis-Medizinal⸗Beamten reſſortmäßig zu bedienen. 


Nach geſchehener Bildung der Impfbezirke und Wahl der erforder— 
lichen Impfärzte hat die zuſtändige Behörde (§ 1): 

a. die Vertheilung der Impfbezirke an die Impfärzte — ſofern di $ 
nicht ſchon bei der Wahl der letzteren geſchehen iſt — zu beſtimmen 
und die betreffenden Aerzte davon in Kenntniß zu ſetzen; 
die Wahl der Aerzte für die Vornahme der Impfungen, ſowie für die 
Reviſion der Geimpften innerhalb jedes einzelnen Impfbezirks ſo zu 
treffen, daß kein Impfort des Bezirks von dem nächſtgelegenen 
Impforte mehr als 5 Kilometer entfernt iſt; ö n 

. in engbegrenzten und zahlreich bevölkerten Impfbezirken die Zahl der 
Termine zur Vornahme der Impfungen und zur Reviſion der 
Geimpften mit der Maßgabe zu beſtimmen, daß zu den vorzu⸗ 
nehmenden Impfungen reſp. Reviſionen der Geimpften in der Regel 
zu einem Termin nicht mehr als 50—60 Impflinge reſp. Geimpfte 
eventl. von jeder der bezeichneten beiden Kategorien gelangen. 
geeignete Lokale von den Gemeinden, in deren Bezirk öffentliche 
Impfungen vorgenommen werden, bereit ſtellen zu laſſen, und den 
Se die dabei erforderliche Schreibehilfe von den Gemeinden 
ſicher zu ſtellen. 

§ 4. 

Die zuſtändige Behörde (§ 1) hat im Januar jeden Jahres eine 
Lifte der nach 8 1 ad 1 des Reichs⸗Impfgeſetzes vom 8. April 1874 der 
Impfung unterliegenden Kinder von den Standes-Aemtern einzufordern, 
ſowie über die auf Grund des § 1 ad 2 des allegirten Geſetzes zur Wieder- 
Impfung (Revaccination) gelangenden Kinder eine Liſte durch die Vor- 
ſteher der öffentlichen und Privatſchulen aufſtellen zu laſſen, wobei 
in beiden Fällen das nachſtehende Formular mit der Maßgabe zu 
Grunde gelegt wird, daß daſſelbe in den erſten fünf Kolonnen in Betreff 
der nach $ 1 ad 1 des Reichs⸗Impfgeſetzes der Impfung unterliegenden 
Kinder, von den Standesämtern, in Betreff der nach 8 1 ad 2 des er- 
wähnten Geſetzes zur Nevaccination kommenden Kinder von den Schulvor— 
ſtehern ausgefüllt wird. % 

Die ſechste Kolonne hat die zuftändige Behörde (§ 1) auszufüllen 
und demnächſt dieſe Liſten, nach den Impf⸗Bezirken geordnet, den betreffenden 
Impfärzten zu überweiſen. Sr 

ö 5. 

Die Impfärzte haben nach Empfangnahme der ausgefüllten Liſten, 
Mitte März jeden Jahres, einen Impfplan, unter Beachtung der im $ 6, 
Abſatz 2 des Impfgeſetzes vorgeſchriebenen Impfzeit, mit präciſer Angabe 
der, in Zwiſchenräumen von 6 bis 8 Tagen abzuhaltenden Impf- reſp. 

u 
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Reviſions⸗Termine der zuſtändigen Behörde (§ 1) mit dem Antrage vor⸗ 
zulegen, danach die erforderlichen Publikationen in Betreff der näheren 
Ausführung des Impfgeſchäfts für das laufende Jahr unter Hinweis auf 
§ 1 ad 2 und $$ 5, 8, 12 und 14 des Impfgeſetzes durch die Lokal⸗ und 
Kreisblätter zu erlaſſen. 8 

6. 


Behufs Einleitung des Impfgeſchäfts haben die Impfärzte des dies⸗ 
ſeitigen Bezirks aus dem Königl. Impf⸗Inſtitut zu Königsberg ſich mit 
friſcher Lymphe, ſofern ſie nicht eventl. durch perennirende Impfungen ſolche 
vorräthig haben, zu verſehen, und demnächſt 6 oder 8 Tage vor Ab⸗ 
haltung des erſten öffentlichen Impf⸗Termins in ihrem Bezirk, ſich durch 
Vermittelung der zuſtändigen Behörde ($ 1) 4 Kinder zur Vorimpfung, 
entweder in ihrer Behauſung oder an einem geeigneten, den Ortsverhältniſſen 
Rechnung tragenden Orte geſtellen zu laſſen, um von den dann vorge⸗ 
impften Kindern die Geſammtzahl der zum öffentlichen Impf⸗Termine be⸗ 
ſchiedenen Kinder abimpfen zu können. 

» 8.7. 

Behufs Fortführung des Impfgeſchäfts werden an den Reviſions⸗ 
Tagen eventl. Vorimpfungen in gleicher Weiſe zum Zweck der Abimpfung 
an dem nächſtbelegenen Impforte bewirkt, und ſo lange ſortgeſetzt, bis 
ſämmtliche Impflinge des Bezirks geimpft ſind. 


8 8. 

Die Impfärzte haben in den Impf⸗ reſp. Reviſions⸗Terminen ihrer⸗ 
ſeits die übrigen Kolonnen 7 bis 19 der mit zur Stelle gebrachten Impfliſte 
auszufüllen. In der Kolonne 19 muß ſtets, und zwar durch Anwendung 
der Buchſtaben S. R. und Sk. ein Vermerk gemacht werden, wenn der 
Impfling an Syphilis, Rhachitis oder Skrophuloſis leidet. Iſt der Impf⸗ 
pflichtige geſtorben oder weggezogen, ſo iſt das ebenfalls in der Kolonne 
19 zu vermerken. 


$ 9. 
Die Privatärzte haben für die von ihnen Geimpften entſprechende 
Liſten, wie ſolche den Impfärzten für die öffentliche Impfung zugeſtellt 
werden, aufzuſtellen und ſelbſt vollſtändig auszufüllen. 


10. 

Aei Aufſtellung der im § 10, Abſ. ! des Impfgeſetzes vom 8. April 
1874 erwähnten Impfſcheine find die nachſtehenden Formulare J. und II. 
anzuwenden und war in der Weiſe, daß die Impfſcheine für erſte Impfungen 
(§ 1, ad 1 des Impfgeſetzes) auf Papier von röthlicher Farbe und die 
Impfſcheine für ſpätere Impfungen (Wiederimpfung) 8 1, ad 2 des Impf⸗ 
geſetzes auf Papier von grüner Farbe gedruckt werden. Bei den Impf⸗ 
ſcheinen für die Wiederimpfung iſt neben dem Worte: „Impfſchein“, das 
Wort: „Wiederimpfung“ in Klammern zuzuſetzen. 


$ 11. 

Für die nach § 10, Abſ. 2 des Impfgeſetzes auszuſtellenden Zeugniſſe 
über gänzliche oder vorläufige Befreiung von der Impfung haben die 
nachſtehenden Formulare III. und IV. zur Anwendung zu kommen und 
ſind dieſelben durchgängig auf weißem Papier zu drucken. 


. 
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8 12. 
Das Formular I. der Impfſcheine, auf deſſen Rückſeite Nachſtehendes 
abzudrucken iſt: 
„In jedem Impfbezirke wird jährlich an Orten und zu Zeiten, welche 
vorher bekannt gemacht werden, unentgeltlich geimpft. Die erſte 
Impfung der Kinder muß vor Ablauf des auf das Geburts- 
jahr folgenden Kalenderjahres, die ſpätere Impfung (Wiederimpfung) 
bei Zöglingen einer öffentlichen Lehranſtalt oder einer Privatſchule, 
mit Ausnahme der Sonntags- und Abendſchulen, innerhalb des⸗ 
jenigen Kalenderjahres erfolgen, in welchem die Kinder das 12. 
Lebensjahr zurücklegen. Iſt die Impfung nach dem Urtheile des 
Arztes erfolglos geblieben, ſo muß ſie ſpäteſtens im nächſten Jahre 
wiederholt werden. Jeder Impfling muß früheſtens am 6. und 
ſräteſtens am 8. Tage nach der Impfung dem Arzte zur Be⸗ 
ſichtigung vorgeſtellt werden. Eltern, Pflege⸗Eltern und Vormünder, 
deren Kinder oder Pflege-Befohlenen ohne geſetzlichen Grund und 
trotz erfolgter amtlicher Aufforderung, der Impfung oder der ihr 
folgenden Geſtellung entzogen geblieben ſind, haben Geldſtrafe oder 
Haft verwirkt.“ 
kommt für alle Jmp’ungen zur Anwendung, durch welche der geſetzlichen 
Pflicht genügt iſt, und zwar ſowohl bei der erſten Impfung (§ 1, ad 1 
des Impfgeſetzes) als auch bei der ſpäteren Impfung (Wiederimpfung 
§ 1 ad 2 des Impfgeſetzes). N 
Im Uebrigen iſt zu unterſcheiden: 


. war die Impfung bei dem erſten oder zweiten Male erfolgreich, ſo 
iſt zwiſchen den Worten „zum Male“ das Wort „erſten“ 
oder „zweiten“ und zwiſchen den Worten „Male Erfolg“ 


das Wort „mit“ einzuſchalten; g | 
2. iſt die Impfung zum dritten Male ($ 3 des Impfgeſetzes) wieder⸗ 


holt worden: „zum Male“ das Wort „dritten“ und 
zwiſchen den Worten „Male Erfolg,“ je nachdem die 
Impfung erfolgreich oder erfolglos war, das Wort „mit“ oder 
„ohne“ einzuſchalten. ER 
Die zuftändige Behörde kann aber anordnen, daß die letzte Wiederholung 
der Impfung durch den zuſtändigen Impfarzt (§ 6, Abſatz 1 des Impf- 
geſetzes) vorgenommen werde. 1 


Das Formular II. des Impfſcheins, deſſen Rückſeite den Inhalt der 
Rückſeite des Formular I. abgedruckt erhält, kommt für alle diejenigen 
Fälle zur Anwendung, in denen die Impfung wegen Erfolgloſigkeit wieder⸗ 
holt werden muß ($ 13 des Impfgeſetzes) und zwar ſowohl bei der erſten 
Impfung ($ 1, ad 1) als auch bei der ſpäteren Impfung (Wiederimpfung 
§ 1, ad 2 des Impf⸗Geſetzes). 

Je nachdem die Impfung zum erſten oder zweiten Male vorge: 
nommen war, iſt zwiſchen den Worten „zum Male“, das Wort 
„erſten“ oder „zweiten“ einzuschalten. 


8 > 
Das 8 11 erwähnte Formular III. der Zeugniſſe, deſſen Rückſeite 
wie bei Formular J. bedruckt wird, kommt — und zwar ſowohl bei erſten 
Impfungen, als auch bei ſpäteren (Wiederimpfung) — zur Anwendung, 
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wenn eine vorläufige Befreiung von der Impfung wegen Krankheit ꝛc. 
(S 2 des Impfgeſetzes) nachgewieſen werden ſoll. Der Befreiungsgrund 
iſt zwiſchen den Worten „wegen ohne“ ꝛc., die Friſt der 
Befreiung zwiſchen den Worten „bis unterblieben“ 
anzugeben. Der Name des Impfbezirks und die Nummer der Impfliſte 
iſt von demjenigen Impfarzte, beziehungsweiſe derjenigen Behörde, in deren 
Impfliſte das betreffende Kind eingetragen iſt, auszufüllen, ſobald ihnen 
das Zeugniß zur Führung des Befreiungs-Nachweiſes vorgelegt wird. 

Ob die Krankheit ꝛc. als Befreiungsgrund noch fortbeſteht, hat in 
zweifelhaften Fällen der zuſtändige Impfarzt endgültig zu entſcheiden. 

19 


Das im $ 11 erwähnte Formular IV. der Zeugniſſe, auf deſſen 
Rückſeite der Inhalt des Formular J. abzudrucken iſt, iſt für diejenigen Fälle 
beſtimmt, in denen — ſowohl bei erſten Impfungen, als bei ſpäteren 
(Wiederimpfung) — eine gänzliche Befreiung von der Impfung ſtattfindet. 
Beſteht der Befreiungsgrund darin, daß das Kind die natürlichen Pocken 
überſtanden hat, jo find die Worte „iſt im Jahre ꝛc.“ bis „worden“ 
auszuſtreichen; iſt dagegen das Kind von der Impfung befreit, weil es 
bereits mit Erfolg geimpft worden iſt, jo find die Worte „hat im Jahre ꝛc.“ 
bis „überſtanden“ auszuſtreichen. 

Der Name des Impfbezirks und die Nummer der Impfliſte iſt von 
demjenigen Impfarzte beziehungsweiſe derjenigen Behörde, in deren Impf- 
liſte das betreffende Kind eingetragen iſt, auszufüllen, ſobald ihnen das 
Zeugniß zur Führung des Befreiungs⸗Nachweiſes vorgelegt wird. 

f s 16 


$ 16. 

Nach Abſchluß der Spezial- Jmpfliften für die Reviere oder Ort⸗ 
ſchaften eines jeden Impfbezirks hat der zuſtändige Impfarzt eine Ueberſicht 
über das Ergebniß der Impfung aus dem ihm unterſtellten Bezirk, oder, 
falls er deren mehrere hat, aus allen Bezirken zuſammen, nach dem nach— 
folgenden Formular, jedoch geſondert für die nach § 1, ad? und $ l, ad 
2 des Impfgeſetzes Impfpflichtigen aufzuſtellen, und ſämmtliche Liſten nach 
dem Schluß des Kalenderjahres der zuſtändigen Behörde mittelſt Berichts 
zu überreichen. 

§ 17. 

Die zuſtändige Behörde hat demnächſt nach Prüfung dieſer Liſten, 
unter Soeren des Kreisphyſikus, den General⸗-Impfbericht mit Beifügung 
einer General-Ueberſicht über das Ergebniß nach vorſtehendem Formular, 
jedoch geſondert für die nach 8 1, ad 1 und § 1, ad 2 des Impfgeſetzes, 
Impfpflichtigen bis zum 15. März 7 Jahres an uns einzureichen. 

1 


Die Koſten für die Ausführung des Impfgeſchäfts, wozu die Re⸗ 
muneration für die Impfärzte, die Koſten der erforderlichen Bure au⸗Arbeiten, 
ſowie die Koſten für den Druck der nöthigen Liſten, Scheine und Zeugniſſe 
gehören, ſind von den Kreiſen (Stadt- und Landkreiſen) zu tragen. Sofern 
durch die Lieferung der Liſten Seitens der Standesbeamten (§ 4 dieſes 
Regulativs) Koſten entſtehen, fallen dieſelben gleichfalls den bezeichneten 
Verbänden zur Laſt. 

Imgleichen wird es zur prompten Durchführung des Impfgeſchäfts 
außerordentlich förderlich ſein, den Angehörigen ſolcher Impflinge, welche 
die Abimpfung von Arm zu Arm geſtatten, auf Verlangen eine Remuneration 
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von 1 bis 1¼ Mark aus den zur Ausübung des Impfgeſchäfts disponiblen 
Fonds zu gewähren. 


§ 19. 
f Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des Impfgeſetzes vom 
8. April 1874, wobei die zuſtändige Behörde rechtzeitig einzuſchreiten und 
insbeſondere darauf zu achten hat, daß dem Einwand der Verjährung 
Seitens der Angeſchuldigten vorgebeugt werde, unterliegen den, in den 88 14 
— 17 des Impfgeſetzes vorgeſehenen Strafen. Die Nichtbefolgung der 
zur Ausführung dieſes Geſetzes beſtimmten Anordnungen des vorſtehenden 
Regulativs wird eventl. mit einer Geldbuße von 1 bis 30 Mark oder 
verhältnißmäßiger Haft geahndet. 
Danzig, den 12. Mai 1875. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


II. Inſtruktion 


für 
die Schulvorſteher des Regierungsbezirks Danzig. 

Nachdem auf Grund des $ 1 ad 2 des Impfgeſetzes vom 8. April 
1874 jeder Zögling einer öffentlichen Lehr-Anſtalt oder Privatſchule (zu 
welcher letzteren Kategorie gemäß Protokoll des Bundes⸗Raths vom 30. Ya- 
nuar 1874 auch ſämmtliche Privat- Erziehungs- Inſtitute zu rechnen find) 
mit Ausnahme der Sonntags- und Abend⸗Schulen, innerhalb des Jahres, 
in welchem der Zögling das 12. Lebensjahr zurückgelegt, der Impfung 
(ꝰWiederimpfung) zu unterziehen iſt, ſofern er nicht nach ärztlichem Zeugniß 
in den letzten 5 Jahren die natürlichen Blattern überſtanden hat oder mit 
reg geimpft worden iſt, ſind die Vorſteher der gedachten Anſtalten 
gehalten: 

a) nach $ 13 Abſatz 1 des Impfgeſetzes, bei der Aufnahme von Schülern 
durch Einfordern der vorgeſchriebenen Beſcheinigungen feſtzuſtellen, 
ob die eiche Impfung erfolgt iſt. Dieſe Controle bezieht ſich 
anf die Feſtſtellung der geſetzlichen Impfung überhaupt, alſo auch 
auf die Controle der erſten Impfung; Er 

b) nach § 13 Abſatz 2 des Impfgeſetzes dafür zu ſorgen, daß Zöglinge, 
welche während des Beſuchs der Anſtalt nach dem oben erwähnten 
§ 1 ad 2 des Impfgeſetzes impfpflichtig werden, dieſer Verpflichtung 
genügen; ö f 

c) nach § 13 Abſatz 3 des Impfgeſetzes darauf zu dringen, daß eine 
ohne geſetzlichen Grund unterbliebene Impfung nachgeholt werde; 

d) und nach $ 13 Abſatz 4 des Impfgeſetzes vier Wochen vor Schluß 
des Schuljahres der zuſtändigen Behörde ein Verzeichniß derjen gen 
Schüler vorzulegen, für welche der Nachweis der Impfung nicht er⸗ 
bracht iſt. 

Als lig Behörde, welche mit der ſpeziellen Ausführung des Reichs- 
Impfgeſetzes vom 8. April 1874 betraut iſt, gilt: 
für den Stadtkreis Danzig: die Königliche Polizei⸗Direktion in Danzig; 
für den Stadtkreis Elbing die Polizei⸗Verwaltung in Elbing; und 
für jeden der ländlichen Kreiſe des Regierungs⸗Bezirks das betreffende 
Landraths-Amt. } 
Behufs Ausführung der alljährlichen Impfung der zwölfjährigen Zöglinge 
($ 1 ad 2) haben nach $ 7 des Impfgeſetzes die Vorſteher der gedachten 
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Anſtalten eine Liſte derjenigen Zöglinge aufzuſtellen, welche in dem betreffenden 
Kalenderjahre das 12. Lebensjahr zurücklegen. Das Formular zu dieſer 
Lifte wird ſämmtlichen Vorſtehern von der zuftändigen Behörde im Jannar 
jeden Jahres übermittelt und deren Ausfüllung in den Kolonnen 1 bis 5, 
beziehentlich deren Rückreichung an die zuſtändige Behörde bis Mitte Fe— 
bruar jeden Jahres entgegen geſehen werden. 

Außerdem haben die Schulvorſteher nach Maßgabe der ihnen nach 
§ 13 Abſatz 1, 3 und 4 des Reichs-Impfgeſetzes obliegenden Verpflichtung 
ein beſonderes Verzeichniß ſolcher Zöglinge, für welche der Nachweis der 
Impfung nicht erbracht iſt, der zuſtändigen Behörde vorzulegen. 

In Betreff etwaiger Zuwiderhandlungen gegen die, den Vorſtehern 
der qu. Anſtalten durch die SS 7 und 13 des Impfgeſetzes vom 8. April 
1874 auferlegten Verpflichtungen verweiſen wir auf den § 15 dieſes 
Geſetzes reſp. auf den § 19 des Regulativs zur Ausführung des Impf⸗ 
geſetzes vom heutigen Tage. 

Danzig, den 12. Mai 1875. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


12. Recepte. Anfertigung derſelben durch die Apotheker. 
Amtsblatt 1876, Se ite 35) 

Es iſt von ärztlicher Seite her Beſchwerde darüber geführt worden, 
daß Apotheker die in Betreff der erſten Anfertigung und der Wiederholung 
der Recepte beſtehenden Vorſchriften vielfach außer Acht laſſen und insbe— 
ſondere nicht nur Recepte zu Morphium Injectionen, welche von 
approbirten Medizinalperſonen verſchrieben, oder von approbirten 
Aerzten verſchrieben ſind, ohne Vorwiſſen und Bewilligung der letzteren 
wiederholen, ſondern auch derartige Recepte anfertigen, wenn fie nicht von 
approbirten Medicinalperſonen herrühren. 

Es ſind thatſächliche Beläge dafür vorhanden, daß hierdurch nament⸗ 
lich die Gifte und insbeſondere die Morphium⸗Injectionen eine zügelloſe 
und höchſt verderbliche Anwendung gefunden haben reſp. finden können. 
Solchen Folgen gegenüber ſetzen wir einerſeits das Vertrauen in die Aerzte 
mit größter Aufmerkſamkeit auf eine Verhütung derſelben durch geeignete 
Maßnahmen Bedacht zu nehmen und insbeſondere die Geſtattung ſelbſteigener 
Vornahme jener Injectionen Seitens der Patienten möglichſt zu beſchränken; 
andererſeits aber machen wir die Apotheker unſeres Bezirks darauf auf⸗ 
merkſam, daß ſämmtliche von approbirten Aerzten verſchriebenen Recepte, 
welche differente, der Tabula B. und C. der Pharmacopaea Germanica 
angehörige Mittel enthalten, nur dann wiederholt augefertigt werden 
dürfen, wenn dies von den betreffenden Aerzten ausdrücklich auf dem Recept 
bezeichnet iſt; daß dagegen derartige Recepte, ſofern ſie von nicht approbirten 
Aerzten zwar verſchrieben, jedoch ohne Reiterations⸗Vermerk derſelben, in 
die Apotheke gelangen, in keinem Falle gemacht beziehentlich erneuert werden 
dürfen. Verſtöße hiergegen unterliegen auf Grund des Titel III 8 2 
ad g und k der revidirten Apotheker-Ordnung vom 11. Oktober 1801 
zunächſt für die Herren Apotheker der Strafe des § 367 ad 5 des deut⸗ 
ſchen Strafgeſetzbuchs; wobei in Wiederholungsfällen für die conceſſionirten 
Apotheker zugleich das Verfahren auf Conceſſions-Entziehung in Er⸗ 
wägung tritt. 

Danzig, den 14. Februar 1876. 

Königliche Regierung. 
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13. Aerzte ꝛc. ſind verpflichtet, ihre Wohnung anzuzeigen. 
(Amtsblatt 1876, Seite 22.) 

Auf Grund der SS 11 und 12 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung pro 1850, Seite 265) 
verordnen wir für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks, was folgt: 

1 


„Aerzte, Wundärzte, Augenärzte, Geburtshelfer und Zahnärzte, 

„Thierärzte, 

c. Hebeammen, 
welche ſich innerhalb unſeres Vewaltungsbezirks niederlaſſen und die Praxis 
ausüben wollen, haben dies vor Beginn derſelben dem Kreisphyſikus unter 
Vorlegung der Approbation (ad a und b) reſp. des Prüfungs⸗Zeugniſſes 
(ad c), ſowie unter Angabe ihrer Wohnung reſp der erforderlichen Notizen 
über ihre Perſonal-Verhältniſſe, anzuzeigen. ; 

8 2 


8 . 

Etwaigen Wechſel des Wohnorts innerhalb unſeres Verwaltungs⸗ 
bezirks reſp. innerhalb eines zu demſelben gehörigen Stand- oder Land⸗ 
kreiſes haben die sub a, b, c aufgeführten Perſonen, und zwar binnen 
14 Tagen nach Eintritt des Wohnungswechſels, ebenfalls dem betreffenden 
Kreisphyſikus zu melden, dem letzteren in gleicher Friſt auch bei etwaigem 
Wegzuge aus den Grenzen unſeres Verwaltungsbezirks hiervon Anzeige zu 
machen. 


83 
§ 3. s { 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften der SS 1 und 2 werden 


mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark, in deren Stelle im Unvermögens⸗ 
falle eine Haft bis zu 14 Tagen tritt, beſtraft. 
Danzig, den 12. Januar 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


14. Verordnung, betreffend den Verkauf von Giftwaaren. 
(Amtsblatt 1878, Seite 105.) 


Die Beſtimmungen im Lit. III 8 2 lit. g und k der revidirten 
Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801 und im Anhange zu derſelben 
Ja, c und f 

wonach ſogenannte direkte oder indirekte Gifte weder zum innerlichen, 

noch zum äußerlichen Gebrauche als Medikamente im Handverkaufe 

an das Publikum abgegeben, auch von approbirten Aerzten und 

Wundärzten einmal verſchriebene und verfertigte Recepte, welche 

Drastica, Vomitoria, Menses et urinam moventia, Opiata und 

dergleichen ſtark wirkende Medikamente enthalten, ohne Vorwiſſen und 

Bewilligung des Arztes zum andern Male nicht wieder gemacht 

werden ſollen, 0 
haben, wegen der Unbeſtimmtheit der darin gebrauchten Ausdrücke, zu 
mehrfachen Beſchwerden der Apotheker Anlaß gegeben und in mehreren 
Verwaltungsbezirken eine verſchiedene Auffaſſung und Anwendung gefunden. 
Zur thullichſten Beſeitigung dieſer Beſchwerden und zur Herbei⸗ 
führung eines gleichmäßigen Verfahrens beſtimme ich demgemäß, nach An⸗ 
hörung der techniſchen Kommiſſion für pharmazeutiſche Angelegenheiten und 
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der wiſſenſchaftlichen Deputation für das Medizinalweſen, vorbehaltlich 
ſpäterer Ergänzung, Folgendes: 


Die in dem beiliegenden Verzeichniß (Anlage a) aufgeführten Stoffe 
dürfen in den Apotheken, unbeſchadet der für den gewerblichen Verkehr mit 
Giftwaaren maßgebenden Vorſchriften, an das Publikum nicht ohne ſchrift⸗ 
liche Ordination (Recept) eines approbirten Arztes (Wundarztes, Zahn⸗ 
arztes, Thierarztes), insbeſondere alſo auch nicht im Handverkauf, verabfolgt 
werden. 

II. 


Folgende Arzneien: 

1) Brechmittel, 

2) Arzneien, welche zum innerlichen Gebrauche, zu Augenwäſſern, In⸗ 
jektionen, Inhalationen oder Klyſtieren beſtimmt ſind, 

a. wenn ſie einen der in dem beiliegenden Verzeichniß mit einem 
Stern (*) bezeichneten Stoffe oder wenn fie Queckſilberpräparate — 
mit Ausnahme von Calomel, ſchwarzem Schwefelqueckſilber oder 
Zinnober — in irgend welcher Menge enthalten, 

wenn in ihnen Opium oder deſſen Präparate, Codeinum, narkotiſche 
Extracte oder narkotiſche Tinkturen in einer, die höchſte, in Tabula A 
der Pharmacopoea Germanica für dieſe Medikamente angegebenen 
Einzel⸗Gabe überſteigenden Menge enthalten ſind, 

dürfen nur auf jedesmal erneute, ſchriftliche, mit Datum und Unterſchrift 
2 5 Anweiſung eines approbirten Arztes öfter als einmal angefertigt 
werden; 

3) Arzneien, welche Auflöſungen von Morphium und deſſen Salzen 
enthalten, unterliegen der Vorſchrift der Nr.! und 2, und zwar, wenn die 
Auflöſung zu Injektionen beſtimmt iſt, in allen Fällen, die Menge des 
Morphiums ꝛc. mag ſo gering ſein als ſie wolle, wenn ſie aber zu inner— 
lichem Gebrauche oder zu Klyſtieren beſtimmt iſt, in dem Falle, daß die 
Menge des verordneten Morphiums ꝛc. den in der Nr. 2b bezeichneten 
Betrag, alſo nach der dort gedachten Tabula A 0,03 g überfteigt. 

Berlin, den 3. Juni 1878. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten. 

An ſämmtliche Königliche Regierungen. 


Anlage a. 


f Verzeichniß 
derjenigen Stoffe, welche in den Apotheken, unbeſchadet der für den gemerb- 
lichen Verkehr mit Giftwaaren maßgebenden Vorſchriften ohne ſchriftliche 
ärztliche Verordnung an das Publikum nicht verabfolgt werden dürfen. 

Acetum Colchici — Digitalis — Sabadillae. 

*Acidum arsenicosum — *hydrocianicum. 

*Aconitinum et ejus salia. 

*Aethylenum chloratum. 

*Aether phosphoratus. 

Amylum nitrosum. 

*Apomorphinum et ejus salia f . 

Aqua Amygdalarum amararum — Lauro-Cerasi — Opii. 

Arsenicum jodatum. 
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*Atropinum et ejus salia. 
*Bromalum hydratum. 

Bromum 

*Brucinum et ejus salia. 
Butyl-chloralum hydratum. 
Cantharides et Cantaridinum. 
»Chininum arsenicicum. 
*Chloralum hydratum erystallisatum. 
*Chloroformium (ungemiſcht). 
Codeinum et ejus salia. 
*Colehieinum. 

*Coniinum et ejus salia. 
Curare. 

Curarinum sulfuricum. 
»Digitalinum. 

*Eserinum sulfuricum. 
Euphorbium. 


Extractum Aconiti — Belladonnae — Cannabis Indicae — Co- 
loeynthidis — Colocynthidis compos — Conii — Digitalis — 
Fabae Calabaricae — Gratiolae — Hyoseiami — Ipecacuanhae 
— Lactucae — virosae — Opii — Pulsatillae — Sabinae — 


*Secalis cornuti — Stramonii — Strychni aquosum 
Strychni spirituosum — Toxicodendri. 

Faba Calabarica. 

Ferrum jodatum sacharatum 

Folia Belladonnae — Digitalis — Hyoscyami — Stramonii. 

Fructus Colocynthidis praeparati. 

Gutti. 

Herba Cannabis Indicae — Conii — Gratiolae. 

*Hyosciamynum. 

Hydrargyri praeparata. 

Jodoformium. 

Kali causticum fosum. 

Kalium jodatum. 

Lactucarium. 

Liquor 8 nitrici oxydulati. 

Liquor Kali arsenicosi. 

Morphinum et ejus salia. 

Narceinum. 

Narcotinum. 

*Natrum arsenicicum. 

*Nicotinum et 15 salia. 

*OQleum Amygdalarum amararum aethereum. 

„Oleum Crotonis — *Sabinae — *Sinapis. 

Opium. 

*Phosphorus. 

*Picrotozinum. 

*Pilocarpinum hydrochlorieum erystallisatum 

Plumbum jodatum. 

*Pulvis arsenicalis Cosmi — Ipecacuanhae opiatus. 
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Radix Belladonnae — Hellebori viridis — Ipecacuanhae — 
Scammoniae. 

Resina Jalapae — Scammoniae. 

Rhizomata Veratri albi. 

Sapo Jolapinus. 

*Secale conutum. 

Semen Colehiei — Hyoseyami — Stramonii — Strychni. 

Strychninum et ejus salia. 

Sulphur jodatum. 

Summitates Sabinae, 

Syrupus Ferri jodati — opiatus. 

Tartarus stibiatus, 

Tinetura Aconiti — Belladonnae — Caladii seguini — Cannabis 
Indieae — Cantharidum — Colehiei — Coloeynthidis — Di- 
gitalis — Digitalis aetherea — Eucalypti globuli — Eu- 
phorbii — Gelsemini sempervirentis — Hellebori viridis — 
Ipecacuanhae — Opii benzoica — Opii erocata — Opii 
simplex -— Resinae Jalapae — Secalis cornuti — Stramonii 
— Strychni — Strychni aetherae — Toxieodendri. 

Tubera Aconiti — Jalapae. f 

*Unguentum arsenicale Hellmundi. 

Unguenta cum Extractis narcoticis parata. 

Unguentum hydrargyri praecipitati albi. 

Unguentum hydrargyri rubrum — Tartari stibiati. 

*Veratrinum. 

Vinum Colchici — Ipecacuanhae — stibiatum. 

Zincum eyanatum — cacticum — valerianieum. 

V.obrſtehende Verfügung des Herrn Miniſters der geiſtlichen, Unter⸗ 
richts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten wird hierdurch den Herren Apothekern 
und Aerzten unſeres Verwaltungsbezirks, mit dem Bemerken zur Kenntniß 
gebracht, daß etwaige Kontraventionsfälle den Strafbeſtimmungen des $ 367 
Nr. 3 und 5 des Strafgeſetzbuchs unterliegen. 

Danzig, den 8. Juni 1878. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


15 Polizei⸗Verordnung, betreffend den Verkehr 
mit Giftwaaren. 
(Amtsblatt 1879, Seite 164.) 

Auf Grund der SS. 76-78 der Provinzialordnung für die 
Provinzen Preußen pp. vom 29. Juni 1575 (Geſetz Sammlung S 335), 
Rin Verbindung mit SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung S. 265) verordne ich, 
unter Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen, für den 
Umfang der ganzen Provinz, was folgt: i 

J. Berechtigung zum Handel mit Giften. 


St 
„Wer Gifte, giftige Farben und giftige Stoffe jeder Art, außer in 
Ausübung des Apothekergewerbes, ſei es im Großhandel, ſei es im Klein⸗ 
Verkauf feil halten will, bedarf dazu beſonderer Genehmigung. ($ 128 
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des Zuſtändigkeits⸗Geſetzes vom 26. Juli 1876, $ 34 der Reichsgewerbe⸗ 
ordnung vom 21. Juni 1869 bezw. Art. 4 des Reichs⸗Geſetzes, betreffend 
die Abänderung einiger Beſtimmungen der Gewerbeordnung vom 23. 
Juli 1879. 5 49 des Geſetzes vom 22. Juni 1861). 

8 2 


Im Kleinhandel ſind nur die von der Induſtrie zu gewerblichen 
Zwecken verwendeten Giftwaaren zuzulaſſen. Der Vertrieb der ausſchließlich 
oder vorzugsweiſe zu Heilzwecken dienenden, in dem Verzeichniſſe B zur 
Reichsverordnung vom 4. Januar 1875, betreffend den Verkehr mit Arz⸗ 
neimitteln, aufgeführten Gifte bleibt lediglich auf die Apotheken beſchränkt. 

Der Handel mit Giften oder giftigen Stoffen im Umherziehen ijt 
unterſagt. (3 56 der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869). 


II. Aufbewahrung der Giftwaaren. 


§ 4. 

Die in der Anlage A unter 1—4 namhaft gemachten Gifte und alle 
anderen, denſelben gleich wirkenden Stoffe dürfen von den zum Handel mit 
Giften befugten Perſonen nur in einem lediglich zu dieſem Zwecke be⸗ 
ſtimmten, durch Tageslicht erleuchteten, verſchloſſenen Vorrathsraum (Gift⸗ 
kammer“, abgeſondert von allen anderen Verkaufsgegenſtänden, in feſten 
Gefäßen aufbewahrt werden. 

Die Gefäße, welche die Gifte enthalten, find in verſchloſſenen Behält⸗ 
niffen und zwar jo aufzuſtellen, daß jede der 4 Arten der Gifte, welche in 
der Anlage A unter Nr. 1 4 aufgeführt find, in einem beſonderen ver⸗ 
ſchloſſenen Behältniſſe aufbewahrt wird. Die Thür eines jeden dieſer 
4 Behältniſſe muß an ihrer äußern Fläche die Signatur „Gift“ tragen. 

Der Phosphor (Abtheilung 5 der Anlage 4) iſt in Gefäßen von 
ſtarkem Glaſe mit Glasſtöpſel unter Waſſer aufzubewahren Die Gläſer 
müſſen, mit Sand umſchüttet, in Kapſeln aus Eiſenblech, ſtehend, in einem 
feuerſichern verſchloſſenen Behältniffe 15 Keller aufbewahrt werden. 


Für jede der in der Anlage A unter Nr. 1—4 bezeichneten Arten 
von Giften müſſen eigene, ſignirte Waageſchalen, Gewichte, Mörfer, Löffel 
und ſonſt etwa erforderliche Geräthe gehalten und bei den betreffenden 
Giften aufbewahrt werden. 


8 6. 

Die in der Anlage B namhaft gemachten, ſogenannten indirecten 
Gifte und alle übrigen Stoffe von gleich heftiger Wirkung müſſen ſowohl 
in den Lager- als in den Verkaufsräumen wohl geordnet, und von den 
übrigen Waarenbeſtänden durchaus getrennt, in beſonderen Schränken, Ver⸗ 
ſchlägen oder auch beſonderen Repoſitorien zuſammengeſtellt, in feſten Ge⸗ 


fäßen aufbewahrt werden. 05 
. 8 7. 

Als Aufbewahrungsgefäße für alle in den Anlagen A und B ges 
nannten Stoffe dürfen je nach der Art derſelben nur ſolche aus Holz, 
Porzellan, Steingut, Glas oder Blech mit gut ſchließenden Deckeln oder 
Stöpſeln benutzt werden. Dieſe Gefäße müſſen mit einer dem Inhalte 
entſprechenden, in Oelfarbe ausgeführten oder eingebrannten Signatur ver⸗ 
ſehen ſein. Die Farbe der Signaturen für die directen und indirecten 
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Gifte muß ſowohl von der aller anderen Signaturen, wie auch unter ſich 
verſchieden ſein 
III. Verabfolgung der Gifte. 


§ 8. 

Die Verabfolgung der in der Anlage A bezeichneten Gifte iſt nur 
gegen Einlieferung eines Giftſcheines (Anlage C) geſtattet. D eſe Vorſchrift 
iſt auch von Großhändlern und Fabrikanten giftiger Waaren zu befolgen; 
ledoch mit der Maßgabe, daß bei ſchriftlich eingehenden Beſtellungen auf 
die erwähnten 1 die Einlieferung eines Giftſcheins nicht er— 
forderlich iſt, ſofern die Beſtellbriefe als Beläge des zu führenden Giftbuchs 
ordnungsgemäß aufbewahrt werden. 


Die eingehenden Giftſcheine ſind von den Verkäufern zu nummeriren, 
in ein Giftbuch einzutragen und ſorgfältig aufzubewahren; fie dürfen nie- 
mals früher als nach Verlauf von 10 Jahren kaſſirt werden. 

8 10. 

Das Giftbuch muß die Nummer und das Datum jedes Giftſcheins, 
den Namen, Stand und Wohnort des Empfängers, die Art und das 
Quantum des verabfolgten Gifts und den nach der Angabe des Empfängers 
beabſichtigten Gebrauch deſſelben enthalten. 

§ 11. 

Die Gifte dürfen nur von dem Inhaber oder Vorſteher des Geſchäfts 
oder, bei deſſen Verhinderung, von dem ſtellvertretenden Handlungsgehilfen, 
nicht aber von Lehrlingen verabfolgt werden, und es darf der Verkauf an 
Niemanden anders als an Apotheker, Händler und Droguiſten, ferner an 
Fabrikanten, Künſtler und Gewerbetreibende, welche ſolche Waaren zu ihren 
gewerblichen Zwecken bedürfen und dem Verkäufer als zuverlaͤſſig bekannt 
ſind, erfolgen. Die zur Vertilgung von Ungeziefer dienenden Zubereitungen 
dürfen auch an andere ortsanſäſſige, dem Verkäufer als zuverläjfig bekannte 
oder durch ein Zeugniß der Ortsbehörde legitimirte Perſonen, gegen Gift- 
ſchein, abgegeben werden. 

8 12. 

Der ſogenannte weiße Arſenik darf nur zum Vertilgen der Ratten 
und Mäuſe oder anderer ſchädlicher Thiere und zwar niemals rein, ſondern 
nur in Vermiſchung mit einem Theil friſch geglühten Kienruß und einem 
Theil Saftgrün auf 24 Theile Arſenik abgegeben werden. 

Das ſogenannte Fliegenpapier muß durch aufgedruckte Stempel auf 
jedem Blatte als ſolches und mit dem Worte „Gift“ bezeichnet ſein. 

Vergiftetes Getreide darf nur, wenn es mit einer in die Augen 
fallenden, von der natürlichen ſtark abweichenden und dauernden Farbe ge- 
färbt iſt, abgegeben werden. 

13 


Von den Stoffen der Anlage B dürfen concentrirte Schwefelſäure 
(Vitriolöl), concentrirte Salpeterſäure (Scheidewaſſer), concentrirte Salz⸗ 
ſäure und concentrirte Aetzlauge (Flaſchenlauge, Pfundlauge) in kleinen 
Quantitäten, d. h. in Mengen von weniger als einem Pfunde nur gegen 
Giftſchein in ſtarken, feſtverſtöpſelten, verbundenen und ſignirten Gefäßen 
verabfolgt werden. In verdünntem, mit mindeſtens 3 Theilen Waſſer auf 
ein Theil Säure oder Lauge gemiſchten Zuſtande können Schwefel- und 
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Salpeterfäure, ſowie Aetzlauge in jeder beliebigen Menge ohne Legitimation 
des Käufers verkauft werden. 5 

Alle übrigen Stoffe der Anlage B dürfen zwar ohne Giftſchein, 
aber uur unter Beobachtung der im § 12 gegebenen Vorſchriften verabfolgt 
werden. 

§. 14. 

Die Verpackung und angemeſſene Bezeichnung der Stoffe der Anlage 
behufs des Verkaufs muß in den Giftkammern geſchehen. Dieſe Gifte 
dürfen, mit Ausnahme der arſenikhaltigen Farben, nicht in bloßen Papier⸗ 
hülſen, ſondern nur in dichten und feſten Behältniſſen von Holz oder Steingut 
verabreicht werden. Die Behältniſſe ſind außerdem ſorgfältig zu verbinden, 
zu verſiegeln, mit dem Namen des Empfängers, der Bezeichnung des In— 
halts und außerdem mit der Aufſchrift „Gift“ zu verſehen. 

Die arſenikhaltigen Farben können, beim Debit am Orte, auch in 
doppelten Hüllen von gut geleimtem ſtarkem Papier verabfolgt, müſſen 
aber ebenfalls umſchnürt, verſiegelt und, wie vorſtehend angegeben, ſignirt 
werden. 

IV. Beaufſichtigung und Strafbeſtimmungen. 
8 15. 

Der Gifthandel it der Beaufſichtigung durch die Polizeibe jöörden und 

durch die Medizinal-Beamten unterworfen. 
§ 16. 

Zu dieſem Zwecke werden von Zeit zu Zeit Viſitationen der be⸗ 
treffenden Lager- und Verkaufsſtätten angeordnet, zu welchen ein Medizinal⸗ 
rath und ein nicht am Orte anſäſſiger Apotheker deputirt werden kann. 
Die Geſchäftsinhaber find gehalten, den Mitgliedern der Viſitations⸗Com⸗ 
miſſion bei dieſer Gelegenheit den Zutritt in die Verkaufs ⸗ Lokale und 
Lagerräume zu geſtatten, ſich gegenüber denſelben über ihre Befugniß zum 
Handel mit Giften auszuweiſen, das Giftbuch nebſt den dazu gehörigen Be⸗ 
lägen zur Prüfung vorzulegen und über alle auf die Sache bezüglichen 
Fragen Auskunft zu geben. 

§ 17. 

Wer den vorſtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt, oder den durch 
dieſe Verordnung ihm auferlegten Verpflichtungen nachzukommen unterläßt, 
wird, ſoweit nicht nach dem Geſetze eine höhere Strafe eintritt, mit einer 
Geldſtrafe bis zu dreißig Mark beſtraft, 

Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt mit dem 1. October 1879 in Kraft. 

Danzig, den 8. Auguſt 1879. 

Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 
von Ernſthauſen. 
Anlage A. 
Verz ? ich niß 


er 
directen Gifte, welche nur in beſonderen abgeſchloſſenen Räumen 
(Giftkammern) aufbewahrt werden dürfen. 
1. Alcaloide und deren Salze: Aconitin, Atropin, Cantharidin, Coniin, 
Digitalin, Strychnin, Veratrin und ähnliche. 
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Arsenicalia (Arſen und deſſen Verbindungen): Scherbenkobalt, 
Fliegenſtein, Acidum arsenicosum (arſenige Säure), Acidum arse- 
nicicum (Arſenſäure), Pulvis arsenicosus Cosmii (Cosme'ſches 
Pulver). 

Arſenhaltige Farben: Auripigmentum (Operment), Realgar 
(Rauſchgelb), Schweinfurter⸗, Schwediſches-, Schnelſches-, Wiener⸗, 
Kaiſer⸗, Mitis⸗ oder Papagei⸗Grün, Arſenikhaltige Anilinfarben ꝛc. 

Zum Vertilgen von Ungeziefer mit Arſen bereitete Mittel, wie 
Fliegen-Papier, Fliegenwaſſer ꝛc. 


3. Mercurialia Qneckſilber⸗Verbindungen): Hydrargyrum bichloratum 


corrosivum (Aetzendes Queckſilberchlorid oder Sublimat). Hydrar- 
gyrum bijodatum rubrum (Rothes Queckſilber Jodis), Hydrargyrum 
jodatum flavum (Gelbes Jodqueckſilber), Hydrargyrum praecipi- 
tatum album (Weißer Quedjilberpräcipitat), Hydrargyrum nitricum 
oxydulatum (Salpeterſaures Queckſilber-Oxydul), Hydrargyrum 
oxydatum rubrum (Rothes Queckſilber-Oxyd oder rother Präcipitat), 
Hydrargyrum oxydatum via humida paratum (Präcipitirtes Queck⸗ 
D Turpethum minerale (Baſiſchſchwefelſaures Queckſilber⸗ 
xyd). 

Cyanata (Blauſäure und deren Salze, blauſäurehaltige Stoffe): 
Hydrargyrum cyanatum (Cyom⸗Queckſilber), Kalium cyanatum 
(Cyankali), Zincum eyanatum (Cyanzink), Oleum amygdalarum 
a (Bittermandelöl), Oleum laurocerasi aethereum (Kirſch⸗ 
orbeeröl). 


5. Phosphor und die zum Vertilgen von Ungeziefer damit zubereiteten 


Gifte. 
Anlage B. 


Verzeichniß 
der 
heftig wirkenden Stoffe, welche von den übrigen abzuſondern 
und vorſichtig aufzubewahren ſind. 


Alcalien und Laugen: Kalium, Kali causticum fusum (Aetzkali), 
Liquor kali caustici (Aetzkalilauge), Natrium, Natrum causticum 
(Aetznatron), Liquor Natri caustici (Aetznatron-Lauge). 


2. Alcaloide und deren Salze: Codein, Morphin, Narcotin ete. 
3. Antimonialia (Spießglanz-Bräparate), Liquor stibii chlorati (Spieß⸗ 


glanz⸗Butter), Tartarus stibiatus (Brachweinſtein). 


4. Bleipräparate und bleihaltige Farben: Liquor plumbi subacetici 


(Bleieſſig), Plumbum aceticum (Bleizucker), Plumbum jodatum 
(Jodblei). 

Cerussa (Bleiweiß), Lythargyrum (Bleiglätte, Silberglätte oder 
Maſſicot), Minium (Mennige), Plumbum chromicum (Chromſaures 
Bleioxyd, Bleigelb, Chromgelb, Chromorange oder Chromroth). 


5. Brom und deſſen Verbindungen, wie Kalium bromatnm (Brom- 


kali) u. A. 


5. Cadmium-Verbindungen: Cadmium oxydatum (Cadmiumoxyd), Ca- 


dium carbonicum, hydrochloratum, sulfuricum (kohlenſaures, jalz- 
ſaures, ſchwefelſaures Cadmiumoxyd). 
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7. Droguen und die aus denſelben bereiteten Eſſige, Extracte, Pulver, 
Säfte, Tincturen, Weine: Anacardia (Elephantenläuſe), Aqua amyg- 
dalarum amavarum (Bittermandelwaſſer), Aqua lauroceasi (Kirſch⸗ 
Lorbeerwaſſer), Cantharides (Spaniſche Fliegen), Cardol, Chloro- 
formium (Chloroform), Cloralum hydratum erystallysatum (Chlo⸗ 
ralhydrat), Euphorbium, Faba calabarica (Calabar-Bohne), Faba 
St. Jgnatii (Ignatius-Bohne), Folia Belladonnae (Tollkirſchen⸗ 
Blätter), Folia Digitalis (Fingerhut- Blätter), Folia Hyoseyami 
(Bilſenkraut), Folia Strammonii (Stechapfelblätter), Folia Toxi- 
codendri (Giftſumach-Blätter), Fructus Colocynthidis (Coloquinten), 
Fructus Sabadillae (Sabadillſamen), Gutti (Gummigutt), Herba 
Aconiti (Eiſenhut-Kraut), Herba eicutae virosae (Waſſerſchierling), 
Herba Conii (Schierlingskraut), Herba gratiolae (Gottesgnadenkraut), 
Kreosotum Kreoſot), Natrum santonicum (Santonin, Natron), 
Nitrobenzolum (Mirbom⸗Oel), Oleum Sabinae (Sadebaum⸗ Oel), 
Oleum sinapis (Senföl), Opium, Oxalium (Kleeſalz), Radix Bella- 
donnae (Belladonnawurzel), Radix Hellebori viridis (Grüne Nies⸗ 
wurzel), Radix Jpecacuanhae (Brechwurzel), Rhizoma Veratri 
(weiße Nieswurzel), Santoninum (Santonin), Semen Coceuli Jndiei 
(Kockelskörner), Semen Colchici (Zeitloſen-Samen), Semen Hyos- 
eyami (Bilſen - Samen), Semen Stramonii (Stechapfel⸗ Samen), 
Semen Strychni (Krähenaugen), Summitates Sabinae (Sadebaum⸗ 
Spitzen), Tubera Aconiti (Eiſenhut- Knollen), Tubera Jalaphae 
(Jalagen⸗Knollen). 

Goldſalze: Aurum chloratum (Chlorgold), Auro Natrium chloratum 

( (Chlorgold-Natrium). 

9. Jod und ſeine Präparate: Jodum (Jod), Ferrum jodatum sacha- 
ratum (Zuckerhaltiges Jodeiſen), Jodofo'mium (Jodoform), Kalium 
jodatum (Jodkalium), Sulfur jodatum (Jodſchwefel). 

„ Kupferſalze und kupferhaltige Farben: Aerugo (Grünſpan), Cuprum 
aceticum (Kryſtalliſirter Grünſpan), Cuprum aluminatum (Kupfer 
alaun), Cuprum oxydatum (Kupferoxyd), Cuprum sulfuricum 
(Kupfervitriol), Cuprum sulfuricum ammoniatum. 

Quechkſilberſalze: Hydrargyrum chloratum mite (Kalomel), Hydrar- 
gyrum chloratum mite vapore paratum (durch Dampf bereitetes 
Queckſilberchlorür), Hydrargyrum phosphoricum (Phosphorſaures 
Queckſilberoxyd), Hydrargyrum bisulfuricum (doppelt-ſchwefelſaures 
Queckſilberoxyd). . 

Säuren: Aeidum carbolieum (Karbolſäure), Acidum chromicum 
(Chromſäure), Acidum hydrochlorieum (Salzſäure), Acidum nitri- 
cum (Salpeterſäure, Scheidewaſſer), Acidum oxalicum (Kleeſäure), 
Acidum picricum (Pikrinſäure), Acidum sulfuricum (Schwefelſäure, 
Vitriolöl). 3 

3. Silberſalze: Argentum aceticum (Eſſigſaures Silberoxyd), Agentum 
nitricum (Höllenſtein, Agentum nitricum cum Kali nitrico (Sal⸗ 
peterhaltiger Höllenſtein), Argentum chloratum (Chlorſilber), Ar- 
gentum sulfuricum (Schwefelſaures Silberoxyd). . 

. Binkfalze: Zincum aceticum (Eſſigſaures Zinforyd), Zincum chlo- 
ratum (Chlorzin), Zincum lacticum (Milchſaures Zinkoxyd), 
Zincum sulfocarbolicum (Carbolſchwefelſaures Zinoxyd), Zincum 

7 


Abſchnitt III. Geſundheits- und TIhierarznei-Polizei. 


valerianicum (Baldrianſaures Zinkoxyd), Zincum sulfuricum (Zink⸗ 
vitriol). 

5. Zinnſalze: Stannum chloratum fumans (Zinnchlorid, Zinngeiſt), 
Stannum chloratum erystallisatum (Chlorzinn, Zinnſalz), Stannum 
ammoniacatum chloratum (Pinkſalz). 


Anlage C. 


Giftſchein. 

Ich (N. N.) bezeuge hiermit, von dem Apotheker (Kaufmann, Dro- 
gulſten) N. N. am heutigen Tage.. Namen und Gewicht des 
Giftes . „ welches ich zu .  (Bezeihnung des Ge- 
brauchs) anwenden will, ob der in Empfang genommen zu haben. 

Ort und Datum. 


N. N. 
(Titel, Gewerbe, Nummer des Hauſes.) 


16) Verordnung, betreffend die Maßregeln zur Sicherung 
gegen das Eindringen der 55 auf dem Wege des See: 
verkehrs. 


(Amtsblatt 1879, Seite 45.) 


Zur Sicherung gegen das Eindringen der Peſt auf dem Wege des 
Seeverkehrs verordnen wir bis auf Weiteres für ſämmtliche dem Handels⸗ 
verkehr geöffnete preußiſche Häfen 5 folgt: 


Schiffe welche aus euffifen” en kommen, find nebft den darauf 
befindlichen Perſonen und Waaren 51 eher zum freien Verkehr zuzulaſſen, 
als bis fie einer ſtrengen ſanitären Inſpektion unterworfen worden, welche 
den Zweck hat, den W Bord feſtzuſtellen. 


8 

Wenn aus der Inſpektion ſich ergiebt, daß unter der Bemannung 
oder den Paſſagieren kein Peſtkranker und kein Peſtverdächtiger ſich befindet, 
auch kein Todesfall an der Peſt oder an einer peſtartigen Krankheit während 
der Fahrt vorgekommen iſt, ſo iſt das Schiff zum freien Verkehr zuzulaſſen. 
Sind aber während der Fahrt Peſt- oder peſtverdächtige Todesfälle dieſer 
Art vorgekommen, ſo ſind, nach Entfernung der Paſſagiere, die Schiffe, 
die Kleidungsſtücke der Bemannung und aller Paſſagiere, ſowie die zum 
Gebrauche derſelben beſtimmten Effekten zunächſt einer ſtrengen Desinfektion 
zu unterwerfen. Die Desinfektion hat mittelſt ſchwefliger Säure zu 
erfolgen und zwar Betreffs der Kleidungsſtücke und Effekten in der in der 
Anlage A bezeichneten Weiſe. 

Außer der Desinfektion der Schiffsränme iſt das Bilſchwaſſer aus 
dem Schiffe auszupumpen und ſind die Wände der betreffenden Räume 
mit einer Löſung von Chlorzink zu reinigen. 

$ 3. 


Wenn ſich bei der Ankunft des Schiffes peſtkranke oder peſtverdächtige 
Perſonen vorfinden, ſo ſind dieſe ſofort in ein Lazareth oder doch in ein 
iſolirt gelegenes Lokal zu bringen, welches zu ihrer Aufnahme bereit und 
geeignet iſt. Die nur Peſtverdächtigen ſind dabei von den unzweifelhaft 
mit der Peſt Behafteten ſtreng getrennt unterzubringen. 
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Die nur Peſtverdächtigen ſind in dem Lazareth ſieben Tage zu 
beobachten und zurückzubehalten und nach Ablauf dieſer Zeit, falls ſich bis 
dahin der Verdacht nicht beſtätigt haben ſollte, zu entlaffen; die Peſtkranken 
verweilen dort bis zur vollſtändigen Geneſung. 

Vor der Entlaſſung der peſtverdächtig Geweſenen ſind alle in ihrem 
Gebrauch befindlichen Kleidungsſtücke und Effekten einer ſtrengen Desinfektion 
nach Maßgabe des §. 2 in einem beſonderen Lokal unter genauer ärztlicher 
Kontrole zu unterwerfen, vor Entlaſſung der an der Peſtkrankheit Behan⸗ 
delten oder im Fall ihres Todes ſind die während der Krankheit von 
ihnen benutzten Gegenſtände durch Feuer zu vernichten. 

4 


Etwa bei der Ankunft der Schiffe vorgefundene Leichname der an 
der Peſt oder an einer peſtverdächtigen Krankheit Geſtorbenen ſind ſofort 
aus dem Schiffe zu entfernen und ebenſo wie die etwa im Lazareth Ver⸗ 
ſtorbenen an einem, von der Hafenpolizeibehörde näher zu bezeichnenden Ort 
unter den geeigneten Vorſichtsmaßregeln unterzubringen, wo ſie bis zu der 
thunlichſt zu beſchleunigenden Beerdigung in große, mit ſtarker Chlorkalk⸗ 
löſung getränkte und wiederholt damit zu befeuchtende Laken eingeſchlagen, 
aufbewahrt werden. 95 

0. 

Können in einem Hafen die in den SS 3 und 4 aufgeführten Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln nicht getroffen werden, ſo iſt das betreffende Schiff, welches 
Peſtkranke oder Peſtverdächtige an Bord hat, abzuweiſen und dem zunächſt 
gelegenen, mit den entſprechenden Einrichtungen verſehenen Hafen zu 
überweiſen. 3 6 


Die auf den in §1 genannten Schiffen vorgefundenen Waaren find 
zum freien Verlehr zuzulaſſen, ſoweit ihre Einfuhr nach der Kaiſerlichen 
Verordnung vom 29. Januar d. J. (R.⸗G.⸗Bl. S. 3) nicht verboten iſt. 

Waaren, welche zwar in der gedachten Verordnung genannt ſind, 
deren Urſprung aus Rußla d aber nicht nachzuweiſen iſt, müſſen vor dem Ein⸗ 
tritt in den freien Verkehr einer gründlichen Desinfektion, unter Beachtung 
der im § 2 für Kleidungsſtücke und Effekten gegebenen Vorſchriften, unter⸗ 
worfen werden. 


§ 7. 

Die Hafenpolizeibehörde hat zu den nach Maßgabe vorſtehender Be⸗ 
ſtimmungen vorzunehmenden ſanitären Inſpektionen den Kreisphyſikus und, 
wo ein ſolcher nicht ſchleunig zu erlangen iſt, einen anderen qualiſizirten 
Arzt zuzuziehen. 

Berlin, den 20. Februar 1879. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal- Angelegenheiten. 


alk. 
Der Miniſter für Handel, 3 und öffentliche Arbeiten. 
Maybach. 


Anlage A. 
Desinfektions verfahren. 


Zur Desinfektion von trockenen Gegenſtänden, an welchen Infektions⸗ 
ſtoffe haften können, verwendet man ſchweflige Säure, erzeugt durch Ver⸗ 
brennung von käuflichem Stangenſchwefel in atmoſphäriſcher Luft und in 

Tr 
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einem Maße, daß man in einem geſchloſſenen Raume, in welchen die zu 
desinfizirenden Gegenſtände gebracht und über einander geſchichtet werden, 
mindeſtens 15 gr Schwefel auf jeden Kubikmeter Luft verbrennt und die 
Gegenſtände längere Zeit (ſechs Stunden) dem Einfluſſe der geſchwefelten 
Luft ausgeſetzt läßt. Danach wird der Raum gelüftet und können die 
Gegenſtände ſofort dem weiteren Verkehr übergeben werden. 

Iſt eine größere Menge von Gegenſtänden zu desinfizir en, jo empfiehlt 
es ſich, zweckentſprechende beſondere Räume für die Vornahme der Des- 
infektion auszuwählen, womöglich ſolche, in welchen Fenſter und Thüren gut 
ſchließen, aber eine Thür und ein Fenſter ſich gegenüberliegen. Nach 6 
Stunden öffnet man zuerſt von Außen das Fenſter ins Freie, nach einigen 
Minuten die gegenüberliegende Thür und in kürzeſter Zeit kann dann der 
Raum von Menſchen wieder betreten werden. 

Zum Verbrennen des Schwefels zerſtößt man Stangenſchwefel zu 
etwa haſelnußgroßen Stücken, bringt ihn in eine flache irdene glaſirte 
Schüſſel, die man zur Verhütung von Feuersgefahr bei zufälligem Springen 
der Schüſſel in einen mit Sand gefüllten Napf ſtellt, ſteckt einige Schwefel— 
fäden zwiſchen die zerſtoßenen Schwefelſtücke, zündet die Fäden an, entfernt 
ſich durch die Thür und ſchließt dieſe ab. 

Für einen Desinfektionsraum, der nicht mehr als 100 Cubikmeter 
mißt und demnach 1½ kg Schwefel erfordert, iſt es nicht nothwendig, 
den zu verbrennenden Schwefel in mehrere Schüſſeln zu vertheilen, da die 
Bewegung der Luft im Raume und das Diffuſionsbeſtreben der Gaſe hin— 
reichend für eine gleichmäßige Vertheilung der ſchwefligen Säure ſorgt. 

Gefahr des Anbrennens der Gegenſtände iſt nicht zu fürchten, wenn 
ſie nur 50 em vom brennenden Schwefel entfernt ſind. 

Die Schwefelung kleinerer Gegenſtände kann man in geſchloſſenen 
Käſten vornehmen. 


17. Das N betreffend die Abwehr und Unter⸗ 
drückung von Viehſeuchen 

vom 23. Juni 1880 befindet ſich im Reichsgeſetzblatt Seite 153, 
die zur Ausführung dieſes Geſetzes von dem Bundesrathe beſchloſſene, von 
dem Herrn Reichskanzler unter dem 24. Februar 1881 publicirte Inſtruction 
im Centralblatt für das Deutſche Reich Seite 37 und im Amtsblatt 
Nr. 16 von 1881 (Extrabeilage) und das Preußiſche Geſetz, betreffend die Aus- 
führung des Reichsgeſetzes über die Abwehr und Unterdrückung von Vieh⸗ 
ſeuchen vom 12. März 1881 in der Geſetz- Sammlung Seite 128 ab- 
gedruckt. 

Die Ausführungsbeſtimmungen zu den Beſtimmungen des Preußiſchen 
Geſe tzes vom 12. März 1881, betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes 
über die Abwehr und Unterdrückung von Viehſeuchen vom 23. Juni 1880, 


folgen nachſtehend: 
(Amtsblatt 1881, Seite 107.) 


Zu den Beſtimmungen des Preußiſchen Geſetzes vom 12. März 1881, 
betreffend die Ausführung des Reichsgeſetzes über die Abwehr und Unter— 
drückung von Viehſeuchen vom 23. Juni 1880, bemerke ich Folgendes: 

a. zu den 88. 12--21. 
m Allgemeinen haben die bisher in Preußen geltenden Beſtimmungen 
über die Entſchädigung für Verluſte aus Anlaß von Seuchen durch das 
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Reichsgeſetz keine erhebliche Abänderung erfahren. Nur in den nachſtehenden 
Punkten erhalten die Vorſchriften des Geſetzes vom 25. Juni 1875 einige 
Ergänzungen und Modificationen: ? 

1. Es wird vom 1. April d. J. an in Gemäßheit des § 57 des 
Reichsgeſetzes auch Entſchädigung gewährt für diejenigen Thiere, welche 
nach erfolgter polizeilicher Anordnung der Tödtung, aber vor der Aus- 
führung derſelben an der Seuche gefallen ſind, während bisher nur für 
die auf polizeiliche Anordnung wirklich getödteten Thiere entſchädigt wurde. 

2. Desgleichen wird Entſchädigung bewilligt für Eſel, Maulthiere 
und Mauleſel, welche mit der Rotzkrankheit behaftet waren, während bisher 
eine Entſchädigung nur für die mit dieſer Krankheit behafteten Pferde 
ſtattfand. 

3. Es wird künftig gemäß § 59 des Reichsgeſetzes im ganzen Reichs⸗ 
gebiete die Entſchädigung bei den mit der Rotzkrankheit behafteten Pferden!“ , 
bei dem mit der Lungenſeuche behafteten Rindvieh 45 des allgemeinen 
Werths der Thiere betragen, während nach den Beſtimmungen des Preußiſchen 
Geſetzes vom 25. Juni 1875 den verpflichteten Verbänden für die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe der zu gewährenden Entſchädigung ein gewiſſer Spiel 
raum gelaſſen war, bei Rotz zwiſchen * bis ½ und bei Lungenſeuche 
zwiſchen ½ bis 4% des gemeinen Werths der Thiere. 1 

Thatſächlich haben jedoch alle Verbände die Entſchädigung bei Rotz 

auf 1, und bei Lungenſeuche auf / des gemeinen Werthes feſtgeſtellt, 
ſodaß in dieſer Richtung durch das Reichsgeſetz an dem gegenwärtigen 
Zuſtande bis auf die Erhöhung der Entſchädigungsquote für rotzkranke 
Thiere von / auf ®, des gemeinen Werths nichts geändert wird. 
5 Auch die Beſtimmungen des Ausführungs-Geſetzes vom 12. März 1881 
über die Aufbringung und Feſtſtellung der Entſchädigungen, enthalten kein 
neues Princip, ſondern wiederholen die bezüglichen Beſtimmungen des 
Preußiſchen Viehſeuchen Geſetzes vom 25. Juni 1875 3 

Nach der Beſtimmung im zweiten Abſatz des $ 16 des Nusführungs- 
geſetzes bleiben die ſeiner Zeit auf Grund des § 60 des Geſetzes vom 
25. Juni 1875 erlaſſenen Reglements der Provinzial- reſp. Communal⸗ 
Verbände über die Aufbringung der Entſchädigungen auch nach dem 
1. April d. J. mit der Maßgabe in Kraft, daß mit dieſem Zeitpunkte die 
durch das Reichs-Geſetz herbeigeführten, oben unter Ziffer 1—3 angegebenen 
5 der Entſchädigungsverbindlichkeit wirkſam werden. 

0. zu 8. 22. 1. 0. 

Die im $. 14 Abſatz 1 bezeichneten Verbände find berechtigt, aber 
nicht verpflichtet, die Gewährung einer Entſchädigung für an der Pocken⸗ 
ſeuche gefallene Schafe nach Maßgabe der Vorſchriften des 8 22 zu 
beſchließen, beziehentlich die Entſchädigungspflicht auf kleinere Verbände, 
jedoch nur mit deren Zuſtimmung zu übertragen Anus letzterer Ein- 
ſchränkung folgt, daß zur Bildung eines kleineren, z. B. einen oder mehrere 
landräthliche Kreiſe nmfaffenden Verbandes der Beſchluß eines der im 
$ 14 Abſatz 1 bezeichneten größeren Verbände, die Zuſtimmung des kleineren 
Verbandes und außerdem in jedem Falle die Genehmigung des betreffenden 
Reglements durch die Miniſter des Innern und für die Landwirthſchaft zc. 
nothwendig iſt. 

Danzig, den 22. April 1881. 

Der Regierungs⸗Präfident. 
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vom 12. März cr. die Tödtung rotzkranker Thiere in allen Fällen, die 
Tödtung rotzverdächtiger Thiere nach §. 8 aber nur in dem erſten Falle 
des §. 42 des Reichsgeſetzes anzuordnen, d. i. wenn von dem beamteten 
Thierarzt der Ausbruch der Rotzkrankheit auf Grund der vorliegenden An— 
zeichen für wahrſcheinlich erklärt wird. 

In den beiden anderen Fällen, in welchen nach §. 42 des Reichs⸗ 
geſetzes in Verbindung mit § 41 der Inſtruktion des Bundesraths die 
Tödtung der der Rotzſeuche verdächtigen Thiere erfolgen muß, d. i. wenn durch 
anderweite den Vorſchriften des Reichsgeſetzes entſprechende Maßregeln ein 
wirkſamer Schutz gegen die Verbreitung der Seuche nach Lage des Falls 
nicht erzielt werden kann, oder wenn der Beſitzer die Tödtung beantragt 
und die beſchleunigte Unterdrückung der Seuche im öffentlichen Intereſſe 
erforderlich iſt, ſteht nach der Vorſchrift des §. 8 des Ausführungsgeſetzes 
die Anordnung der Tödtung nur dem Regierungs-Präſidenten zu. 

Die Tödtung von Thieren, welche nicht der Seuche verdächtig, ſondern 
nur der Anſteckung verdächtig (§. 1 des Reichsgeſetzes) iſt in Gemäßheit 

des § 53 der Inſtruktion des Bundesraths nur in dem letzten der oben 
genannten Fälle anzuordnen, d. i. wenn der Beſitzer die Tödtung beantragt 
und nach dem Ermeſſen der höheren Behörde die beſchleunigte Unter⸗ 
drückung der Seuche im öffentlichen Intereſſe erforderlich iſt. 

Anderſeits werden in anderen Fällen, je nachdem beſondere eigenartige 
Verhältniſſe obwalten, deren Beurtheilung meinem eigenen Ermeſſen über⸗ 
laſſen bleiben muß, durch energiſche Maßregeln, welche die Seuche in kurzer 
Zeit tilgen, geringere wirthſchaftliche Opfer verurſacht werden, als wie 
durch lange fortgeſetzte Obſervationen. Bei Pferdebeſtänden, in welchen 
die Seuche wiederholt zum Ausbruch gekommen iſt, wird es in der Regel 
angemeſſen ſein, die der Anſteckung durch unmittelbare Berührung mit rotz⸗ 
kranken Pferden ausgeſetzt geweſenen Thiere möglichſt ſchnell tödten zu 
laſſen und nur ſolche Thiere desſelben Beſtandes, welche garnicht in direkte 
Berührung mit kranken gekommen ſind, unter Obſervation zu ſtellen. 

Gleichzeitig wird mit Bezugnahme auf die Amtsblattsbekanntmachung 
vom 16. d. Mts. noch beſonders bemerkt, daß der als Kommiſſarius 
fungirende Regierungs⸗Medicinalrath Dr. Zeuſchner die Tödtung der rotz⸗ 
verdächtigen und der Anſteckung verdächtigen Pferde anzuordnen befugt iſt. 

Danzig, den 27. April 1881. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

Die Tödtung von Rindvieh, welches nach der ſchriftlichen Erklärung 
des beamteten Thierarztes lungenſeuche krank iſt, hat die Ortspolizeibehörde anzu⸗ 
ordnen. Dagegen iſt die Anordnung der Tödtung verdächtigen Rindviehs, 
d. h. ſolcher Thiere, welche der Lungenſeuche oder der Anſteckung verdächtig 
find ($ 1 des Reichsgeſetzes) dem Ermeſſen des Regierungspräſidenten 
überlaſſen (§. 45 des Reichsgeſetzes und §. 79 der Inſtruktion des 
Bundesraths). 

Nach dem Preußiſchen Geſetz vom 25. Juni 1875 ($. 22) durfte 
zwar die Tödtung kranker, nicht aber die Tödtung verdächtiger Rinder 
angeordnet werden. Es erweitert mithin das Reichs geſetz in Betreff der 
Lungenſeuche ſehr erheblich die Befugniſſe der Veterinairpolizei. 

Danzig, den 17. April 1881. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


Die Ortspolizei⸗Behörde hat nach §. 2 des i e Bae 
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18. Verordnung über den Verkauf giftigen Fliegenpapiers. 
(Amtsblatt 1881, Seite 40.) 

5 Es iſt amtlicherſeits zur Kenntniß des Herrn Miniſters der geift- 
lichen, Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten gelangt, daß giftiges, 
arſenikhaltiges Fliegenpapier nicht nur in den Apotheken, ſondern auch von 
ſolchen Kaufleuten und Gewerbetreibenden an das Publikum verkauft wird, 
welche ſich nicht im Beſitze der zum Handel mit Giften erforderlichen be- 
hördlichen Erlaubniß befinden. 

Der Herr Miniſter hat hieraus Veranlaſſung genommen, darauf 
aufmerkſam zu machen, daß der Debit des genannten Fliegenpapiers nur 
den Apothekern und den zum Handel mit Giften berechtigten Kaufleuten 
und Gewerbetreibenden und auch dieſen nur unter den beim Giftverkaufe 
vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln insbeſondere nicht ohne Giftſchein und 
nicht ohne die Bezeichnung deſſelben mittelſt eines aufgedrückten Stempels 
als „giftig“ geſtattet iſt. f 

Dies wird im Auftrage des Herrn Miniſters hiermit zur öffentlichen 
Kenntnißnahme gebracht. 

Danzig, den 24. Februar 1881. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


19. eee, betreffend die Verladung von 
indvieh. 
(Amtsblatt 1881, Seite 275.) 

Auf Grund der Beſtimmungen in den 88 1 und 2 des Geſetzes 
vom 7. April 1869, Maßregeln gegen die Rinderpeſt betreffend, wird unter 
Aufhebung der Verordnung der Königlichen Regierung, Abtheilung des 
Innern, vom 16. September 1879 (Amtsblatt pro 1879 Nr. 39) hiermit 


verordnet, was folgt: 
Sl 


Zur Verladung von Rindvieh auf den Stationen Güldenboden, 
Elbing, Grunau, Altfelde, Marienburg, Simonsdorf, Dirſchau iſt, gleich- 
viel wohin der Transport beſtimmt iſt, fortan lediglich ein Urſprungs⸗ 
zeuguiß (vergl. § 3) erforderlich, auf welchem der Stations⸗Vorſtand den 
Ort und Tag der Verladung zu beſcheinigen hat. 

83 


Zur Verladung von Rindvieh auf den übrigen Eiſenbahn⸗Stationen 
des Regierungs⸗Bezirks iſt ein ſolches Urſprungszeugniß (vergl. § 3) nur 
dann erforderlich, wenn der Transport für den ſtädtiſchen Central-Viehhof 
in Berlin beſtimmt iſt. 

88 

Das in den vorſtehenden 8851 und 2 bezeichnete Urſprungszeugniß, 
welches der Begleiter des Transports in Verwahrung zu behalten hat, 
muß unter Angabe des Transports und Zwecks, und mit einer Gültigkeits⸗ 
dauer von fünf Tagen, innerhalb welcher die Verladung bewirkt ſein muß, 
nach beigefügtem Formular!) ausgeſtellt ſein. Das Zeugniß, welches der 
Ortsvorſtand in deutſcher Sprache zu entwerfen und mit Siegel und 
Unterſchrift zu verſe en hat, iſt vom Amtsvorſteher ſeinem ganzen Inhalte 
nach ebenfalls mit Siegel und Unterſchrift zu beſtätigen. 


) Das Muſter iſt hier nicht abgedruckt. 
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Dem Amtsvorſteher bleibt hierbei vorbehalten, in einzelnen Fällen 
vor der Beſtätigung die Vorprüfung durch den Gendarm zu verlangen. 

Die Formulare werden koſtenfrei verabfolgt und die Verwendung 
derſelben unterliegt der Kontrole. 


8 4. 
Auf die Verladung von Kälbern unter 4 Monaten (bis zur hervor⸗ 
tretenden Hornentwickelung) erſtrecken ſich vorſtehende Beſtimmungen nicht. 
Dieſelben dürfen ohne Beſchränkung verladen werden. 


J 9. 
Die vorſtehend den Orts⸗ beziehentlich den Amtsvorſtehern über⸗ 
tragenen dienſtlichen Geſchäfte liegen in den Städten den Polizeibehörden ob. 
6 


§ 6. 

Vorſtehende Verordnung tritt 14 Tage nach erfolgter Publikation 
durch das Amtsblatt in Kraft. 

Zuwiderhandlungen unterliegen den Beſtimmungen des § 328 des 
Strafgeſetzbuches und des Reichsgeſetzes vom 21. Mai 1878 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt Seite 95). 

Danzig, den 3. Dezember 1881. 

Der Negierungs = Präfident. 


20. Verordnung, betreffend Opiumpräparate. 
Amtsblatt 1882, Seite 18) 

Es ſind in neuerer Zeit wiederholt höchſt bedauerliche Fälle der 
Verwechſelung von Morphium⸗ und Colomel⸗ Pulver bei der Rezeptur in 
den Apotheken vorgekommen, die verſchiedentlich zu ſtrafrechtlichen Verur⸗ 
theilungen der betreffenden Rezeptare pp. Veranlaſſung gegeben haben. 

n allen dieſen Fällen iſt die an ſich nicht leichte Verwechſelung 
beider 7 — nur dadurch begünſtigt worden, daß die gedachten Pulver 
dem beſtehenden Verbote zuwider in den Apotheken vorräthig gehalten 
werden. 

Im Auftrage des Herrn Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten ſehe ich mich veranlaßt, die Amtsblatts⸗Bekannt⸗ 
machung der Königlichen Regierung vom 16. Juni 1866, 

wonach das Vorräthighalten abgewogener Pulver mit Theilen eines 

Opiumpräparats oder anderer narkotiſcher Mittel auf Grund der 

Beſtimmungen der revidirten Apothekerordnung vom 11. Oktober 1801 

bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 5 Thalern unterſagt iſt, 
den Herren Apothekern des Bezirks mit dem Hinzufügen in Erinnerung 
zu bringen, daß in jedem zur Kenntniß gelangenden Contraventionsfall 
gegen den Contravenienten mit einer angemeſſenen Ordnungsſtrafe vorge⸗ 
gangen werden wird. 

Danzig, den 12. . 1882. 

er Regierungs⸗Präſident. 


21. Verordnung, betreffend das Hebammenweſen. 
(Amtsblatt 1883. Seite 253.) 


81 
Die gewerbliche Ausübung der geburtshülflichen Thätigkeit durch Frauen 
ſteht innerhalb des preußiſchen Staates nur den Hebammen zu, welche ein 
Prüfungszeugniß einer preußiſchen Behörde erhalten haben. 
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Die durch Staatsverträge geregelten Verhältniſſe in den Grenzdiſtrikten 
bleiben unberührt. 

8 2. 

Zur Prüfung als Hebamme dürfen nur ſolche Perſonen zugelaſſen 
werden, welche einen vollſtändigen Kurſus in einer preußiſchen Hebammen⸗ 
lehranſtalt durchgemacht haben. Ausnahmsweiſe können auch ſolche Perſonen 
zur Prüfung zugelaſſen werden, welche den Nachweis eines anderweiten 
gleichwerthigen Bildungsganges, ſowie des Beſitzes der zur Aufnahme in 
eine preußiſche Lehranſtalt erforderlichen Eigenſchaften führen. 

Die Prüfung ſelbſt erfolgt nach Maßgabe der §8. 82 bis 85 des 
Reglements vom I. December 1825. 


8 3. 

Alle Anträge auf Zulaſſung zu den inländiſchen Hebammenlehranſtalten 
find in Bezug auf die ſtaatlichen Inſtitute an die Bezirksverwaltungsbe⸗ 
hörden (Regierungs⸗Präſidenten, Regierungen Landdroſteien) rückſichtlich der- 
jenigen Inſtitute, welche ſich in der Verwaltung der Provinzialverhände 
bezw. der kommunalſtändiſchen Verbände befinden, an die in den Anſtalts⸗ 
Reglements beſtimmten Amtsſtellen zu richten. 

Vorzugsweiſe werden ſolche Perſonen als Schülerinnen aufgenommen, 
welche hierzu von Gemeinden, Ortsarmenverbänden oder Hebammenbezirken 
vorgeſchlagen ſind. 

Außerdem dürfen Schülerinnen nur ſoweit aufgenommen werden, als 
die Verhältniſſe der Anſtalt es geſtatten. Solche haben ſich bei Vermeidung 
ſofortiger Entlaſſung allen für die Schülerinnen der Hebammenlehrinſtitute 
beſtehender Anordnungen zu fügen. 

In allen Fällen werden nur ſolche Perſonen als Schülerinnen aufge— 
nommen, welche: 

1. für den Hebammenberuf körperlich und geiſtig wohl befähigt, insbe⸗ 
ſondere auch des Leſens und Schreibens kundig ſind, 

2. die erforderliche Zuverläſſigkeit in Bezug auf denſelben beſitzen, un⸗ 
he Rufes find und insbeſondere nicht außerehelich geboren 
aben. 

Die Erforderniſſe zu 1 find durch ein Atteſt des Kreis- (Stadt-, Oberamts⸗) 
phyſikus auf Grund einer von ihm mit der Betreffenden abgehaltenen 
Prüfung, zu 2 durch ein Atteſt der Ortspolizeibehörde darzuthun. 

Außerdem find beizubringen und gleichzeitig mit dem Atteſt zu 2 dem 
Kreis- (Stadt-, Oberamts⸗)phyſikus vorzulegen: ein Geburtsſchein und ein 
Atteſt über die erfolgte Revaccination. Perſonen, welche jünger als zwanzig 
oder älter als dreißig Jahre ſind, dürfen als Schülerinnen nicht aufge⸗ 
nommen werden. Schülerinnen, welche koſtenfreie Ausbildung im Inſtitut 
genoſſen haben, ſind bei Vermeidung der Erſtattung der auf ihre Ausbildung 
verwendeten Koſten gehalten, eine ihnen von der Bezirksverwaltungsbehörde 
Ne Stelle als Bezirkshebamme mindeſtens drei Jahre lang zu ver- 
walten. 

Eine bezügliche Verpflichtung iſt ihnen bei der Aufnahme in die Anſtalt 
aufzuerlegen. 


§ 4. 
Schülerinnen, welche ſich im Beſitz der zu 8 3 Nr. 1 und 2 bezeich⸗ 
neten Eigenſchaften befinden und die Prüfung beſtanden haben, erhalten ein 
Prüfungszeugniß. Daſſelbe wird von der Prüfungs⸗Kommiſſion ausgeſtellt 
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und den Hebammen unter Vermittelung der provinzial⸗ bezw. kommunal⸗ 
ſtändiſchen und der Bezirksverwaltungsbehörde durch den Landrath (Amts- 
hauptmann, Oberamtmann) desjenigen Bezirks, in welchem ſie ſich nieder- 
laſſen wollen, ausgehändigt. Gleichzeitig erfolgt die Vereidigung nach der 
im Hebammenlehrbuche angegebenen Eidesnorm. Die Vereidigung wird auf 
dem Prüfungszeugniß vermerkt. 


8 5. 

Alle Hebammen ſtehen unter der Aufſicht des Kreisphyſikus (Stadt⸗ 
phyſikus, Oberamtsphyſikus) und ſind unbeſchadet der durch beſondere Polizei⸗ 
5 und polizeiliche Anordnungen ihnen auferlegten Verpflichtungen 

ehalten: 

0 1. demſelben beim Beginn des Gewerbes im Phyſikatsbezirk ihre Wohnung 
anzuzeigen und ſich unter Vorlegung des Prüfungszeugniſſes, der er— 
forderlichen Inſtrumente und Geräthe und Tagebuchs perſönlich bei 
ihm zu melden. 

2. bei der Ausübung ihres Berufes ſich genau nach dem Hebammen⸗ 
lehrbuch, bezüglich der in demſelben enthaltenen Inſtruction und den 
dieſelbe abändernden und ergänzenden Beſtimmungen zu richten; 

ein Tagebuch zu führen; 

im Beſitz der erforderlichen, in gutem Zuſtand zu erhaltenden In⸗ 
ſtrumente und Geräthe, der erforderlichen Desinfectionsmittel und des 
Lehrbuchs zu ſein; 

5. jeden Fall von Kindbettfieber, ſowie jeden Todesfall einer Gebärenden 

in ihrer Praxis dem Kreis- (Stadt, Oberamts⸗)phyſikus anzuzeigen. 

6. alle drei Jahre ſich einer Nachprüfung vor dem Kreis- (Stadt- 

Oberamts⸗phyſikus, beim Nichtbeſtehen ſich jedes Vierteljahr bis zur 

Erfüllung der geſtellten Anforderungen einer abermaligen Prüfung 

zu unterziehen. Ueber die Prüfung iſt ein Vermerk im Tagebuch 

aufzunehmen. f 
Die Directoren bezw. Lehrer der „ nehmen, ſoweit es 
die Umſtände geſtatten, an dieſen Nachprüfungen als Examinatoren Theil. 


— 2 


8 6. 

Zur Erfüllung der im § 5 bezeichneten Verpflichtungen werden die 
Hebammen durch die den Verwaltungsbehörden zuſtehenden allgemeinen ges 
ſetzlichen Zwangsmittel und durch die auf Grund beſonderer Polizeiverord- 
nungen feſtzuſetzenden Strafen angehalten. 


- 


§ 7. 

Die Bezirksverwaltungsbehörden haben in der Regel beſtimmte 
Hebammenbezirke abzugrenzen und anzuordnen, wie viele Bezirkshebammen 
mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des Bezirks anzuſetzen find, 

8 8. 

Die Anftellung der Bezirls⸗Hebammen ſteht, ſoweit nicht die Ange- 
legenheit von den Kreisverbänden ſtatutariſch geregelt wird, den einen Heb⸗ 
ammenbezirk bildenden Gemeinden und Gutsbezirken zu. 

Die Annahme erfolgt thunlichſt durch beſonderen Vertrag. Iſt der 
Hebamme ein Kündigungsrecht eingeräumt, ſo iſt auf Verabredung einer 
geräumigen, Kündigungsfriſt Bedacht zu nehmen, um bei Eintritt der Kün⸗ 
digung die rechtzeitige Wiederbeſetzung des Bezirks ſicher zu ftellen. 

In dem Vertrage iſt, ſoweit dies Bedürfniß nicht durch Leiſtungen 


—— 
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der Kreis⸗ oder Provinzialverbände bezw. der gleichartigen Verbände be— 
friedigt wird, der Hebamme insbeſondere zuzuſichern: 
1. ein den örtlichen Verhältniſſen angemeſſenes, in beſtimmten Perioden 
bis zu einem Höchſtbetrage ſteigendes feſtes Dienſteinkommen; 
2. eine von dem Beſtehen der Nachprüfung und guter Führung nach 
dem Urtheil des Kreisphyſikus abhängige, jährliche Remuneration; 
3. ſoweit erforderlich, die Gewährung einer angemeſſenen Wohnung; 
4. für den Fall der Dienſtunfähigkeit oder für den Fall der Kündigung 
ſeitens des Verbandes nach Zurücklegung einer beſtimmten Dienſtzeit 
in demſelben Bezirk eine laufende Unterſtützung; 
5. unentgeltliche Beſchaffung der erforderlichen Inſtrumente, Eeräthe, 
Bücher und Desinfectionsmittel; 
6. die Gewährung angemeſſener Tagegelder und Reiſekoſten für die regel- 
mäßigen Nachprüfungen, falls die Entfernung des Wohnſitzes der 
Hebamme vom Prüfungsorte über zwei Kilometer beträgt. 
Dagegen übernimmt die Hebamme die Verpflichtung, die Entbindung zahlungs⸗ 
unfähiger Perſonen ihres Bezirks ſowie die erforderliche Pflege derſelben 
und ihrer neugeborenen Kinder unentgeltlich zu beſorgen. 

Die Verträge der Gemeinden und Gutsbezirke bedürfen der Beſtäti⸗ 
gung des Landraths (Amtshauptmanns, Oberamtsmanns.) 


89. 

IJIdſt eine erledigte Stelle drei Monate nach eingetretener Vakanz nicht 
wieder vorſchriftsmäßig beſetzt, jo iſt die Bezirksverwaltungsbehörde be⸗ 
rechtigt, die Stelle unter den von ihr zu beſtimmenden Bedingungen zu 
beſetzen und die Aufbringung und Vertheilung der erforderlichen Koſten an- 
zuordnen. 

8 10. 


Hebammenbezirke, welche die Mittel zur Ausbildung, Beſoldung oder 
Unterſtützung einer Bezirkshebamme nach dem Gutachten der Provinzial⸗ 
Verwaltungsbehörde aufzubringen außer Stande ſind, erhalten in den neun 
älteren Provinzen des Staats den erforderlichen Zuſchuß durch die Kreis⸗ 
verbände (Geſetz vom 28. Mai 1875, G.⸗S. S 223 $ 3.) 

Die letzteren werden zur Erfüllung dieſer Verpflichtung von den 
Kommunalauſſichtsbehörden im Geltungsbereiche der Kreisordnung vom 
13. Dezember 1872 nach Maßgabe des $ 180 derſelben angehalten. 


8 11. 
Bezirks⸗Hebammen, welche ſich eines unordentlichen Lebenswandels 
ſchuldig machen, die Pflichten ihres Berufes verletzen oder bei der Nach⸗ 
prüfung erhebliche Mängel an den erforderlichen Fertigkeiten und Kennt⸗ 
niſſen zeigen oder ſonſt wegen Schwäche ihrer körperlichen oder geiſtigen 
äfte zu ihrem Beruf untauglich geworden ſind, werden auf Antrag der 
zirke oder des Landraths (Amtshauptmanns, Oberamtmanns) aus ihrer 
. als Bezirkshebamme von der Bezirks-Verwaltungsbehörde ent⸗ 
en. 


Das Verfahren hierbei iſt analog dem in den 8§. 20, 21 der Ge⸗ 
werbeordnung vom 21. Juni 1869 vorgeſchriebenen zu geſtalten. 
8 12. 
Die Zurücknahme des einer Hebamme ertheilten Prüfungszeugniſſes 
erfolgt nach Maßgabe des § 53 Abſ. 2 der Reichsgewerbeordnung vom 
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21. Juni 1869, bezüglich der Zuſtändigkeit und des Verfahrens kommen 
außer $ 54 a. a. O. die beſonderen landesgeſetzlichen Vorſchriften in 
Betracht. f 
Die Wiederverleihung eines Prüfungszeugniſſes erfolgt durch mich. 
Berlin, den 6. Auguſt 1883. 
Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc Angelegenheiten. 


22. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Verpflichtungen der 


4 „ X Hebammen. 2 


2 
Ce ra 
455 

Heede d, 


(Amtsblatt 1884, Seite 285) 


Auf Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265), ſowie der 88 137 
und 139 des Geſetzes über die allgemeine Landes Verwaltung vom 30. Juli 
1883 (GS. S. 195) wird mit Zuſtimmung des Bezirks Ausſchuſſes für 


den Umfang des Regierungsbezirks Danzig verordnet, was folgt: 


8 1. 

a Die Hebammen haben beim Beginn des Gewerbes dem Kreisphyſikus 
(Stadtphyſikus) des Kreiſes ihre Wohnung anzuzeigen und ſich unter Vor— 
legung des Prüfungszengniffes, der erforderlichen Inſtrumente und Geräthe, 
und des Tagebuchs perſönlich bei demſelben zu melden. 

Die Hebammen haben bei Ausübung ihres Berufes ſich genau nach 
dem Hebammenlehrbuch, der in demſelben enthaltenen Inſtruktion und den 
dieſe abändernden und ergänzenden Beſtimmungen zu richten. 


8.3. 
Die Hebammen haben über die in ihrer Praxis vorgekommenen Ent— 
bindungen ein Tagebuch zu führen. 
8 4. N 
Die Hebammen müſſen im Beſitz der erforderlichen, in gutem Zuſtand 
zu erhaltenden Inſtrumente und Geräthe, der erforderlichen Desinfections- 
mittel und des Lehrbuchs ſein. V 


3% N Et 

Die Hebammen haben jeden Fall von Kintvbettfieber, ſowie jeden 
Todesfall einer Gebärenden, die in ihrer Praxis vorkommen, dem Kreis⸗ 
phyſikus (Stadtphyſikus) anzuzeigen. N 

§ 6. \ 

Die Hebammen haben ſich alle drei Jahre einer Nachprüfung vor 
dem Kreisphyſikus (Stadtphyſikus) zu unterziehen, und beim Nichtbeſtehen 
der Prüfung ſich in jedem Vierteljahre bis zur Erfüllung der geſtellten 
Aufarprun en einer abermaligen Prüfung zu unterwerfen. ) 


Hebammen, welche den vorſtehenden Verpflichtungen zuwider handeln, 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu 60 Mark beſtraft. 0 
„Diieſe Polizei⸗Verordnung tritt 8 Tage nach Bekanntmachung durch 
das Amtsblatt in Kraft. 


Danzig, den 28. Oktober 1881. 


Der Regierungs- Präſident 
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23. Verbot der Ein: und Durchfuhr gebrauchter Leib⸗ und 
Bettwäſche pp. aus Frankreich. 
(Amtsblatt 1884, Seite 186.) 

2 Zufolge eines Beſchluſſes des Königlichen Staatsminiſteriums wird 
hierdurch auf Anordnung des Herrn Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- 
und Medizinal- Angelegenheiten die Ein- und Durchfuhr von gebrauchter 
Leib⸗ und Bettwäſche, gebrauchter Kleider, Hadern und Lumpen aller Art 
aus Frankreich, für den dieſſeitigen Regierungsbezirk verboten. 

Ausgenommen bleiben Wäſche und Kleidungsſtücke der Reiſenden. 
Zuwiderhandlungen gegen das vorſtehende Verbot unterliegen der Straf— 
beſtimmung des § 327 des Strafgeſetzbuchs. 

Danzig, den 5. Auguſt 1884. 

Der Regierungs-Präſident. 


24. Polizei Verordnung über das Verhalten bei Fällen 
von Diphteritis. 
(Amtsblatt 1884, Seite 245.) 

Auf Grund der §§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei- 
Verwaltung vom 11 März 1850 (G. S. S. 265) ſowie der SS 137 und 
139 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195) wird mit Zuſtimmung des Bezirks- Ausſchuſſes für den 
Umfang des Regierungsbezirks Danzig verordnet, was folgt: 

8 


8 . 

Alle Familienhäupter, Haus- und Gaſtwirthe, ſowie die Medicinal— 
perſonen haben von den in ihrem Haushalte, ihrem Hauſe und ihrer 
Praxis vorkommenden Fällen der Diphteritis der Ortspolizeibehörde un 
geſäumt ſchriftlich oder mündlich Anzeige zu machen. 

ai 
Die Unterlaſſung diefer Anzeige wird mit einer Geldſtrafe von 5 


bis 30 Mark geahndet, wenn der zur Anzeige Verpflichtete von dem Vor— 
handenſein der Krankheit unterrichtet war. 


Ds 
Dieſe Polizei Verordnung tritt 8 Tage nach der Bekanntmachung 
durch das Amtsblatt in Kraft. 
Danzig, den 21. Oktober 1884. 
Der Regierungs-Präſident. 


25. Verbot, betreffend das Aufblaſen des Fleiſches 
von Schlachtthieren. 


(Amtsblatt 1885, Seite 304.) 


Auf Grund der 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung S. 265) ſowie der 
SS 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
50. Juli 1883 (Geſetz Sammlung S. 195) wird unter Aufhebung der 
Polizei Veroren ng vom 10. Mai d J. (Amtsblatt S. 122) mit Zu⸗ 
ſtunmung des Bezirksausſchuſſes für den Umfang des Regierungsbezirks 
Danzig verordnet, was folgt: f 


Ps, 
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8 1. 

Das Aufblaſen des Fleiſches iſt bei Schlachtthieren, gleichviel, ob 
daſſelbe mit dem Munde oder mittelſt eines Blaſebalgs vorgenommen wird, 
verboten. 

8 2. 

Einem gleichen Verbote unterliegt das Feilhalten oder der Verkauf 
aufgeblaſenen Fleiſches. 

8 3. 

Zuwiderhandlungen werden außer mit der eventl. Einziehung des 
„ aufgeblaſenen Fleiſches mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark 
geahndet. 

Danzig, den 28. November 1885. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


26. Bekanntmachung, betreffend die Verletzungen von 
Menſchen durch den Biß tollwuthkranker Thiere. 


(Amtsblatt 1887, Seite 149.) 


Der Herr Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten hat angeordnet, daß jährlich über die Verletzungen von 
Menſchen durch den Biß tollwuthkranker Thiere und über den Ausgang 
dieſer Verletzungen berichtet werden ſoll. 

Nach den Beſtimmungen der durch die Allerhöchſte Ordre vom 
8. Auguſt 1835 genehmigten ſanitätspolizeilichen Vorſchriften bei anſteckenden 
Krankheiten, Gejeg- Sammlung 1835 S. 240, insbeſondere die 88 9, 95 und 
107 iſt, falls ein toller oder auch nur der Tollwuth verdächtiger Hund 
Menſchen gebiſſen hat, der nächſte Angehörige oder Bekannte, oder wer zuerſt 
davon unterrichtet iſt, bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 30 Mark oder 
14tägiger Gefängnißſtrafe verpflichtet, den nächſten Arzt davon in Kenntniß 
zu ſetzen, und ſind die Aerzte ihrerſeits verpflichtet, ungeſäumt der Polizei⸗ 
behörde ſchriftlich oder mündlich Anzeige zu erſtatten. 

Kommt bei einem von einem wuthkranken Thiere gebiſſenen Menſchen 
die Waſſerſcheu zum Ausbruch, ſo iſt davon durch den Arzt bei Vermeidung 
einer Geldſtrafe von 15 Mark ungeſäumt der nächſten Polizeibehörde 
(Polizei⸗Revier) Anzeige zu machen. 

Das ſanitäts⸗ und veterinairpolizeiliche Verfahren richtet ſich: 

1. bei den Menſchen nach den SS 107 Abſ. 2, $ 108 1c, ſowie nach 
dem § 25 Abſ. 2 der Anweiſung zum Desinfectionsverfahren bei 
anſteckenden Krankheiten (Beilage zur Allerhöchſten Ordre vom 
8. Auguſt 1838); 

2. bei Thieren nach den 88 16 ff, der Seitens des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers unter dem 24. Februar 1881 veröffentlichten Inſtruktion 
zum Reichshauſe, Geſetz vom 23. Juni 1880. 

In den Seitens der Polizeibehörden ſofort an die vorgeſetzte Dienſt⸗ 
ug zu erſtattenden Berichten find folgende Punkte beſonders hervorzu⸗ 

eben: 

1. wie viel Menſchen gebiſſen ſind? 

2. an welchen Körpertheilen ſich die Bißverletzungen fanden? 

3. wie die Tollwuth bei den Thieren feſtgeſtellt worden iſt? 

4. welcherlei Behandlung der Gebiſſenen ſtattgefunden hat? und 
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5. welchen Ausgang die Verletzungen genommen haben, beziehentlich in 
wie langer Zeit nach dem Biß der Tod der verletzten Perſon an 
Tollwuth eingetreten iſt? 

Danzig, den 14. Mai 1887. 5 

Der Regierungs-Präfident. 


Abſchnitt IV. 
Wege: (Cijenbahn:) und Waſſer⸗ (Schifffahrts⸗) Polizei. 


1. 8 für Weſtpreußzen und die Netzes 
iſtricte vom 4 Mai 1796. 


Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 
Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen, daß wir in Rückſicht des weſent⸗ 
lichen Einfluſſes guter, zu jeder Zeit fahrbarer Wege auf den Handels⸗ 
verkehr den Landeswohlſtand und die Beförderung unſeres Dienſtes reſol⸗ 
virt haben, die wegen Unterhaltung der Wege und Brücken in Unſeren 
älteren Provinzen ſchon beſtehenden Geſetze auch auf Weſtpreußen und die 
Nege-Diftricte auszudehnen, auch wegen der vorkommenden eigenen Umſtände 
dieſem Theile Unſerer Staaten ebenfalls ein beſonderes Wege-Reglement 
zu geben. Wir verordnen demnach: 


8 
Daß Unſere Weſtpreußiſche Krieges- und Domainen⸗Kammer, in dem 
ihrer Aufſicht anvertrauten Bezirk, die Kammer⸗Deputation aber in den 
Diſtricten an der Netze, und unter dieſen die Land- und Steuer-Räthe in 


denen ihnen anvertrauten Kreiſen, ſowie die Beamten in Unſern Domainen, 
und die Magiſträte in den Städten und ſtädtiſchen Dörfern die Ober⸗ 
Aufſicht auf die Unterhaltung und Beſſerung der Wege, Brücken und Feld⸗ 
gräben jo nach als vorTbehalten, und verbunden fein ſollen, nicht nur ſelbſt, 
ſondern auch durch ihre Unterbedienten auf die vorkommenden Mängel 
Obacht zu haben, und ſolche Unſerer Krieges und Domainen⸗Kammer und 
Kammer-Deputation in den Diſtricten an der Netze zur Remedur anzu 
zeigen, welche auch außerdem von jedermann gegründete Anzeigen der Art 
anzunehmen und darauf vorkommenden Umſtänden nach zu rückſichtigen 


verpflichtet ſein ſollen. 
2 


Vornehmlich ſollen die Land⸗Steuer⸗Räthe und Beamten, zweimal im 
Jahre, nehmlich im Frühling und Herbſte nach beendigter Saat die Wege 
in ihren Kreiſen und Aemtern durch Beihilfe des von den Einſaſſen ihnen 
unentgeldlich zu geſtellenden Vorſpanns revidiren, alle an ſelbigen, ſo wie 
an den Brücken⸗ und Abzugs⸗Gräben befundene Mängel genau notiren, 
und, da wo Privati zu deren Paige befag verbunden ſind, gleich bei 
ihrer Zurücktunft das Nöthige an ſelbige verfügen, wobei ihnen nachgelaſſen 
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wird, auch die Diäten der Reiſe mit einem Thaler für den Tag von denen⸗ 
jenigen einzufordern, welche es darauf ankommen laſſen, an ihre Pflicht er⸗ 
innert zu werden, in ſolchen Fällen aber, wo die Reparatur für Rechnung 
Unſerer Kaſſen geſchehen muß, haben ſie den Kammern davon Anzeige zu 
machen, welches letztere auch in dem Fall ſtatt findet, wenn die von Seiten 
der Land⸗Steuer⸗Räthe und Beamten an Privatos ergangene Aufforderungen 
zur Inſtandſetzung der ſchadhaften Wege, Brücken ꝛc. und die dreitägige 
Exekution, welche zu verfügen ihnen im § 4 dieſes Reglements nachgelaſſen 
wird, ohne Wirkung bleiben, und daher Zwangs-Mittel verfügt werden 
müſſen. 


Die Landbaumeiſter ſind nicht nur ſchuldig, bei ihren Reiſen 
auf Wege, Brücken und Abzugsgräben gleichfalls aufmerkſam zu fein, und 
die befundenen Mängel den Behörden anzuzeigen, ſondern auch da, wo 
innerhalb ihres Kreiſes, bei Wegen- und Brücken⸗Reparaturen ihr ſachver⸗ 
ſtändiges Gutachten, oder auch ihre nähere Anleitung, erfordert wird, ſich 
zu beiden jederzeit unweigerlich bereit finden zu laſſen, wie denn auch alle 
diejenigen, welchen, nach ihren Dienſtanweiſungen oder Unſern beſondern 
Verordnungen die Aufſicht auf Wege und Brücken gebühret, dieſe Verbind⸗ 
lichkeit mit allen deshalb habenden Rechten behalten und darüber den ge— 
gebenen Vorſchriften auf das genaueſte nachzukommen, ſchuldig ſind. 

8 4 


Ss . 

Wenn diejenigen Gutsbeſitzer und Einſaſſen, welche zur Unterhaltung 
der Wege verpflichtet ſind, die nach $ 2 durch die Land-Steuer-Räthe und 
Beamte an ſie zu erlaſſenden Aufforderungen nicht befolgen, ſo werden ge— 
dachte Behörden hierdurch authoriſiret, gegen die Säumigen deshalb ſofort 
und ohne weitere Anfrage Exekution zu verfügen, für welche der Landreuter 
auf jede 24 Stunden 45 gr. an Exekut ons⸗Gebühren von demſelben erhält, 
dafür aber ſich und ſein Pferd auf eigene Koſten unterhalten muß, als 
welches in dem jedesmaligen Executoriali zu beſtimmen, und ſelbigem die 
Warnung beizufügen iſt, doß, wenn den gerügten Mängeln an den Wegen, 
Brücken ꝛc. nicht binnen 3 Tagen abgeholfen fein ſollte, die Execution zwar 
abgehen, die Arbeit ſodann aber auf Koſten der Säumigen für jeden Preis 
gemacht werden würde. Ehe jedoch dieſe Drohung realijirt wird, muß ein 
ſolcher Fall Unſerer Kriegs- und Domainen-Kammer oder Kammer⸗Depu⸗ 
tation durch die Land⸗Steuer⸗Räthe oder Beamten angezeigt und von der⸗ 
ſelben jedesmal weitere Verhaltungsmaße eingeholet werden, welche ſodann 
dieſerhalb das Nöthige verfügen, und Widerſetzlichkeit nach Befinden der 
Umſtände nachdrücklich beahnden wird. : 

. 


5. 

Da, wo nicht gültige Privileg ein anderes beſtimmen, und die im 
folgenden $ zu bemerkenden Exemtionen eintreten, iſt jeder eigenthümliche 
Grundbeſitzer, ohne Rückſicht auf eine perſönliche Qualität, verpflichtet, die 
innerhalb der Grenzen ſeines Grundſtücks ſchon befindlichen Wege, Brücken, 
Stege, e. und Abzugsgräben auf eigene Koſten und von eigenen 


Materialien jederzeit in gutem Stande zu unterhalten, welches auch in Ab⸗ 
ſicht Unſerer Domainen für Rechnung Unſerer Kaſſe geſchehen wird, und, 
wo nach dieſen Verhältniſſen mehrere Intereſſenten zur Unterhaltung eines 
Weges, Fahrdammes, Brücke oder Abzugsgrabens concurriren müſſen, da 
ſollen die baaren Koſten und Fuhren durch die Land⸗Steuer⸗Räthe und 
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Beamte nach der Hufenzahl repartirt, die Repartitiones Unſerer Weſt⸗ 
preußiſchen Krieges- und Dominen-Kammer und Kammer Deputation zu 
Bromberg zur Beſtätigung eingereichet, und dasjenige, was hiernach auf 
einen jeden trifft, bei Vermeidung der $ 4 beſtimmten Strafen unweigerlich 
geleiſtet werden. 


8 6. 

In Abſicht der Prediger⸗ und Kirchenhufen wird jedoch hierdurch feſt⸗ 
geſetzt, daß den Predigern und Kirchenvorſtehern die Beſſerung der durch 
die Kirchen⸗ und Pfarrhufen gehenden Wege nicht obliege, ſondern im Fall 
dieſe Hufen auf gewiſſe Jahre verpachtet find, die Zeitpächter derſelben die 
zu den Wegebeſſerungen erforderliche Steine, Sand- und andere Fuhren, 
auch die Handdienſte verrichten, wenn aber baares Geld aufzubringen iſt, 
die Kirchen⸗ und Pfarrhufen nicht mit in Anrechnung gebracht, vielmehr 
dergleichen Koſten von der ganzen Gemeine, ohne Unterſchied der Religion, 
getragen werden ſollen, wohingegen, wenn keine Zeitpächter der Kirchen und 
Pfarrhufen vorhanden ſind, ſondern gedachte Hufen von den Kirchenvorſtehern 
oder Pfarrern ſelbſt bewirthſchaftet werden, auch die Stein⸗ Sand⸗ und 
andere Fuhren, imgleichen die Handdienſte gleichfalls von der ganzen Ge⸗ 
meine, ohne Unterſchied der Religion, geleiſtet werden müſſen. In dem 
Fall, wenn die Kirchen- und Pfarrhufen erblich ausgethan find, müſſen die 
Erbpächter nicht nur ſämmtliche Fuhren und Handdienſte bei ſolcher Wege⸗ 
beſſerung thun, ſondern auch die des Behufs erforderlichen Geldbeiträge 
allein hergeben, und ſolchenfalls die Gemeinen dazu Hand- und Spanndienſte 
zu leiſten, oder baares Geld aufzubringen nicht angehalten werden. 


§ 7. 

Alle diejenigen, welche nicht ganz außerordentlich böſe Wege 
zu unterhalten haben, und ſolches mit eigenem Geſpann zu thun im 
Stande find, ſollen auch die Beſſerung ihrer Wege ſelbſt zu beſorgen 
ſchuldig ſein. Im Fall aber in einigen Gegenden dergleichen große Brücken, 
lange Dämme und üble Wege durch Brücher und Wälder in guten Stand 
zu ſetzen und darin zu unterhalten ſind, welches die hiezu Verpflichteten 
mit eigenem Angeſpann zu thun nicht vermögend ſind, oder zu tüchtiger 
Unterhaltung ſolcher ſchadhaften Wege, Brücken und Dämme der größte 
Theil der Revenues von einem ſolchen Gute oder Dorfe erforderlich ſein 
ſollte; jo muß ſolches vier Wochen nach Publikation des Reglements dem Land⸗oder 
Steuer⸗Rath des Kreiſes angezeigt werden, welcher ſodann mit Zuziehung 
eines Landbaumeiſters und des Grundherrn eine Unterſuchung in loco zu 
veranlaſſen, auch von den Koſten verfaſſungsmäßige Anſchläge zu fertigen 
hat, und falls er wirklich befinden ſollte, daß die Unterhaltung den Ver⸗ 
pflichteten zu beſchwerlich ſei, die Nachbarn und insbeſondere diejenigen, 
welche die Straße zu paſſiren haben, zuſammen rufen und ſelbige in 
Betracht, daß ihnen durch die Inſtandſetzung des impaſſablen Weges ſelbſt 
ein Vortheil zuwächſet, dahin zu disponiren ſuchen muß, daß ſie den Hilfs⸗ 
bedürftigen mit Hand⸗ und Spanndienſten, allenfalls gegen billige Bezah⸗ 
lung gutwillig helfen, hiernächſt aber muß der Landrath hierüber ſeinen 
Bericht ſammt ſeinen etwanigen Vorſchlägen zur ferneren Verfügung an 
die Kammer einſenden, und pflichtmäßige Vorſchläge thun, welchergeſtalt 
dergleichen üble Wege, Brücken und Dämme am füglichſten in guten Stand 
zu ſetzen find, zu welchem Ende der Landrath zugleich einen ſchicklichen 
Fonds vorzuſchlagen hat, woraus dasjenige, was mehr erforderlich, als die 
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Hilfsbedürftigen zu präſtiren vermögend ſind, erfolgen und hergegeben 
werden kann. 

Wenn aber in Unſeren Aemtern auf keine andere Art und Weiſe 
dazu ein ſolcher Fonds auszumitteln ſein ſollte, wird auf geſchehene An⸗ 
zeige und darüber eingeholte Approbation in außerordentlichen Fällen zu 
den Haupt⸗Heerſtraßen aus Unſerem Extraordinario etwas zu Hilfe ge- 
geben werden. 3 8 


Wenn aber über den im vorigen § bemerkten Fall, ſowie über 
die Frage Prozeſſe entſtehen, wer die Landſtraßen, Wege, Brücken, Steege, 
Fahrdämme, von Rechtswegen zu unterhalten ſchuldig iſt; ſo ſoll, wenn 
die Streitigkeiten zwiſchen Unſern Domainen-Aemtern und mediat⸗ 
Unterthanen obwalten, Unſerer Kammer⸗Juſtiz⸗Deputation die Einleitung 
und Entſcheidung gebühren, da, wo hingezogen unſere Vaſallen und übrigen 
Unterthanen concurriren, bleibt nach Vorſchrift des Reſſort⸗Reglements 
vom 19ten Juni 1749, $ 30 die Cognition den ordentlichen Gerichten 
vorbehalten. 

Falls aber, während der Dauer ſolcher Prozeſſe, die ſtreitige Wege⸗, 
Brücken⸗ oder Fahrdämme⸗Reparatur beſonders dringend werden ſollte 
dergeſtalt, daß durch deren längeren Verzug die Fahrt erſchwert, oder wohl 
ar gehemmet werden könnte, ſo werden die Landes⸗Polizei⸗Collegia hier⸗ 

ch befehligt, mit Zuziehung der Land⸗ und Steuer⸗Räthe des Kreiſes 
die Reparatur ungeſäumt bewirken zu laſſen, und mit Vorbehalt des Rechts 
eines jeden, diejenigen, welche ſie nach den in den vorſtehenden 88 dazu 
ſchuldig erachten, dazu mittelſt bereiteſter Rechtshülfe anzuhalten, oder in 
den dazu geeigneten Fällen, Unſere Genehmigung auszuwirken, die erforder⸗ 
lichen Koſten Vorſchußweiſe aus Unſeren Kaſſen zu entnehmen, die Erſtat⸗ 
tung aber nach vorgängigem Zahlungsbefehl executive von demjenigen beizu⸗ 
treiben, der zu dem ſtreitigen Onere 5 verurtheilt wird. 


Bei Anlage neuer und Verbeſſerung der alten Fahrwege kommt es 
vorzüglich auf die Beſchaffenheit des Grund und Bodens und der Um⸗ 
ſtände jedes Orts an, daher es in jedem einzelnen Fall der Beurtheilung 
eines Sachverſtändigen überlaſſen bleibt, diejenigen Mittel zu wählen, 
wodurch die zweckmäßigſte Inſtandſetzung und Unterhaltung der Fahr⸗ 
wege mit den wenigſten Koſten zu erreichen ſtehet. Um aber denjenigen, 
welchen die Aufſicht über die Landſtraßen laut Reglement übertragen 
iſt, eine allgemeine Vorſchrift zu geben, in welcher Art die Straßen 
angelegt und unterhalten werden ſollen; ſo wird hiermit folgendes feſt⸗ 


geſetzt: 

1) Die zu breiten Land- und Heerſtraßen, deren Unterhaltung nicht 
nur unnütze Koſten verurſacht, ſondern durch welche auch viel brauchbares 
Terrain verloren geht, müſſen möglichſt eingeſchränkt werden, und wird 
hiermit die Breite der Landſtraßen zwiſchen den Gräben auf 3 ½ höchſtens 
4 Ruthen Rheinländiſch à 12 Fuß, oder 42 bis 48 Fuß feſtgeſetzt, zum 
wenigſten aber müſſen ſie eine Breite haben, daß zwei Frachtwagen neben 
einander vorbeifahren können, und auch noch zu beiden Seiten Platz für 
die Fußgänger bleibt, mithin 2½¼ bis 3 Ruthen, es ſei denn, daß der 
Umſtände des Orts wegen hierunter eine Ausnahme zu machen wäre, ſo 
wie ſich denn auch von ſelbſt verſteht, daß die Breite von 3¼ bis 4 
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Ruthen nur bei ordinairen Sandwegen, nicht aber bei künſtlichen, als 
Chauſſeen oder gepflaſterten Fahrwegen ftatt findet, indem zur Erſparung 
105 ist dergleichen Wege nur eine Breite von 2 bis höchſtens 3 Ruthen 
erhalten. 
2) Zum Abfluß des Regen-, Schnee und Grundwaſſers müſſen auf 
beiden Seiten der Landſtraßen hinlänglich tiefe und breite Gräben, allen⸗ 
falls ſo breit und tief angelegt werden, um daraus ſo viel Erde zu er⸗ 
langen, als zur nöthigen Erhöhung des Fahrweges erforderlich iſt. Dieſe 
Gräben müſſen auch, um das Nachfallen der Erde zu verhindern, eine 
gehörige Doſſirung oder Abdachung erhalten, und zwar im feſten Boden, 
wie 1 zu 1, in leichtem und ſandigem aber wie 1 zu 11 bis 2 Fuß auf 
jeden Fuß Höhe deſſelben, auch muß der Rand des Grabens auf beiden 

Seiten deſſelben mit Raſen belegt und dahin geſehen werden, daß ſie hin⸗ 
reichend Gefälle erhalten, um das Waſſer nach den Niederungen oder Haupt⸗ 
Vorfluths⸗Gräben abzuleiten. 

3) um die Wege beſonders in Niederungen und leichtem ſandigem 
Boden vor Ueberſchwemmung zu ſichern, müſſen ſolche in der nöthigen 
Höhe über dem angrenzenden Boden angelegt werden. 

4) Die Dede des Fahrweges muß eine ſchwache Wölbung nach Ver⸗ 
hältniß der Breite des Weges von 1 bis 1¼ Fuß erhalten, und wenn in 
nahe belegenen Bergen, Flüſſen oder Seen grober Kiesſand befindlich iſt, 
ſo muß die obere Decke des Fahrweges 1 Fuß, wenigſtens % Fuß hoch 
damit überfüllt und feſtgeſtampft werden, indem in leichtem ſandigem 
Boden ohne eine ſolche Ueberfüllung mit Kiesgrand, kein feſter Fahrweg 
zu erhalten ſtehet. Im Fall aber kein Kiesgrand in der Nähe befindlich 
wäre, jo kann auch diezu ordinairer feiner Triebſand oder Erde, mit Lehm, 
Thon oder fetter Erde vermiſcht genommen werden, welches ebenfalls, wenn 
der Damm anfänglich gut unterhalten, feſtgeſtampft, und die Gleiſe zuge⸗ 
ſtoßen werden, mit der Zeit einen feſten Fahrweg giebt. 

10 


$ 10. 
um zu verhindern, daß die Fuhrleute nicht wie gewöhnlich zu nahe 
an die Graben fahren, wodurch ſeldige in kurzer Zeit wieder zugefüllt, mit⸗ 
hin unbrauchbar werden, ſo ſollen auf beiden Seiten des Fahrweges in 
einer Weite von 4 bis 5 Fuß vom Graben ab, fo daß kein Wagen vor⸗ 
längſt deſſelben fahren kann, große Feldſteine, wie fie in der Nähe zu 
haben ſind, nach der Länge des Weges in einer Entfernung von 12 bis 
16 Fuß von einander hingelegt, und im Zwiſchenraum von 1 Stein zum 
andern mit Weiden, oder nach Beſchaffenheit des Grundes andern Bäumen 
beſetzt werden, wodurch zugleich der Vortheil entſtehet, daß die Reiſenden 
bei Nacht und Winterszeit ſich darnach richten können, der Weg nur in 
einer vorgeſchriebenen Breite befahren wird, und alſo mit wenigern Koſten 
und leichter als ohne dieſe Einſchränkung zu unterhalten iſt, und ſollen die⸗ 
jenigen, welche muthwilliger Weiſe die an den Wegen geſetzte Bäume ver⸗ 
derben und behauen, nicht nur andere in deren Stelle zu ſetzen angehalten, 
ſondern auch außerdem zu 4 bis 6 wöchentlicher Wegebeſſerungsarbeit, 
und wo dieſe nicht anwendbar iſt, zur verhältnißmäßigen Zuchthausſtrafe 
verurtheilt werden. 


8 § 11. 
„Da die ſchlechte Beſchaffenheit der Landſtraßen beſonders im leichten 
ſandigen Boden vorzüglich und mehrentheils daher entſtehet, weil in ſelbigem 
8* 
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kurz hinter einander ausgefahrene Vertiefungen befindlich ſind, worin ſich 
Regen⸗ und Schneewaſſer ſammelt, den Sandboden aufweicht und grundlos 
macht, ſo müſſen diejenigen denen die Aufſicht über die Inſtandſetzung der 
Landſtraßen obliegt, dafür ſorgen, daß in dergleichen ausgefahrenen Straßen 
die Anhöhen abgetragen, und die Tiefen damit ausgefüllt, gehörig planiret, 
fo wie auch die zu breiten Fahrwege, nach der im vorigen § gegebenen Vor⸗ 
ſchrift eingeſchränkt werden. 


8 12. 

Da im Herbſt und Frühjahr beſonders die in Niederungen belegenen 
Wege und Dämme öfters wegen Mangel an Vorfluth zum Abfluß des 
Waſſers durch Ueberſchwemmung gänzlich verdorben werden, welches mehren⸗ 
theils an der vernachläſſigten Räumung und Vertiefung der auf den an⸗ 
grenzenden Aeckern und Wieſen befindlichen Feld- und Abzugsgräben liegt, 
worin das Waſſer anfſtauet und übertritt, ſo wird allen und jeden, welchen 
dergleichen Gräben in den gehörigen Stand zu ſetzen obliegt, befohlen, 
dahin zu ſehen, daß gedachte Gräben die gehörige Breite und Tiefe halten, 
und ſelbige beſonders zur rechten Zeit im Herbſt und Frühjahr gehörig, 
und unerinnert räumen zu laſſen, oder zu gewärtigen, daß ſolches von der 
Kammer und dem Landrath des Kreiſes veranſtaltet und die Koſten von 
den Säumigen beigetrieben werden ſollen. Sollte über die erforderliche 
Breite und Tiefe eines ſolchen Grabens ein Streit entſtehen, ſo ſollen 
dieſe durch einen Sachverſtändigen, jo wie auch das Gefälle und Ein- 
mündung deſſelben zweckmäßig ausgemittelt, und darnach die Gräben einge- 
richtet werden. 


8 13. 

Wo Landſtraßen durch hohle Wege durchgehen, müſſen ſolche, in ſo 
ferne nach den Lokal⸗Umſtänden eine Breite von wenigſtens 2 bis 2½ 
Ruthen nicht zu erhalten ſtünde, wo möglich in gehöriger Entfernung Aus⸗ 
buchten, woſelbſt ſich die Wagen ausweichen können, angebracht, auch zu 
beiden Seiten kleine Abzugsgräben zum Ableiten des Quell- und Regen⸗ 
waſſers angelegt werden. Bei den auf einigen Land» und Poſtſtraßen 
befindlichen Anhöhen und hohen Sandbergen, muß dahin geſehen werden, 
den Weg wo möglich bogenförmig herauf anzulegen, im Fall dieſes aber 
wegen Lokal⸗Umſtänden nicht angeht, ſo kann auch allenfalls, um der⸗ 
ee Anhöhen beſſer paſſiren zu können, der Weg herauf gepflaſtert 
werden. 

Straßen, welche längs am Fuß eines Berges gehen, auf der andern 
Seite aber ein Abhangthal, oder Strom befindlich iſt, müſſen an dem 
Abhang hin mit einem Geländer verſehen, oder ſtatt deſſen große Feldſteine 
nahe an einander hingelegt werden, damit nicht Hinüberfahrende verun⸗ 
glücken können. 

§ 14. 

Da die Ausfüllung der Wege mit Faſchinen oder Strauch, beſonders 
wenn ſolche im Trocknen zu liegen kommen, in kurzer Zeit mit verfaulen, 
und die Wege dadurch mehr verdorben als verbeſſert werdeu, ſo wird allen 
denen, welchen die Aufſicht über Wegebeſſerung der Land- und Heerſtraßen 
obliegt, hiermit anbefohlen, dahin zu ſehen, daß nur alsdann zur Wege- 
beſſerung Faſchinen genommen werden ſollen, 

wenn die Landſtraße in einer Niederung oder Bruch belegen und Ueber— 
ſchwemmungen ausgeſetzt iſt, wenn der Boden aus Sumpf und moorigtem 


Abſchnitt IV. Wege (Eifenbahn-) und Waſſer⸗ (Schifffahrts⸗) Polizei. 117 


Grunde beſtehet und die Entwäſſerung mittelſt Abzugsgraben ohne be 
trächtliche Koſten nicht geſchehen kann. 

5.80 unter folgenden Bedingungen und Vorſchriften: 

1) Sollen die Faſchinen nur zu einer Grundlage dienen, und dazu 
lauter Strauch, wo möglich von Weiden, aber nicht wie bisher mehrentheils 
zum Nachtheil der Wege geſchehen iſt, dicke Stammenden und ſtarke Zacken 
dazu genommen werden, ferner, müſſen die Faſchinen nicht im trockenen, 
ſondern jederzeit ſo tief bis ins Grundwaſſer, oder auch unter dem Spiegel 
des kleinſten Waſſerſtandes zu liegen kommen, außerdem ſie von keiner Dauer 
ſein, und wie bekannt in kurzer Zeit verfaulen, wodurch alsdann die Wege 
mehr verſchlimmert, als verbeſſert werden, ſo wie denn auch die Faſchinen 
nicht mit Spickpfählen, wie gewöhnlich befeſtigt werden ſollen, indem, wenn 
ſolche nicht recht tief eingeſchlagen werden, bei Befahrung des Weges mit 
den Köpfen hervor kommen, und das Fahren ſehr erſchweren. Es ſoll 
daher der Faſchinen-Strauch nur ungebunden, gut in einander gepackt gelegt 
werden, wodurch ein feſter Grund zur Aufſchüttung des Erddammes er⸗ 
halten wird. 

2) Ueber die Gründung mit zaſchinen muß wenigſtens 2 bis 2½ 
Fuß hoch Sand und Erde aufgebracht und feſtgeſtampft, die Decke aber, 
wo Kiesſand in der Nähe zu haben iſt, 4 bis 6 Zoll hoch bogenförmig 
damit belegt, und überhaupt der Weg ſo hoch angeleget werden, daß ſelbiger 
keiner Ueberſchwemmung ausgeſetzt iſt g PR 

3) Muß der Fahrdamm auf beiden Seiten eine gehörige flache Ab⸗ 
dachung bekommen, und ſelbige mit Spickweiden bepflanzt werden, damit 
ſelbige mit der Zeit eine feſte Einfaſſung erhält, ſo wie auch auf beiden 
Seiten des Weges Weidenbäume, in gehöriger Weite von der Doſſirung 
des Dammes in einer Entfernung von 12 bis 16 Fuß nach der Länge 
der Straße geſetzt werden müſſen, damit der Damm nur in einer vorge⸗ 
ſchriebenen Breite befahren wird, und auch, um in der Folge einen Theil 
des Faſchinen⸗Bedarfs von den Weidenbäumen zu erhalten. . 

4) Müſſen zu beiden Seiten der Straßen gehörige tiefe und breite 
Graben 4 bis 5 Fuß von der Abdachung des Fahrweges entfernt angelegt, 
und weil dergleichen Graben in ſchlechtem ſumpfigtem Boden von keinem 
Beſtand ſind, wenn die Doſſirung deſſelben nicht befeſtigt wird, ſo müſſen 
an beiden Seiten deſſelben Flechtzäune von Strauchholz angelegt werden. 

5) Da aber durch Anlage dergleichen Fahrdämme in Niederungen 
der Abfluß des Regen-, Schnee- und Quell -Waſſers von hohen belegenen 
Gegenden her gehemmet oder aufgeſtauet wird; ſo müſſen zur Ableitung 
deſſelben Oeffnungen oder Quergraben jo viel als nöthig in den Fahr⸗ 
dämmen angelegt, und mit Brücken verſehen werden. 

6) Müſſen dergleichen neu angelegte Wege, beſonders in den 2 erſten 
ahren nach ihrer Anlegung vorzüglich gut unterhalten, die ausgefahrnen 
tellen wieder ausgefüllt, und die Gleiſen zugeſtoßen, und alles nach der 

Wage planirt werden. 7 
f 


8 15. 

n Gegenden alſo, wo des ſchlechten Grund und Bodens, auch der 
Ueberſchwemmung wegen, die Anlage der Fahrwege von lauter Sand nicht 
ausführbar iſt, ſondern zur Gründung oder Fundament derſelben, Faſchinen 
nach der im vorigen $ enthaltenen Vorſchrift gelegt werden müſſen, ſollen 
diejenigen, denen die Unterhaltung ſolcher Stellen obliegt, die hierzu er⸗ 
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forderlichen Faſchinen auf eigene Koſten anſchaffen, und ſollen dieſe und das 
Holz zu Flechtzäunen nur unter folgenden Bedingungen aus Unſern Forſten 
ohnentgeldlich hergegeben werden, wenn 
„ jemand dazu durch gültige Privilegia oder Contracte berechtigt iſt; 
2) denen Immediat⸗ Amts- oder Schaarwerks⸗Dörfern, deren Einſaſſen 
nicht eigenthümliche Beſitzer ihrer Erbe und Höfe ſind, und nicht ſelbſt 
Strauch und Faſchinen und Holz zu Flechtzäunen in ihren Hufen, Schlägen 
und Grenzen haben; 
3) zu denen in den Grenzen Unſerer Vorwerker belegenen Dämmen. 
Es muß aber auch in dieſen Fällen der Kreis⸗Land⸗Steuerrath oder 
der Beamte nach gehaltener Unterſuchung 
ad 1. Eine von dem Forſtamte und Kreisbaubedienten atteſtirte 
Spezification von dem höchſt nöthigen Bedarf an Faſchinen und Zaun⸗ 
pfählen nebſt dem Wege⸗Unterſuchungs⸗Protokoll an Unſere Krieges⸗ und 
Domainen⸗Kammer oder Kammer-Deputation einſenden. 
ad 2 und 3. Müſſen die Beamte ebenfalls eine von dem Revier⸗ 
Forſt⸗ und Baubedienten atteſtirte Specification an die Kammer ein enden, 
welche dergleichen Specificationen ſodann an das Forjt » Departement des 
General⸗Ober⸗Finanz⸗Krieges⸗ und Domainen⸗Directoriums einſenden, die 
Decharge darüber nachſuchen und nach deren Eingang gemeinſchaftlich mit 
dem Ober ⸗Forſtmeiſter die Aſſignationes ausfertigen muß, damit die 
ſchinen, und das Nos zu Flechtzaunpfählen (welches in der Forſt ge⸗ 
auen werden muß) den Winter durch angefahren, und im Frühjahr zu 
dem beſtimmten Behuf verwandt werden, worauf und daß es geſchehen, die 
Land⸗Steuerräthe und Beamten genaue Acht haben, und diejenigen, welche 
die aſſignirte Faſchinen und Zaunpfähle nicht zum beſtimmten Behuf, und 
nach den in vorigen § gegebenen Vorſchriften, oder gar in eigenen ander- 
weiten Nutzen verwandt haben, der Kammer zur gebührenden Strafe an⸗ 
zeigen müſſen. 


§ 16. 

Iſt zwar ſchon längſt durch beſondere Verordnungen die Anlage und 
Unterhaltung der Knüppeldämme, wozu viel junges Holz zum größten 
Nachtheil der Forſten bisher verhauen worden iſt, verboten, da aber deſſen 
ungeachtet bemerkt worden, daß die Gutsbeſitzer, ſo wie auch Unterthanen, 
welche eigene Forſten haben, dergleichen Knüppeldämme noch immerfort 
unterhalten, ſo wird hiermit ernſtlich anbefohlen, ſelbige in der Folge 
gänzlich abzuſchaffen und dagegen dergleichen Dämme mit Sand und Erde 
gehörig auszuhöhen, und die Decke mit Feldſteinen zu pflaſtern. 

Wo es aber an Steinen fehlt, oder die Koſten zum Steinpflaſter 
nicht aufzubringen ſind, und der Grund und Boden aus Moraſt beſteht, 
können zur Grundlage bei dergleichen Dämmen Faſchinen genommen werden, 
jedoch muß ein dergleichen Damm nach der in § 17 gegebenen Vorſchrift 
angefertigt werden, und weil diejenigen, denen die Erhaltung der bisherigen 
Knüppeldämme obliegt, durch Abſchaffung derſelben und Anfertigung dauer⸗ 
hafterer Wege, von den vielfältigen Reparaturen befreit werden; ſo müſſen 
die Landräthe an einem jeden Orte, wo dergleichen Knüppel⸗Dämme noch 
befindlich, gewiſſe Ruthenzahl alljährlich ausſetzen, welche die Einſaſſen nach 
der im § 14 gegebenen Vorſchrift einzurichten haben. 

17 


Wird hiermit anbefohlen, zur Ausfüllung der Wege, oder tiefen 


Abſchnitt IV. Wege: (Eifenbahn-) und Waſſer⸗(Schifffahrts⸗) Polizei. 119 


Löcher auf den Straßen, nicht Sageſpan, de Quacken, Peeden oder 
andere der baldigen Fäulniß unterworfene aterialien zu gebrauchen, indem 
durch dergleichen Ausfüllungen die Fahrwege im höchſten Grade verdorben 
und unbrauchbar werden. Sollte aber deſſen ungeachtet nach Publication 
dieſes Reglements ſich finden, daß zur Ausfüllung der Wege oben erwähnte 
Materialien genommen worden, ſo ſoll derjenige, welcher dergleichen Aus⸗ 
füllung vorgenommen hat, wenn es nicht der Eigenthümer ſelbſt ift, ſolche 
nicht nur auf ſeine Koſten wieder herausſchaffen und den Weg mit taug⸗ 
lichen Materialien herſtellen, ſondern auch für jede laufende Ruthe, nach der 
Länge der Ausfüllung einen halben Thaler Strafe erlegen. 

Sind in der Nähe Schlacken von hohen Oefen und Hammerwerken 
(nur Kupferſchlacken ausgenommen, die ſich leicht auflöſen) oder auch Stein⸗ 
ſtücken von Ziegelöfen und Schutt von alten Mauern zu haben; fo können 
tiefe Stelfen im Wege damit ausgefüllt werden, jedoch muß auf eine der⸗ 
gleichen Ausfüllung allemal eine Decke von wenigſtens 11 Fuß hoch grob⸗ 
körnigter Sand, oder wenn dergleichen nicht zu haben, ordinairer Sand mit 
Lehm vermiſcht, aufgebracht werden. Denn ohne eine Ueberfüllung löſen 
ſich dergleichen glafigte Maſſen auf, und die Wege werden alsdann mehr 
verdorben als verbeſſert. . 


$ 18. 

Reiſende können, wenn der Weg nicht verbeſſert iſt, und in gehörigem 
Stand ſich befindet, gar nicht angehalten oder gepfändet werden, wenn ſie 
gleich bei einer üblen Stelle des Weges einen Ausweg auf unbeſäete Felder 
und ungehegte Wieſen genommen, im Fall aber der Weg wirklich paſſable, 


und der Reiſende dennoch aus Muthwillen einen Ausweg über beſäete 
Felder oder gehegte Wieſen genommen, ſoll ſodann dem Gute oder Dorfe 
frei ſtehen, 7¼ Gr. Preußiſch pro Pferd Pfandgeld zu nehmen, jedoch mit 
dem Vorbehalt, daß, wenn der Beſchädigte den Schaden größer zu ſein 
äſtimiret, als das feſtgeſetzte Pfandgeld, er durch einen Amts⸗ oder Dorf⸗ 
geſchworenen den Schaden taxiren laſſen und die Vergütigung deſſelben von 
denen Reiſenden fordern kann, und wenn der Reiſende, bis die Taxe von 
den Geschworenen vollzogen, ſich nicht aufhalten will jo wird zwar dem⸗ 
jenigen, welchem Schaden zugefügt worden, nach Proportion dieſes Schadens 
frei bleiben, zu feiner Sicherheit 1 bis 2 Rthlr. oder etwas von ſolchem 
Werth vor der Hand ſich geben zu laſſen er muß aber, ſobald die Tore 
geſchehen, das übrige dem Gepfändeten reſtituiren, wie denn auch, wenn ge⸗ 
funden werden ſollte, daß Jemand, bloß um den Reiſenden ſchwer zu fallen, 
und ihn aufzuhalten, ohne daß ihm ein ſo beträchtlicher Schaden geſchehen 
wäre, ein unmäßiges Pfandgeld verlanget, oder genommen, habe, derſelbe 
nach Bewandniß der Umſtände mit 5 bis 10 Rthlr. fiscaliſcher Strafe zu 
belegen iſt. 
8 19. 


Der Poſtſtraße “, welche beſonders zum Behuf der Poſten angeleget 
werden möchten, müſſen fich Privatperſonen und inſonderheit Frachtfuhr⸗ 
leute enthalten, und aus der gemeinen Land⸗ und Zollſtraße nicht weichen. 
Wenn aber Reiſende und in Specie die Frachtfuhrleute über unpaſſable 
Wege einer oder der andern Gegend rechtmäßig zu klagen haben, können 
ſie ſich bei dem nächſten Poſtamte melden, das alsdann das Weir 
tere, dem § 1 dieſes Reglements gemäß, zu beſorgen hat. 
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8 20. 

Die Wegweiſer müſſen ebenfalls in gutem Stande unterhalten werden, 
und wo ſie umgefallen, neue von Eichenholz geſetzet, die Schriften auf den 
Armen auch tief genug eingeſchnitten und mit beſonderer Oelfarbe weiß 
und ſchwarz geflammt, recht kenntlich gemacht, die Hecken in den Dörfern 
von gehöriger Breite und wenigſtens 14 Fuß breit gelaſſen. in den Heiden 
die über die Wege hangenden Zweige in Unſern Forſten mit Zuziehung 
der Revier⸗Bedienten, in Privatwäldern aber mit Vorwiſſen der Guts⸗ 
beſitzer abgehauen, auch Stubben und Wurzeln ſo viel immer möglich 
aus dem Wege geräumt, keine Lehmkuhlen oder Gruben nahe an den öffent⸗ 
lichen Wegen ausgegraben, die Triften bei den Dörfern, und die hohlen 
Wege, bei tiefem Schnee ausgeworfen und paſſable gemachet (wozu eine 
jede Obrigkeit und die Dorfſchaften ſogleich ohne Abwartung einer Requi⸗ 
ſition oder Befehl Anſtalt zu machen haben), die in den Wegen liegenden 
Steine eingeſenket, die kleinen Wege überall ſo breit, daß 4 Pferde neben 
einander gehen können, gemacht, die in den Dörfern faſt ganz ausgefahrenen 
Steindämme auch binnen gewiſſer Zeit repariret werden. 

921 


Da zur Unterhaltung und Neubau der vielen hölzernen Brücken 
über die Feld⸗ und Abzugsgräben auf den Landſtraßen eine überaus große 
Menge Holz jährlich erfordert wird, dergleichen Brücken aber von kurzer 
Dauer und bei vernachläſſigter Reparatur, wie öfters der Fall iſt, äußerſt 
gefährlich zu raffiren find; jo ſollen von jetzt an: 

J. Dergleichen Brücken zur Erſparung des Holzes maſſiv, und zwar in 
Gegenden, wo Feldſteine befindlich ſind, ganz davon aufgeführt werden, 
wobei folgendes zu beobachten iſt: & 

A. Bei Brücken mit gewölbten Bogen von Feldſteinen müſſen 

1) die Wiederlagemauern eine hinlängliche Stärke von etwa 5, 6 bis 8 90 
nach Verhältniß der Weite des Bogens erhalten, und beſonders zur Grundlage 
große Steine genommen werden. 

2) Muß der Bogen des Gewölbes nach einer halben Zirkellinie gewölbt, 
wozu ſchickliche, ſcharfkantige, etwas keilförmige Feldſteine genommen, und 
die Fugen gehörig verzwickt werden. 

So wenig zu den Wiederlagen, als Gewölbe wird Kalk gebraucht, 
ſondern die Steine werden verbandmäßig in Moos geſetzt, und das Ge- 
länder auf der Brücke ebenfalls von großen Feldſteinen, dicht an einander 
geſetzt, verfertigt. 

3) Muß die Sohle des Grabens vor und unter der Brücke mit Feld⸗ 
ſteinen gehörig gepflaſtert werden, damit das durchfließende Waſſer die 
Wiederlagemauern nicht hinterſpülen und unterwaſchen kann. 

B. Die Brücken mit geraden Decken von Feldſteinen ſind zwar an ſich 
äußerſt nützlich; um jedoch dergleichen zu erbauen, ſind Leute nöthig, die 
damit Beſcheid wiſſen, weshalb darauf geſehen werden muß, ſolche Leute zu 
erhalten, um dieſe vortheilhafte Art Brücken einzuführen, die wenig Koſten 
verurſachen und dauerhaft ſind. 

O) Ueber kleine Feld⸗ und Abzugsgräben, welche die Landſtraßen durch⸗ 
ſchneiden, deren Ufer niedrig, der Boden feſte iſt, und worin kein Waſſer 
ſtehen bleibt, vielmehr den größten Theil des Jahres trocken ſind, ſollen 
keine Brücken angelegt, ſondern die Ufer in hinlänglicher Weite ſchräg abge⸗ 
ſtrichen und die Anfahrten und Sohle des Grabens 18. bis 20 Fuß breit 
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mit Feldſteinen gepflaſtert werden, wodurch in vielen Fällen, wo es die 
Localität erlaubt, dergleichen Durchfahrten anzubringen, die Koſten zu An⸗ 
lage und Unterhaltung der Brücken gänzlich erſpart werden können. 

D. In welcher Art gemauerte und überwölbte Brücken von Mauerſteinen 
bei 12, 18 und mehreren Fuß Breite im Lichten des Bogens mit den 
wenigſten Koſten, dauerhaft zu erbauen ſind, gehört zur Wiſſenſchaft eines 
jeden Baumeiſters, daher hierüber keine beſondere Vorſchrift zu geben 
nöthig iſt. 

Die Baubedienten müſſen aber vorzüglich dahin ſehen, daß bei vor⸗ 
fallendem Bau dergleichen maſſiver Brücken zum Gewölbe derſelben ſehr 
gut ausgebrannte Steine genommen, und das Steinpflaſter darüber nicht 
wie gewöhnlich dichte übers Gewölbe, ſondern erſt 1¼ Fuß hoch mit Lehm 
und Erde ausgefüllt werden, ſowie auch die Anfahrten in hinlänglicher 
Weite, und die Sohle des Grabens zwiſchen den Wiederlagen zum Schutze 
der Fundamentmauern mit Feldſteinen gepflaſtert werden müſſen. 

‚ E. Wenn Brücken 14 bis 18 Fuß lang oder weit find, worüber alſo 
ein Gewölbe von Feldſteinen, wie bei A. bemerkt, nicht ſtattfindet, und 
von Mauerſteinen ſolches anzufertigen zu koſtbar fällt, ſo ſollen alsdann 
die Stirnwände von Feldſteinen in Moos gelegt, aufgeführet, darauf 
Mauerlatten geſtreckt, und die Balken, Belag und Geländer, wie gewöhnlich 
bei hölzernen Brücken angefertigt werden. Durch Anlage dergleichen halb 
maſſiver Brücken wird ſchon eine beträchtliche Holz-Erſparung bewirkt, das 
ſonſt zu den Stirnſchälungen nöthig iſt, daher die Bau-Officianten hiermit 
angewieſen werden, dergleichen vortheilhafte Brücken bei vorkommendem 
Neubau der hölzernen zur Erſparung des Holzes in ihren Diſtricten 
einzuführen. 

II. In Gegenden, wo es an Feld- und Mauerſteinen fehlt, oder auch 
die Koften zum Bau maffiver Brücken nicht aufzubringen find, und alſo 
hölzerne erbaut werden müſſen, ſollen ſelbige: 

1) Zwiſchen den Geländern wenigſtens 16 bis 18 Fuß breit ſein. 

2) Muß der untere Belag von halb Holz, und die Beſohlung darauf 
oder Fahrbahn von dreizölligen Bohlen angefertigt werden. 8 

3). Zu beiden Seiten der Brücke muß ein ſtarkes drei Fuß hohes, mit 
Riegel und Streben verſehenes Geländer angebracht werden. 7 

4) An den vier Seiten der Anfahrten auf der Brücke, müſſen Flügel⸗ 

ſchälungen, jede wenigſtens acht Fuß lang, und darauf ein Geländer ange, 
bracht werden, um dadurch zu verhüten, daß bei Nachtzeit Leute ver— 
unglücken. 
5) Da zu dem Bau und der Unterhaltung der langen Joch-Brücken über 
Ströme, Bäche und Canäle, welche die vandſtraßen durchſchneiden, viel 
Hol; erfordert wird, fo ſollen ſelbige jo viel als möglich eingehen, und bei 
deren Neubau, Brücken mit Hangeprahme ſtatt derſelben zur Erſparung 
des Holzes angelegt werden. Auch haben die Bau-⸗Officianten bei Er⸗ 
bauung neuer Brücken über Ströme vorzüglich dahin zu ſehen, ob nicht 
die Länge derſelben ohne Nachtheil derſelben eingeſchränkt werden kann, wo⸗ 
bei es ſich jedoch von ſelbſt verſteht. daß die Brücken noch hinlängliche 
Weite haben müſſen, damit auch bei großem Waſſer kein Aufſtau und 
Ueberſchwemmung entſtehen könne, welche jedesmal den Local-Umſtänden 
gemäß genau ausgemittelt werden muß. 
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8 22. 

Nach den hier gegebenen Vorſchriften haben ſich nicht nur diejenigen, 
denen die Aufſicht auf die Wege, vermöge des gegenwärtigen Reglements 
anvertrauet worden, und ſonſt jedermann auf das eigentlichſte zu achten, 
ſondern, es ſollen auch die Schulzen und Aelteſten ſchuldig ſein, vorzüglich 
dafür zu ſorgen, daß die zinnerhalb der Grenzen ihrer Dörfer und Dorfs⸗ 
Ländereien belegenen Wege und Brücken in gehörigem Stande erhalten 
werden, widrigenfalls ſie bei entſtehenden Klagen dafür mit verantwortlich 
gemacht werden ſollen. 

Wir befehlen übrigens, daß dieſes Wege⸗Reglement zum Druck 
befördert, in Weſtpreußen und den Netzdiſtrikten überall bekannt gemacht 
werde, und vom Tage der Publikation die volle Kraft eines Landgeſetzes 
haben, auch auf deſſen pünktliche Befolgung mit Nachdruck gehalten 
werden ſoll. 

Urkundlich unter Unſerer höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen' Inſiegel. Gegeben zu Berlin, den 4. Mai 1796. 

Friedrich Wilhelm. 


2. Baumfrevel. Belohnung für Entdeckung derſelben. 
(Amtsblatt 1818. Seite 526.) 


Des Königs Majeſtät haben zu befehlen geruhet, daß zur Verhütung 
der noch immer ſo häufig vorkommenden Beſchädigungen von Bäumen an 
den Landſtraßen den Entdeckern folder Baum⸗Frevler angemeſſene Beloh⸗ 
nungen ausgeſetzt werden ſollen, und wir ſind dem gemäß von dem Köngl. 
Miniſterio des Innern authoriſirt worden, dergleichen Prämien bis zum 
Betrage von 15 Thlr. nach Bewandniß der Umſtände zu bewilligen und 
auszahlen zu laſſen. Indem wir dieſe Beſtimmung zur allgemeinen Kennt⸗ 
niß bringen, machen wir das Publikum darauf aufmerkſam, daß nach den 
Vorſchriften des für Weſtpreußen geltenden Wege-Reglements vom 4. Mai 
1796 und deſſen § 10. 

diejenigen, welche die an den Wegen geſetzten Bäume verderben oder 
behauen, nicht nur andere an die Stelle zu ſetzen angehalten, ſondern 
auch außerdem zu 4 bis wöchentlicher Wege⸗Beſſerungs⸗Arbeit, und 
wo dieſe nicht anwendbar iſt, zu verhältnißmäßiger Zuchthaus⸗Arbeit ver⸗ 
urtheilt werden ſollen. 

Die Herren Landräthe, ſo wie die übrigen Königl. und Communal⸗ 
Behörden werden daher hierdurch aufgefordert, auf die ſtrenge Befolgung 
dieſes Geſetzes zu wachen, und daſſelbe, ſo wie die Beſtimmung wegen der 
Prämien für die Entdecker von Baum⸗Frevlern auf jede angemeſſene Weiſe 
ihren Eingeſeſſenen öfters in Erinnerung zu bringen. 

Die Prämien werden jedoch nur auf den Antrag des Landraths des 
betreffenden Kreijes, und zwar nur dann bewilligt und ausgezahlt, wenn 
auf den Grund der Denunciation des Entdeckers, gegen den Beſchuldigten 
eine Unterſuchung eingeleitet und derſelbe des angeſchuldigten Vergehens 
ſchuldig befunden iſt. Es haben ſich daher alle diejenigen, welche auf die 
Bewilligung einer angemeſſenen Prämie Anſprüche machen zu können 
glauben, unter Einreichung der erforderlichen Beſcheinigung über die erfolgte 
Verurtheilung des von ihnen denunclirten Frevlers an den betreffenden Land⸗ 
rath zu wenden, welcher alsdann die Umſtände näher erörtern und nad). 
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Maßgabe derſelben den Antrag auf eine dem Verdienſte des Entdeckers 
angemeſſene Prämie von 1 Thlr. bis 15 Thlr. bei uns einreichen wird. 
Danzig, den 14. December 1818. 
Königl Preuß Regierung. Erſte Abtheilung. 


3. Verbot der Ueberladung von Fähren. 
(Amtsblatt 1827, Seite 26.) 


Zur Deklaration und Ergänzung der Pag. 528 des Amtsblattes pro 
1822 befindlichen Vorſchriften in der von dem vormaligen hohen Handels- 
Miniſterio unterm 28. Auguſt 1822 erlaſſenen General⸗Verfügung in 
Betreff der Anwendung von Sicherheitsmaßregeln beim Gebrauch der Fähr⸗ 
Anſtalten und dem Transport von Menſchen gewidmeter Stromfahrzeuge 
iſt vom hohen Königl. Miniſterio des Innern Folgendes feſtgeſetzt worden, 
rd zur allgemeinen Kenntniß und Beachtung hierdurch bekannt gemacht 
wird. 

ad. § 3. Die Belaftungsfähigteit einer jeden öffentlichen Fähre, eines 
Prahmes und Ueberſetzungs Bootes muß unter Leitung des NKreisbau- 
beamten mit Zuziehung der Ortspolizei⸗Behörden, und eines zuverläſſigen 
Schiffers gehörig feſtgeſtellt und zu dem Ende mit einem, mindeſtens einen 
Zoll breiten Leiſten um das Gefäß herum bezeichnet werden, welcher mit 
einer möglichſt unauslöſchlichen weißen Farbe anzuſtreichen, die immer zu 
erneuern iſt, ſo oft ſie unkenntlich geworden. 

Ueber dieſe Marken hinaus darf das Gefäß unter keinen Umſtänden 
bei ſchwerer Verantwortlichkeit des Fährinhabers, belaſtet werden. Bei 
der Beſtimmung der Belaſtungsfähigkeit iſt auf das richtige Ver⸗ 
hältniß der Breite des Fahrzeuges insbeſondere der Ueberſetzungs⸗Boote. 
zur Tiefe der Einſenkung zu ſehen und wird der Gebrauch ganz ſchmaler 
Fahrzeuge zum Ueberſetzen hierdurch durchaus verboten. 

Zu einer jeden Fähre, oder jedem Prahm gehört noch ein, rückſichtlich 
ſeiner Belaſtungsfähigkeit ebenfalls geprüftes und bezeichnetes Boot von 
hinlänglicher Größe, welches unter allen Umſtänden leer mitgenommen 
werden muß, die Fähre oder der Prahm mag bis zur feſtgeſetzteu Ein⸗ 
ſenkung belaſtet ſein oder nicht. 

ad. 8 12. Es ſoll mindeſtens in jedem Jahre von Amtswegen eine 
zweimalige Reviſion einer jeden Fähranſtalt durch den Kreisbaubeamten 
unter Zuziehung der Ortspolizeibehörde ftattfinden, und ſelbige insbeſondere 
ſtrenge auf de bauliche Beſchaffenheit der Ueberſetzungsgefäße und auf die 
Güte des dazu gehörigen Geſchirres gerichtet werden. Jede Kreispolizei⸗ 
behörde und auf deren Anweiſung die Ortsbehörde hat darauf zu halten, 
daß der Auweiſung des Baubeamten zur Abhilfe vorgefundener Mängel 
unweigerlich Folge geleiſtet werde. Sollte ſich bei der folgenden Reviſion 
wider Verhoffen ergeben, daß dies nicht geſchehen, jo hat der Baubeamte, 
wenn Gefahr im Verzuge obwaltet, das Erforderliche auf Koſten des Ver⸗ 
pflichteten ſofort anzuordnen und uns ſolches anzuzeigen, indem wir nöthigen- 
falls die Koſten executi viſch beitreiben laſſen werden. 

Bei bemerkten Vernachläßigungen und Verſäumniſſen, deren Abhilfe 
minder eilig iſt, hat der Baubeamte aber nur an uns zu berichten, damit 
wir die Polizeibehörde zu weiteren Maßregeln veranlaſſen können. 
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des durch Zufall oder Abnutzen zum Ueberſetzen untauglich ge⸗ 

wordene Gefäß muß ſo lange außer Gebranch geſetzt werden, bis es völlig 
wiederhergeſtellt und bei der Reviſion als tüchtig anerkannt worden iſt. 
Wenn dergleichen Gefäße durch die vorgenommenen Reparaturen und 
etwaige Veränderungen auch eine Veränderung ihrer Belaſtungsfähigkeit er⸗ 
litten haben, ſo muß die Tiefe der Einſenkung nach § 3 anderweit feſt⸗ 
geſetzt werden. 

ad $ 13. Auf die Befolgung dieſer Vorſchriften haben die Königl. 
Landraths⸗Aemter und Ortspolizeibehörden ſtrenge zu halten, und jede Ver⸗ 
nachläſſigung oder Uebertretung der getroffenen Anordnungen mit den ent⸗ 
weder ſchon beſtimmten Polizeiſtrafen oder in Ermangelung einer ſolchen 
Beſtimmung mit 5 bis 20 Thaler nach den Grundſätzen des Allgemeinen 
Landrechts Th. 2. Tit. 20 § 88 und 89 zu ahnden. Iſt aber durch Unter⸗ 
laſſung der vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln ein Schaden am Leben oder 
Leibe eines Menſchen entſtanden, ſo ſoll noch außerdem die Einleitung einer 
Kriminal⸗Unterſuchung gegen den Uebertreter dieſer Polizei Verordnung, 
und die Beſtrafung deſſelben nach Vorſchrift des Allg. Landrechts Th. 2 
Tit. 20 §§ 691, 698, 776, 777, 780, 781, in Antrag gebracht werden. 

Das Publikum, deſſen Sicherheit durch dieſe Verfügung bezweckt 
wird, und welches daher das Haupt⸗Intereſſe für die Befolgung derſelben 
hat, wird hierdurch zur Aufmerkſamkeit auf die Beobachtung dieſer Maß⸗ 
regeln, ſowie zur Anzeige etwaiger Vernachläſſigungen derſelben an uns 
aufgefordert. 

Danzig, den 9. Juni 1827. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


2 Verpflichtung der Strandbewohner zur Hilfeleiſtung 
bei Strandungen. 
(Amtsblatt 1829, Stück 12.) 
Die Erfahrung hat es gelehrt, daß die Bewohner des Oſſſeeſtrandes 


„noch immer nicht mit ihren Pflichten bei Strandungen von Schiffen hin⸗ 


reichend bekannt ſind und darnach handeln. Es werden daher die hierauf 
Bezug habenden Vorſchriften der Strandordnung vom 31. Dezember 1801, 
welche ſich bereits in unſereuu Amtsblatte pro 1818 S. 420 abgedruckt 
befinden, nochmals hierdurch publicirt, und den Strandbewohnern die unbe⸗ 
dingte Befolgung derſelben, den Polizeibehörden, Strand⸗Inſpectoren 
und Schulzen aber zur Pflicht gemacht, darauf zu wachen, daß dies ge- 
2 — und jede Contravention gegen dieſe Beſtimmungen ernſtlich zu 
eſtrafen. 
5 Zugleich wird hierdurch mit Bezug auf die im Amtsblatt pro 1821 
S. 583 befindliche Bekanntmachung vom 16. October 1821 ausdrücklich 
und bei ſchwerer Strafe jede Communication der Strandbewohner mit den 
ankommenden Schiffen und deren Bemannung oder Paſſagieren unterſagt 
und feſtgeſetzt, daß, außer einem dringenden Nothfall, z. B. bei Stran⸗ 
dungen, weder zur See ankommende Fremde ans Land geſetzt, noch irgend 
22 an Bord eines Schiffes gebracht werden darf, bevor dazu die 
enehmigung des betreffenden Landraths oder reſp. des hieſigen Königl. 


Polizei⸗Präſidii ertheilt worden iſt. > 
Gegen den Uebertreter dieſer Vorſchrift ſoll eine Geldſtrafe von 20 
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Thlr. oder eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe verhängt werden. Eben 
ſo und bei harter Strafe iſt es unterſagt, mit allen auf der Rhede liegen⸗ 
den Schiffen die mindeſte Communication zu pflegen. 

Wenn dieſer Vorſchrift zuwider dennoch Landungen erfolgen ſollten, 

ſo ſind die gelandeten Leute unbedingt zurück zu weiſen. Kann dies jedoch 
bei Strandungs⸗ und anderen Unglücksfällen nicht geſchehen, jo iſt auf das 
eiligfte dem Strand⸗Inſpector, oder bei großer Nähe dem Magiſtrat zu 
Putzig und beziehungsweiſe den Königl. landräthlichen Aemtern zu Neuſtadt, 
baten. oder dem Polizei⸗Präſidio hierſelbſt von dem Vorfall Anzeige zu 
eiſten. 
Den Verunglückten muß in einem ſolchen Falle allerdings die nöthige 
Hülſe geleiſtet werden, es iſt aber zugleich die nöthige Vorſicht darauf zu 
verwenden, ob die ausgeſetzten Perſonen an anſteckenden Krankheiten leiden, 
in welchem Falle ihnen ein abgeſondertes Obdach zugewähren und bei der Ver⸗ 
abfolgung der ſonſtigen Pflege jede Gemeinſchaft, durch welche gefährliche 
Krankheiten verbreitet werden können, ſo lange zu vermeiden, bis der 
Medicinalbeamte die Sache unterſucht und ſich über die Beſchaffenheit des 
Uebels und die zu ergreifenden Maßregeln näher ausgeſprochen hat. Die 
höchſte Vorſicht und die ſtrengſte Enthaltung aller Verbindung iſt aber 
dann nöthig, wenn das Publikum über die Gefahr der Einſchleppung 
ſeuchenartiger Krankheiten gewarnt worden iſt, und beſonders dann, wenn ein 
N unter Quarantaine geſtellt und mit der gelben Flagge verjehen 
vorden. 
Ferner wird bei der in Nothfällen zu gewährenden Verſorgung ver⸗ 
ſchlagener Schiffe mit Lebensmitteln die höchſte Vorſicht allen Strand⸗ 
bewohnern zur Pflicht gemacht, damit nicht durch ſie anſteckende Krank⸗ 
heiten verbreitet werden. Es iſt daher dieſe Hülfe in der Regel nur ſolchen 
Schiffen zu leiſten, welche die preußiſche Flagge führen, fremden Schiffen 
aber nur mit Vorwiſſen der landräthlichen Behörde. 

„Die Bezahlung der nothwendig zu gewährenden Lebensmittel darf 
nur in baarem Gelde angenommen und unter keinem Vorwande irgend 
eine Sache oder Waare ans Land geſetzt werden 

Endlich darf auch die Begleitung von Seeſchiffen, welche ſich der 
Küſte nähern, nach dem Hafen von Neufahrwaſſer oder Pillau unter keinen 
Umſtänden erſolgen, da jedem Schiffer die Richtung, welche das Schiff dahin zu 
nehmen hat, bekannt ſein muß, und die Verſicherung der Unkenntniß in 
der Regel ein leerer Vorwand iſt. 

Deen Polizeibehörden, Strandinſpectoren und Strand⸗Schulzen wird 
die Aufrechthaltung dieſer Verordnung zur unerläßlichen Pflicht gemacht. 

Danzig, den 4. Februar 1829. 

Fe Königliche Regierung. 3 4 

* 2 Ber 42. 11 

RE Auszug SIEHE >. 

aus der Strandordnung d. d. Berlin, den 31. December 1801. 4 9, * 4 


Von dem bei © trandungen-und bei Bergung ſtrand⸗ und ſeetriftiger Güter 
zu beobachtenden Verfahren. 
8 9 
Jeder Strandbewohner iſt ſchuldig, ſoviel in ſeinen Kräften ſteht, 
dazu beizutragen, daß die auf der See in Gefahr gerathenden Schiffe in 


1 
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Sicherheit gebracht, oder, wenn ſie verunglücken, die darauf befindliche 
Mannſchaft gerettet, und die letztere den Eigenthümern zurückgegeben werde. 
2 


Alles, was die Gefahr vermehren oder die Rettung erſchweren kann, 
muß ein Jeder ſorgfältig vermeiden. 


Niemand darf außer den von der Obrigkeit etwa angeordneten 
Feuerbaaken, zur Nachtzeit auf den Höhen am Strande Feuer anzünden, 
bei 1⸗ bis 10 jähriger Feſtungsſtrafe und Erſetzung alles dadurch verur- 
ſachten Schadens. 

4 


§ 4. 

Sobald ein Schiff in Gefahr kommt, ſind die Strandbedienten und 
der Lootſen⸗Kommandeur befugt, alle zur Hilfsleiſtung erforderliche Maun⸗ 
ſchaft und Boote, wo ſie am nächſten zu haben ſind, aufzufordern, und 
ein Jeder, an den ſolche Aufforderung ergeht, ift ſchuldig, derſelben ſchleunigſt 
Folge zu leiſten. 


§ 5. 

Ein Schiffer, welcher die geforderte Hülfsleiſtung verweigert, wird 
mit 10 Thaler Geldbuße, und, nach Beſchaffenheit der Umſtände, noch 
härter beſtraft. Schiffer aber und Bauern, welche ſich nach geſchehenem 
Aufruf zur Rettung entweder gar nicht einfinden, oder die von den 
Strandbedienten oder Lootſen-Kommandeurs erhaltenen Anweiſungen nicht 
befolgen, haben verhältnißmäßige Beiängntäntvafe zu erwarten. 


Wenn jedoch die Strandbedienten, der Lootſen-Kommandeur oder er- 
fahrene Schiffer erklären, daß es ohne eigene Lebensgefahr nicht möglich 
ſei, dem nothleidenden Schiffe zu Hülfe zu kommen, ſo kann Niemand, 
der ſich nicht freiwillig dazu entſchließt, zur Hülfsleiſtung angehalten 
werden. 87 


Die Eigenthümer der geſtrandeten Sachen find ſchuldig, außer den 
aufgelaufenen Koſten, ein billiges Bergelohn zu entrichten, welches in Er⸗ 
mangelung eines gütlichen Uebereinkommens von dem Kommerzien⸗ und 
Admiralitäts⸗Kollegio, nach dem Gutachten der Strand ⸗Inſpektoren, des 
Lootſen⸗Kommandeurs, oder erfahrener Schiffer, mit Rückſicht auf die 
Größe der überſtandenen Gefahr, feſtgeſetzt wird, jedoch in keinem Falle 
höher als auf den dritten Theil des Werths der geborgenen Sachen außer 
der für die gebrauchten Boote und Geräthſchaften beſonders zu leiſtenden 
Vergütigung beſtimmt werden kann. Wenn jedoch dergleichen geſtrandete 
Sachen dem Fiskus als herrenloſes Gut zufallen, ſo hat derjenige, welcher 
ſolche geborgen oder doch zes und angezeigt hat, die Hälfte ihres 
Werthes, nachdem zuvor die Koſten 95 abgezogen worden, zu gewärtigen. 

8.8. 3 

Vor erfolgter Rettung darf Niemand mit dem Schiffer oder der 
Mannſchaft des in Gefahr ſchwebenden Schiffes über das zu erlegende 
Bergelohn in Unterhandlung treten, vielmehr iſt jedes dieſerhalb im Voraus 
geſchloſſene Abkommen unverbindlich. 

0 


Wenn einem Schiffe, deſſen Strandung unvermeidlich iſt, auf ir gend 
eine Art ein Zeichen gegeben worden, an welcher Stelle die Strandung 
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mit der wenigſten Gefahr geſchehen kann, jo wird derjenige, welcher das 
Zeichen vorſätzlich an einen gefährlichen Ort verſetzt, nach Verhältniß der 
2 und des geftifteten Schadens, mit 1: bis 10jähriger Feſtungsſtrafe 
belegt. 

0 8 10. 
Eben dieſe Strafe trifft auch den, der nach geſchehener Aufforderung 
durch die Strand⸗Aufſeher, Lootſen und andere Beamten, die ihm bekannten 
minder gefährlichen Strandungs-Plätze nicht anzeigt. 


8 11. 

Außer den Lootſen, Lizent⸗ und Strandbedienten darf Niemand ohne 
erhaltene Erlaubniß bei dem verunglückten Schiffe oder Gute ſich finden 
laſſen, widrigenfalls derſelbe, wenn er auch einer unredlichen Abſicht nicht 
überführt werden kann, mit körperlicher Züchtigung oder Gefängniß bis 
auf 4 Wochen beſtraft werden joll. 

8 12. 

Wer ohne erhaltene Erlaubniß das verunglückte Schiff zu betreten, 
ſich gewaltſam auf daſſelbe drängt, ſoll mit geſchärfter Züchtigung und 
Einſperrung in eine Beſſerungs⸗Anſtalt bis auf 3 Jahre belegt werden, 
wenngleich nicht erwieſen iſt, daß er unredliche Abſicht gehabt habe. 


§ 13. 

Wteerr etwas von geſtrandeten Sachen findet oder birgt, muß ſolches 
bei Zehn und mehr Thaler Geld⸗ oder verhältnißmäßiger Leibesſtrafe, dem 
Eigenthümer oder dem nächſten Strandbedienten, Domainen-Amte, Magiſtrate 
oder Dorfsſchulzen ſofort anzeigen, auch wenn es angeht, das Gefundene 
an dieſelben ſogleich abzuliefern, und hat dafür das oben (8 7) beſtimmte 
Bergelohn zu erwarten. 


8 14. 

Bei gleicher Strafe müſſen auch die an den Strand getriebenen 
menſchlichen Körper, ohne etwas von den Kleidern oder anderen Habſelig⸗ 
keiten wegzunehmen, dem nächſten Strandbedienten oder der nächſten Obrig⸗ 
keit angezeigt werden, zugleich aber muß derjenige, welcher diejelben wahr⸗ 
nimmt, ungeſäumt die zur Rettung der Scheintodten vorgeſchriebenen 
Mittel anwenden, inſofern nicht die äußere Beſchaffenheit des Leichnams 
klar zu erkennen giebt, daß dieſelben ohne Erfolg ſein würden. 

8 15. 

„Wer geſtrandetes Gut e g oder auf irgend eine Weiſe dazu 
behülflich iſt, wird als ein Dieb mit einer ſcharfen Züchtigung und zugleich 
mit Einſperrung in eine Beſſerungs⸗Anſtalt auf eine den Umſtänden an⸗ 
gemeſſene Zeit beſtraft. 


§ 16. 
8 0 
Wer den Geſtrandeten, um ſie zu beſtehlen, Gewalt zufügt, hat die 
Strafe eines Straßenraubes zu erwarten. 


e ; 17. 

Ein Jeder, dem Sachen, de für geſtrandetes Gut zu halten ſind, 
zum Kauf oder Unterpfande angetragen werden, iſt ſchuldig, ſie anzuhalten 
und dem nächſten Strand⸗Inſpektor oder der nächſten Obrigkeit zu über⸗ 
liefern. Wer wiſſentlich geſtrandetes Gut, welches unterſchlagen oder ver⸗ 
er worden, kauft oder zum Pfande annimmt, wird als ein Dieb 
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§ 18. 

Hat außerdem Jemand geſtrandetes Gut zwar nicht wiſſentlich, aber 
doch mit Verabſäumung der geſetzlichen Vorſicht gekauft oder zum Pfande 
genommen, jo hat derſelbe nach Verhältniß der begangenen Nachläſſigkeit, 
nachdrückliche Geld⸗ oder Gefängnißſtrafe zu leiden. 

9 


§ 19. 
Wer geſtrandetes Gut, welches unterſchlagen oder verheimlicht worden, 
herbeiſchafft, erhält den vierten Theil des Werthes zur Belohnung. 
Gegeben zu Berlin, den 31. Dezember 1801. 


(L. 8. 
Auf Sr Königl. Majeſtät Allergnädigſten Special⸗Befehl. 
(gez.) v. Goldbeck. v. Schrötter 


5. Dungwagen⸗ Fahren auf den Chauſſeen. 
(Amtsblatt 1836. Stück 38.) 


Es herrſcht in mehreren Gegenden die Gewohnheit, den Dünger und 
andere Gegenſtände, welche im Fahren leicht herabfallen und verſtreut wer⸗ 
den, über die Chauſſee in Wagen zu verfahren, welche nicht mit gehörigen 
Schutzbrettern verſehen ſind. Da dieſer Gebrauch eine unſtatthafte An⸗ 
häufung von Unreinlichkeiten auf den Chauſſeen zur Folge hat, ſo ſehen 
wir uns veranlaßt, zur Erhaltung allgemein nothwendiger und durch die 
Chauſſeeſtraf⸗Beſtimmungen vom 28. April 1828, noch beſonders verpönter 
Ordnung, hierdurch zu beſtimmen, daß Dünger und ähnliche leicht verſtreu⸗ 
bare Gegenſtände auf den Chauſſeen ausſchließlich nur in ſolchen Wagen 
transportirt werden dürfen, welche durch Vorſetzbretter an beiden Seiten, 
und durch ſogenannte Endebretter am vorderen und hinteren Ende genügend 
verſchloſſen ſind. Der Gebrauch unverſchloſſener Wagen zum Verfahren 
des Düngers und ähnlicher Gegenſtände auf den Chauſſeen wird bei 1 bis 
10 Thaler Strafe hierdurch unterſagt. Die ſämmtlichen Polizeibehörden 
aber werden verpflichtet, die Bewohner der in der Nähe der Chauſſee be⸗ 
legenen Ortſchaften durch die Ortsvorſtände von dieſer Anordnung beſonders 
in Kenntniß ſetzen zu laſſen, und ſie vor deren Uebertretung zur Vermeidung 
der darauf geſetzten Strafen zu warnen. 

Danzig, den 9. September 1836 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


6. Verbot der Beſchädigung der in Strömen angebrachten 
Warnungszeichen. 
(Amtsblatt 1837. Stück 7.) 


Aus Veranlaſſung wiederholt vorgekommener Fälle, daß Stromfahr⸗ 
zeuge in ſchiffbaren Flüſſen durch verborgene Baumſtämme, Steine ꝛc. ver- 
unglückt ſind, werden die Dammverwalter und Buhnenmeiſter, ſowie die 
Schiffer, Fiſcher und Uferbeſitzer unſeres Departements, deren Beſchäftigung 
einen vielfachen Verkehr an und auf dem Waſſer nöthig macht, außerdem 
aber Jedermann, der von ſolchen in der Strombahn befindlichen und für 
die Schifffahrt gefährlichen Gegenſtänden Kenntniß erlangt, hierdurch aufge⸗ 
fordert, davon dem nächſten Königl. Baubeamten unverzüglich Anzei ge zu 
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machen, um d’efe Schifffahrtshinderniſſe durch gehörige Bezeichnung der⸗ 
ſelben unſchäslich machen zu können. Für jede Anzeige dieſer Art ſoll, 
wenn ſie bei der darauf abzuhaltenden Unterſuchung ſich als begründet er⸗ 
giebt, nach den Umſtänden eine Prämie von 5 bis 15 Sgr. bewilligt und 
gezahlt werden. 

Die Beſchädigung oder Vernichtung der auf ſolchen für die Schiff⸗ 
fahrt gefährlichen Stellen angebrachten Warnungszeichen wird hierdurch 
Jedermann, beſonders aber den Fiſchern, Holzflößern und Schiffern ernſtlich 
unterſagt und ſoll ein ſolches Vergehen, ſei es aus Muthwillen oder Fahr⸗ 
läſſigkeit verübt worden, nach dem Grade der Verſchuldung mit einer Polizei⸗ 
ſtrafe von 1 bis 5 Thalern geahndet werden. 

Zugleich aber werden auch die Stromſchiffer verpflichtet, es auf ihren 
Fahrten nicht an der nöthigen Aufmerkſamkeit und Vorſicht fehlen zu laſſen, 
indem nicht jede gefahrdrohende Stelle zeitig genug bekannt wird und auch 
nicht jeder Stamm und Pfahl in demſelben Augenblicke, wo er zu Tage 
kommt, an die Seite geſchafft werden kann. 

Ein Jeder iſt daher, beſonders bei niedrigem Waſſer verbunden, die 
ſchon als fahrbar und geſichert von den Fluitanten erprobte Bahn auch 
ſeinerſeits einzuhalten und ſich ſolcher Geſtalt vor Schaden zu hüten. 

Danzig, den 31. Januar 1837. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


7. Verbot der Aubringung e Schleuſen ze. an öffentlichen 
Flüſſen. 


(Amtsblatt 1840, Seite 125.) 


1 Nach 8 97 Tit. 8. Theil ! des Allgemeinen Landrechts iſt es unter⸗ 
led, an öffentlichen Flüſſen Schleuſen, Wehre, Dämme und Brücken ohne 
Einwilligung des Staates anzulegen oder zu ändern. i 
Nach § 61. Titel 15. Theil 2 des Allg. Landrechts ferner darf Nie⸗ 
5 7 an einem Ufer etwas anlegen, wodurch der Lauf des Fluſſes zum 
ud fon der Schifffahrt gehemmt, eingeſchränkt oder ſonſt verändert wird 

Flüß oll daher nach S 62 am angegebenen Orte an oder in öffentlichen 
0 4 55 Niemand Waſſerbaue ausführen, ohne ſich vorher bei dem Staate 
gemeldet und die Genehmigung deſſelben erhalten zu haben. 

. Desgleichen endlich darf nach § 5 des Edicts wegen der Miühlenge- 
5 vom 28. Oktober 1810 (Gejeg- Sammlung pro 1810, Seite 95) 
ohne Genehmigung der Landes⸗Poltzeibehörde keine Mühle angelegt oder 
„ eine vorhandene verändert werden. 5 
RM FE dieſe Beſtimmungen hiermit in Erinnerung bringen, mit 

1. daß zu den Veränderungen, welche nach $ 61 Titel 15. Theil 2 
loco citat. auf den Lauf des Fluſſes ſchädlich einwirken können, auch 
die Anlage oder Veränderung von Gräben gehört, welche mit dem 

5 Strome in Verbindung ſtehen und 

2. je 55 9055 7 Edicts vom 28. October 1810 55 ‚zu 18 19 

r Veränderung an Waſſerſchöpf⸗Mühlen der landespoli eiliche 
fehen ir esforberfih in ſterſhüpf Muß 8 f 
auf Grund der uns nach § 11 der Regierungs⸗Jnſtruction vom 
23. October 1817 beigelegten Befugniß hiemit dt, daß ontraventionen 
9 
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gegen die vorſtehend aufgeführten Verbots-Beſtimmungen mit einer polizei» 
lichen Strafe von 5 bis 50 Thlr. belegt werden ſollen. 
Danzig, den 10. Juli 1840. 
— Königliche Regierung. 


Vorſtehende Bekanntmachung wird mit dem Bemerken in Erinnerung 
gebracht, daß dieſelbe auch auf das Friſche Haff Anwendung findet, durch 
welches verſchiedene öffentliche Gewäſſer dem Meere zugeführt werden. Des⸗ 
gleichen verweiſen wir auf die nachſtehenden Beſtimmungen des Allgemeinen 
Landrechts im J. Theil Titel 9: 


8 237. ö 
Niemand darf durch Pflanzungen, oder andere Waſſerbaue, das An— 
ſpülen an die Ufer eines öffentlichen Fluſſes vorſätzlich befördern. 


8 238. 
Auch der daſelbſt wirklich angeſpülte Grund und Boden darf durch 
Bepflanzungen nur inſofern befeſtigt werden, als der gewöhnliche Lauf des 
Waſſers dadurch nicht gehemmt wird. 


8 239. 
Dagegen iſt jeder Uferbeſitzer, das Ausreißen des Stroms, durch dazu 
dienliche Uferbefeſtigungen zu verhindern, wohl befugt. 
§ 240. 
Wenn das dem Ausreißen des Stroms ausgeſetzte Ufer nicht anders, 


als durch ſolche Anlagen, welche zugleich das Anſpülen befördern, hin— 
länglich befeſtigt werden kann, ſo iſt der Uferbeſitzer auch zu dieſen be— 
rechtigt. 

8 241. 

Es dürfen aber dergleichen Anlagen in öffentlichen Flüſſen, bei ent— 
ſtehendem Widerſpruche, nicht anders, als unter der ausdrücklichen Genehmi⸗ 
gung des Staats, nach vorhergegangener Unterſuchung ihrer Nothwendigkeit, 
veranſtaltet werden. 

Danzig, den 27. Auguſt 1878. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


S. Verbot der Anlegung von Schiffen an abbrüchigen 
Ufern ze. 
(Amtsblatt 1841. Stück 14.) 


Mit Hinweiſung auf § 15 der Anweiſung für die Niederungsbe⸗ 
wohner vom 25. Januar 1830 wird hiermit angeordnet, daß das Anlanden 
und Anlegen von Schiffsgefäßen und Flößen, ſowie das Ausſetzen der 
Ladung an den abbrüchigen oder mit Strom- und Uferbauwerken verſehenen 
Uferſtrecken und den an die Ufer ſtoßenden Deichen (Dämmen) nur mit 
Genehmigung der Kreispolizeibehörden ſtattfinden darf. Schiffer und Flößer, 
welche dieſer Vorſchrift entgegen handeln, verfallen, vorbehaltlich ihrer Ver- 
pflichtung zum Erſatz des etwa verurſachten Schadens, in eine Polizeiſtraſe 
von 1 bis 5 Thlr. 

Danzig, den 23. März 1841. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
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9. Anlegen an Schiffe im friſchen Haff. 
(Amtsblatt 1844. Stück 51.) 


Mit hoher Genehmigung wird hierdurch folgendes Verbot bekannt 
gemacht: Kein Fiſcher oder Kahnführer darf ſich den Schiffen, Bordingen 
und Kähnen auf dem friſchen Haff nähern, noch an irgend ein beladenes 
oder unbeladenes Gefäß anlegen, wenn ſich daſſelbe nicht etwa in Gefahr 
befindet und der Hülfe bedarf. In einem ſolchen Falle dürfen die Fiſcher 
und Kahnführer an das gefährdete Fahrzeug zwar anlegen und aus dem⸗ 
ſelben zu dem Zwecke einer nothwendigen Erleichterung Waaren einnehmen. 
Sie ſind aber verbunden, ſich genau nach den Anordnungen des das Fahr⸗ 
zeug begleitenden Steuerbeamten oder Lootſen zu achten und dürfen, außer 
dem Falle der Noth, nirgend anders, als bei einer Stadt anlegen, wo ſie 
ſich, im Falle ſie durch einen Sturm von dem durch ſie erleichterten Fahr⸗ 
zeuge getrennt ſind, bei dem Steueramte ſogleich zu melden haben. 

Contraventionen gegen dieſe Beſtimmung werden mit einer Geldbuße 
von „Zehn“ Thalern beſtraft. 

Danzig, den 6. Dezember 1844. 

Königliche Regierung. 


10. Verbot des Schleppeus von Bauholz auf öffentlichen 
Wegen 
(Amtsblatt 1841. Stück 17.) 


Da der Transport von Bauholz, deſſen Zopfende die Fahrbahn be⸗ 
rührt, oder auf der Erde ſchleppt, den öffentlichen Wegen durch unvermeid⸗ 
liche Beſchädigung der Straße ſelbſt, ſo wie den Baumpflanzungen, Brücken⸗ 
geländern, unverkennbare Nachtheile bringt, ſo wird hiermit angeordnet, 
daß Bauholz zur Verhütung des gefährlichen Schleuderns nicht anders, als 
vermittelſt zweier Axen, oder bei Schlittbahn, vermittelſt zweier Schlitten, 
auf denen die Enden des Holzes ruhen, transportirt werden darf, und daß 
jeder Contravenient außer dem Schadenerſatze eine Strafe von 10 Sgr. 
bis 5 Thlr. zu erlegen, für ſchuldig erachtet werden ſoll. 

Sämmtliche Polizeibehörden unſeres Verwaltungsbezirks werden an⸗ 
gewieſen, auf genaue Befolgung dieſer Vorſchriften zu halten. 

Danzig, den 20. April 1841. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


11. Verbot der Annäherung an Taucher. 
(Amtsblatt 1843. Stück 49.) 


Es ſind die Arbeiten zur Beſeitigung der Schifffahrts⸗Hinderniſſe in 
der Weichſel mittelſt der Taucherglocke dadurch mitunter geſtört, und die 
Taucher in Lebensgefahr gebracht worden, daß Schiffer dem Taucher⸗Apparat 
zu nahe kamen, ja ſogar an denſelben anfuhren. 

Zur Verhütung von Unglücksfällen, und um jeder Störung dieſer 
für die Schiffahrt ſo wichtigen Arbeiten zu begegnen, werden ſämmtliche 
Schiffs⸗ und Bordingsführer, ſowie die Führer von Stromgefäßen, Prahmen, 
Holztraften ꝛc. angewieſen, in ſolcher Entfernung von dem Fahrzeuge, auf 

9 * 
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welchem die Taucherglocke befindlich iſt, vorbeizufahren, daß jede Berührung 
mit demſelben vermieden wird. Auch darf nur an der Seite des Taucher— 
Prahms vorbeigefahren werden, an welcher eine rothe Flagge aufgeſteckt iſt. 

Ein Gleiches gilt von den in dem Hafen und in der Weichſe, Mottlau, 
Nogat und in ſonſtigen Gewäſſern arbeitenden Dampf- und Pferde-Bagger- 
Maſchinen, ſowie von allen, bei Strom- und Waſſerbauten gebrauchten 
Maſchinen und Vorrichtungen, von welchen ſich die Führer von Schiffen ꝛc. 
ebenfalls gehörig entfernt zu halten haben. 

Uebertreter dieſer Vorſchrift ſollen nicht blos mit einer Geld- oder 
Gefängnißſtrafe, welche bis zum Betrage von 50 Thlrn. Geld- oder 6 
Wochen Gefängnißſtrafe ausgedehnt werden kann, belegt werden, ſondern 
fie machen ſich auch für die durch ihre Handlungen etwa entſtehenden Todes⸗ 
fälle verantwortlich und werden außerdem wegen Erſatz für etwaige Be— 
ſchädigungen der Taucherglocke, der Dampf und ſonſtigen obengedachten 
Maſchinen nebſt Zubehör in Anſpruch genommen werden. 

Danzig, den 24. November 1843. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


12. Die polizeiliche Bezeichnung der Flußfahrzeuge 
betreffend. 


(Amtsblatt 1842, Stück 27.) 


Die vor längerer Zeit ergangenen Vorſchriften über die polizeiliche 
Bezeichnung der inländiſchen Flußfahrzeuge haben ſeitdem, insbeſondere in 
Folge der Anordnungen über die ſteueramtliche Bezeichnung der die Waſſer— 
ſtraßen zwiſchen der Elbe und Weichſel befahrenden Fahrzeuge, verſchiedene 
weſentliche Modificationen erlitten, welche eine Reviſion jene Vorſchriften 
nothwendig gemacht haben. Unter Aufhebung der bezüglichen Verordnung 
vom 4. April 1812, 24. Juli 1831, 13. Mai 1834 und 22. Juni 1838 
wird daher hiermit angeordnet, was folgt: 

1 


In den Provinzen Brandenburg, Preußen, Pommern (mit Ausnahme 
des Regierungsbezirks Cöslin), Schleſien, Poſen und Sachſen (mit Aus- 
nahme des Regierungsbezirks Erfurt) muß vom 1. März 1843 ab jedes 
inländiſche, zum Transport von Waaren und ſonſtigen Gegenſtänden auf 
inländiſchen Flüſſen oder Kanälen benutzte Fahrzeug mit einer polizeilichen 
Bezeichnung nach den unten folgenden Vorſchriften (SS 2 bis 4) verſehen 
fein, wenn nicht daſſelbe ſchon anderweitig Behufs Erhebung der Sciff- 
fahrts⸗Abgaben ſteueramtlich bezeichnet worden ($ 11.) 

2 


Die polizeiliche Bezeichnung beſteht in einem oder mehreren Buch— 
ſtaben, wodurch der Regierungsbezirk, in welchem der Eigenthümer des 
Fahrzeuges ſeinen Wohnfitz hat, angedeutet wird, und in einer Nummer, 
welche dieſem Fahrzeuge eigen iſt. Beide werden ſchwarz auf weißem 
Grunde mit Oelfarbe oder mittelſt Einbrennens wenigſtens ſechs Zoll hoch 
dergeſtalt, daß die Nummer hinter dem oder den Buchſtaben ſteht, an 
einer jederzeit ſichtbaren Stelle des Fahrzeuges angebracht, und zwar bei 
den mit Kajüte verſehenen Fahrzeugen an der Hinterſeite der Kajüte, jedoch 
ſo, daß ſolche nicht durch die geöffnete Thür der Kajüte verdeckt wird, bei 
anderen Fahrzeugen zu beiden Seiten des Steuerruders an der Hinter⸗Kaffe. 
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8. 3. 
Die zur Bezeichnung der Fahrzeuge dienenden Buchſtaben ſind in 
Uebereinſtimmung mit der bisherigen Einrichtung folgende: 
Für Fahrzeuge aus 
dem Regierungs⸗Bezirk Potzdam K., 
do. rankfurt N. 

önigsberg O., 

Gumbinnen L., 

Marienwerder W., 

Danzig W. D., 

Stettin P., 

Stralſund N. P., 

Breslau 5 

Liegnitz G., 

Oppeln S. O., 

Poſen G. P., 

Bromberg Berg. 

Magdeburg B. 7 

Merſeburg S. 

2 8 4. 

f Die Nummern jind in arabiſchen Ziffern anzugeben, und werden für 
jeden einzelnen Regierungs⸗Bezirk für alle dorthin gehörigen Fahrzeuge von 
1 an fortlaufend von Einer beſtimmten, durch das Amtsblatt zu bezeich⸗ 
nenden Behörde ausgetheilt. Dieſe Behörde hat über alle von ihr mit 
Nummern verſehenen Fahrzeuge mit Angabe der Benennung jedes Fahr⸗ 
zeuges und der Größe deſſelben, ſofern ſolche ermittelt iſt, ſowie des Namens 
und Wohnorts des Eigenthümers ein Regiſter zu führen, und die eintreten⸗ 
den Aenderungen darin nachzutragen. Eine ausgetheilte Nummer kann 
nur dann einem anderen Fahrzeuge beigelegt werden, wenn das früher mit 
derſelben verſehene Fahrzeug aus dem Regiſter ausgeſchieden iſt (88. 8 bis 10.) 

8 5. 

„In Betreff der nach den früheren Beſtimmungen bereits polizeilich 
bezeichneten Fahrzeuge finden die Vorſchriften dieſes Reglements ebenfalls 
Anwendung, ſo daß auch deren Bezeichnung, wenn ſie den neuen Vorſchriften 
nicht entſpricht, abgeändert werden muß. 


N a 8 6. 

Die Beſtimmung der Bezeichnung iſt von dem Eigenthümer des 
Fahrzeuges bei der Polizei⸗BVehörde des Orts, wo derſelbe feinen Wohnſitz 
hat, nachzuſuchen, welche letztere ſodann, nachdem die Beſtimmung durch 
die das Regiſter führende Behörde (8. 4) erfolgt iſt, die vorſchriftsmäßige 
Ausführung der Bezeichnung auf Koften des Eigenthümers zu bewerkſtellen 
hat. Die Abänderung der nach den früheren Vorſchriften bereits polizeilich 
bezeichneten Fahrzeuge ſoll jedoch koſtenfrei erfolgen. 


Die Eigenthümer der jetzt vorhandenen Fahrzeuge müſſen die Be⸗ 
ſtimmung der Bezeichnung ($. 6) noch in dieſem Jahre und ſpäteſtens bis 
zu dem durch die Regierung bekannt zu machenden Termin bei der Orts⸗ 
polizei⸗Behörde nachſuchen, damit die Fahrzeuge noch vor Beginn der 
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en im nächſten Jahre mit der neuen Bezeichnung verſehen werden 
önnen. 

Für die künftig neu zu erbauenden Fahrzeuge muß die polizeiliche 
Bezeichnung mindeſtens ſechs Wochen vor der erſten damit zu unternehmen⸗ 
den Fahrt bei der Ortspolizeibehörde nachgeſucht werden. 


8 8. 

Wenn ein mit der polizeilichen Bezeichnung verſehenes Fahrzeug zu 
Grunde geht, vernichtet oder ins Ausland verkauft wird, muß der frühere 
Eigenthümer davon durch die Polizei-Behörde ſeines Wohnortes der oben 
gedachten Behörde (§. 4) binnen 14 Tagen nach dem Untergange reſp. dem 
Uebergange des Fahrzeuges ins Ausland zur Löſchung in dem Regiſter 
Anzeige machen. s 

9. 


Eben dies muß geſchehen, wenn der Eigenthümer ſeinen Wohnſitz nach 
einem Orte verlegt, für welchen eine andere polizeiliche Bezeichnung gilt, 
und zwar vor dem Abzuge nach dem neuen Wohnorte, in welchem Falle 
außerdem noch in Gemäßheit des $. 6 die Beſtimmung der für den neuen 
Wohnort geltenden anderweiten Bezeichnung binnen 14 Tagen nach erfolgtem 
Umzuge nachzuſuchen, und letztere unter Wegnahme der früheren Bezeichnung 
anzubringen iſt. 


§ 10. 

Sobald in dem Eigenthume eines mit polizeilicher Bezeichnung ver⸗ 
ſehenen Fahrzeuges ein Wechſel eintritt, muß der neue Erwerber durch die 
Polizei⸗Behörde des Wohnorts des früheren Eigenthümers, der das Regiſter 
führenden Behörde (§ 4) zu deſſen Berichtigung von dem Wechſel unter 
Angabe ſeines Wohnorts binnen 14 Tagen nach dem eingetretenen Eigen⸗ 
thums⸗Wechſel Anzeige machen; überdies muß, falls für den letztern Wohnort 
eine andere Bezeichnung gilt, in Gemäßheit des § 6 die neue Bezeichnung 
nachgeſucht, und dieſe unter Wegnahme der früheren angebracht werden. 
Iſt der neue Eigenthümer ein Ausländer, ſo kommt die Vorſchrift des 
§ 8 zur Anwendung. f 

11. 

Bei denjenigen Fahrzeugen, welche ſchon anderweitig Behufs Erhebung 
der Schifffahrts⸗Abgaben ſteueramtlich bezeichnet ſind, findet eine beſondere 
polizeiliche Bezeichnung nicht ſtatt, vielmehr gilt die ſteueramtliche Bezeichnung 
zugleich als polizeiliche. 

Zur Erhaltung der polizeilichen Controlle hat aber die oben § 4. 
gedachte Behörde auch über die ſteueramtlich bezeichneten Fahrzeuge ihres 
Bezirks ein Regiſter zu führeu, und die eintretenden Aenderungen darin 
nachzutragen. Zu dieſem Behuf werden die Königlichen Haupt⸗, Zoll⸗ und 
Steuer⸗Aemter über die von ihnen bezeichneten Fahrzeuge noch Maaßgabe 
des Wohnorts der Eigenthümer für jeden Bezirk vierteljährlich eine Nach⸗ 
weiſung anfertigen, in welcher namentlich auch die von den ſteueramtlich 
vermeſſenen und bezeichneten Fahrzeugen früher geführte polizeiliche Be⸗ 
zeichnung vermerkt iſt, und ſolche den betreffenden Königlichen Regierungen 
zugehen laſſen; auch von den von ihnen vorgenommenen Aenderungen in 
der Bezeichnung, ſowie von den ihnen bekannt gewordenen Aenderungen in 
der Perſon des Eigenthümers und von der Vernichtung unbrauchbar ge- 
wordener Fahrzeuge im gleicher Art Mittheilung machen. Insbeſondere 
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ſind aber von den Eigenthümern der Fahrzeuge die zu jenem Zwecke erfor⸗ 
derlichen Anzeigen (88. 12, 13) zu machen. 
12 


Sobald ein Fahrzeug, welches nach den obigen Vorſchriften mit einer 
polizeilichen Bezeichnung verſehen iſt, oder in Ermangelung der ſteuer⸗ 
amtlichen Bezeichnung damit verſehen ſein müßte, ſteueramtlich bezeichnet 
wird, iſt von Seiten des Eigenthümers ſpäteſtens binnen 14 Tagen nach 
erfolgter ſteueramtlicher Bezeichnung durch die Polizei⸗Behörde ſeines Wohn⸗ 
orts der Regiſter führenden Behörde (88. 4 und 11) von dieſer Bezeichnug 
Anzeige zu machen, und dieſe Anzeige, wenn die ſteueramtliche Bezeichnung 
an einem andern Orte als ſeinem Wohnorte erfolgt, der Polizei⸗Behörde 
des erſteren zur Beförderung an die Polizei-Behörde des Wohnorts 
zuzuſtellen. 


13. 

Wenn ein mit ſteueramtlicher Bezeichnung verſehenes Fahrzeug zu 
Grunde geht oder vernichtet wird, desgleichen bei Veränderung des Wohn⸗ 
orts des Eigenthümers, ſo wie bei eintretendem Wechſel des Eigenthums, 
muß davon nach Maßgabe der 88. 8 bis 10 der Regiſter führenden Be⸗ 
hörde desjenigen Bezirks, welchem das Fahrzeug angehört, reſp. der Regiſter 
führenden Behörde desjenigen Bezirks, in welchen das Fahrzeug übergeht, 
Anzeige gemacht werden. 


8 14. 

Hinſichtlich der Verbindlichkeit zur Erhaltung der ſteueramtlichen Be⸗ 
zeichnung und des Verbots der Aenderung oder Abnahme derſelben durch 
Privat⸗Perſonen bewendet es bei den dieſerhalb erlaſſenen Beſtimmungen. 

§ 15. 

Auch die polizeiliche Bezeichnung, mit welcher ein Fahrzeug verſehen 
iſt, darf nicht weggenommen oder verändert werden: vielmehr iſt der 
Eigenthümer des Schiffes gehalten, die polizeiliche Bezeichnung, wenn ſie 
durch Witterung oder andere Umſtände undeutlich geworden iſt, oder ſonſt 
gelitten hat, ſofort auf feine Koſten erneuern zu laſſen. 

> 16. 

Nicht minder iſt es verboten, die ſteueramtliche oder polizeiliche Be⸗ 

zeichnung durch Vorhängen oder Vorſtellen von Gegenſtänden zu verdecken. 
8 17 


Die Nichtbefolgung oder Uebertretung der Vorſchriften der SS. 1, 8 
bis 0, 12. 13, 15, 16 wird mit einer Polizeiſtrafe von einem bis fünf 
Thaler oder verhältnißmäßigem Gefängniß beſtraft, welche durch die Orts⸗ 
Polizei⸗Behörde, mit Vorbehalt des Recurſes an die Regierung ſeſtzuſetzen iſt. 

Berlin, den 21. Mai 1842. a 

Der Finanz⸗Miniſter. v. Bodelſ chwingh. 


13. Verbot der Beſchädigung öffentlicher Wege, 
Wegweiſer, Bäume pp. 
a. (Amtsblatt 1846. Stück 18.) 
n hierdurch folgende zum Schutze 
Anpflanzungen, Vorrich⸗ 
tungen pp. gegen Beſchädigung für nöthig 
erkannte Beſtimmungen zur d Nachachtung gebracht. 
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1. Wer einen öffentlichen Weg, die dazu gehörigen Gebäude, Brücken, 
Durchläſſe oder ſonſtige Vorrichtungen, als Meilenzeiger, Wegweiſer, 
Tafeln u. ſ. w. — ingleichen wer die Pflanzungen oder Materialen 
beſchädigt, oder die Letzteren in Unordnung bringt, ſoll, inſofern er nach 
den beſtehenden Strafgeſetzen nicht eine härtere Strafe bewirkt hat, außer 
dem Schadenerſatze eine Strafe von 1 dis 5 Thlr. erlegen. 

2 Fahrläſſige Beſchädigungen der zu einem öffentlichen Wege gehörigen 
Bäume ſind, wenn die allgemeinen Geſetze keine härtere Strafe beſtimmen, 
vorbehaltlich des Schadenerſatzes mit einer Strafe von 1 bis 50 Thlr. 
zu ahnden. 

3. Im Falle des Unvermögens tritt verhältnißmäßiges Gefängniß an 
die Stelle der vorſtehend zu 1 und 2 angeordneten Geldſtrafen. 

Danzig, den 22. April 1846. 
. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


b. (Amtsblatt 1853. Seite 204.) 


Nach § 10 des Weſtpreußiſchen Wege-Neglements vom 4. Mai 1796 
ſollen die öffentlichen Wege auf beiden Seiten mit Bäumen beſetzt ſein. 
Es iſt wiederholt der Fall vorgekommen, daß dergleichen Bäume von den 
Nutzungsberechtigten eigenmächtig gefällt worden ſind. 

Da dieſe Bäume jedoch nicht allein zur Zierde der Straßen gereichen, 
ſondern deren Erhaltung insbeſondere auch im wegepolizeilichen 
Intereſſe nothwendig erſcheint, jo verordnen wir, auf Grund des 8 11 
des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 hierdurch, 
daß die zur Nutzung der an öffentlichen Wegen befindlichen Bäume 
Berechtigten, wenn dieſelben dergleichen Bäume im Intereſſe der Boden- 
kultur oder aus anderen Gründen fortzunehmen beabſichtigen, hierzu zuvor 
die Genehmigung der Ortspolizeibehörde, und, falls die Ortspolizei von 
ihnen ſelbſt verwaltet wird, die Genehmigung des Kreis⸗Landraths bei 
Vermeidung einer Polizeiſtrafe bis zu zehn Thalern für jeden gefällten 
Baum einzuholen gehalten ſind. a 

Danzig, den 25. Juli 1853. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


14) Verbot der Beſchädigung der Eisbahnen.“) 
(Amtsblatt 184b. Nr. 8.) 


Es ſind Fälle vorgekommen, daß Fiſcher beim Aufhauen von Löchern 
im Eiſe auf den See'n und Flüſſen Behufs Aufſtellung ihrer Netze oft 
die als Communikationswege benutzten Eisbahnen beſchädigt haben, wodurch 
Unglücksfälle herbeigeführt worden ſind. 

Unter Bezugnahme auf das bereits allgemein geſetzlich beſtehende 
Verbot der Beſchädigung an Wegen ($ 1497 Thl. IJ. Tit. 20) ſetzen wir 
hierdurch feſt, daß das Aufſchlagen von Löchern im Eiſe überall da, wo 
ſich bereits eine Fahrbahn gebildet hat, oder in deren unmittelbarer Nähe, 
mit einer Polizeiſtrafe von 1 bis 5 Thlr. oder verhältnißmäßigem Gefängniß 
belegt werden ſoll. 

Auch wird dabei angeordnet, daß überall alle Löcher, welche zu irgend 


) S. auch $ 29. Nr. 2 des Feld⸗ und Forſtpolizei⸗Geſetzes vom 1. April 1880 
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einem Zwecke im Eiſe geſchlagen worden ſind, bei Vermeidung einer gleichen 
Strafe entweder durch die auf die hohe Kante geſtellten ausgehauenen Eis⸗ 
ſtücke oder durch beſondere Fuſen bezeichnet werden müſſen. 
Die Polizeibehörden haben die Befolgung dieſer Anordnung mit 
Nachdruck zu überwachen 
Danzig, den 12. Februar 1845. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


15) Fahren und Reiten anf Straßzen und Wegen. 
(Amtsblatt 1848. Stück 3.) 


Auf höhere Anordnung werden folgende Beſtimmungen für das 
Publikum und die uns untergeordneten Polizeibehörden unſeres Departements 
mit Ausſchluß der Stadt Danzig, für welche es bei den hier beſtehenden 
BR fein Bewenden behält, zur Nachachtung von uns bekannt 
gemacht: 
1. Niemand darf auf den Straßen, ſo wie in bewohnten, von 
Menschen zahlreich beſuchten Gegenden ſchneller, als in kurzem Tritt reiten 
oder fahren, auf den Brücken, in engen Straßen und Gaſſen aber, ſowie 
beim Einbiegen in andere Straßen und überall, wo die Paſſage durch einen 
Zuſammenfluß von Menſchen verengt wird, iſt es nur erlaubt, im Schritt 
zu fahren und zu reiten. Auch müſſen Fahrende und Reiter den Fuß⸗ 
gängern, welche ihnen in den Weg kommen, insbeſondere alten gebrechlichen 
Leuten, Kindern und Betrunkenen zurufen, und bei verzögerter Entfernung 
ſo lange halten, bis letztere erfolgt iſt. f 
2. Muß beim Fahren, Reiten und Führen der Pferde die Auſſicht 
über dieſelben dergeſtalt geführt werden, daß der Fahrende, Reiter oder 
Führer fie in feiner Gewalt behält. Die letztern müſſen daher die Pferde 
jederzeit kurz in der Hand halten, und wenn das geführte Pferd hinten 
auszuſchlagen gewohnt iſt, die Vorbeigehenden in Zeiten davor warnen. 

; Wer dieſes unterläßt, verfällt, wenn auch kein Schaden geſchehen iſt, 
in Strafe. 

3. Die auf öffentlichen Plätzen, Straßen oder ſonſt im Freien aus 
geſpannt oder angeſchirrt ſtehenden Pferde dürfen nicht ohne Aufſicht gelaſſen 
werden; und wer ſich von feinen Pferden zu entfernen genöthigt iſt, muß 
während ſeiner Entfernung die Aufſicht darüber einem Andern übertragen, 
von dem ſich die Verhinderung eines Unfugs der Pferde erwarten läßt. 
Ver ſich deſſen ungeachtet von ſeinem Fuhrwerke entfernt, ohne einen ſolchen 
Stellvertreter ſich beſchafft zu haben, bleibt nur in dem Falle mit der für 
dieſe Contravention beſtimmten Strafe verſchont, wenn er einmal die Vor⸗ 
ſicht angewendet hat, außer dem Anbinden der Leinen an den Armen der 
Deichſel, die Zugpferde einwendig abzuſträngen, und wo es ſich thun läßt, 
eines der Vorderräder des Wagens an die Rinnſteinbrücke, oder einen 
anderen, das ſchnelle Anziehen der Pferde verhindernden Gegenſtand, zu 
fahren; auch wenn 4 Pferde vor einem Wagen lang geſpannt ſind, außer 
der inwendigen Abſträngung der Hinterpferde, die Vorderbracke der Vorder⸗ 
pferde abzuhängen: und wenn zweitens während ſeiner Entfernung durch 
ſeine Pferde kein Schaden entſtanden iſt; außerdem aber muß er nicht nur 
den, durch dieſelben angerichteten Schaden erſetzen, ſondern verfällt auch 
überdieß in Strafe. 
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4. Ueberhaupt aber iſt es verboten, in Städten auf öffentlichen | 
Straßen mit Wagen den Weg zu verſperren, oder zu behindern, ſo wie 
auch hier auf keinen Fall der Ort iſt, die Pferde abzufüttern. Die Polizei⸗ 
Beamten müſſen jeden Uebertreter ſogleich fortweiſen und wer eine ſolche 
0 5 zu befolgen im geringſten zögert, verfällt in Strafe. 


Das Einfahren junger Pferde auf öffentlichen Plätzen innerhalb 
der Stadt, iſt bei Strafe gänzlich unterſagt. 

6. Auf dem Bürgerſteige, wo ein ſolcher vorhanden iſt, und den⸗ 
jenigen öffentlichen Plätzen, welche ausſchließlich zum Spazierengehen beſtimm, 
ſind, darf nicht geritten, gefahren oder mit Pferden gehalten werden. Jeder 
Contravenient verfällt in Strafe. 

7. Reiter und Fahrende müſſen beim Ausbiegen ſtets die rechte 
Hand halten. 

8. Beim Fahren auf den Straßen der Städte und auf den Brücken, 
müſſen die Wagen hinter einander folgen, und niemals mit einander zur 
Wette fahren. 

9. Das Schlittenfahren in den Städten, inſonderheit zur Nachtzeit, 
darf nur mit Schellengeläute, oder mit einem ſtatt deſſelben angebrachten 
Glöckchen geſchehen. 

10. Es wird ausdrücklich unterſagt, die Pferde in den Gaſthöfen, 
oder auf den Straßen frei gehen zu laſſen, ohne ſie am Zügel zu führen. 

11. Ausgeſpannte Pferde dürfen bei Nachtzeit eben jo wenig wie 
andere Gegenſtaände, an denen die Vorübergehenden in der Dunkelheit 
Schaden nehmen könnten, auf der Straße gelaſſen werden. 

12. Wer den vorſtehenden Feſtſetzungen zuwider handelt, verfällt 
nach Befinden der Umſtände und nach bewieſener geringerer, oder größerer 
Fahrläſſigkeit in eine Geldſtrafe von 1 bis 5 Thlr., und iſt außerdem, 
wenn Schaden geſchehen iſt, zum Schadenerſatz verbunden. 

Den Polizeibehörden bleibt es überlaſſen, nach Verſchiedenheit der 
Fälle zu beſtimmen, welcher Satz der Strafe angewendet werden ſoll. 

Wir erwarten, daß die uns untergebenen Behörden mit Strenge 
auf die Befolgung der obigen Beſtimmungen halten werden. a 

Die Königl. Landraths⸗Aemter insbeſondere haben die Ortspolizei⸗ 
Behörden ihres Kreiſes hiebei ſtrenge zu kontroliren, und da die Bewohner 
des platten Landes hiebei ſich weſentlich intereſſiren, dafür zu ſorgen, daß 
die vorſtehenden Beſtimmungen überall gehörig publicirt und öfters wieder 
in Erinnerung gebracht werden 

Danzig, den 7. Januar 1846. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


16) Recht von marſchirenden Truppen auf freie Paſſage. 
(Amtsblatt 1862, Seite 235.) 


In Folge höherer Anordnung wird auf Grund des 5 11 des Ge— 
ſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetzſammlung 
Seite 265) hierdurch feſtgeſetzt, daß Fuhrwerksführer, Reiter, Viehtreiber 
und Karrenſchieber marſchirenden Militär-Abtheilungen ausweichen und 
falls lein Platz zum Vorbeipaſſiren vorhanden iſt, anhalten müſſen, bis die 
marſchirende Abtheilung vorüber iſt. 
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Wer dieſer Polizei⸗Verordnung entgegen handelt, wird mit einer 
Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu drei Thalern, im Unvermögens⸗ 
falle aber mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe bis zu vier Tagen beſtraft. 

Danzig, den 2. November 1862. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


17) Verbot, den Pflug auf Chauſſeen ſchleppen zu laſſen. 
(Amtsblatt 1855, Seite 242.) 


Die Benutzung der zum Transport der Pflüge üblichen Pflug⸗ 
Schleppen auf Chauſſeen iſt für die letzteren mit erheblichen Nachtheilen 
verbunden. 

{ In Folge höherer Veranlaſſung verordnen wir daher auf Grund des 
$ 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung, daß 
die Pflüge künftig auf den Staats Chauſſeen unſeres Verwaltungsbezirks 
bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe von einem bis fünf Thalern entweder 
nur mittelſt Wagen oder auf zweirädrigen Karren transportirt werden 
dürfen, welche letzteren ſo conſtruirt ſein müſſen, daß der Pflug nicht auf 
der Chauſſee ſchl ppt. 0 

Am jedoch die allmählige Anſchaffung der gedachten Karren zu er⸗ 
leichtern, ſoll die gegenwärtige Polizei⸗Verordnung erſt mit dem 13. Oc⸗ 
tober 1857 in Kraft treten. 

Danzig, den 13. October 1855. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


18) Belaſtung der Wagen auf Chauſſeen. 
a. (Amtsblatt 1858, Seite 41.) 


In Intereſſe der Chauſſeeverwaltung und aus Rückſicht auf die 
öffentliche Sicherheit bei Transporten von untheilbaren ſchweren Laſten auf 
der Chauſſee, zu denen namentlich auch Dampfkeſſel gehören, verordnen wir 
auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850: 

1) daß, wenn Fuhrwerke mit untheilbaren Laſten, welche incl. Wagen 
ſchwerer als 170 Centner wiegen, Brücken oder Fähren paſſiren 
ſollen, der Abſender oder der Frachtführer davon vorher, Behufs der 
zu treffenden Sicherheitsvorkehrungen, dem betreffenden Kreisbaube⸗ 

amten unter genauer Deklarirung des Geſammtgewichts ſolcher Fuhr⸗ 
werke, Anzeige zu machen und die Erklärung deſſelben abzuwarten 
haben, ob die auf dem angegebenen Wege vorhandenen Brücken und 
Fähren eine ſolche Belaſtung geſtatten, oder welcher Koſtenaufwand 
dazu erforderlich iſt, um fie dazu in den Stand zu ſetzen; 

2) daß der Abſender die von dem Kreisbaubeamten aufzugebenden wahr: 
ſcheinlichen Koſten der zu treffenden Sicherheitsvorkehrungen vor der 
Inſtandſetzung der Brücke oder Fähre bei der von dem Kreisbaube⸗ 
amten ihm anzuzeigenden Baukaſſe im Voraus einzuzahlen habe; 

3) daß Führer ſolcher Fuhrwerke, welche die ad | vorgeſchriebene An⸗ 
zeige und Deklarirung unterlaſſen, oder die Dellarirung unrichtig 
bewirken, und vor erfolgter Benachrichtigung, daß die Brücken, 
Fähren ꝛc. in einen der angezeigten Belaſtung entſprechenden Stand 
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geſetzt ſind, dieſelben paſſiren, nicht nur allen Schaden, welcher dem 
Fuhrwerke oder an der Ladung entſtehen möchte, ſich ſelbſt beizu⸗ 
meſſen haben, ſondern auch alle Beſchädigungen an den Brücken oder 
Fähren zu tragen haben, und jedenfalls, auch wenn ein Schaden nicht 
entſteht, in eine Geldſtrafe bis zum Betrage von zehn Thalern 
verfallen. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen finden für jetzt nur auf die 

Staats⸗Chauſſeen Anwendung. 
Danzig, den 27. Februar 1858. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


b. (Amtsblatt 1858, Seite 203.) 8 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung wird hiermit Folgendes verordnet: 
Die im 11. Stücke des Amts⸗Blattes von dieſem Jahre, Seite 41, 
Nr. 62, enthaltene Polizeiverordnung vom 27. Februar d. I., in Be⸗ 
treff des Transportes von untheilbaren ſchweren Laſten über die 
Brücken und Fähren in den Chauſſeezügen, wird, unter Aufhebung 
der am Schluſſe derſelben ausgeſprochenen Beſchränkung, auf ſämmtliche, 
im diesſeitigen Regierungsbezirke bereits vorhandenen, und noch zu 
erbauenden Kreis- und Gemeinde-Chauſſeen ausgedehnt. 
Danzig, den 14. Auguſt 1858. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


19. Nächtliche Beleuchtung und Signaliſirung 
der Segelſchiffe. 
(Amtsblatt 1858. Seite 265.) 


Unter Bezugnahme auf unſere Amtsblatt = Bekanntmachung vom 
21. v. M, die nächtliche Beleuchtung und Signaliſirung der Segel- und 
Dampfſchiffe betreffend (Amtsblatt pro 1858, Seite 221), verordnen wir 
zur Ausführung derſelben, auf Grund des § 11 des Geſetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, unter Aufhebung unſerer Polizei⸗ 
verordnung vom 4. Auguſt 1853 (Amtsblatt pro 1853 Seite 216), 
Folgendes: f 

1) Der Verpflichtung, die in der oben erwähnten Bekanntmachung 
sub I. II. III. vorgeſchriebenen Nacht- und Nebelſignale zu führen und in 
Anwendung zu bringen, unterliegen gleichmäßig alle preußiſche und nicht- 
preußiſche Dampfſchiffe, Segelſchiffe und Segelfahrzeuge bei ihren Fahrten, 
reſp. beim Ankern auf den zu unſerem Verwaltungsbezirke gehörigen 
Rheden, ſowie auf den zwiſchen der Oſtſee und der Hafenſtadt Danzig, 
und dem friſchen Haff und der Hafenſtadt Elbing belegenen Fahrwaſſern, 
Strömen und Binnengewäſſern. 

Die sub III. der erwähnten Bekanntmachung enthaltenen Leſtim⸗ 
mungen finden auf diejenigen Schiffe und Fahrzeuge keine Anwendung, 
welche unmittelbar an den Bohlwerken, reſp. am Ufer oder auf den für 
größere Schiffe unbefahrbaren Tiefen vor Anker liegen. 

2) Von den vorſtehend sub J. bezeichneten Verpflichtungen bleiben 
vorläufig alle zum Segeln eingerichteten Fiſcherfahrzeuge befreit, mit welchen 
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die 455 oder die vorerwähnten Ströme und Binnengewäſſer befahren 
werden. 

3) Damit die vorgeſchriebene nächtliche Beleuchtung, ſowie das 
Signaliſiren bei nebliger Witterung jederzeit vollſtändig bewirkt werden 
kann, müſſen auf jedem der den vorerwähnten Verpflichtungen unterliegenden 
Dampfſchiffe, Segelſchiffe und Segelfahrzeuge zweckmäßig eingerichtete 
Laternen, Glocke und Nebelhorn, ſtets am Bord geführt werden. 

4) Für die Befolgung der vorſtehenden Beſtimmungen ſind die 
Führer der Dampfſchiffe, Segelſchiffe und Segelfahrzeuge verantwortlich 
und werden Zuwiderhandlungen gegen dieſelben mit einer Geldſtrafe bis 
10 Thlr., welcher im Unvermögensfalle verhältn ißmäßige Gefängnißſtrafe 
ſubſtituirt wird, geahndet. 

5) Die Befolgung der Vorſchriften dieſer Verordnung iſt von allen 
Schifffahrts⸗ und Hafen⸗Polizei⸗Behörden, dem Lootſen-Perſonal und den 
Fiſcherei-Beamten zu überwachen. 

Danzig, den 28. Oktober 1858. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


20. Dampfſchifffahrt. Allgemeines Regulativ über den 
Betrieb. 


(Amtsblatt 1846. Extra⸗Beilage zum 12. Stück.) 
Konſtruktion, Aus rüſtung und Erhaltung. 


Eigner und Führer von Dampfſchiffen haben auf den Bau, die Aus⸗ 
rüſtung und Erhaltung derſelben und ihre Zubehörungen, insbeſoudere der 
Maſchinen und Keſſel ganz vorzügliche Sorgfalt zu verwenden, und die be⸗ 
ſtehenden Vorſchriften wegen der Anlage und des Gebrauchs von Dampf- 
apparaten genau zu beobachten. Sie ſind verpflichtet, ſich den von Zeit 
zu Zeit vorzunehmenden amtlichen Unterſuchungen der Dampfſchiffe zu 
unterwerfen, und die etwa hierbei gerügten Mängel ſofort abzuſtellen. 

Läuten mit der Schiffsglocke. 

. § 2. 

An Bord eines jeden Dampfſchiffes ſoll ſich eine metallene Schiffs⸗ 
glocke von angemeſſener Größe befinden und mit derſelben geläutet werden: 

a, vor der Abfahrt, 

b. bei der Annäherung von Schleuſen, Fähranſtalten und Anlegeplätzen, 

c. bei der Annäherung und dem Begegnen von Schiffen und anderen 
Fahrzeugen im Fahrwaſſer, 

d. bei dem Ein- und Auslaufen in die Häfen, Kanäle und Flüſſe, 

e. bei nächtlicher Fahrt und im Nebel von Zeit zu Zeit; und müſſen 
die Unterbrechungen deſto kürzer ſein, je weniger Dunkelheit oder 
Nebel die Gegenſtände in der Umgebung des Schiffes erkennen laſſen, 

bei der Annäherung von Pulver⸗Magazinen. 
Abfahrt. 
3 


Wenn ein Dampfſchiff abgefahren iſt, ſo darf ihm von demſelben 
Abgangs-Orte und in derſelben Richtung ein zweites Dampfſchiff erſt nach 
Verlauf einer halben Stunde folgen. f 
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Begegnen. 


§ 4. 

Von zwei ſich begegnenden Dampfſchiffen muß, wenn es die Oert⸗ 
lichkeit geſtattet, jedes dem andern rechts ausweichen. 

Wenn ein Dampfſchiff einem Segelſchiff begegnet, ſo muß es dieſem 
unter derſelben Vorausſetzung rechts ganz ausweichen; Fahrzeugen, welche 
getreidelt werden, muß jedoch immer auf der dem Leinpfade entgegengeſetzten 
Seite ausgewichen werden. 


8 5. 

Muß ein Dampfſchiff das Fahrwaſſer inne halten, ſo giebt es durch 
Aufziehen einer blauen Flagge bis zum halben Maſt und durch Schläge 
auf die Glocke das Zeichen, worauf das ihm begegnende Segelſchiff, ſoweit 
es irgend angeht, ausweichen muß, aber die Wahl des Ufers behält 

8 


Ss . 

Iſt die Schifffahrtrinne an irgend einer Stelle jo ſchmal, daß fie 
das gleichzeitige Durchgehen zweier ſich begegnenden Schiffe nicht geſtattet, 
und befindet ſich das Eine bereits in derſelben, ſo muß das Andere, bis 
jenes ſie verlaſſen hat, beilegen. 

Gelangen beide gleichzeitig an ſolche Stromenge, jo darf das ſtrom⸗ 
aufgehende Schiff in dieſelbe nicht einlaufen, bevor das ſtromabgehende 
die zurückgelegt hat. Iſt aber eins der Schiffe ein Dampfſchiff, jo muß 
das Segelſchiff, gleichviel ob es aufs oder abwärts geht, auf das Zeichen 
des Dampfſchiffes (§ 5) beilegen, bis dieſes die Stromenge zurückgelegt und 
die blaue Flagge wieder eingezogen hat. 


7. 

Diejenigen Stellen des Fahrwaſſers, auf welche vorſtehende Beſtim⸗ 
mungen ($ 6) Anwendung finden, werden durch die Amtsblätter der Pro- 
vinz alljährlich bekannt gemacht, und wo es angeht, durch Tafeln oder 
entſprechende Marken im Fahrwaſſer bezeichnet werden. 

Vorbeifahren. 
8 8. 

Der Führer eines Schiffes, welches eine ſchnellere Fahrt hat, als das 
ihm vorangehende, darf von dem Führer des Letztern, wenn er daſſelbe 
erreicht hat, und es ohne Gefahr oder ohne erheblichen Zeitverluſt aus⸗ 
weichen kann, und ſeine Fahrt nicht beſchleunigen will, verlangen, daß er 
das ſchneller fahrende Schiff vorbeilaſſe 

Sit das nachkommende Schiff ein Dampfſchiff, jo muß es ſeine Ab⸗ 
ſicht, dem ihm voranfahrenden Schiffe vorbeizugehen, durch das Läuten mit 
der Schiffsglocke zu erkennen geben. Erreicht ein Dampfſchiff ein anderes 
Fahrzeug vor einer Stromenge ($ 6), jo muß das Letztere beilegen, und 
dem Dampfſchiff den Vorgang in die Stromenge überlaſſen. Hat aber 
das vorfahrende Schiff die Stromenge bereits erreicht, ſo muß bis zu 
ſeinem Abgange aus derſelben das folgende zurückbleiben. 


Sperrung der Fahrt. 


8.9. 

Sit, die Fahrt unvermeidlich geſperrt, jo muß der Führer des 
Dampfſchiffes die Maſchine zeitig ſtopfen, oder rückwärts gehen. Es darf 
aber kein Fahrzeug an einer Stelle liegen bleiben, wo es den Schiffs- 
verkehr hindert oder erſchwert, widrigenfalls es auf Koſten des Eigen⸗ 
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thümers auf die Seite gebracht werden ſoll. Iſt das Hinderniß durch die 
Schuld des Führers veranlaßt, ſo verfällt derſelbe noch außerdem in 
Strafe. 
Ankern und Anlegen. 
8 10. 

Dampfſchiffe ſollen in der Regel nur an den ihnen von den Polizei— 
behörden angewieſenen Ankunfts- und Abgangsſtellen anlegen und Perſonen 
oder Güter abſetzen oder einnehmen. Sollen auf der Fahrt Perſonen oder 
Güter an Kahnſchiffer abgeſetzt oder von ihnen übernommen werden, ſo 
muß der Führer des Dampfſchiffes den Dampf ablaſſen, die Räder an 
halten und mit der Glocke das Zeichen geben. Erſt nachdem letzteres ge— 
ſchehen, darf der Kahnſchiffer ſich nähern. 

5 41 


1. 

Jedes Schiff, welches an einer vom Ufer entfernten Stelle, oder am 
Ufer da, wo dergleichen gewöhnlich nicht zu liegen pflegen, vor Anker liegt, 
iſt während der Dunkelheit ($ 12) an einer, nach allen Seiten hin ſicht⸗ 
baren Stelle mit einer erleuchteten Laterne zu verſehen. 

Vorſicht beim Fahren. 
12; 

Jedes Schiff, welches in der Nacht — von Sonnenuntergang bis 
Sonnenaufgang — oder bei dichtem Nebel fährt, ſoll zwei erleuchtete 
Laternen, und zwar die eine am halben Maſte, wenn es aber keinen Maſt 
hat, an einer aufgerichteten Stange und die zweite am Bugſpriet führen. 

Ein Dampfſchiff hat außerdem von Zeit zu Zeit durch Schläge auf 
der Glocke Zeichen zu geben ($ 2). 8 

5 1 


§ 13. 

Wenn einem Dampfſchiffe ein kleines Fahrzeug bis zu zehn Laſten 
Tragfähigkeit begegnet, ſo ſoll das Dampfſchiff in der Nähe deſſelben nur 
mit halber Maſchinenkraft fahren, und ſich ſoweit entfernt halten, als es 
örtlich zuläſſig iſt, damit durch den Wellenſchlag kein Schaden angerichtet 
werde. Sollte indeſſen das Dampfſchiff jenem Fahrzeuge jo nahe gekommen 
ſein, daß die Ausübung halber Maſchinenkraft demſe ben noch gefährlich 
werden könnte, ſo ſoll das Dampfſchiff, wenn es ohne Gefahr geſchehen 
kann, die Räder ſo lange hemmen, bis ſich das andere Fahrzeug weit genug 
entfernt haben wird. 

; 14. 


8 5 
Die Führer kleiner Fahrzeuge ($ 13) dürfen beim Laviren einem 
Dampfſchiffe nicht in den Cours laufen, und ſind ihm auszuweichen ver— 
pflichtet. 
8 15. 


Sind Merkmale oder Warnungszeichen im Strome ausgeſteckt, um 
das Fahrwaſſer, die Stromenge (§ 6) oder die vorhandenen Hinderniſſe 
zu bezeichnen, jo dürfen dieſelben nicht beſchädigt, verrückt oder weg⸗ 
gebracht werden. Geſchieht dies dennoch, ſo muß der Führer des Fahr— 
zeuges es ſofort der Polizeibehörde des nächſten Ortes, wo er anlegt, 
anzeigen. 

16 


Bei der Annäherung von Fähranſtalten muß das Dampſſchiff zeitig 
durch wiederholtes Läuten mit der Glocke Zeichen geben und dürfen die 
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Fährleute alsdann keine Ueberfahrt machen; wenn ſie ſich aber auf einer 
ſolchen ſchon befinden, ſo müſſen ſie nach dem Ufer ausweichen, welches der 
Fähre am nächſten iſt. 
8 17. 
Dampfſchiffe dürfen die ſtehenden Brücken nur mit gemäßigter, 
höchſtens mit halber Stromgeſchwindigkeit paſſiren. 


Flöße, Wittinnen u ſ. w. 


§ 18. 

Die Beſtimmungen §§ 4, 5, 6, 8, 9, 11, 12, 15, finden auf Flöße, 
Wittinnen und Struſen ebenfalls Anwendung. Wenn jedoch ein Floß, 
eine Wittinne oder Struſe und ein Dampfſchiff gleichzeitig an eine der 
8 6 bezeichneten Stromengen gelangen, fo haben die erſteren gleichviel ob 
ihnen das Dampfſchiff folgt oder entgegenkommt, zu warten, bis das 
letztere die Stromenge zurückgelegt hat. In den 88 11 und 12 gedachten 
Fällen iſt ein Floß an jedem Ende mit einer erleuchteten Laterne zu 
verſehen. 


Bugſiren der Schiffe durch Dampfſchiffe. 
Ss 19. 
8 Beim Bugſiren der Schiffe durch Dampfſchiffe haben ſich die Führer 
den Anordnungen der betreffenden Beamten zu fügen. 


Pulver-Transporte. 


§ 20. 

Hinſichts der Pulver⸗Transporte kommen die Vorſchriften des Regu— 
lativs vom 23. Dezember 1833 88 36—47 und des Circular-Reſcripts 
vom 28. Februar 1837, welche durch die Regierungs-Amtsblätter zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht worden ſind, und hiermit in Erinnerung ge— 
bracht werden, zur Anwendung. 

Strafen. 
§ 21. N 

Jede Uebertretung oder Nichtbeachtung der in dieſem Regulativ ge⸗ 
gebenen Vorſchriften und Verbote wird, unter Vorbehalt der Verbindlichkeit 
zum Schadenerſatz mit einer Polizei⸗Strafe bis zu 50 Thalern oder im 
Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet. 

Ausführung. 
8 22. 

Die Aufſicht über die Befolgung der in dieſem Regulativ ertheilten 
Vorſchriften haben die Strom-Polizeibeamten, die Lootſen und Lootſen⸗ 
Kommandeure, die beim Waſſerbau angeſtellten Baubeamten und Baus 
Aufſeher, die Forſt⸗, Steuer- und Polizeibeamten und Gensdarmen. 


Allgemeine Beſtimm ungen. 
§ 23. 
Die bereits beſtehenden ſchifffahrtspolizeilichen Vorſchriften werden 
durch dies Regulativ nur inſoweit abgeändert, als darin anderweite Be- 
ſtimmungen getroffen worden ſind. 
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8 24. 

Beſondere durch die Oertlichkeit gebotene Vorſchriften bleiben vor⸗ 
behalten, und werden, wenn das Bedürfniß dazu hervortritt, von der be⸗ 
9 Regierung auf geeignetem Wege zur öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden. 

Berlin den 18. April 1844. 

Der Finanz⸗Miniſter. (L. 8) Der Miniſter des Innern. 

(gez.) v. Bo delſchwingh. (gez.) Graf v. Arnim. 

Ich genehmige auf Ihren Bericht vom 18. v. M. das hierbei zu⸗ 
rückerfolgende Regulativ, enthaltend die durch den Betrieb der Dampf⸗ 
ſchifffahrt auf dem friſchen und kuriſchen Haff und auf den ſchiffbaren 
Gewäſſern der Provinz Preußen für den Schifffahrtsverkehr erforderlich 
gewordenen Polizei⸗Vorſchriften, und ermächtige Sie, daſſelbe mit meiner 
gegenwärtigen Ordre durch die Amtsblätter der Provinz Preußen zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Potsdam, den 6. Mai 1844. 

(gez.) Friedrich Wil helm. 


Indem wir vorſtehendes von den Königlichen Miniſterien der Finanzen 
und des Innern unter dem 18. April pr. erlaſſene Regulativ, enthaltend 
die durch den Betrieb der Dampf⸗Schifffahrt auf dem friſchen und kuriſchen 
Sal und auf den ſchiffbaren Gewäſſern der Provinz Preußen für den 

chiffsverkehr erforderlich gewordenen Polizei ⸗Vorſchriften, und die, die 

Genehmigung deſſelben enthaltende Allerhöchſte Kabinets⸗Ordre vom 6. Mai 
pr. hiemit zur Kenntniß des Publikums bringen, ſetzen wir gleichzeitig 
für den Schifffahrts⸗Betrieb auf den Gewäſſern des hieſigen Regierungs⸗ 
Bezirks auf Grund des § 24 des vorſtehenden Regulativs Folgendes feſt: 

a) Ueberall, wo die Fahrbahn an und für ſich ſchmal, oder wo dieſelbe 
durch anderweitigen Schiffsverkehr beengt iſt, hat der Führer eines 
Dampfboots nur mit verminderter Schnelligkeit zu fahren. 

Es muß dies namentlich allemal geſchehen 
1. auf dem Elbing⸗Fluß und in dem Kraffohl⸗Kanal, und 
2. in dem Hafenkanal zu Neufahrwaſſer und auf der Mottlau, und 
zwar mu . 
ad 1. die Dampfkraft dergeſtalt vermindert werden, daß der 
Wellenſchlag, welchen das Dampfboot verurſacht, nur unbe⸗ 
deutend iſt, und in keiner Art nachtheilig werden kann, und 
ad 2. daß nicht mehr als 2 bis 2¼ Knoten pro Stunde oder 3 
bis höchſtens 5 Fuß pro Secunde vom Dampfboot zurück⸗ 
gelegt werden. 

p) Bei allen Schleuſen ſollen die auf der Fahrt begriffenen Dampfboote 
der Reihenfolge enthoben ſein, und vor den übrigen Fahrzeugen durch⸗ 
gelaſſen werden. 

c) Das Bugſiren von Schiffen, Bordingen oder anderen Waſſerfahr⸗ 
zeugen vermittelſt der Dampfſchiffe iſt im Allgemeinen geſtattet. Beim 
Bugſiren der Schiffe aus dem Hafen in Neufahrwaſſer iu die See, 
und aus der See in den Hafen daſelbſt, — welches nur nach vor⸗ 
gängiger 3 bei dem Lootſen⸗Kommandeur und mit deſſen Ge⸗ 
nehmigung geſchehen, jedoch ohne einen triftigen Grund nicht be⸗ 
hindert werden kann, muß jedoch der Führer des Dampfboots > 
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Anordnungen des Lootſen-Kommandeurs, die Localität des Hafens 
und des Lootſenfahrwaſſers betreffend genau Folge leiſten. 

Ganz unzuläſſig iſt das Bugſiren dagegen im Hafenkanal zu Neu⸗ 
fahrwaſſer von der Schleuſe bis zum Crochet der weſtlichen Moole, 
und umgekehrt; ferner in der Mottlau von Strohdeich bis in die Stadt 
Danzig, und dann, wenn es zeitweiſe von der betreffenden Stroms 
reſp. Ortspolizeibehörde wegen der Beſchränktheit der Fahrbahn auf 
gewiſſen Strecken unterſagt werden ſollte. 

d) Den in Thätigkeit geſetzten Dampfbooten kann das Anlegen unter 
einer Entfernung von 500 Schritt von den Pulvermagazinen nicht 
geſtattet werden. Eine Ausnahme hierin iſt nur geſtattet in Havarie 
fällen, wo ein augenblickliches Stillſtehen nöthig iſt. Der Dampf⸗ 
bootsführer iſt dann aber verpflichtet, ſogleich das Feuer unter dem 
Keſſel auslöſchen zu laſſen. 3 

e) Auf der Mottlau von Strohdeich aufwärts dürfen aur "Diejenigen 
Dampfboote mittelſt Dampfkraft fahren, denen Seitens der Polizei- 
behörde ausdrücklich die Erlaubniß hiezu ertheilt worden iſt. In den 
betreffenden Erlaubnißſcheinen werden die Bedingungen, unter welchen, 
und die Tageszeiten, an welchen die qu. Fahrten vorgenommen wer⸗ 
den können, gengu- bezeichnet werden. — 

Zu jeder Abweichung davon muß die Erlaubniß der Polizeibehörde 
be nachgeſucht werden. 

f) Im Hafen zu Neufahrwaſſer, auf der Mottlau und Weichſel, dem 

affohl⸗Kanal, dem Elbinger Fahrwaſſer und dem friſchen Haff 
darf keine Aſche über Bord geworfen werden. 

g) Dampfboote, welche die oben genannten Gewäſſer befahren wollen, 
dürfen nur mit Steinfohlen feuern, auch ſoll das Sicherheitsventil 
ſtets nur mit dem geſetzlich vorgeſchriebenen Gewicht belaſtet fein. 
Eine Ausnahme rückſichtlich der Heizung findet nur Statt bei den 
Dampfbooten, welche blos den Hafen von Neufahrwaſſer, und zwar 
von der See aus nur bis zum Crochet an der weſtlichen Moole, und 
umgekehrt, berühren, indem dieſen geſtattet iſt, auch mit Torf oder 

Holz zu feuern. 

h) An Bord eines jeden Dampfboots muß ein Feuerungs⸗Journal ge⸗ 
führt werden, woraus genau zu erſehen iſt: 

1. wie viel Stunden hindurch täglich gefeuert wird, 

2 =: oft die Feuerungs » Kanäle und der Schornſtein gereinigt 
werden, 

3. 2 — die Keſſel gereinigt und vom Keſſelſteine befreit werden, 
owie 

4. jede Havarie, welche bei dem Keſſel oder der Maſchine Statt ge- 

Peer unter Anführung der wahrſcheinlichen Veranlaſſung zu 

elbigen. 

i) Jeder Führer eines Dampfboots iſt verpflichtet, die Reinigung der 
euerungs⸗Kanäle und Schornſteine jedesmal nach 24 ſtündiger Feue⸗ 
rung, wenn die bevorſtehende Fahrt bei einem Pulvermagazine vor⸗ 
beifährt, und, wo dieſes nicht Statt findet, mindeſtens nach 48 ſtün⸗ 
diger Fahrt bewirken zu laſſen. Desgleichen muß der Keſſel häufig 
gereinigt und vom Keſſelſteine befreit werden. 
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k) Wenn Pulverbeftände aus den Magazinen heraus, oder in ſelbige 
hinein geſchafft, oder außerhalb der Magazine geſonnt werden, muß 
das Aufrühren des Feuers unter dem Dampfkeſſel der Dampfboote 
unterbleiben, die Ofenthüren müſſen geſchloſſen ſein, und das Dampf⸗ 
boot muß ſo weit als möglich das jenſeitige Ufer halten. Außerdem 
muß es drei Minuten vorher, bevor es den erwähnten Raum paſſirt, 
mit der Schiffsglocke läuten, damit die Arbeiter Zeit gewinnen, das 
etwa freiliegende Pulver zu bedecken und das Umſchütten deſſelben 
einzuſtellen. — Daß dergleichen Arbeiten Statt finden, ſoll nicht 
allein Tags vorher den verantwortlichen Dampfſchifffahrts⸗Unter⸗ 
nehmern durch das Artillerie-Depot angezeigt, ſondern auch während 
der Dauer der Arbeit ſelbſt durch eine in der Nähe des Arbeits⸗ 
platzes ausgeſteckte, auf dem Strom ſichtbare ſchwarze Flagge ange⸗ 
deutet werden. 

In außerordentlichen Fällen, wenn etwa eine Gefahr der Entzün⸗ 
dung bei Pulverarbeiten zu befürchten ſteht, kann das Paſſiren der 
Dampfboote bei dieſen Arbeitsplätzen gänzlich unterſagt werden. 

1) Uebertretungen der vorſtehenden Vorſchriften, werden, ſofern ſie nicht 
ſonſt ſchon durch allgemeine Verordnungen mit beſonderen Strafen 
belegt find, durch eine Geldſtrafe von 1 bis 50 Thlr. oder verhält⸗ 
nißmäßiges Gefängniß geahndet. Im Wiederholungsfalle kann die 
Strafe verdoppelt, und gegen den ſchuldigen Schiffsführer bis zur 
Entziehung der Gewerbsbefugniß verſchärft werden. a 

Danzig, den 28. Februar 1845. 


Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 
Beſchluß. 
(Amtsblatt 1877. Seite 193.) 


; Auf Grund des § 83 der Provinzial-Ordnung vom 29. Juni 1875, 
in Verbindung mit 8 9 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 


11. März 1850, ſetze ich hierdurch, unter Zuſtimmung des Provinzial 
Rathes der Provinz Preußen, von der Bekanntmachung der Königlichen 
Regierung zu Danzig vom 28 Februar 1845 (Außerordentliche Beilage 
zum Amtsblatt der gedachten Regierung Nr. 12 vom 19. März 1845): 
1. die unter o enthaltene Beſtimmung, nach welcher das Bugſiren ver⸗ 
mittelſt der Dampfſchiffe in der Mottlau von Strohdeich bis zur 
Stadt Danzig für ganz unzuläſſig erklärt wird, 

„die unter e aufgeführten Beſtimmungen vollſtändig von den Worten 
„Auf der Mottlau von Strohdeich aufwärts“ bis zu den Worten 
„beſonders nachgeſucht werden,“ - 

außer Kraft, nachdem ſchon früher die beſagte Königliche Regierung das 
ebenfalls unter c der Bekanntmachung ausgeſprochene Verbot des Bug⸗ 
5 — rang der Dampfſchiffe im Hafenkanal zu Neufahrwaſſer aufge- 
en hat. 
Königsberg, den 28. Auguſt 1877. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
Vorſtehender Beſchluß wird mit Bezug auf § 24 des Regulativs, enthaltend 


die durch den Betrieb der Dampfſchifffahrt auf dem friſchen und kuriſchen 
Haff und auf den ſchiffbaren Gewäſſern der Provinz Preußen W 
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Schiffsverkehr erforderlich gewordenen Polizeivorſchriften vom 18. April 
1844. (Extrabeilage zum Amtsblatt Nr. 12 pro 1845) hierdurch zur 
öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Danzig, den 4. September 1877. 
Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


21. Perſonenbeförderung auf den Dampfſchiffen. 
(Amts blatt 1859. Seite 46.) 


Auf den Grund der SS. 6 a. b. und k, 11 und 12 des Heſetzes 
70 u über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird in Bezug auf den 


27 


Gewerbebetrieb mit den zur Perſonenbeförderung beſtimmten Dampfſchiffen 
für unſeren Verwaltungsbezirk Folgendes angeordnet: 


Betrieb des Gewerbes. 


8 1. — 
Die Unternehmer von Dampfſchifffahrten, deren Zweck die Beförderung 
von Perſonen iſt, unterliegen hinſichtlich des Betriebes ihres Gewerbes den 
nachſtehenden Beſchränkungen: 7 


Polizeiliche Controle der Beſchaffenheit des Dampfſchiffs 
reſp. der Qualifikation des Schiffsführers und Maſchinen⸗ 


meiſters. 


8 2. 

Der Polizeibehörde ſteht es zu, ſich von der baulichen Beſchaffenheit 
des Schiffsgefäßes und der ſonſtigen wichtigeren Theile des Fahrzeuges 
Kenntniß zu verſchaffen und im Falle ihr Zuſtand zu Beſorgniſſen Veran— 
laſſung giebt, das Schiff außer Fahrt zu ſetzen. 

Jedesmal vor Beginn des jährlichen Gewerbebetriebs mit den zur 
Perſonenbeförderung beſtimmten Dampfſchiffen, außerdem aber auch ſpäter, 
ſo oft ein Wechſel in der Perſon des Schiffsführers oder Maſchinenmeiſters 
ſtattfindet, haben die Rheder ſchriftlich der Polizeibehörde den Führer und 
den Maſchinenmeiſter des Dampfſchiffes namhaft zu machen, und wenn es 
verlangt wird, dieſe Perſonen zu veranlaſſen, ihre Befähigung durch Zeug- 
niſſe nachzuweiſen. Die Polizeibehörde iſt befugt, auf die Entfernung von 
Führern oder Maſchinenmeiſtern zu dringen, deren Unfähigkeit und Unzu⸗ 
verläſſigkeit ſich herausgeſtellt hat, und bis dahin, daß dieſem Verlangen 
nachgekommen iſt, und zuverläſſigere Perſönlichkeiten angenommen ſind, die 
Fahrten zu ſiſtiren. 8 


Tragfähigkeit des Schiffes reſp. Abwendung von Ueberfüllung. 


§ 3. 

Ebenſo ſteht es der Polizeibehörde zu, auf Grund eines Gutachtens 
von Sachverſtändigen, die Zahl der Paſſagiere feſtzuſetzen, welche jedes zur 
Perſonenbeförderung beſtimmte Dampfſchiff höchſtens aufnehmen darf. 

Schiffsführer, welche durch Aufnahme einer größeren als die feſtge— 
ſetzte Anzahl von Perſonen in das ihrer Führung anvertraute Schiff die 
Paſſagiere in Gefahr ſetzen, unterliegen, abgeſehen von der etwaigen ftraf- 
rechtlichen Verfolgung, der höchſten, durch dieſe Verordnung zugelaſſenen 
Strafe. Außerdem kann die Behörde ihre Entfernung verlangen und bis 
dahin die Fahrten ſiſtiren. Sind ſie durch ihren Rheder hierzu veranlaßt 
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worden, ſo wird auch dieſer nach Maßgabe der gegenwärtigen Verordnung 
event. des Strafgeſetzbuchs mit Strafe belegt und hat die Polizeibehörde 
darüber zu befinden, ob fein Dampfſchiff zu Perſonen⸗Fahrten überhaupt 
noch weiter zugelaſſen werden darf. 
Nothwendige Requiſite des Schiffs. 
8 


Ss . 
Jedes zur Perſonenbeförderung beſtimmte Dampfſchiff muß: 

1) mit einer Landungsbrücke mit eiſernen Geländern, deren Breite den 
Pforten des Schiffs entſprechend iſt, ausgerüſtet ſein. Größere Dampf⸗ 
faule ſollen entweder eine Stellung, oder eine Fallreeps⸗ Treppe 
haben; g 

2) ein Boot führen, welches bei Fahrten über See oder über Haff durch 

Kork⸗Apparat als Rettungsboot eingerichtet iſt; g 

3) zwei Rettungsboyen führen, um, wenn Jemand über das Bord fällt, 
dieſelben dem Verunglückten gleich zuwerfen zu können, damit er ſich, 

bis ein Boot zu ſeiner Rettung ausgeſetzt wird, daran feſthalten kann; 

4) eine Druckpumpe als Spritze am Deck oder einen Spritzenſchlauch 
führen, der mit der Dampfmaſchine in Verbindung geſetzt werden 
kann und ſo lang iſt, daß derſelbe in allen Theilen des Schiffs ge⸗ 
braucht werden kann; d 

5) mit richtigen Compaſſen verſehen ſein; 

6) eine Kanone und Schießbedarf an Bord haben. 7 
Die Beſtimmungen ad 4, 5 und 6 finden nur auf Dampfſchiffe An⸗ 

wendung, welche über See oder über Haff fahren. | 
Fahrplan. 


8 5. . 

x Der polizeilichen Genehmigung des Fahrplanes bedarf es zwar nicht; 
der Rheder oder Führer des Dampfſchiffs hat ſich jedoch zum Voraus Ge⸗ 
wißheit zu verſchaffen, daß den gewählten Abgangszeiten keine polizeilichen 
Bedenken entgegenſtehen. In dieſer Beziehung wird namentlich darauf hin⸗ 

gewieſen, daß Dampfſchiffe nur in Zwiſchenräumen von einer Viertelſtunde 
hintereinander abgehen dürfen. 0 

Außerdem haben die Unternehmer, welche Fahrten zwiſchen beſtimm⸗ 
ten Orten mit regelmäßig feſtgeſetzter Abgangs⸗ reſp. Ankunftszeit unter 
halten, dies rechtzeitig bekannt zu machen, den an die Polizeibehörde des 

Abgangsortes zur Kenntnißnahme einzureichenden Fahrplan auch pünktlich 

einzuhalten und ausfallende Fahrten rechtzeitig zur Kenntniß der Polizei⸗ 

behörden des Abgangsortes, ſowie aller auf dem Cours berührten Punkte, 
auf denen angehalten zu werden pflegt, endlich auch gleichmäßig zur Kenntniß 
des Publikums zu bringen. 
Anhang. S 
(Amtsblatt 1860. Seite 154.) 

Der $ 5 nnſerer Polizeiverordnung vom 8. Februar 1859 
(Amtsblatt pro 1859, S. 46), betreffend den Gewerbebetrieb mit den 
zur Perſonenbeförderung beſtimmten Dampfſchiffen wird hierdurch 
dahin abgeändert, daß Dampfſchiffe nur in Zwiſchenräumen von einer 
halben Stunde hintereinander abgehen dürfen. 

Danzig, den 27. 5 1860. ‚ 

önigliche Regierung. 
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Verpflichtungen der Poſtbehörde gegenüber. 
$ 6. 

Im allgemeinen Intereſſe der Poſtverwaltung und des correſpon⸗ 
direnden reſp. reiſenden Publikums liegt den Unternehmern der im § 5 
bezeichneten regelmäßigen Dampfſchiffahrten auch die Pflicht ob, vor dem 
Beginn und dem Schluß der Fahrten, unter Mittheilung des Fahrplanes, 
jede der betheiligten Poſtanſtalten der Route, welche das Dampfſchiff befährt, 
ſowie auch die Königl. Ober-Poſt⸗Direktion drei Tage vorher in Kenntniß 
zu ſetzen. Abänderungen des Fahrplans ſind allen Poſtanſtalten der auf 
dem Dampfſchiffs⸗Cours berührten Ortſchaften ſpäteſtens 24 Stunden vorher 
anzuzeigen. 

S traf beſtimmungen. 


45 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, inſofern nicht 
eine ſtrafrechtliche Verfolgung eintritt, oder die Beſtimmungen der SS. 177 
reſp. 180 der Gewerbeordnung oder des Geſetzes vom 7. Mai 1856, den 
Betrieb der Dampfkeſſel betreffend (conk, auch das zur Ausführung dieſes 
Geſetzes von dem Königlichen Miniſterio für Handel, Gewerbe und öffent⸗ 
liche Arbeiten erlaſſene Regulativ vom 23. Auguſt 1856) Platz greifen, mit 
einer 3 bis zu 10 Thalern, oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
eahndet. 

ee Danzig, den 18. Februar 1859. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


22. Brücken⸗ und Fähranſtalt bei Marienburg. 
(Amtsblatt 1850. Stück 39) 


I. Brücke. 

1. Auf der Brücke darf nur im Schritt gefahren oder geritten 
werden, auch dürfen keine unangebundenen Pferde dieſelben paſſiren. 

2. Das Knallen mit den Peitſchen iſt verboten. 

3. Bei großen Transporten müſſen die beladenen Wagen nur in 
fahre Entfernung von mindeſtens 10 Ruthen von einander über die Brücke 
ahren. 

4. Auf der Brücke dürfen ſich Laſtenfuhrwerke niemals begegnen; 
kommen auf beiden Ufern zu gleicher Zeit zwei dergleichen Fuhrwerke an, 
ſo fährt das von der Stadt kommende zuerſt herüber, dem dann die 
andern Fuhrwerke, welche ſich etwa geſammelt haben, in angemeſſener Ent- 
fernung folgen. 

5. Frachtwagen von 80 Centner Ladung und darüber, müſſen erſt 
ganz die Brücke paſſirt haben, bevor ein anderes Fuhrwerk von gleicher 
Schwere auf dieſelbe hinauf fährt. 

6. Reitende Militär⸗Kommandos von 10 Mann und darüber ſollen 


aufgefordert werden, vor der Brücke abzuſitzen, und zu zwei und zwei die 

Pferde am Zügel geführt, überzugehen. Ebenſo ſoll der Uebergang 

größerer Infanterie⸗Abtheilungen außer Tritt geſchehen. So lange der 

Suche dauert, dürfen keine Fuhrwerke die Brücke paſſiren bei 5 Thaler 
rafe. 

7. Der Belag der Brücke muß ſtets in gutem Zuſtande erhalten, 
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insbeſondere müſſen, zerbrochene oder ausgetretene Bohlen zur Vermeidung 
jeder Gefahr, ſofort durch brauchbare erſetzt werden. 

8. Der Belag der Brücke muß, ſo oft es nöthig iſt, gereinigt und 
vom Schmutze frei gehalten werden. 
na 1 Es muß ſtets dafür geſorgt werden, daß das Geländer feſt und 
ſicher iſt. 

10. Die bereits angebrachten 4 Laternen müſſen fortwährend vor 
Eintritt der Dunkelheit, bis zum Beginnen der Tageshelle brennend er⸗ 
halten werden. 

11. Auf⸗ und Abfahrten müſſen ſtets in gutem und reinlichem Zu⸗ 
ſtande erhalten werden. 

12. Aus den Pontons muß ſo oft es nöthig, das eingedrungene 
Waſſer ausgeſchöpft, überhaupt dafür geſorgt werden, daß Pontons und 
ſonſtige Theile der Brücke ſich in ſolchem guten baulichen Zuſtande befinden, 
daß weder Gefahr noch Nachtheil für irgend Jemand zu beſorgen iſt. 
Wenn Fuhrwerke oder Reiter auf der Brücke ſich befinden, darf das Aus⸗ 
ſchöpfen des Waſſers aus den Pontons nicht erfolgen. 

13. Der Durchlaß der Brücken muß jo konſtruirt ſein, daß zu 
ſeinem Oeffnen und Schließen möglichſt kurze Zeit nöthig iſt. Sowohl 
oberhalb, als unterhalb der Brücke müſſen ſtarke Stopf⸗ oder Haltungs- 
pfähle vorhanden ſein. 

14. Fünf Ruthen oberhalb und unterhalb der Brücke dürfen keine 
Traften und Schiffsgefäße anlegen. Die Führer derſelben haben bei Be⸗ 
feſtigung der Fahrzeuge den Anordnungen Folge zu leiſten, welche der 
Brückenmeiſter behufs Sicherſtellung der Brücke für nöthig erachtet. 

15. Das Durchlaſſen darf in der Regel nur zwei Mal täglich, 
nämlich des Morgens und Abends ſtattfinden, nur bei beſonders dringenden 
Fällen, kann hiervon eine Ausnahme gemacht werden, doch darf dieſes nicht 
ohne Genehmigung der Aufſichts⸗Kommiſſion geſchehen. In der Tageszeit, 
wenn nach dem beſtehenden Poſtenlauf Königliche Poſten ankommen und die 
Brücke paſſiren ſollen, ingleichen bei ſtürmiſcher Witterung darf die Brücke 
gar nicht geöffnet werden. f 

16. Es iſt ſtets dafür zu ſorgen, daß dem ſchrägliegenden durch das 
Landjoch unterſtützten Theil der Brücke ſelbſt bei den niedrigſten Waſſer⸗ 
ſtänden eine nur müßige, für die Fuhrwerke vollſtändig ſichere und bequeme 
Steigung gegeben wird, was ſich durch Erhöhung der Brücke auf den dem 
Ufer zunüchſ ſtehenden Pontons bewirken läßt. 

„Ueber die Nothwendigkeit dieſer Maßregel hat die Aufſichts⸗Kom⸗ 
miſſion zu entſcheiden. 

17. Die Pontons der Brücke müſſen von beiden Seiten mit halt⸗ 
baren ſtarken Ankern geſichert und wenn einer oder der andere unbrauchbar 
werden, oder verloren gehen ſollte, durch neue erſetzt werden. 

18. Zu allen kleinen Reparaturen an der Brücke ſollen vorzugs⸗ 
weiſe die Frühſtunden und ſolche Zeit gewählt werden, wo keine lebhafte 
Paſſage ſtattfindet; bei größeren Reparaturen, wenn dieſe drei Stunden 
oder länger dauern, muß zuvor der große Fährprahm in den Gang 
gebracht werden. Sollte die Brücke durch einen Unglücksfall zerſtört werden, 
jo muß die Fähre ſofort in den Gang gebracht werden. In dieſem Falle 
darf nur der Brückenzoll erhoben werden. 5 

19. Wenn die Brücke geöffnet werden ſoll, oder Reparaturen vorge⸗ 
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nommen werden, durch welche die Paſſage über die Brücke gehemmt wird, 
müſſen zu beiden Seiten der Brücke die vor den Abfahrten befindlichen 
Schlagbäume geſchloſſen werden. Iſt die Befahrung der Brücke auf ſolche 
Weiſe für kürzere Zeit, als drei Stunden gehemmt, mithin die Prahmfahrt 
nicht an die Stelle getreten, ſo müſſen während dieſer Zeit die ankommen⸗ 
den 8 in einer Reihe hinter einander halten, und die Paſſage 
frei laſſen. In dieſem Falle iſt es nöthig, daß an jedem Ufer ein Fähr⸗ 
mann ſtationirt werde, der die Reiſenden zurechtweiſet, und die 7 
aufruft, welche, wenn die Brücke hergeſtellt iſt, zuerſt überfahren follen. 

20. So lange die Brücke ſteht, müſſen außer dem Brückenmeiſter 
noch mindeſtens vier Brückenknechte, ſämmtlich ſachkundige, nüchterne und 
ordentliche Leute im Dienſt ſein, da die Erfahrung gelehrt, daß mit geringern 
Kräften die vorkommenden Arbeiten und Dienſtleiſtungen nicht ausführbar 
ſind, wenn das Publikum nicht are leiden ſoll. 

II. Fähre. 

21. Wenn die Brücke im Spätherbſte abgefahren iſt, fo ſoll zuerſt 
der große Fährprahm zum Ueberſetzen an der Leine gebraucht werden, die 
Abtakelung derſelben darf jedoch nicht eher erfolgen, als bis ſich Eis im 
Strom zeigt und der Prahm an der Leine im Gange iſt. 

22. Neben dem Fährprahm ſollen für gewöhnlich zwei Fährkähne 
— Ueberſetzen bereit ſein, damit die Fußgänger ungeſäumt übergeſchafft 
werden. 

23. An Jahr⸗ und Wochenmärkten und an ſonſtigen Tagen, wo die 
Frequenz bedeutend iſt, muß neben dem Fährprahm noch ein zweiter 
Ueberfährprahm in Gang geſetzt, und wenn die beiden Führkähne nicht 
ausreichen, noch einer oder mehrere benutzt werden. 

24. Der große Fährprahm und die Kähne müſſen ohne Säumniß 
hin⸗ und zurückgehen, und dürfen nicht auf volle Ladung warten. — Der 
Prahm muß fahren, ſobald nur ein Fuhrwerk oder ein Reiter übergeſetzt ſein 
will, er muß auch ſofort leer nach derjenigen Seite abgehen, wo ſich ein Fuhr⸗ 
werk oder Reiter zum Ueberſ gen befindet, ohne auf der Seite, wo er ſich 
gerade befindet, Ladung abzuwarten. 

Von den Kähnen muß ſtets der eine am diesſeitigen, der andere am 
jenfeitigen Ufer halten, und ſobald der eine vom Ufer ablegt, muß der 
zweite an das von dieſem verlaſſene Ufer fahren, gleichviel, ob Ladung da 
iſt oder nicht. 

25. Sämmtliche Prähme und Kähne müſſen numerirt, und ihre 
Tragbarkeit genau bezeichnet ſein, ſie müſſen in ſtetem baulichen, ſichern 
und reinlichen Stand erhalten werden. 

Die Ueberfährprähme müſſen an beiden Enden ſtarke Barrieren 
haben, welche bei der Abfahrt geſchloſſen werden, auch mit den nöthigen 
Rudern, Haken und einem Anhänge⸗Kahn verſehen fein. 

26. Sobald die Fähre im Gange iſt, muß die nöthige Bemannung 
eines Kahnes ſich in einer Bude jenſeits der Nogat die Nacht über auf⸗ 
halten, um Reiſende ſo raſch als möglich zu befördern; zu dem Ende muß 
auch jederzeit des Nachts ein Fährkahn am linken Nogat-Ufer bereit 
gehalten werden. 

27. Die Auf, und Abfahrten müſſen reinlich und nicht zu ſteil 
erhalten werden; jedenfalls iſt darauf zu halten, daß ſchwere Frachtwagen 
bei der Abfahrt gehemmt werden, worauf der Brückenmeiſter zu ſehen hat 
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ebenſo ſind die Schwimmbrücken an beiden Ufern im feſten und ſichern 
und dem Waſſerſtande angemeſſenen Zuſtande zu erhalten. Außerdem ift 
darauf zu halten, daß in der Nähe der Fährſtelle Alles entfernt wird, was 
dem Trajecte hinderlich oder nachtheilig ſein kann z. B. Schiffe oder 
Schifferböte mit Segeln, die aufgeſpannt oder geheißt ſind. 
28. Die Erleuchtung der Fährſtellen erfolgt wie bei der Brücke. (§ 10.) 
29. Bei ſtarker Paſſage muß ſowohl dieſſeits als jenſeits darauf 
geſehen werden, daß die Fuhrwerke ſich auf einer Seite, ohne die Straße 
zu verengen, hintereinander aufſtellen, und wie ſie angekommen, auch in 
den Prahm fahren. 
Es find zu dem Ende an beiden Ufern Fährleute zur Ueberwachung 
dieſer Ordnung zu ſtationiren. 
_, Eine Ausnahme hiervon findet ſtatt bei Eſtafetten, Kourieren, Brief-, 
Schnell⸗ und Fahr⸗ oder Güterpoſten, welche immer zuerſt befördert 
werden müſſen. 
30. Zur Bedienung ſind erforderlich: 
a. beim Fährprahm 6 Mann, 
b. bei jedem Kahne 4 Mann. 


Vorſchriften 
bei hohem Waſſerſtande, wenn an der Leine nicht übergeſetzt werden 
kann und beim Eisgange. 
j 31. Hier gelten die Vorſchriften 21 bis 30, wobei noch zuzufügen 
iſt, daß ſtets zwei Prähme und nach dem Erforderniß drei bis vier Kähne 
im Gange erhalten werden. 

32. Bei Froſtwetter müſſen die Auf- und Abfahrten durch Aufhacken 
und Beſchütten mit Aſche oder Sand von ihrer Glätte befreit werden. 

33. Zur Bemannung ſind erforderlich: 

a. beim Fährprahm 8 bis 10 Mann. 
b. bei jedem Kahne 5 Mann. 

Bei beſonders ſchwieriger Paſſage beſtimmt der techniſche Beamte 
oder die Aufſichts⸗Commiſſion die Stärke der Bemannung, ſowie die Anzahl 
der nöthigen Treudelpferde. 

34. Ausgenommen von der ſofortigen Ueberfahrt ſind Fälle augen⸗ 
ſcheinlicher Lebensgefahr, wie Eisgang, Sturm, Fluth u. ſ. w, in welchen 
Fällen das Ueberſetzen ſelbſt auf ausdrückliches Verlangen der Reiſenden 
nicht geſchehen darf, zur Nachtzeit darf gar nicht übergeſetzt werden. 


III. Eisbahn. 

35. Sobald das Eis zum Stehen gekommen iſt und ſich feſt zu 
ſammengeſchoben hat, müſſen fo ſchnell, wie ſich dieſes ohne Gefahr thun 
läßt, Bretter von 1½ Zoll Stärke, und mindeſtens zwei zuſammen, über 
die Eisdecke gelegt werden, damit die Paſſage für die Fußgänger ſtatt⸗ 
finden kann. 

Sollte durch eine etwa entſtandene Blänke dieſes an der gewöhnlichen 
Fun nicht angänglich ſein, ſo muß es an einer andern paſſenden 
telle nach Anordnung der Aufſichts⸗Commiſſion geſchehen. Hiernächſt iſt 
bei anhaltendem oder eintretendem Froſtwetter eine Fahrbahn an der 
7 0 oder in deren Nähe auszuſtecken, die Bahn durch Abſchlagen der 
ishügel zu ebnen, und durch öfteres Gießen und Strohſtreuen, insbeſondere 
aber auch in der Nacht, dieſelbe ſo ſtark zu machen, daß Pferde und Wagen 
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paſſiren können. Um die Arbeit raſch zu fördern, müſſen mindeſtens 19 
Mann dabei beſchäftigt ſein. 

Wann die Eisbahn, und mit welcher Ladung paſſirt werden kann, 
darüber entſcheidet der techniſche Baubeamte. 

36. Sind Schwimmbrücken an beiden Ufern der Nogat erforderlich, 
ſo müſſen dieſe in gehöriger Stärke, und erforderlichen Falls mit Geländern 
verſehen, gelegt werden. Dieſelben müſſen auch zur Vermeidung der Zer— 
ſtörung der Ufer liegen bleiben, und dürfen, ſelbſt wenn kein Zoll mehr 
erhoben wird, nicht fortgenommen werden. 

Ausnahmen hiervon find nur dann zuläſſig, wenn von der Auffichts- 
Commiſſion nach vorheriger Prüfung und Ueberzeugung, daß kein Nachtheil 
für die Paſſage entſteht, die Genehmigung hierzu ertheilt wird. 

357. Zur ſichern und bequemen Erhaltung der Eisbahn, und damit 
die durch Steigen oder Fallen des Waſſers häufig nöthig werdenden Ver⸗ 
änderungen der Schwimmbrücken ſofort ins Werk geſetzt werd en, müſſen 
permanent vier Fährleute im Dienſt ſein. 

Wird der Uebergang durch eingetretene Umſtände lebensgefährlich, ſo 
muß dies durch die üblichen Warnungszeichen angezeigt werden. 

38. Die Erleuchtung der Eisbahn muß beim Eintreten der Dunkel⸗ 
heit bis zur Tageshelle perpetuirlich erfolgen. 

39. Der Brückenmeiſter, ſowie die Fährleute, müſſen durch Bruſt⸗ 
ſchilde dem Publikum kenntlich fein; fie müſſen ſich beſcheiden und dienſt⸗ 
willig gegen Jeden betragen, und die erforderliche Hilfe ſofort gewähren, 
erh dafür auf ein Trinkgeld Anſpruch zu haben oder ſolches gar zu 
ordern. 


Straf-Beſtimmungen. 


40. Fährleute, welche die in Anſehung der Ueberfahrten beſtehenden 
Vorſchriften vernachläſſigen, oder nicht befolgen; 

41. welche, (ausgenommen die im § 34 bezeichneten Fälle) unterlaſſen, 
die Ueberfahrt zu jeder Tages- und Nachtzeit, ſowie bei gutem und böſem 
Wetter, ohne Zeitverluſt zu bewerkſtelligen; 

42. welche darauf zu ſehen unterlaſſen, daß bei dem Ueberſetzen von 
Pferden der Reiter abſteigt und das Pferd am Zügel hält, ſo wie daß 
die Fährleute ebenfalls die Pferde am Zügel feſthalten; 

43. welche bei dem Ueberſetzen von Fuhrwerken unterlaſſen, darauf 
zu ſehen, daß den Pferden die Halskoppel gelöſet, gegen die Hinterräder 
des Wagens ein Klotz gelegt, oder die Fähre vor dem Abſtoßen vom Ufer 
durch eine Barriere, oder durch ein aufgerichtetes Brett geſperrt werde; 

44. welche die Fährgefäße überladen und mehr Perſonen oder Sachen 
aufnehmen, als ſolche tragen können, verfallen in 10 Sgr. bis 5 Thlr. 
Geld» oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe; 

45. Perſonen, welche die geſchloſſenen Barrieren an der Brücke eigen- 
mächtiger Weiſe öffnen, verfallen in eine Strafe von 1 bis 5 Thlr.; 

46. Wer ſich den Anordnungen des Brückenmeiſters oder der Fähr⸗ 
leute bei Ausübung ihres Dienſtes widerſetzt, oder ſich ſogar Beſchimpfun⸗ 
gen oder Thätlichkeiten gegen ſie erlaubt, verfällt in eine Geldſtrafe von 
5 Thaler. 

47. Perſonen, welche, wenn ſich über den Strom eine Eisdecke ge— 
bildet hat, und die Paſſage noch nicht für ſicher erklärt worden, dem 
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Verbot entgegen, dennoch über dieſelbe gehen, verfallen in eine Geldſtrafe 
von 1 bis 5 Thlr. 
* 48. Uebertretungen der Vorſchriften dieſes Regulativs, für welche 
| beſondere Strafen nicht angedroht find, werden mit 10 Sgr. bis 5 Thlr. 
| Geld, oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe beſtraft. 
Danzig, den 14. September 1850. 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. 


23. Schutz der Fähren in der Weichſel und Nogat. 
(Amtsblatt 1866, Seite 43.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird von der unterzeichneten Königlichen Regierung 
I er der Jähr⸗Anſtalten in der Weichſel und Nogat Folgendes 
eſtgeſetzt: 
1. Schifsgeſoße dürfen in der Nähe von Fährſtellen: 
a. oberhalb der Fährſtelle nur in einer Entfernung von mindeſtens 
100 Ruthen; 
b. unterhalb der Fährſtelle nur in einer Entfernung von mindeſtens 
50 Ruthen 

a Anker werfen. 

1 2. Holzflöße dürfen ihre Schricken: 

a. oberhalb der Fährſtelle nur in einer Entfernung von mindeſtens 
200 Ruthen; 

ö b. unterhalb der Fährſtelle nur in einer Entfernung von mindeſtens 

| 50 Ruthen, 
einſetzen, vorausgeſetzt, daß es überhaupt möglich iſt, mit den Schrick⸗ 
pfählen den Grund zu erreichen. Bei größerer Tiefe oberhalb muß 
das Schricken noch weiter aufwärts veranſtaltet werden. 

„Flöße dürfen mit tief geſenkten Schrickpfählen überhaupt keine Fähr⸗ 
ſtelle paſſiren, ſondern müſſen fie vollſtändig herausheben. Ebenſo 
dürfen Gefäße nur mit über Waſſer hängenden Ankern über die 
Leine fahren. 

4. Das Anlegen der Gefäße oder Holzflöße darf nur in einer Ent⸗ 
ſernung von 10 Ruthen zu beiden Seiten der Fährſtelle geſchehen, 
d. h. 10 Ruthen Uferlänge aufwärts bezw abwärts der Fährleine 
; müſſen frei bleiben. 
Zuwiderhandlungen gegen die vorftehenden Beſtimmungen werden vor⸗ 
behaltlich des Anſpruches auf Schadenerſatz mit einer Geldbuße bis zu 
10 Thalern, eventl. verhältnißmäßigem Gefängniß beſtraft. 
Danzig, den 30. Dezember 1865. 
a Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


= 


u 24. Verkehr auf den Eijenbahnbrüden bei Divjchau 
# und Marienburg. 


1 5 (Amtsblatt 1858, Seite 263.) 
1 
PS 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850, wird für die Benutzung der feſten Brücken über die 
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Weichſel und Nogat bei Dirſchau und Marienburg für den gewöhnlichen 
Verkehr, nachſtehende Polizeiverordnung erlaſſen: 
1 


Wer über die Brücke fährt, reitet oder Vieh treibt, hat die ihm zur 
rechten Hand liegende Brückenfahrbahn einzuhalten und deshalb die nach 
dieſer Seite führende Straße einzuſchlagen. 

Fußgänger müſſen ebenfalls den rechtsliegenden Fußweg innerhalb 
oder außerhalb der Brücke paſſiren. 


Der Uebergang über die Brücke iſt verboten: 

1) für Fuhrwerke, deren Ladung die geſetzlich zuläſſige Breite von neun 
Fuß überſchreitet, + 

2) für unbeſpannte Wagen oder Karren, welche anderen Fuhrwerken 
angehängt ſind, 

3) für den Transport von Langholz, Pflügen, Eggen oder anderen 
ſchleppenden Gegenſtänden ohne Wagen oder Karren, 

4) für Schlitten oder Schleifen, wenn nicht Schlittbahn iſt, 

5) für Fuhrwerk und Vieh, welches nach der Anſicht des Brückenwärters 
nicht im Stande iſt, die Brücke ohne Aufenthalt zu paſſiren. 

3 


Fuhrwerk, Vieh und Reiter müſſen die Brücke im Schritt und ohne 
allen Aufenthalt paſſiren. 


8 4. 

Das Treiben von Viehherden über die Brücke iſt nur während der, 
von der Königlichen Direktion der Oſtbahn bekannt zu machenden Stunden 
erlaubt. Außer dieſen Stunden darf unangeſpanntes Vieh über die Brücke 
nur getragen, gefahren oder zu zweien geführt werden. 

Im Angeſpann dürfen nebeneinander nicht mehr als zwei Thiere 
über die Brücke gehen. 

5. 

Kärner und Laſtträger haben die für das Fuhrwerk beſtimmte Fahr⸗ 

bahn einzuhalten. 


8 6. 
Niemand darf das vor ihm gehende Fuhrwerk, Vieh u. ſ. w. über⸗ 
holen. 


8 7. 

Das Hemmen der Wagen beim Paſſiren der Brücke durch Hemm⸗ 
ſchuhe, Klapperſtöcke u. ſ. w. iſt unterſagt. Wer über die Brücke Vieh 
treibt oder fährt, muß ſtets in unmittelbarer Nähe des Viehes bleiben und 
daſſelbe fortwährend unter Aufſicht behalten. 


Die Beſchädigung der Brücke, der Eiſen- und Fahrbahnen nebſt Zu⸗ 
behör, das Oeffnen der Thorwege und Barrieren, das Aufſtellen oder Hin⸗ 
legen von Gegenſtänden, durch welche der Uebergang über die Brücke 
gefährdet oder gehindert werden kann, iſt unterſagt. 

sc 


Von vorkommenden Hinderniſſen auf der Fahrbahn oder auf dem 
Fußwege iſt dem Brückenwärter ſogleich Anzeige zu machen. 
10 


Ein Jeder hat den Anweiſungen des Brückenwärters ungeſäumt 
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Folge zu leiſten. Beſchwerden über ſeine Anordnungen ſind bei dem 
Brückenmeiſter, oder in deſſen Abweſenheit, bei dem Stationsvorſteher an⸗ 
zubringen. 


SET: 

Uebertretungen diefer Verordnung werden, vorbehaltlich des Schaden⸗ 
Erſatzes, mit einer Geldſtrafe bis zu 10 Thlr, oder verhältnißmäßiger 
Gefängnißſtrafe geahndet, inſoweit nicht nach den allgemeinen ſtrafrechtlichen 
Beſtimmungen, namentlich nach den 88 283, 294 bis 298 und 301 des 
Strafgeſetzbuches vom 14. April 1851 eine härtere Strafe eintritt. 

12 


Neben dieſer Verordnung bleiben die einſchlagenden Beſtimmungen 
des Bahn⸗Polizei⸗Reglements für die Oſtbahn vom 28. April 1852 
(Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig pro 1852, Seite 120 
bis 123) und der Verordnung über den Verkehr auf den Kunſtſtraßen 
vom 17. März 1839 (Geſetzſammlung Seite 80) auch für den Verkehr 
auf den Brücken in Kraft. 

Danzig, den 29. Oktober 1858. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Bromberg, den 6. November 1858 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


25. Verbot der Beſchädigung des Telegraphentaues bei 
der Weichſelbrücke in Dirjchan. 


(Amtsblatt 1859. Seite 202.) 


Die durch die Königl. Commiſſion für den Bau der Weichſel- und 
Nogatbrücken unterhalb der Pfeiler der feſten Weichſelbrücke bei Dirſchau 
durch den Strom gelegt geweſenen Fährleinen find gegenwärtig eingezogen 
worden. Dagegen hat die Königl. Telegraphen⸗Direktion vorlängs der 
thalſeitigen Flucht der Pfeiler zur gedachten Brücke ein Telegraphentau 
durch den Strom gelegt. 

Um Beſchädigunge; dieſes Telegraphentaues zu vermeiden, wird 
hierdurch, mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung, und unter Aufhebung unſerer Polizeiverordnung vom 
19. Mai 1855 (Amtsblatt pro 1855. Stück 22 Nr. 142.) das 
Werfen oder Schleppen der Anker und das Setzen von Schricken innerhalb 
der Stromſtrecken von der Brücke bis 20 Ruthen unterhalb derſelben, 
unter Androhung einer Geldſtrafe bis 10 Thl, oder im Falle des Un⸗ 
vermögens einer Gefängnißſtrafe bis zu vierzehn Tagen, unterſagt. 

Bei eintretenden Beſchädigungen des Telegraphentaues kommen die 
Beſtimmungen der 88 296—298 des Strafgeſetzbuchs in Anwendung. 

Danzig, den 8. September 1859. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


26. Weichſeldeich von Dirſchan bis Stüblau. Befahren 
bei naſſer Witterung. 
(Amtsblatt 1851. Stück 13.) 


Die Strecke des Weichſel⸗Deiches im Stüblauer Werder von Dirſchau 
bis Stüblau wird, um Beſchädigungen derſelben durch Befahren zu ver⸗ 
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hindern, bei naſſer Witterung durch Schlagbäume geſperrt werden. So— 
bald die letzteren geſchloſſen ſind, darf, mit Ausnahme der zur Beaufſich⸗ 
tigung des Deiches beſtellten Beamten, Niemand die bezeichnete Deichſtrecke 
befahren. Mit Bezug auf den § 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März v. J. wird hierdurch auf die Uebertretung dieſer 
Vorſchrift eine Polizeiſtrafe von 1 Thlr. für jedes Pferd beſtimmt. 
Danzig, den 7. März 1851. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


27. Vorſchrift bei Aufräumung der neuen Radaune. 
(Amtsblatt 1851. Stück 24.) 


Da die Erfahrung gezeigt hat, daß der Sand, welcher auf der Strecke 
von Danzig bis Prauſt bei der Reinigung der neuen Radaune aus dem 
Bette derſelben herausgebracht wird, die Chauſſee verunreiniget, jo beſtimmen 
wir, auf den Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850, über 
die Polizeiverwaltung, daß die zur Reinigung der neuen Radaune Ver⸗ 
pflichteten gehalten ſein ſollen, künftig den ausgegrabenen Sand bei Ver⸗ 
meidung einer Polizeiſtrafe von 5 bis 10 Thlr. für jedes zweiſpännige 
Fuder, ſpäteſtens innerhalb 14 Tagen nach der Aufräumung der neuen 
Radaune von den auf der Seite der Chauſſee belegenen Ufern und Dämmen 
derſelben fortzuſchaffen. 

Danzig, den 30. Mai 1851. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


28. Verbot des Betretens der Strauchkampen. 
(Amtsblatt 1852. Stück 32.) 

Auf den Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird das unbefugte Betreten der Königl. Strauchkampen 
bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 10 Sgr. bis 5 Thlr. hierdurch 
unterſagt. 

Danzig, den 31. 1 1 1852. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


29 Flößerei⸗Reglement 181 5 Damerkauer⸗ und Rheda⸗ 
ußz. 
(Amtsblatt 1852. Nr. 6) 


Zweck. 

Da ſich das Bedürfniß ergeben hat, die Ausübung der Holzflößerei 
auf dem Damerkauer⸗, dem Hammer- und dem Rheda-Fluſſe nach feſten 
Beſtimmungen zu regeln, ſo werden darüber, auf Grund des Geſetzes vom 
28. Februar 1843 § 10 bis 12 und des Geſetzes vom 11. März 1850 
über die Polizeiverwaltung die nachſtehenden polizeilichen Vorſchriften er⸗ 
laſſen, deren Gültigkeit in Betreff des Damerkauer⸗ und Rheda⸗Fluſſes an 
keine beſtimmte Zeit geknüpft, in Betreff des Hammerfluſſes aber vorläufig 
auf die Dauer von jetzt ab bis zum 16. Auguſt 1860 beſchränkt iſt. 

A. Beſtimmungen über die Ausübung der Flößerei. 

1 


Unter Beobachtung der in dieſer Verordnung enthaltenen Vorſchriften 
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5 die Holzflößerei auf den Eingangs genannten drei Flüſſen einem Jeden 
geſtattet. 


8 2. 

Bei dem Neubau ſchon beſtandener Schleuſenwerke auf dem Damer⸗ 
kauer⸗, dem Hammer- und Rheda⸗Fluſſe, ſoll von Polizeiwegen darauf ge⸗ 
halten werden, daß das Werk die zum Durchlaſſen des Holzes bequemſte 
Einrichtung erhalte und dieſer Zweck, ſo weit es ohne größere Koſten 
geſchehen kann, auch bei Reparaturen befördert werden. Für die Benutzung 
der auf dieſen Flüſſen jetzt ſchon beſtehenden Schleuſenwerke zum Flößen, 
ſoll die in nachfolgenden § 14 und $ 15 ſtipulirte Vergütigung von den 
Holzflößern gezahlt werden. Die künftigen Beſitzer von ſolchen Schleuſen⸗ 
werken, die erſt angelegt werden möchten, haben auf jene Vergütung keinen 
Anſpruch und ſind gleichwohl zur unentgeltlichen Durchlaſſung des Holzes 


verpflichtet. 


[97 * 

Der den Holzflößern nothwendige Treidelſteig zu ihren Arbeiten 
beim Holzflößen, wird auf drei Fuß von jeder Flußuferſeite feſtgeſetzt. Die 
Grundeigenthümer ſollen für die Benutzung dieſes Treidelſteiges eine Ent⸗ 
ſchädigung zu fordern, nicht berechtigt, dagegen die Flößer verbunden ſein, 
jeden außerhalb dieſes drei Fuß breiten Steiges veranlaßten Schaden den 
Grundbeſitzern nach den unten Ar Beſtimmungen zu erſetzen. 


3 


Zur Verhütung von Feuerſchäden iſt den Flößern nicht geſtattet, an 
andern als an den von den Ortspolizeibehörden dazu beſtimmten Plätzen 
Feuer anzumachen. 

8 5. 
Die Größe der einzelnen Holztransporte darf: 
1. von Strzebiellino und Hammer bis zu dem Fange bei Neuſaſſerei 
nicht fünfhundert und fünfzig Klafter, 
2. von der Uſtarbauer⸗Grenze bis zu dem Fange bei Neuſaſſerei nicht 
ſiebenhundert Klafter, 
3. von dem Fange bei Neuſaſſerei bis Becka nicht achthundert Klafter 
überſchreiten 
8 6. 

Der Beginn der Flößerei im Frühjahr iſt unbeſchränkt, dagegen 
muß ſämmtliches Flößholz am 12. Juni Abends die Schleuſe bei Rheda 
paſſirt haben und jedes Floß am 15. Juni Abends bei Becka angelangt ſein. 

Vom 16. Juni ab bis zum 15. September darf gar keine Fuat 
ee ftattfinden, damit das Werben des Heues nicht geſtört werde. Nach 

em 15. September iſt die Holjzflößerei wieder frei. Sollte auch an dieſem 
Tage Jemand ſein Heu noch nicht geerndtet haben, jo ſoll darauf keine 
weitere Rückſicht genommen werden. 

8 7. 

Jeder Flößer muß mindeſtens 8 Tage vor dem Einwerfen des 
Holzes dem Königlichen Domainen-Rent-Amte Neuſtadt ſchriftlich anzeigen, 
a. wieviel Klafter Holz, 

b. von welcher Ablage, 
derſelbe Holz flößen will, und dabei den Tag, ſowohl des Anfangs, als 
auch der Beendigung der Flößerei genau angeben. Die gedachte Behörde 
wird darauf zur Feſtſtellung der zur Königlichen Kaſſe zu zahlenden 


r 
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Flößerei⸗Gefälle die Vermeſſung des declarirten Holzes bewirken und dem 
Flößer eine ſchriftliche, die Zahl des Holzquantums nachweiſende Beſchei⸗ 
nigung ertheilen; in welcher zugleich die Weiſung enthalten iſt, binnen 
welcher Zeitabſchnitte die Flößung und das Nachziehen des Grundholzes 
beendigt ſein muß. Der Flößer, oder falls er nicht ſelbſt den Holztrans⸗ 
port leitet. ſein Stellvertreter (Floßmeiſter) hat die obige Beſcheinigung 
ſtets bei ſich zu führen, und auf Verlangen jeder Ortspolizei-Behörde vor⸗ 
zuzeigen. 


8. 

Die in der Beſcheinigung 65 geſtellten Friſten ſind bei Strafe 
genau einzuhalten, und von dem Flößer vor dem Beginn des Flößens 
ſämmtlichen Stauberechtigten bekannt zu machen. Eine Abweichung von 
denſelben wird ausnahmsweiſe nur durch den Eintritt außerordentlicher 
Naturereigniſſe entſchuldigt, falls der Flößer hiervon unverzüglich dem 
Königlichen Domainen⸗Rent⸗Amte und den Stauberechtigten Meldung ge⸗ 
macht hat. Sobald die genannte Behörde hiernach die urſprünglich von 
ihr ertheilte Beſcheinigung abgeändert hat, iſt von dem Flößer den Stauungs⸗ 
berechtigten erneuerte Nachricht zu geben. 

Unterläßt der Flößer, mit der Flößerei an dem beſtimmten Tage zu 
beginnen, ſo muß er bei dem Königlichen Domainen⸗Rent⸗Amte Neuſtadt 
einen neuen Verſtatt ungsſchein nachſuchen, und hat neben der ihn treffenden 
Strafe zu gewärtigen, daß das Vorzugsrecht einem andern Flößer, der ſich 
inzwiſchen gemeldet hat, zuertheilt wird. 

9 


Die Beendigung der Flößerei eines Holztransportes iſt anzunehmen 
ſobald das Holz bei Becka aus dem Fluſſe gezogen worden. 
10 


Den Flößern ſteht das Recht zu, das während der Flöße zu Grunde 
gegangene Holz auf eigene Koſten aus dem Fluſſe herauszuziehen, unmittel⸗ 
bar neben dem Treidelſteige, ſo daß dieſer frei bleibt, von 40 zu 40 Ruthen 
in regelmäßig geſetzten Haufen aufſtellen und dort austrocknen zu laſſen. 
3 dürfen zu dem Aufſetzen des Senkholzes ohne Genehmigung des 

rundbeſitzers niemals Plätze in geſchloſſenen Gärten gewählt werden. Damit 
hierdurch aber die Flößungen nicht geſtört werden, darf der Flößer das Auf⸗ 
fiſchen des Grundholzes 
a. bei Holztransporten von Strzebiellino, Hammer und Damerkau nur 
während acht Tagen, 
b. bei Holztransporten von der Ablage bei Neuſaſſerei und Nanitz nur 
während ſechs Tagen und 
e. bei Holztransporten von der Ablage bei Rheda nur während 4 Tagen, 
nach der Beendigung der Flößung jedes Holztransports ($ 9) bewirken. 
Sollte ein Flößer mehrere Holztransporte hintereinander die Flüſſe herab⸗ 
bringen, welche einen Eigenthümer haben, ſo wird die Friſt zum Ausziehen 
des 5 von ſämmtlichen Abtheilungen nur für einen Transport 
gerechnet. 


§. 11. 

Das auf Wieſen, Weiden oder Aeckern aufgeſtellte Senkholz muß der 
Flößer binnen einer Woche nach Beendigung der Flößerei ($ 9) wenn keine 
befondere Einigung mit dem betreffenden Grundbeſitzer ſtattgefunden hat, 
fortſchaffen, widrigenfalls der doppelte Satz des ſonſt von ſolchem Holze zu 
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zahlenden Stättegeldes ($ 25) entrichtet werden ſoll. Auf den Antrag des 
Grundbeſitzers iſt die Polizeibehörde befugt, das zu lange ſtehen gebliebene 
Senkholz unter der Bedingung der ſchleunigen Fortſchaffung öffentlich zu 
verſteigern, und den Erſteren aus dem Erlös mit ſeinem Stättegelde bezahlt 
zu machen. Der Reſt des Erlöſes, nach Abzug der Koſten, gebührt dem 
Holzeigenthümer. 

§ 12. 


Niemand außer dem Flößer und deſſen Arbeitern darf während des 
Holztransportes oder während der dem Flößer zum Nachziehen des Grund⸗ 
holzes eingeräumten Friſten, ſchwimmendes Flößholz oder Senkholz, bei 
Vermeidung der geſetzlichen Strafe des Diebſtahls ausfiſchen. 

13 


Falls diejenigen Perſonen, welche nach den weiterfolgenden Be⸗ 
ſtimmungen die Fertigung der Stauanlagen bei den Holzflößungen zu be⸗ 
ſorgen haben, ſolche nicht entſprechend herſtellen und unterhalten; ſo ſollen 
ſie von Polizeiwegen dazu angehalten oder auch den Flößern überlaſſen 
werden, ſich ſolche ſelbſt zu beſorgen, wogegen ſie von der tarifmäßigen 
Entſchädigung des Stauberechtigten frei werden. 

B. , 


§ 14. 

Wer ohne den Legitimationsſchein (§ 7) die Flößerei beginnt, oder, 
wer die darin enthaltenen Zeitbeſtimmungen unbeachtet läßt (8 8), oder 
gar die Flößerei anderer Unternehmer ſtört oder behindert, verfällt in eine 
Polizeiſtrafe von Ein bis Zehn Thalern, und kann, abgeſehen von dem, an 
die Benachtheiligten zu leiſtenden Schadenerſatze zur ſofortigen Heraus⸗ 
ſchaffung des Holzes im polizeilichen Wege angehalten werden, falls nicht 
die im § 8 bezeichnete Ausnahme * iſt. a 

15 


Ss 12. 

Derjenige, welcher größere, als die im § 5 bezeichneten Holztrans⸗ 
porte zu verflößen übernimmt, wird für jede Klafter, welche die dort vor⸗ 
geſchriebene größte Anzahl überſchreitet, mit einer Strafe von 5 Sgr. belegt. 

Ss 16 


9.16. 2 
Kontraventionen gegen Vorſchriften dieſes Reglements, für welche 
darin keine beſondere Strafe angedroht iſt, werden mit Geldbußen von 
Einem bis zu Fünf Thalern geahndet. 
17 


Der Eigenthümer des geflößten Holzes iſt für den von ſeinen Flöß⸗ 
arbeitern angerichteten Schaden und für die von denſelben verwirkten 
Polizeiſtrafen in subsidium verhaftet. Mehrere Eigenthümer eines Holz⸗ 
transportes haften ſolidariſch. 

Kann die Geldbuße von dem zunächſt Beſchuldigten nicht eingezogen 
werden, ſo ſteht dem Richter frei, nach ſeinem Ermeſſen entweder die Geld⸗ 
buße von den ſubſidiariſch dazu Verpflichteten einzuziehen, oder mit Ver⸗ 
zichtung hierauf die im Falle des Unvermögens an die Stelle der Geldbuße 
tretende Gefängnißſtrafe an dem Verurtheilten vollſtrecken zu laſſen. £ 
C. Beſtim mungen für den Tarif, nach welchem die Flößerei⸗ 

abgaben erhoben werden ſollen. 
1 


8. 2 

Die in dieſem Reglement feſtgeſetzten Vergütigungen und Entſchädi⸗ 

gungen zahlt jeder Flößer direct an den bezeichneten Empfangsberechtigten. 
11 
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§ 19. 
Unter dem Ausdruck „Klafter“ werden überall Einhundert und Acht 
Kubikfuß Rauminhalt verſtanden. 


8 20. 

Das in den nachfolgenden SS feſtgeſetzte Stättegeld für Benutzung 
der Holzablagen gilt für den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 1. Juli des 
folgenden Jahres. Bleibt ein und daſſelbe Holz über dieſen Termin hinaus 
auf der Ablage ſtehen, ſo muß das Stättegeld für ein zweites Jahr gezahlt 
werden, wobei es darauf, ob das Holz ein volles Jahr auf der Ablage 
geſtanden hat, nicht ankommen ſoll. Doch ſoll für das im Winter an⸗ 
gefahrene Holz, ſelbſt wenn es erſt nach dem nächſten 1. Juli abgeflößt 
wird, nicht mehr als ein einjähriges Stättegeld gezahlt werden. Die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung für ein zweites Jahr für ein und daſſelbe Holz 
tritt alſo erſt nach dem zweiten 1. Juli ein. 


1. Specielle Beſtimmungen 81 5. Flößerei auf dem Hammer— 
uß. 


§ 21. 

a. Für die 8 bei Hammer iſt ein Sgr. drei Pfg. Stättegeld 
für die Klafter, 

b. für das Anſpannen und Nachſchicken des Waſſers bei der Mühle in 
Hammer, bis das Holz in den Rheda⸗Fluß kommt, ſowie für das 
hieraus entſtehende Feiern der Mühle: 

aa) bei Holztransporten unter 
Einhundert und Sechzig Klafter 
Neun Thaler, 
bb) bei Holztransporten über 
Einhundert und Sechzig Klafter 
Zwölf Thaler, 
an den Beſitzer der Mühle in Hammer zu zahlen. 

„ Für den Durchlaß des Holzes durch die Bewäſſerungs⸗Schleuſe von 
Schluschow, an den Beſitzer dieſes Guts Einen Silbergroſchen drei 
Pfennige für die Klafter; welche Entſchädigung von den Flößern ſo 
lange gezahlt werden muß, bis ſie die in Anſpruch genommene un⸗ 
entgeltliche Flößfreiheit auf dem Hammer⸗Fluß im Wege Rechtens 
erſtritten haben. 


2. Spezielle Beſtimmungen für die Flößerei auf dem 
Damerkauer⸗Fluß. 
8 22 


Es ſind von den Flößern zu zahlen: 
I. Stättegeld für Ablageplätze mit Geſtattung freier Wege zur Ablage: 

a. innerhalb der Grenzen des Guts Damerkau von fremdem Holze einen 
Sgr. für die Klafter, von dem Holz aber, welches aus den Damer⸗ 
kauſchen Waldungen entnommen iſt, Nichts; 

innerhalb der Grenzen der Neuſtädter Güter von fremdem Holze 
einen Sgr. 3 Pf. für die Klafter auf Wieſen, und neun Pf. für 
die Klafter auf Ackergrund, von dem Holze aber, welches aus den 
Waldungen dieſer Güter entnommen iſt, Nichts; 

c. auf den Grundſtücken der Eigenthumsbauern in Goſſenthin einen 
Sgr. für die Klafter; 
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d. 5 der Grenzen der Bohlſchauer Güter einen Sgr. für die 
lafter. 
II. Schleuſengelder: 
a. 75 den Müller in Damerkau drei und drei viertel Pfg. für die 
after; 
b. an den Müller in Bohlſchau ſieben und einen halben Pfg. für die 


Klafter; 
III. Für das Ruhen der Mühlen, Nachſchicken und Anſpannen des Waſſers 
während der Flößerei: 

a. an den Müller in Damerkau für jede vier und zwanzig Stunden 
und Floß, gleichviel von welcher Größe, einen Thlr.; 

b. an den Müller in Bohlſchau für jede vier und zwanzig Stunden 

8 und Floß, gleichviel von welcher Größ', einen Thlr. ſechs Sgr. ein 
ſchließlich des Trinkgeldes für den Geſellen. 

Haben die Mühlen nicht volle vier und zwanzig Stunden geruht, 
ſo ſoll dennoch die ganze hier feſtgeſetzte Entſchädigung gezahlt werden. 

IV. Für Einrichtung von Stauwehren: 

An die Gemeinde Bohlſchau für jeden Holztransport (Floß) vier 
Thlr., wofür die Gemeinde Bohlſchau auch das Material zum Wehr 
hergeben muß. 

3. Specielle Beſtimmungen für die Flößerei auf 

dem Rheda-Fluß. 
§ 23. Von den Flößen find zu zahlen: 
I. Stättegeld für Ablageplätze und Geſtattung freier Wege zur Ablage: 

a. an die Antheilsbeſitzer von Zelewski, von Dombrowski und von 
Wreſe in Strziebiellino zwei Sgr. neun Pfennig für die Klafter. 

Hierin iſt gleichzeitig die Entſchädigung enthalten: 

aa. für das Ruhen der Mühlen und für das Anſpannen und Nach⸗ 
ſchicken des Waſſers während der Flößerei, 

bb. für die Hergabe des Materials zu den Unterlagen und Stützen 
für das auf der Ablage aufzuſetzende Holz, welches jedoch die 

Flößer auf den ihnen angewieſenen Stellen, in der Forſt dieſer 

Antheilsbeſitzer auf ihre Koſten fällen und zur Ablage anfahren 

laſſen müſſen. 

b. innerhalb der Grenzen des adligen Gutes Kamlau einen Sgr. 3 Pf. 
für die Klafter wofür der Grundherr auch gleichzeitig das zum 
Aufſetzen des Floßholzes erforderliche Unterlage- und Stützen-Ma⸗ 
terial aus ſeinen Waldungen hergeben muß. 

„innerhalb der Grenzen des Erbpachts⸗Gutes Grobowina einen Sgr. 
3 Pf. für die Klafter, 

innerhalb der Grenzen des adligen Gutes Seelau einen Sgr. drei Pf. 
für die Klafter, 

. innerhalb der Grenzen des adligen Gutes Chinow, Lauenburger 
Kreiſes, zwei Sgr. ſechs Pf. für die Klafter, 

innerhalb der Grenzen des Königlichen Dorfes Kniewenbruch einen 
Sgr. drei Pf. für die Klafter. ’ 

Außerdem müſſen den Grundeigenthümern der Ablageplätze die 
Unterlagen und Stützen des Flößholzes belaſſen werden, auch dürfen 
ſie zum Einwerfen des Flößholzes zunächſt ihre Lente gegen das 
übliche Lohn geſtellen, 
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. innerhalb der Grenzen des adligen Gutes Bohlſchau einen Sgr. für 
die Klafter, 

‚ innerhalb der Grenzen der adligen Güter Nanütz und Schmechau 
einen Sgr. drei Pf. auf Wieſen und neun Pf. auf Ackergrund, für 
die Klafter, 

i. innerhalb der Grenzen des Königl. Dorfes Rheda einen Sgr. für 
die Klafter, 

Jan die Gutsherrſchaft in Rutzau für die Ablage bei Becka: 
aa. acht Sgr. neun und ein Drittel Pf. für die Klafter Holz, 
bb. zwei Sgr. ſechs Pf. für die Klafter Torf, 
cc. zehn Sgr. für ein Stück Langholz von ſechsunddreißig Kubikfuß. 

Wenn Kriegsbegebenheiten die Verſchiffung des hier gelagerten 

Holzes behindern, ſo ſoll dieſes Stättegeld für einen zweijährigen 
Zeitraum gezahlt werden. 

II. Für die Fertigung der Stauwehre und Hergabe des Materials dazu 
iſt zu zahlen, wenn der Flößer wirklich ſtauen laſſen will: 

a. an die Gutsherrſchaft in Bohlſchau einen Thlr. für ein Floß für die 
Stauwehre bei Neuſaſſerei. Die Vergütigung wird jedoch hier nur 
für das Material zum Stau, während die Fertigung der Stauwehre 
die Flößer ſich beſorgen müſſen, und für das Uebertreten des Waſſers 
auf die an den Fluß bei Neuſaſſerei grenzenden Wieſen und 
Ländereien und für die denſelben dadurch etwa zugefügten Beſchä⸗ 
digungen gewährt, 

Jan den Schulzen Plomin in Czechoczin und den Einſaſſen Totzke in 
Rheda für ein Stauwehr zwiſchen Pelzau und Rheda einen Thlr. 
für ein Floß, 

„Jan den Stahlhammerbeſitzer in Rheda für ein Stauwehr vor dem 
Eiſenhammer⸗Kanal einen Thlr. vier Sgr. ſechs Pf. für ein Floß, 

an den Freiſchulzen Leſſnau in Polchau für ein Stauwehr vor dem 

Stremming⸗Fluß zwei Thlr. für ein Floß, 

„Han die Gemeinde Breſin für ein Stauwehr vor der Breſiner Mühle 
zwei Thlr. für ein Floß, 

an die Gutsherrſchaft in Rutzau für ein Stauwehr bei Becka einen 
Thlr. für ein Floß. 

III. Für das Ruhen der Mühlen und Eiſenhämmer: 

u. an den Müller und Stahlſchmidt in Rheda für jede 24 Stunden 
einen Thlr. für ein Floß, ohne Rückſicht darauf, daß die Werke 
etwa weniger als 24 Stunden geruht haben, 

b. an den Müller in Breſin unter denſelben Bedingungen wie bei IIIa. 
einen Thlr. ſechs Sgr. 

IV. Schleuſengelder: 
An die Königliche Domänen⸗Rent⸗Amts⸗Kaſſe in Neuſtadt, bevor das 
Holz die Königliche Schleuſe bei Breſin paſſirt: 

1. zwei Sgr. acht und zwei Fünftheil Pf. für die Klafter Buchenholz, und 

2. ein Sgr. vier und ein Fünftheil Pf. für die Klafter Eichen⸗, Birfen-, 
Elſen⸗ und Kiefern⸗Holz. 


§ 24. 
a Für das Stättegeld, welches die Gutsherſchaſt Rutzau nach 8 15 J. K 
bezieht, hat dieſelbe auch die Verpflichtung, in Becka einen Aufſeher und 
Abrechner, welcher das Holz von den Flößern übernimmt, zu halten; ferner 
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auf eigene Koſten diejenigen Maßregeln zu treffen, welche die Lagerung 
und Abſchaffung des gelagerten Holzes bis zur Schuite ſichern. Für den 
den Flößern hierbei erwachſenden Nachtheile, ausgenommen für Unglücksfälle, 
welche durch Herbſtſtürme herbeigeführt werden, muß die Gutsherrſchaft 
aufkommen, gleichviel ob das Holz im erſten oder einem ſpäteren 
Jahre ſteht. 
Sonſtige von den e gewährende Entſchädigung. 
25. 


Für die Flächen, welche der Flößer mit dem ausgefiſchten Senkholze 
($ 10) auf Wieſen, Weiden und unter dem Pfluge befindlichen Aeckern 
außerhalb des Treidelſteiges beſetzt, muß derſelbe für jede ausgefiſchte 
Klafter von 108 Kubikfuß Raum mit 18 Fuß Fläche einen Sgr. an 
den Eigenthümer der Fläche zahlen. 

Dieſe Vergütung muß auch gezahlt werden, wenn das nach 8 10 
auf jede 40 Ruthen aufgeſtellte Senkholz noch keine volle Klafter à 108 
Kubikfuß Raum mit 18 OFuß Grundfläche beträgt. 

26 


§ 26. 

Ferner ſind die Flößer verpflichtet, ſolche Beſchädigungen zu ver⸗ 
gütigen, welche durch ihre Flößerei den Wieſen, Weiden und Aeckern, ſowie 
den Zäunen und Gehegen außerhalb des Treidelſteiges zugefügt werden, 
und wofür vorſtehend keine beſondere Entſchädigungen feſtgeſtellt ſind. 

Findet darüber keine Privateinigung ſtatt, ſo ſoll ſolche durch den 
competenten Schiedsmann verſucht und dabei das Gutachten zweier Sach⸗ 
verſtändigen, von welchen der Beſchädigte den Einen und der Flößer den 
Andern wählt, zum Grunde gelegt werden. Greift ein Vergleich auf dieſem 
Wege nicht Platz, ſo müſſen die Parteien ſich an das Gericht wenden, 
vor welches ſie auch mit Uebergehung des Schiedsmanns die Sache ſogleich 
bringen können. Abſichtliche Veſchädigung unterliegt der geſetzlichen Strafe. 

27. 


Diejenigen Grundbeſitzer oder Ortſchaften, welchen nach den SS 21 
bis 25 die Erhebung von Flößereiabgaben zuſteht, ſind gehalten, nach der 
Anordnung der zuſtändigen Polizeibehörde an den von dieſer bezeichneten 
Stellen Tafeln, auf welchen die Hebungsſätze kenntlich verzeichnet ſein 
müſſen, aufzurichten und zu unterhalten. 

D. Schlußbeſtim mung. 


§ 28. 

Die Reviſion dieſer Vorſchriften wird für das Jahr 1860, ſoweit 
dieſelbe dann erforderlich iſt, und weiterhin von zehn zu zehn Jahren 
vorbehalten. 

Berlin, den 27. Dezember 1851. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
iR gez. v. d. Heydt. . 
Für den Miniſter für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 
Im Allerhöchſten Auftrage: gez. v. Weſtphalen. 
Der Finanzminiſter: gez. v Bodelſchwingh. 
b enn Reglement wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht. 
Danzig, den 20. Januar 1852. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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30. Lagern von Fangdämmen im Schwarzwaſſer. 
(Amtsblatt 1854, Seite 226.) 


Mit Bezug auf $ 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung ſetzen wir hiermit feſt, daß derjenige eine Polizeiſtrafe 
bis zu 10 Thlrn. zu gewärtigen hat, welcher unbefugter Weiſe vor den, 
* über das Schwarzwaſſer innerhalb unſeres Verwoltungsbezirks führenden 
55 Brücken Fangbäume legt, oder andere Vorrichtungen trifft, durch welche 


* das zum Flößen eingeworfene Holz angehalten wird. 

1 Danzig, den 21. Auguſt 1854. 

* Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
2 


31. Polizei⸗Verorduung, betreffend die Paſſage von Holz⸗ 


N traften durch die Nogatmündung bei Montanerſpitze. 
* (Amtsblatt 1853, Seite 204.) 
er: Mit Bezug auf das in unſerer Polizeiverordnung vom 17. Januar 
A d. Is. (Amtsblatt pro 1853, Seite 32) erlaſſene Verbot beſtimmen wir 9 
1 hierdurch auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung 
0 vom 11. März 1850, daß die Paſſage durch die Nogatmündung bei Mon⸗ 
tauerſpitze für Holztraften bei einer Strafe von 5 bis 10 Thaler für 
1 jedes Glied der Traft und unter Vorbehalt des Erſatzes für den etwa 
75 angerichteten Schaden unterſagt wird. 
1 Danzig, den 27. Juli 1853. 
R. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
. 32. Schifffahrt durch die Eiſenbahnbrücken bei Dirſchan 
“2 und Marienburg. 
4 a. (Amtsblatt 1859, Seite 241.) 
. Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
5 11. März 1850 (Geſetz Sammlung pro 1850, Seite 265) wird von der 
14 unterzeichneten Königlichen Regierung, unter Aufhebung 
1 der Polizeiverordnung vom 16. Januar 1856 (Amtsblatt pro 1856, 
E Seite 19), 
4 des Nachtrages zu derſelben vom 12. Dezember 1856 (Amtsblatt pro 
* 1856, Seite 372) und der Polizeiverordnung vom 16. Mai 1857 
I (Amtsblatt pro 1857, Seite 101), 
u! betreffend die Beſchränkung der Schifffahrt durch die Brücken bei Dirſchau 
5 und Marienburg, 
hiermit Nachſtehendes verordnet: 
8 1. 
Es ſind für Schiff⸗Gefäße, welche die eiſernen Brücken über die 
Weichſel bei Dirſchau und über die Nogat bei Marienburg paſſiren, und 
deren Maſten, beziehungsweiſe Dampf⸗Schornſteine, zum Neigen nicht ein- 
gerichtet find, Krahne zum Niederlegen und Wiedereinſetzen der Maſten ꝛc. 
ober⸗ und unterhalb der linksſeitigen Landpfeiler an beiden Brücken auf⸗ 
| geſtellt. 
. Die Benutzung dieſer Krahne wird unentgeltlich geſtattet und von 
5 einem Krahnmeiſter überwacht, deſſen Anordnungen wegen des Anlegens und 
0 
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Abfahrens der Gefäße und des Gebrauchs der Krahne, die Schiffsführer 
Folge zu leiſten haben. f 


8-2. 
Für die Benutzung der Krahne werden folgende Tageszeiten feſtgeſetzt: 

1) in den Monaten Mai, Juni, Juli und Auguſt: an den Wochentagen 
von Morgens 5 bis Mittags 12 Uhr und von Nachmittags 1 bis 
Abends 8 Uhr, an den Sonn- und Feſttagen von Morgens 5 bis 
Vormittags 9 Uhr und von Nachmittags 4 bis Abends 8 Uhr; 

2) in den übrigen Monaten: an den Wochentagen von Sonnenaufgang 
bis Mittags 12 Uhr und von Nachmittags 1 Uhr bis Sonnen⸗ 
untergang, an den Sonn- und Feſttagen von Sonnenaufgang bis 
Vormittags 9 Uhr und von Nachmittags 4 Uhr bis Sonnen⸗ 
untergang. 

Die ausnahmsweiſe Benutzung der Krahne zu anderen Tageszeiten 
ſoll zwar geſtattet ſein, von den Schiffern aber nicht als eine Forderung 
in Anſpruch genommen werden können. 


8 Jr ! 
Die Reihenfolge der Benutzung der Krahne wird nach der Zeit be- 
ſtimmt, zu welcher die Gefäße an der Krahnſtelle anlegen. 

5 4 


8 4. 
Wenn die Schiffsmannſchaft für die ihr obliegenden Leiſtungen nicht 
ausreicht und der Schiffsführer anderweite Hue nicht gleich erlangen kann, 
ſo erhalten die ſpäter angekommenen Fahrzeuge in der Benutzung des 
Kahnes ſo lange den Vorzug, bis die erforderliche Hülfe beſchafft iſt. 


SD. 

Wenn ein Schiffsgefäß den Maſt bereits niedergelegt hat, ſo wird 
es vor den zweiten Krahn, an welchem es den Maſt wieder einſetzen will, 
vorgelaſſen, ſobald das bereits dort vorliegende Gefäß abgefertigt iſt. 

Jeder andere Aufenthalt auf der Fahrt von einem Krahne zum 
anderen iſt unſtatthaft. 


8 6. 

Zur Erleichterung des Anlegens der Fahrzeuge an das linke Ufer 
vor die Krahne iſt eine Reihe Pfähle in der Nähe der bezeichneten End⸗ 
pfeiler eingerammt. Dagegen wird das Auslegen der Anker in die mit 
Steinen befeſtigten Uferſtrecken unterſagt. 

5 7 


Wer dieſen Anordnungen zuwiderhandelt, verfällt in eine Polizeiſtraſe 
von 5 bis 10 Thlrn., vorbehaltlich des Erſatzes für die den Krähnen und 
Uferwerken etwa zugefügten Schäden. 

Danzig, den 6. November 1859. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


b. (Amtsblatt 1872. Stück 19.) 


In Verfolg unſerer Bekanntmachung vom 2 d. Mts. bringen wir 
zur genauen Beachtung für diejenigen Schiffer, ſowie Galler: und Traften⸗ 
führer, welche die Schiffbrücke bei Dirſchau paſſiren, auf Grund des § 11 
des Geſetzes vom 11. März 1850 folgende Anordnungen zur allgemeinen 
Kenntniß: 

1. Alle thalwärts fahrenden Gefäße und Traften müſſen bereits oberhalb 
des ſogenannten letzten Groſchens bei Zeisgendorf, und alle zu Berg 
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fahrenden unterhalb des Eiſenbahn⸗Brückenbauplatzes ankern und 
dürfen ſich erſt dann der Schiffbrücke weiter nähern, wenn ihnen die 
Stunde der Durchfahrt vom Brückenmeiſter bezeichnet iſt, welche 
eg eingehalten werden muß. 


Jeder, welcher den Durchlaß begehrt, erhält von dem Brückenmeiſter, 
nachdem der Zoll berichtigt iſt, eine Karte mit Bezeichnung der 
Durchlaßzeit und derjenigen Schiffspapiere oder Päſſe, welche er da- 
gegen deponirt. 

Nachdem der Durchlaß paſſirt und das Gefäß oder die Traft 
entweder oberhalb beim letzten Groſchen oder unterhalb des Brücken⸗ 
bauplatzes geanlert iſt und keinen Schaden angerichtet hat, können 
die Papiere gegen Rücklieferung der Karte wieder in Empfang ge⸗ 
nommen werden. 

3. Schiffsgefäße, welche am Dirſchauer Ufer zum Laden oder Löſchen 
anlegen wollen, müſſen den Platz hierzu vom Brückenmeiſter an⸗ 
gewieſen erhalten und dürfen dieſen Platz nicht verlaſſen; müſſen ſich 
auch, wenn fie die Brücke aufs oder abwärts paſſiren wollen, wieder 
der Beſtimmung im § 2 unterwerfen und beim Verlaſſen des Ufers 
die ihnen angegebenen Wege paſſiren, ſo wie diejenigen Mittel hiezu 
anwenden, welche ihnen vom Brückenmeiſter bezeichnet werden, damit 
ſie das Fahrwaſſer an dem entgegengeſetzten Ufer erreichen, ohne 
Schaden anzurichten. 

Es werden von der Brücken verwaltung ſtets Nothanker, Taue und 
Kähne bereit gehalten werden, deren Benutzung den Paſſanten gegen 
Erlegung von 1 Thlr. für jedes Stück, freiſteht. 

Bei Aushändigung der Karte wird jedem Schiffer zugleich eine ge- 
druckte ſpezielle Anweiſung gegeben, wie er ſich bei der Paſſage zu 
verhalten habe, die er genau beachten muß. 

Wer dieſen Beſtimmungen zuwider handelt, wird mit 5 bis 10 Thlr. 
beſtraft. 

Danzig, den 27. April 1852. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Anlegen und Lagern von Holzflößen und Schiffen an 
beiden Ufern der Nogat bei Marienburg. 
a. (Amtsblatt 1864, Seite 193.) 


Auf Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird hierdurch Folgendes beſtimmt: Das Anlegen und 
Lagern von Holzflößen und Schiffsgefäßen am rechten Nogatufer bei 
Marienburg iſt nur entweder oberhalb des ſogenannten Reckthurmes oder 
unterhalb der Pontonbrücke in einer Entfernung von mindeſtens fünf 
Ruthen von derſelben geſtattet. Das zwiſchen beiden Punkten liegende 
Ufer darf nur zum Herausſchaffen der Hölzer, ſowie zum Aus- und Ein⸗ 
laden von Waaren ꝛc. niemals aber zum Lagern von Flößen und Fahr 
zeugen benutzt werden. Uebertretungen dieſer Verordnung werden mit 
3 bis 10 Thalern, eventuell verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
eahndet. 
ve Danzig, den 19. Oktober 1864. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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b. (Amtsblatt 1869, Seite 151.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird Folgendes beſtimmt: Die in Nr. 44 des Amtsblatts 
pro 1864 abgedruckte Polizeiverordnung vom 19. Oktober ej. a, durch 
welche die Anlegung und Lagerung von Holzflößen und Schiffsgefäßen am 
rechten Nogatufer bei Marienburg in einer geringeren Entfernung als 
5 Ruthen ober⸗ und unterhalb der Pontonbrücke verboten worden, wird 
hiemit in ihrem ganzen Umfange auch auf das linke Nogatufer bei Marien: 
burg ausgedehnt. 

Danzig, den 27. zul 1869. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


34. Schifffahrt auf der Weichſel und Nogat. 
(Amtsblatt 1866, Seite 67.) 


In Gemäßheit des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 werden 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung bei der Schifffahrt auf dem Weichſel⸗ 
und Nogat⸗Strome und zur Sicherſtellung der öffentlichen Anlagen in 
demſelben für den Bezirk der unterzeichneten Königlichen Regierung folgende 
Beſtimmungen getroffen. 91 

Durch Holzflöße (Traften) und Stromfahrzeuge jeder Art und 
Größe darf, wenn ſie vor Anker gehen, die Fahrt nicht geſperrt werden. 

8 2. a 

Das Befahren des Stromes mit Gefäßen und Flößen zur Nachtzeit 
und bei dichtem Nebel iſt im Allgemeinen unterſagt und nur in mondhellen 
Nächten geſtattet. 


8 3. , 
eng Dampfſchiffe dürfen nicht mehr als vier Laſtkähne im Schlepptau 
ühren. 


8 4. f 
Holzflöße von weniger als zwanzig Tafeln müſſen von einem, Holz⸗ 
flöße von zwanzig und mehr Tafeln, ein jedes von zwei Rottmännern ge⸗ 
führt werden, von welchen der eine mindeſtens 400 Ruthen, der andere 
in geringerer Entfernung von der vorderſten Tafel fährt. 
8.5. 
Die Stromregulirungs- und üfer⸗Schutzwerke dürfen nicht beſchädigt 
werden; auch iſt das Anlegen an denſelben, ſowie deren Betreten verboten, 


ap 


Den bei den Steom-Bauflelin vor Anker liegenden, durch Flaggen 
kenntlich gemachten Königlichen Stromgefäßen iſt auszuweichen, ſo daß 
weder dieſe noch die ausgeſpannten Taue beſchädigt werden. Iſt die Fahrt 
durch Königliche Stromgefäße oder Taue augenblicklich geſperrt, ſo haben 
die zu Thal (ſtromab) gehenden Stromgefäße und Flöße in einer Ent⸗ 
fernung von mindeſtens 200 Ruthen oberhalb der Bauſtelle ſo lange vor 
Anker zu gehen, bis die Fahrt frei iſt. Daſſelbe gilt von den zu Berg 
(ſtromauf) gehenden Segel- und Dampfſchiffen, welche in gleicher Ent- 
fernung unterhalb der Bauſtelle vor Anker gehen müſſen. 
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8 7. 

Bezüglich des Verhaltens der Stromfahrzeuge und Holzflöße 
(Traften) beim Paſſiren von Fähr-Anftalten bewendet es bei den Vor: 
ſchriften unſerer Polizeiverordnung vom 30. Dezember 1865 (Amtsblatt 
pro 1866 Nr. 8) 8 

8 8. 

„Die Uebertretung dieſer Vorſchriften wird mit einer Geldbuße bis 
10 Thlr. beſtraft; außerdem iſt der durch die Nichtbeachtung derſelben ent- 
ſtandene Schaden von dem Eigenthümer der betreffenden Flöße oder Fahr⸗ 
zeuge zu erſetzen und das nach der Anweiſung der Strom-, Bau- oder 
Fähr- Aufſeher zur Sicherſtellung geforderte Pfand denſelben gegen Empfangs⸗ 
beſcheinigung unweigerlich auszuliefern, widrigenfalls ſie ermächtigt ſind, 
die Weiterfahrt bis zur Entſcheidung der nächſten Polizeibehörde zu unter— 
ſagen und zu verhindern. 

Danzig, den 5. März 1866. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


35. Befahren des Weichſel⸗Nogat⸗Kanals bei Pieckel. 
(Amtsblatt 1865, Seite 43.) 


Unter Aufhebung der Polizeiverordnung vom 13. Mai 1858 (Amts- 
blatt pro 1858, Seite 108) und mit Bezugnahme auf 8 11 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 wird hiermit Folgendes 
beſtimmt: 

1. Bei einem höheren Waſſerſtande als 11½ Fuß am Pegel zu Pieckel 
darf der Kanal weder mit Flößen noch mit Kähnen befahren werden. 

Bei niedrigem Sommerwaſſerſtande hat jeder Schiffer den Tiefgang 
ſeines Gefäßes mit dem Pegelſtande zu vergleichen, um ſich vor Be: 
ſchädigungen auf der mit Steinen befeſtigten Sohle zu hüten. Die 
Kanalſohle liegt in der Mitte 3 Fuß tiefer als der Nullpunkt des 
Pegels und ſteigt nach beiden Seiten an. 

Gefäße und Holzflöße, welche den Kanal zu Thal paſſiren wollen, 
müſſen vor der Einmündung anlegen und von dort an genügend 
ſtarken Leinen und Tauen, mit Benutzung der Stopfpfähle, ſackend 
die Eiswehr paſſiren 

Sowohl bei der Berg- als bei der Thalfahrt müſſen Kähne und 
Traften den Kanal ohne Aufenthalt paſſiren. Sie müſſen nicht im 
Kanal ſelbſt, ſondern erſt 50 Ruthen ober- oder unterhalb deſſelben 
feſtgelegt werden. 

5. Die Anwendung von Ankern oder Schrickpfählen im Kanal ſelbſt 
und innerhalb einer Entfernung von 20 Ruthen ober- oder unter⸗ 
halb deſſelben (vom Ende der Bankette gerechnet) iſt vorbehaltlich 
des Erſatzes des dadurch verurſachten Schadens bei einer Strafe bis 
zu 10 Thlr. für jeden Anker und für jeden Schrickpfahl verboten. 

. Das Einſetzen von Bootshalen oder andern mit Eiſen beſchlagenen 
Geräthen in die Eiswehr wird unterſagt. 

Sowohl ſtromabfahrende Kähne, Galler oder Flöße, als auch ſtrom⸗ 
aufſegelnde oder treibende Gefäße, haben genau auf die in der Mitte 
des Kanals befindliche Prahmfähre zu achten und dürfen die Fähr⸗ 
ſtelle nur paſſiren, wenn der Prahm feſt an einem Ufer liegt. Wer 
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die Fährſtelle paſſirt, während der Prahm zur Ueberfahrt in Be- 
wegung iſt, iſt, abgeſehen von der verwirkten Strafe, auch für die 
an dem Prahm, der Fährleine u. ſ. w. entſtehenden Beſchädigungen 
verantwortlich. 

8. Traften, die die Eiswehr paſſiren, dürfen nicht breiter als 20 Fuß 
ſein und müſſen in den einzelnen Gelenken feſt verbunden ſein. 

9. Wer den vorſtehenden Vorſchriften zuwider handelt, verfällt, wo 
nicht ſchon beſondere Strafen feſtgeſtellt ſind, in eine Geldbuße bis 
zu 10 Thlr. 

Danzig, den 13. Januar 1865. 
Königliche Regierung Abtheilung des Innern. 


36. Kraffohl⸗Kanal. Befahren deſſelben. 
(Amtsblatt 1864, Site 153.) 


Mit Bezug auf $ 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird folgende Polizeiverordnung für den Kraffohl⸗Kanal 
erlaſſen und hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 


Mit Benutzung des Kraffohl⸗Kanals und der beiden an der Ein⸗ 
mündung befindlichen Schleuſen iſt nach wie vor allen Flußfahrzeugen 
(als kuriſchen Kähnen, Jachten, Lummen, Oderkähnen, Dampfböten u. ſ. w.) 
geſtattet, inſofern der Tiefgang dieſer Fahrzeuge ſolches zuläßt. 

Holztraften dagegen dürfen ferner nur bis zu einer Breite von 15 
Fuß verbunden und höchſtens 8 Gelenke lang fein; bei größeren Dimen⸗ 
ſionen wird das Durchſchleuſen nicht geſtattet. 

2 


Die Waſſertiefe des Kanalbettes bei dem mittleren Sommerwaſſer⸗ 
ſtande von 2 Fuß 6 Zoll am Pegel der Kraffohl⸗Schleuſe beträgt iu der 
Regel durchweg mindeſtens 5 Fuß, hängt aber von den vorkommenden 
Haffſtauungen ab und verändert ſich demzufolge öfter über oder unter den 
angegebenen Stand. Es iſt daher Sache der Schiffsführer, von dem 
jedesmaligen Waſſerſtande Kenntniß zu nehmen und ſich hiernach bei dem 
Betriebe der Schifffahrt zu richten. 


Ein jedes Fahrzeug muß mit den nöthigen Ausrüſtungsſtücken, ſow ie 
Tauen, Ketten und Anker verſehen ſein, da derartige Gegenſtände im 
Kanal⸗Inventarium nicht vorräthig gehalten werden. Zum Stopfen der Gefäße 
und Traften ſind die erforderlichen Pfähle auf der Doſſirungskaute der 
Deiche eingegraben, die auch zur Befeſtigung derſelben dienen. Anker oder 
eigene Haltepfähle dürfen hierbei nicht benutzt werden, weil dadurch die 
Deichdoſſirungen beſchädigt werden würden. 


4. 

Jede Verunreinigung des 92 und der Schleuſen iſt unterſagt. 
Es darf alſo weder Ballaſt, Kohlenſchlacken noch Abraum, Kehricht, 
Unrath pp. in das Waſſer geworfen werden. Die Herausſchaffung reſp. 
Beſeitigung der hineingeworfenen Gegenſtände erfolgt auf Koſten des Schiffs 
führers oder des ſonſtigen Kontravenienten. Das Belaſten der Steuer 
mit Steinen oder anderen ſchweren Körpern iſt nur dannge ſtattet, wenn 
dieſe Gegenſtände gehörig ſicher befeſtigt ſind. 


172 Abſchnitt IV. Wege: (Eifenbahn-) und Waffer- (Schifffahrts-) Polizei. 


8 5. 

Alle Schiffsfahrzeuge und Holztraften müſſen mindeſtens 5 Ruthen 
vor der Schleuſe anhalten und feſtlegen und demnächſt zum Durchſchleuſen 
bei dem Schleuſenmeiſter angemeldet, an denſelben auch die tarifmäßgen 
Gefälle entrichtet werden, bevor dieſer das Durchſchleuſen geſtattet. So⸗ 
bald die Genehmigung hierzu ertheilt worden iſt, hat der Schiffsführer 
das Oeffnen der Thore und das Durchſchleuſen nach den ſpeciellen An⸗ 
ordnungen des Schleuſenmeiſters zu bewirken und hierbei darauf zu ſehen, 
daß jede Beſchädigung der Bauwerke vermieden werde, insbeſondere wird 
das Einſetzen der mit Eiſen beſchlagenen Ruder oder Schiebeſtangen in die 
Schleuſenthore, Bollwerke oder Schleuſenböden unterſagt. 

Nach erfolgter Durchſchleuſung muß auf Beſtimmung des Schleuſen— 
meiſters auch das Schließen der Thore von der Mannſchaft des durch⸗ 
geſchleuſeten Fahrzeuges beſorgt werden. 


Die Reihenfolge, in welcher die Durchſchleuſungen erfolgen, richtet 
ſich im Allgemeinen nach den Anmeldungen beim Schleuſenmeiſter. Dem 
Letzteren ſteht jedoch die Befugniß zu, mit Rückſicht anf die Veränderlichkeit 
des Waſſerſtandes und auf die Verſchiedenheit der Fahrzeuge und Ladungen 
oder aus anderen überwiegenden Rückſichten in einzelnen Fällen von jener 
Regel abzuweichen. Die zur Paſſagier⸗Beförderung beſtimmten Dampfböte 
find ſtets vor allen anderen Fahrzeugen ꝛc. durchzuſchleuſen. 

Wenn mehrere Holztraften eines und deſſelben Eigenthümers zum 
Durchſchleuſen angemeldet ſind und vor der Schleuſe liegen, ſo erfolgt das 
Durchlaſſen derſelben ohne Unterbrechung und ſpäter ankommende Holz⸗ 
transporte dürfen erſt nach erfolgter Beförderung der erſteren durchgeſchleuſt 
werden. Bei der Ankunft von Kähnen aber muß das Durchſchleuſen der⸗ 
ſelben wechſelweiſe oder gleichzeitig mit den Holztraften nach Anordnung 
des Schleuſenmeiſters erfolgen. Auch iſt der Letztere befugt, aber nicht 
verpflichtet, eine anderweitige Einigung der Intereſſenten unter ſich zu 
berückſichtigen. 

Das eigenmächtige Oeffnen der Thore, ſowie das Vorlegen oder 
Einziehen der Schiffsgefäße und Traften in die Schleuſen iſt unbedingt 
unterſagt. 

Früher als eine Stunde vor Sonnenaufgang und ſpäter als eine 
Stunde nach Sonnenuntergang kann das Durchſchleuſen überhaupt nicht 
verlangt werden. 


8 7. 
Das Befahren des Kanals iſt zu jeder Zeit und auf jede Art 
geſtattet und die Benutzung der Treidelwege, ſowie der Fähren bei Rothe⸗ 
bude und an der Rundmann'ſchen Ecke gegen Zahlung des tarifmäßigen 
Fibreunde uneingeſchränkt. Dampfböte dürfen jedoch nur mit einer 
Geſchwindigkeit von 4 Fuß in der Sekunde ſich bewegen, ſo daß der Weg 
von der Rothebude bis zur Kraffohl⸗Schleuſe und umgekehrt in kürzeſtens 
einer Stunde ſechs Minuten zurückzulegen iſt. Im Uebrigen finden ſelbſt⸗ 
redend die allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen hier Anwendung und 
namentlich die Anordnung wegen des Anbringens farbiger Laternen zur 
Nachtzeit. 


88. 
Beim Begegnen zweier Fahrzeuge erfolgt das Ausweichen ſtets zur 


Abſchnitt IV. Wege⸗(Eiſenbahn⸗) und Waſſer⸗ (Schifffahrts⸗) Polizei. 173 


rechten Seite. Die treidelnden Fahrzeuge und die Holztraften halten ſich 
an derjenigen Uferſeite, an welcher der Leinpfad liegt und müſſen die 
Fahrt auch in den Biegungen oder wo der Leinpfad von einer Seite zur 
andern übergeht, nicht behindern; dies gilt auch bei dem Hinein⸗ oder 
Herausbringen der Holztraften in reſp. aus der Schleuſe. 

Wenn ſich zwei treidelnde Fahrzeuge begegnen und das kleinere unter 
der Leine des größeren paſſiren kann, ſo muß das letztere ſo viel Raum 
geben, daß der Vorbeigang auf ſolche Weiſe geſchehen kann; bei größeren 
Fahrzeugen muß die Leine ie werden, damit das am Leinpfade 
rechts gehende Fahrzeug ungehindert weiter treideln kann. 

Wenn der Bagger zur Arbeit im Kanal iſt, ſo wird er den vorbei⸗ 
kommenden Fahrzeugen und Traften ſtets die Seitenkatten fallen laſſen, 
ſelbige haben aber die Verpflichtung, ſo ſchnell wie möglich den Vorbeigang 
zu bewerkſtelligen und zwar auf derjenigen Seite, die jedesmal vom Bagger 
meiſter ſignaliſirt wird. 


9. 

Die beſtehenden Fähren bei Rothebude und Fiſcherskampe dürſen 
nie durch geſpann te Leinen die Schifffahrt behindern, letztere müſſen viel⸗ 
mehr immer unter Waſſer liegen. Cbenſo darf der Fiſchfang nicht 
mittelſt Stellnetzen eder Säcken ausgeübt, überhaupt der Betrieb der 
Fiſcherei der Schifffahrt nicht hinderlich werden. Kommt ſolches dennoch 
vor, ſo ſteht es (abgeſehen von der Strafbarkeit der Kontravenienten) dem 
Schiffsführer frei, die behindernden Gegenſtände fortzuſchaffen. 

§ 10. 

Ohne Genehmigung des Schleu ſenmeiſters, deſſen Anordnungen als⸗ 
dann zu befolgen ſind, dürfen weder Fahrzeuge noch Holztraften in der 
Schleuſe oder dem Kanal liegen bleiben oder überwintern; keinesfalls darf 
dadurch dem Verkehr ſowohl auf dem Waſſer als auf dem Eiſe eine Go⸗ 
fahr oder ein Hinderniß erwachſen. Kommen in dieſer Beziehung Saum⸗ 
jeligfeiten vor, jo wird der Schleuſenmeiſter ohne Weiteres auf Koſten des 
Säumigen die Hinderniſſe fortſchaffen. 

11 


Ladeplätze find längs dem Kanal nicht vorhanden. Sollte jedoch 
einer der Anwohnenden etwas zu verladen haben, fü ſoll ihm ſolches 
geſtattet ſein; derſelbe hat aber jede Beſchädigung der Ufer und ſonſtigen 
An agen zu vermeiden. 

Wird ein Fahrzeug ſo ſchadhaft, daß das theilweiſe oder gänzliche 
Löſchen der Ladung nöthig wird, ſo iſt ſolches dem Schiffer an jeder ge⸗ 
eigneten Stelle erlaubt: — derſelbe hat aber ſofort dem Schleuſenmeiſter 
davon Anzeige zu machen und deſſen Anordnungen Folge zu leiſten, auch 
etwaige Entſchädigungen zu übernehmen. 


12. 

Die ſpecielle Veaufſchtigung des Kanals und der Schleuſen ſteht 
dem jedesmaligen Schleuſenmeiſter der Kraffohl⸗Schleuſe zu: auch haben 
die ſonſtigen Polizeibeamten über die Befolgung dieſer Vorſchriften zu 
wachen und vorkommende Kontraventionen bei der zuſtändigen Polizei⸗ 
behörde zur Anzeige zu bringen. 


Uebertretungen der Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung werden, 
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abgeſehen von der Verpflichtung zum Schadenerſatze, durch Geldſtrafe 
bis zu 5 Thlru, im Unvermögensfalle durch verhältnißmäßige Gefängniß⸗ 
ſtrafe geahndet. 
Danzig, den 10. Auguſt 1864. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


37. Oberländiſcher Kanal. Kanalpolizei⸗Reglement. 
a. (Amtsblatt 1862, Stück 113.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 wird, unter 
Auſhebung des Reglements vom 17. März 1854, für den Elbing ober⸗ 
ländiſchen Kanal folgendes Kanal-Polizei⸗Reglement hierdurch erlaſſen. 
Beſtimmungen über die Schiffsgefäße, Flöße und Ladungen. 

§ 1. 

Schiffsgefäße, welche auf dem Elbing oberländiſchen Kanal zugelaſſen 
werden ſollen, dürfen nicht länger als 78 Fuß über Stewing lang und 
9 Fuß 6 Zoll breit fein, auch nicht über dieſe Breite beladen werden. 
Die Ladungshöhe über Waſſer darf nicht mehr als 9 Fuß betragen. 
Der zuläſſige größte Tiefgang iſt 3 Fuß 6 Zoll. Bei Holzabflößen darf 
die untere Breite das Maß von 8 Fuß nicht überſchreiten, wobei die 
Seitenſtücke des Floßes gerade fein müſſen: dabei können aber fo viel 
Schichten über einander gepackt werden, daß der größte Tiefgang des 
Floßes 3 Fuß 6 Zoll nicht überſchreitet. Bei dieſer Art der Floßbildung 
darf die obere Breite des Floßes, d. h. der oberſten Holzlage 9 Fuß 6 Zoll 
nicht überſteigen. 

Ein ſo conſtruirtes Floß wird, bei geſundem Holze und vorſichtigem 
Verbande 12 bis 15 Stück enthalten und, wenn die Länge des Holzes 
nicht viel über 40 Fuß beträgt, können zwei Gelenke hinter einander auf 
einem Wagen, alſo 24 bis 30 Stück zugleich über jede geneigte Ebene 
gefördert werden. Derartig verbundene Flöße dürfen auch die Schleuſen 
paſſiren, ohne einen höheren Zoll als den nach der feſtſtehenden Fläche von 
1000 Q.⸗Fuß berechneten zu entrichten. Flöße, welche die Schleuſen paſſiren 
ſollen, dürfen einzeln höchſtens 96 Fuß Länge haben. Unverbundenes 
Holz wird zum Transporte auf dem Kanal nicht zugelaſſen. 

Das Belaſten der Steuer mit loſen Steinen oder anderen loſen 
Körpern iſt nicht geſtattet. 


b. (Amtsblatt 1862, Seite 117.) 


Behufs Erhaltung der Kanal. Ufer wird hiermit auf Grund des 
S 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 angeordnet, daß einen 
Monat nach Veröffentlichung dieſer Verfügung jedes Schiff, welches 
die Schleuſen oder die geneigten Ebenen benutzen will, bei Vermeidung 
einer Polizeiſtrafe von 10 Thlrn. oder verhältnißmäßiger Gefängniß⸗ 
ſtrafe mit einem ſichern Heinen Boot verſehen fein muß. 

Königsberg, den 11. November 1861. 

önigliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


8 2. 
Jedes Schiff muß ſeinen Namen und den Wohnort des Eigenthümers 
mit deutlicher Schrift hinten am Spiegel oder an der Seite des Schiffes 
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führen, ſowie die Nummer, welche daſſelbe nach dem Regiſter der Kanal- 
Auffihts- Behörde enthält. Ferner muß das Maß des Tiefganges am 
Vorder- und Hinterſteven von Fuß zu Fuß, mit Angabe der Zolle, deutlich 
zu erkennen ſein. 


Bemannung und Ausrüſtung. 


§ 3. 

Jedes Fahrzeug muß von einem ſachkundigen Führer, welcher ſeine 
Qualifikation nachzuweiſen und deshalb nöthigenfalls eine Prüfung vor der 
Kanal⸗Aufſichts⸗Behörde abzulegen hat, geleitet werden. 

Auch muß jedes Fahrzeug mit hinreichender Mannſchaft beſetzt ſein, 
um bei jeder Witterung regiert zu werden. 

Die Fahrzeuge müſſen mit tüchtigem Anker und Tauwerk und mit 
den ſonſt zu ihrer Yeitung und Befeſtigung erforderlichen Geräthen ver— 
ſehen ſein. 

Verhalten während der Fahrt. 


Ss 4. 

Eine Reihenfolge der Fahrt im Kanal findet nicht Statt. 

In dem Kanal darf nicht geſegelt werden. Die größeren Kanalſchiffe 
dürfen mit Pferden niemals im Trabe getreidelt werden. Das Vorbeifahren 
geſchieht ſtets rechts. Wo aber nur ein Treidelſteg vorhanden, muß, wenn 
zwei Schiſſe oder Holzflöße ſich begegnen, das abwärts fahrende Schiff 
(von Dt. Eylau nach Elbing und von Liebemühl nach Oſterode wird ab⸗ 
wärts gerechnet) ꝛc. die Leine fallen laſſen und am Ufer des Treidelſteges 
den Kanal ſo breit frei laſſen, daß das andere Fahrzeug ungehindert 
paſſiren kann. 

8 5. 


Die Fahrbahn ſoll ſtets frei gehalten werden. 

Während im Kanal gebaggert wird, müſſen die beim Bagger ein⸗ 
treffenden Schiffe anhalten, bis der Baggermeiſter das Zeichen zum Vor⸗ 
übergehen giebt. Jeder Baggermeiſter hat jedoch die Fahrt ſpäteſtens 
nach 10 Minuten unentgeltlich zu räumen. Die Schiffer ſind verbunden, 
alle ihnen zu Gebote ſtehenden Mittel anzuwenden, um die Vorbeifahrt 
zu beſchleunigen. Holzflöße werden während der Arbeitszeit des Baggers 
nur gegen beſondere Erlanbniß der Kanal -Aufſichts⸗Behörde vorbeigelaſſen. 

Ein fortgeſetztes Nebeneinanderfahren zweier Schiffe oder Flöße iſt 
nicht geſtattet. 
8 6. 


Wenn zwei oder mehrere Zugthiere zum Treideln des Schiffes ver⸗ 
wendet werden, ſo dürfen dieſe niemals neben einander, ſondern müſſen 
einzeln hinter einander geſpannt werden. 


2 7 


i. 

Es ift den Schiffern unbenommen, auch des Nachts den Kanal zu 
befahren, ſie müſſen dann aber eine hellbrennende, ringsumher leuchtende 
Laterne an einer Stange, 8 Fuß über Waſſer angebracht, führen. 

Sies darf des Nachts nicht geflößt werden. 

ie Holzflöße müſſen vielmehr bei eintretender Nacht an das dem 


Treidelſtege gegenüberliegende Ufer anlegen. 


2 ge 
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Zum Laden, Löſchen und Landen ſind beſondere, als ſolche bezeichnete 
Plätze beſtimmt und es ſteht Niemandem frei, beliebig an den Ufern des 
Kanals anzulegen. 

Wenn dieſes in ganz beſonderen unvorhergeſehenen Fällen unumgäng⸗ 
lich nöthig iſt, ſo darf es nur an dem, dem Treidelſtege entgegengeſetzten 
Ufer ſtattfinden. Sind an beiden Ufern Treidelſtege, ſo legt der Schiffer 
auf derjenigen Seite an, auf welcher die Treidler ſich befinden, hat aber 
dafür zu ſorgen, daß die folgenden Fahrzeuge nicht aufgehalten werden. 
Niemals darf ein Anker auf das Land, ſei es, wo es wolle, gelegt werden, 
vielmehr dürfen Schiffe und Flöße nur an den dazu beſtimmten Pfählen 
befeſtigt werden und ſind alsdann hinten und vorn feſtzulegen. Die Schiffe 
und Flöße dürfen in keinem Falle Seite an Seite anlegen. Die Maſten 
alt een Kanal, wenn das Schiff an der Treidelſtegſeite liegt, ſtets nieder⸗ 
gelegt ſein. 


89. 

Geländer, Nummerpfähle und Steine dürfen zum Befeſtigen der 
Schiffe niemals gebraucht werden. Iſt ein Schiffer genöthigt, an einer 
Stelle anzulegen, wo keine Haltepfähle vorhanden ſind, ſo wird ihm geſtattet, 
dazu eigene ſogenannte 5 jedoch nicht näher als 6 Fuß von der 
oberen Doſſirungskante des Ufers entfernt, einzuſchlagen. 

10 


Muß ein Schiff des Nachts am Ufer im Kanal oder in einem See 
liegen bleiben, ſo muß daſſelbe eine brennende Laterne an einer Stange die 
Nacht hindurch aushängen. 


§ 11. 

Wenn der Winter ſich einſtellt, darf kein Schiff, Holzfloß ꝛc. im 
Kanal liegen bleiben, dieſelben müſſen vielmehr ſofort und unter allen Um⸗ 
ſtänden aus dem Kanal nach dem nächſten Hafen gebracht werden. 

Welche Strecken der Waſſerſtraße für die Winterbahn zu benutzen 
ſind, wird durch beſondere Verordnungen beſtimmt werden. 


12. 
Ausnahmsweiſe ſoll das Laden und Löſchen außerhalb der Häfen nur 
geſtattet ſein: 

a. den am Kanal angrenzenden Grundbeſitzern für die Abfuhr ihrer 
Crescenz und das Heranſchaffen ihrer Bedürfniſſe, wenn ihnen vom 
Kanal⸗Baubeamten die Anlageſtelle bezeichnet iſt; 

b. in allen Fällen, wo die Erhaltung der Ladung gefährdet und ein Um⸗ 
ſtechen, Lüften ꝛc. derſelben unerläßlich wäre. 

Die Erlaubniß muß ſtets dazu eingeholt und der verurſachte 
Schaden vollſtändig vergütet werden. 

Die Beförderung durch e und über die geneigten 
enen. 


$ 13. 

Jedes Schiff, Floß ꝛc. muß mindeſtens 200 Fuß ober⸗ oder unter⸗ 
halb einer Schleuſe oder geneigten Ebene liegen bleiben, bis es die Er⸗ 
laubniß zum Einfahren erhalten hat. Bei den geneigten Ebenen hat der 
Schiffer durch ein weit hörbares lautes Zeichen (Glocke oder Pfeife) ſeine 
Ankunft zu melden. 
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8 14. 

Zur Feſtſtellung der Reihenfolge der Beförderung hat jeder Schiffer 
oder Flößer bei Ankunft vor einer Schleuſe oder geneigten Ebene ſofort 
beim Schleuſenmeiſter, Maſchinenführer oder Zollerheber ſich zu melden. 

Dieſe Beamten tragen da, wo es ihnen zur Pflicht gemacht iſt, unter 
laufender Nummer ein: 

1. Tag und Stunde der Ankunft — 2. Namen, Heimath und 

Nummer des Schiffes oder Floſſes — 3. Namen des Rheders — 

4. Namen des Schiffers — 5. Art der Ladung — 6. Tiefgang des 

Fahrzeuges. 

Die laufende Nummer des Regiſters beſtimmt die Reihenfolge der Be⸗ 
förderung durch die Schleuſen und auf den geneigten Ebenen ohne Unter⸗ 
ſchied der größeren und kleineren Fahrzeuge. 

Jede Schleuſe und geneigte Ebene hat ihre eigene Reihenfolge und 
Niemand ein Vorrecht aus einer niedrigen Nummer bei einer früher paſſirten 
Schleuſe oder geneigten Ebene. 


$ 15. 

Liegt bereits Flößholz vor einer Schleuſe oder geneigten Ebene und 
es kommen Schiffe an, jo muß bei Mangel einer gütlichen Verſtändigung 
zwiſchen den Intereſſenten die Beförderung in der Art wechſeln, daß eine 
Fahrt für Schiffe und eine für Sebi eintritt. 


Die Zahl der Schiffe und Floͤßhölzer, welche befördert werden können, 
beſtimmt der zur Stelle befind liche Beamte. 
17 


Poſt⸗, Perſonen⸗ und ſonſtigen Schiffen, die zu einer ſchnelleren Be⸗ 
förderung autoriſirt oder berechtigt ſind, ſowie den mit Militär⸗Effekten 
beladenen Schiffen ſteht das Recht zu, ſofort zur Beförderung zu gelangen, 
ohne dafür eine andere Abgabe zu geben, als die gewöhnlichen Schiffe. 
Sie führen auf Grund einer beſonders einzuholenden Genehmigung der 
Kanal⸗Aufſichts⸗Behörde das betreffende Wort in der Flagge. 

Lichterfahrzeuge werden beim Schleuſen ꝛc. den anderen Schiffen 
gleich geachtet. 


5 $ 18. 

Die Beförderung der Schiffe und Flöße durch die Schleuſen und 
über die geneigten Ebenen wird von 1 Stunde vor Sonnenaufgang bis 
1 Stunde nach Sonnenuntergang ununterbrochen ausgeführt. An Sonn⸗ 
und Feſttagen darf nur von Nachmittags von 2 Uhr bis Sonnenuntergang 
die Fahrt gefördert werden. 

Hinderniſſe in der Beförderung, welche bei den Schleuſen oder ge⸗ 
neigten Ebenen vorkommen können, ziehen niemals Anſpruch auf Entſchädi⸗ 
gung für verſpätete Fahrt nach ſich. 


Die Beſatzung ift verpflichtet, das Füllen und Leeren der Schleuſen⸗ 
Kammern, ſowie das Oeffnen und Schließen der Thore nach Anleitung des 
Schleuſenmeiſters zu bewirken. 

Eigenmächtiges Oeffnen und N der Thore iſt verboten. 

0 


Jedes Schiff iſt mit Vorſicht in die Kammer und die Gitterwagen 
und ebenſo aus denſelben zu führen. In der Kammer und auf dem Wagen 
12 
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muß das Schiff mit eigenem Tauwerk reſp. mit den dazu vorhandenen 
Ketten feſtgehalten werden, ſo daß es nicht gegen die Thore und Wände 
ſchlägt oder früher abſchwimmt, als die Fahrt es geſtattet. 0 

Die Benutzung der Bootshaken, Schiebruder, ſowie aller mit Eiſen 
beſchlagenen Stangen ꝛc. iſt in Schleuſen, ſowie an Brücken, Bohlen⸗ 
werken ꝛc. verboten. 

Kein Fahrzeug darf in einer Schleuſe oder an den geneigten Ebenen 
ſich länger aufhalten, als die Beförderung dieſer Kanalmittel erfordert. 

§ 21. > 

Jeder Schiffer iſt verpflichtet, die Rollbrücken, welche er mit ſeinem 
Schiff ꝛc. paſſirt, vorſchriftsmäßig zu öffnen und ebenſo wieder zu ſchließen, 
ſelbſt dann, wenn er ſie angeblich offen gefunden hätte. Findet der Schiffer 
eine Sicherheitsſchleuſe geſchloſſen, ſo darf er 5 ohne Genehmigung des 
nächſten Aufſichtsbeamten nicht öffnen. Ueber die Bekanntſchaft mit dem 
ordnungsmäßigen Oeffnen und Schließen der Rollbrücken hat der Schiffer 
bei der erſten Fahrt auf dem Kanale eine Verhandlung bei der Kanal⸗ 
Aufſichts⸗Behörde zu unterzeichnen, wonach er bezeuget, daß er die Hand⸗ 
habung der Rollbrücken genau kenne. 


Von den Hafen-Anlagen. 


8 22. 
Die . ſind ſämmtlichen Schiffen Tag und Nacht geöffnet. 
Die Hafen⸗ Ufer find nur der Hafen⸗Anſtalt gewidmet und darf auf ihnen 
weder ankommendes noch abgehendes oder zu verkaufendes Gut länger als 
24 Stunden liegen. Ueber die ſpezielle Benutzung von Güterſchuppen und 
Lagerplätzen beſteht ein beſonderes Regulativ und ſteht daſſelbe unter der 
Controle der Kanal⸗Aufſichts⸗Behörde. 


8 23. 

Zur Reparatur und zum Bau der Schiffe dürfen die Häfen und 
ee Anlagen des Kanals nur mit Genehmigung der Behörde benutzt 
werden. * 


0 8 24. 

Den im Hafen liegenden Schiffen iſt es erlaubt, in wohl ein⸗ 
gerichteten Kochheerden mit eiſernen Umfaſſungen Feuer zur Bereitung von 
Speiſen zu machen; daſſelbe darf jedoch nicht vor 4 Uhr Morgens und 
nach 9 Uhr Abends geſchehen. In den ſieben Nachtſtunden darf in allen 
Häfen kein Feuer auf den Schiffen oder an den Ufern angezündet und 
unterhalten werden. 

Nur in gut verſchließbaren Laternen darf auf den Schiffen Licht ꝛc 
gebrannt werden. Das Kochen von Theer, Pech ꝛc. darf nur an den, vom 
Aufſichtsperſonal anzuweiſenden Orten geſchehen. 


8 25. 
An den Ladebrücken dürfen nur diejenigen Schiffe liegen, welche der⸗ 
ſelben bedürfen, ebenſo darf in der Einfahrt des Hafens niemals ein Schiff 
liegen bleiben. 


$ 26. 
Für die Benutzung der Krähne zum Löſchen und Laden von Fracht ⸗ 
ſtücken find die Krahngelder nach dem aufzuſtellenden beſonderen Tarif zu 
entrichten. 
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Allgemeine Vorſchriften, insbeſondere hinſichtlich der Ufer, 
Treidelſteege ꝛc. 


§ 27. 

Der Kanal darf durch Einwerfen von Ballaſt, Steinen, Aſche, Schutt, 
Sand, Sägeſpähnen und ähnlichen Gegenſtänden, ſowie durch Abgänge ge⸗ 
werblicher Anlagen nicht verunreinigt werden. Das Baden, das unbefugte 4 
Fiſchen und Krebſen im Kanal ift verboten. Das Tränken des Viehes iſt 8 
nur an den beſonders angewieſenen Stellen erlaubt. 2 


Das unbefugte Betreten der Kanal⸗Ufer und der Böſchungen der 
Deiche iſt ſtraffällig. 

Das Land zwiſchen den Kanalborden und dem Treidelſteege darf 
auch da, wo der Letztere Privat⸗Eigenthum bleibt, nicht beackert und nicht 
beweidet, auch nicht mit Bäumen und Sträuchern bepflanzt, oder ſonſt 
durch Gegenſtände, die der Fahrt hinderlich ſind, verengt werden, ſondern 
iſt ebenſo wie die Treidelſteege, jederzeit ganz frei zu halten. 

Die Benutzung der Treidelſteege iſt dem Publikum nur zum Zwecke 
des Treidelns geſtattet. 


8 29. 

Außer den Zugthieren zum Treideln darf kein fremdes Vieh die 
Treidelſteege betreten, widrigenfalls für jedes Pferd oder Stück Großvieh 
oder jedes Schwein 20 Sgr., für jedes Schaf oder Kalb 10 Sgr. Pfand⸗ 
geld außer dem Schaden⸗Erſatze zu entrichten iſt. 

Ausführung der Polizei-Ordnung. 
30 


a $ 30. 

Die Kanal⸗Aufſichtsbeamten und ſämmtliche Polizeibehörden, in deren 
ange der Kanal belegen ift, haben auf die Befolgung obiger Vorſchriften 1 
zu achten. 999 

Jedermann iſt verbunden, den Anordnungen derſelben unweigerlich * 
Folge zu leiſten. 

Die Polizei⸗Beamten ſind verpflichtet, den Kanal⸗Aufſichtsbeamten auf 
Erfordern ſofort zu aſſiſtiren. 

Straf beſtimmungen. 
i $ 31. g Ä 

Die Uebertretung einer der obigen Vorſchriften zieht außer dem 
Erſatz für den von den Contravenienten etwa angerichteten Schaden eine 
Polizeiſtrafe bis 10 Thlr. oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe nach ſich, 
n nach $ 29 oder nach allgemeinen Geſetzen eine härtere Strafe 
intritt. 

Königsberg, den 11. April 1861. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


38. Holzlagerungen auf der Weichſel von der Plehnendorſer 7 
Schleuse bis Neufahrwaſſer. PR; IP, 
(Amtsblatt 1856, Seite 61.) .* 
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Danzig bis herunter nach Neufahrwaſſer, theils unter Aufhebung, theils 
unter Ergänzung früher ergangener Beſtimmungen, Folgendes verordnet: 
1; 


Es darf die Weichſel, als kin öffentlicher Fluß, nur inſoweit zum 
Lagern von Holz benutzt werden, als die Schifffahrt und die Baggerar⸗ 
beiten auf derſelben dadurch nicht beeinträchtigt werden. 

2 

Zu dem Ende muß von der Plehnendorfer Schleuſe abwärts bis zur 
Bootsmannslake unter allen Umftähden ein Fahrwaſſer von mindeſtens 120 
Fuß von allem Holze frei gelaffen ER 


Um dieſen Zweck zu erreichen dürfen: 

am rechten Weichſelufer, da dieſes zugleich als Treidelpfad dient, Holz⸗ 

traften nur der Länge nach und in einer Breite von höchſtens 60 Fuß 

vom Ufer angelegt werden; 

demſelben gegenüber am linken Ufer nur in folder Breite, daß 
zwiſchen den Holzlagern auf beiden Seiten ein freies Fahrwaſſer von 
mindeſtens 120 Fuß bleibt. 

Der der Plehnendorfer Schleuſe zunächſt liegende coupirte Weichſel⸗ 
arm darf nur auf einer Länge von 30 Ruthen vom Schleuſendamme ab, 
nach Anweiſung des Schleuſen-⸗Inſpectors, mit Holz belegt werden. Der 
andere Theil dieſes Stromarmes muß jederzeit frei bleiben. 

Längs den Przerapka- oder Ge eidebearbeitungs⸗Plätzen am rechten 
Ufer, neben dem Troil, iſt das Anlegen von Holz gänzlich verboten. 


§ 4. 

Von der Bootsmannslake abwärts bis zum Dorfe Weichſelmünde 
kann unter den Bedingungen zu 2 bar an beiden Ufern Holz gelagert 
werden, doch bleiben folgende Stellen davon ausgeſchloſſen: 

a. am rechten Ufer: 1) die Strecke, wo die Gordingswand erbaut iſt. 
Hier dürfen nur Hölzer angelegt werden, die zum ſofortigen Verladen 
in die gleichzeitig dort anlegenden Schiffe beſtimmt ſind; 2) die 
Strecke von der Ausmündung der Bootsmannslake in die Weichſel 
bis zum Fort Kronprinz; 

b. am linken Ufer: die Strecke vom Schuitenſteege abwärts bis zur 
Kalkſchanze. 

Am Thrangraben, wo das durch die Pockenhaus'ſche Schleuſe 
gehende Holz getheilt oder aufgewaſchen zu werden pflegt, kann ſolches zwar 
auf kurze Zeit auch angelegt werden; es darf jedoch eine Breite von höch⸗ 
ſtens 4 Tafeln auf dem Waſſer einnehmen. 

Ebenſo ſind Holzlagerungen von der Kalkſchanze abwärts bis zum 
ſogenannten Branntweinspfahl, jedoch mit der Beſchränkung zuläſſig, daß 
dür. nur der Länge nach und in einer Breite am Ufer anlegen 
ürfen. 


§ 5, 

Zu jeder beabſichtigten Holzlagerung an den nach den obigen 88 zu⸗ 
läſſigen Stellen iſt die, binnen ſpäteſtens drei Tagen zu ertheilende, ſchrift⸗ 
liche Erlaubniß des Strom- Inſpectors einzuholen, bevor die Traften die 
Plehnendorfer Schleuſe paſſiren. Iſt die Erlaubniß ertheilt worden, jo 
darf keine andere als die angewieſene Stelle zum Anlegen der Traften ge⸗ 
wählt werden. 
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f 8 6. 

Mit Ausnahme der im § 3 zu a. und im $ 4 hinter b. bezeichneten 
Stellen müſſen die Holztraften überall mit den Kopfenden nach dem Lande 
hin angelegt und durchaus haltbar befeftigt werden. 

7 


Bevor die Traften nicht angelegt und ordnungsmäßig am Ufer be⸗ 
feftigt find, darf die fie begleitende Mannſchaft nicht entlaſſen werden. Ge⸗ 
ſchieht dies dennoch oder iſt letztere nicht mit ausreichenden Werkzeugen und 
Geräthſchaften zum Regieren und Befeſtigen der Traften verſehen, ſo daß 
Stockungen in der raſchen Beförderung der letzteren oder ſonſt Unord- 
nungen entſtehen, jo iſt der Strom⸗Inſpecton ermächtigt und verpflichtet, 
ſofort ins Mittel zu treten und alles Fehlende oder Mangelhafte auf 
Koſten des Traftenführers reſp. des Eigenthümers oder Disponenten des 
Holzes zu ergänzen. 


§ 8. g 

Wenn ungeachtet einer verjnftsmäfigen Befeſtigung der Hölzer 
nach Stürmen oder in Folge anderer Houten eiten dennoch einzelne Stücke 
oder ganze Traften losreißen und im Waſſer treiben, hat der Strom-In⸗ 
ſpector eine gleiche Verpflichtung, ſofort einzuſchreiten und die Hölzer, 
deren Eigenthümer nicht zu ermitteln find, zu beſeitigen, ſowie überhaupt 
alle Maßregeln auszuführen, welche im Intereſſe der Schifffahrt noth⸗ 
wendig ſind. Es geſchieht dies jedesmal auf Koſten des Eigenthümers oder 
Disponenten des Holzes und dient letzteres, ſo weit es zur Deckung der 
Koſten erforderlich, fo lange als Pfand, bis dieſelben erſtattet find. 

9 


Um die gehörig en Traften können zur beſſeren Bewahrung 


des Holzes noch ſogenannte Päſſe gezogen werden; auch iſt innerhalb dieſer 
Päſſe das Braaken des Holzes geſtaltet, nur darf in keinem Falle weder 
mit dem einen, noch mit dem andern in das oben vorgeſch riebene freie Fahr⸗ 
waſſer von mindeſtens 120 Fuß hineingegangen werden. 


Zur beſſeren Beauffihtigung und Ueberwachung des Holzes wird der 
Strom in vier Stationen getheilt: x 4 

die erſte reicht von der Plehnendorfer Schlenfe abwärts bis zum 

Sandkruge; MR 1 

die zweite von da bis zum untern Theil der Rolickiſchen Kämpe; 

die dritte von da bis zum Ganskruge: 

die vierte von Lünette Hirſchfeld bis Weichſelmünde. 3 

Four jede Station wird ein Oberwächter angeſtellt, der fo viele Unter- 

wächter anzunehmen verpflichtet iſt, daß je zehn neben einander liegende 
Traften einen Wächter erhalten. Liegen weniger als 10 Traften an einer 
oder der anderen Stelle neben einander, ſo iſt auch für die geringere Zahl 
ein beſonderer Wächter anzunehmen. Jeder Oberwächter muß mit einem 
Kahn und den nöthigen Geräthſchaften zum Regieren und Befeſtigen der 
Traften verſehen ſein. 


11, 

Sämmtliche Wächter werden ar Denjenigen angenommen und be⸗ 
zahlt, die von der Befugniß, auf der Weichſel lagern zu dürfen, Gebrauch 
machen wollen. Die Holzkapitaine, unter deren Auſſicht das Lagerholz ge⸗ 
ſtellt iſt, bleiben der Foltebehörde dafür verantwortlich und 5 5 dem 
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Strom⸗Inſpector in jedem Frühjahr vor dem Beginn der Schifffahrt anzu⸗ 
zeigen, welche Veranſtaltungen von ihnen zu dem Ende getroffen ſind. 

Mit dieſer Anzeige iſt die Einreichung eines Verzeichniſſes der ange⸗ 
nommenen Oberwächter zu verbinden. 


Die Oberwächter müſſen Tag und Nacht, ein jeder auf ſeiner Station, 
anweſend fein. Sie haben den Anordnungen des Strom⸗Inſpectors in 
allen Stücken Folge zu leiſten und demſelben auf Verlangen die jedesmaligen 
Unterwächter zu bezeichnen. 


13. 
It nach den vorhergehenden nem das Lagern von Holz in 
der Weichſel, ſoweit die Schifffahrt dadurch nicht behindert wird, zwar ge⸗ 
ſtattet, ſo darf der Fluß darum doch nicht als ein beſtändiger Marktplatz 
für das ſtromwärts hier ankommende Holz angeſehen und deſſen Lagerung 
darin nicht bis zu dem früheren oder ſpäteren Verkauf, oder bis zur 
einſtigen Verladung des Holzes beliebig 1 San werden. Dies iſt ſchon 
wegen der in jedem En in beträchtlicher Menge zu erwartenden neuen 
% ren, denen gleiche Vergünſtigung wie den früher angekommenen zu 
eil werden muß, nicht zuläſſig. 
Es wird vielmehr beſtimmt: n 
a. daß verkauftes Holz, gleichviel von welcher Gattung es iſt, oder 
welche Beſtimmung demſelben gegeben werden ſoll, 4 Monate nach 
der Erwerbung durch den hieſigen Kaufmann fortgeſchafft werden muß; 
daß unverkauftes Holz nicht länger als 4 Monate nach der Ankunft 
lagern darf und nach Ablauf dieſer Zeit aus der Weichſel ebenfalls 
entfernt werden muß; 
daß Hölzer, die erſt im September oder ſpäter hier eintreffen, zwar 
den Winter über in der Weichſel bleiben dürfen, im nächſtfolgenden 
Frühjahr aber, wenn das Bedürfniß es erheiſcht, bis ult. Mai, gleich 
allem anderen Holze aus derſelben entfernt werden müſſen. Ob die 
Umſtände eine Lagerung des Holzes über den Monat Mai hinaus 
und wie lange noch geſtatten, darüber entſcheidet die Polizeibehörde, 
nach Anhörung der Aelteſten der Kaufmannſchaft mit ihrem Gutachten 
7 den an der ſich mit jenen darüber in Verbindung 
etzen wird. 
Bei einer nur theilweiſen Räumung des Fluſſes im Frühjahr 
müſſen die am längſten lagernden Hüter zuerſt weggeſchafft werden. 
14. 


Bei ungewöhnlich ſtarken Holzzufuhren, oder wenn die Baggerarbeiten 
oder andere Umſtände es nöthig machen, kann von der Polizeibehörde auch 
eine kürzere Lagerungsfriſt als die im § 13 zu a. und b. nachgelaſſene, 
beſtimmt und ſelbſt eine augenblickliche Fortſchaffung des lagernden Holzes 
verlangt werden. \e 

Den Aufforderungen der Polizeibehörde zur gänzlichen oder theil⸗ 
weiſen Räumung des Fluſſes iſt alsdann binnen der nach den Umſtänden 
von derſelben zu ermeſſenden Friſt rg Folge zu leiſten. 

1 


Die Hölzer, deren Fortſchaffung aus der Weichſel angeordnet iſt, 
müſſen entweder an zuläſſigen Stellen aufs Land gebracht und dort ge⸗ 
ſtapelt, oder, ſoweit Platz dazu iſt, in die obere Mottlau reſp. in die 
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Seftungsgräben geſchoben werden, vorausgeſetzt, daß die Eigenthümer oder 
isponenten des Holzes durch Pachtung der letzteren für dieſen Zweck dazu 
berechtigt ſind. 8 

§ 16. 


Jede Uebertretung der in den obigen §s enthaltenen Vorſchriften 
pe 58 Geldbuße bis 10 Thlr. oder v rhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
geahndet. 
Außerdem treten gegen die, in B olgung der polizeilichen Anord⸗ 
nungen Säumigen die geſetzlich zuläſſigen wangsmittel ein. Auch bleiben 
dieſelben für alle Koſten verhaftet, die d Ausführung der von ihnen 
unterlaſſenen Gebote im Executionswege entſtehen dürften. 

Danzig, den 26. Februar 1856. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


39. Holzlagerung auf der Mottlau oberhalb der Stein⸗ 
f ſchleuſe. 


(Amtsblatt 1863, Seite 58 und 1865, Seite 355.) 


Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetz⸗Samml. pro 1850 Seite 265) beſtimmen wir 
hierdurch bezüglich der Holzlagerungen auf der Mottlau, oberhalb der 
Steinſchleuſe hierſelbſt, Folgendes: 


Auf der Strecke von der Steinſchleuſe bis zur Entwäſſerungs⸗Mühle 
zu Klein⸗Walddorf darf kein Holz gelagert werden. 
5 2 


Von der Entwäſſerungs⸗Mühle zu Klein⸗Walddorf aufwärts bis 
zum Krampskruge darf die Holzlagerung nur auf der rechten (der Wald⸗ 
dorfer) Seite und nur bis zu zwei Dritteln der Flußſeite ſtattfinden. 

3 


Das Holz muß längſt dem Ufer der Länge nach und in einer Lage 
gelagert, ſowie jede Tafel in ſich und an dem Ufer an eingegrabenen ſtarken 
Haltepfählen (nicht an Pfählen im Flußbette) mit Ketten, Tauen oder mit 
quer über das lagernde Holz gelegten Hölzern ſo befeſtigt werden, daß 
eine Verſchiebung der Lagerung nicht eintreten kann. i 


Wer gegen dieſe Verordnung handelt, verfällt in eine Strafe von 
20 Sgr. für jede nicht vorſchriftsmäßig lagernde oder in ſich oder am 
Ufer nicht befeſtigte Tafel, und ferner in eine Strafe von 10 Sgr. für 
jedes einzelne los lagernde Stück Holz und hat außerdem die Beſeitigung 
der vorſchriftswidrigen Lagerungen im Wege der Execution zu gewärtigen. 
Danzig, den 14. März 1863 und 15. Auguft 1865. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


40. Weichſel⸗Haff⸗Kaual und Raugfahrt⸗Ordnung. 
(Amtsblatt 1866, Seite 247.) . 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über bie 
Polizeiverwaltung wird hierdurch unter Aufhebung der Polizeiverordnungen 
vom 12. September 1850 (Amtsblatt pro 1850, S. 229), vom 11. März 
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und 7. Mai 1851 (Amtsblatt pro 1851 S. 87 und 177), vom 16. Fe⸗ 
bruar, 23. Mai und 30. Auguſt 1854 (Amtsblatt pro 1854 S. 49, 158 
und 244), vom 23. November 1858 (Amtsblatt pro 1858 S. 281), vom 
12. November 1859 (Amtsblatt pro 1859 S. 243), vom 12. Januar 1861 
Amtsblatt pro 1861 S. 9) und vom 30. Mai 1864 (Amtsblatt pro 1864 
S. 9) nachſtehende 


Polizeiverordnung für den Weichſel⸗Haff-Kanal erlaffen. 


8 1. 
Die polizeiliche Aufſicht über den N liegt dem von 
der Staatsbehörde beſtellten, gegenwärtig zu Rothebude ſtationirten Bau⸗ 
beamten ob, welcher für die Beachtung aller, auf die Kanal⸗Verwaltung 
bezüglichen Vorſchriften Sorge zu tragen, und die etwaigen Contraventionen 
zur Unterſuchung und Beſtrafung zu bringen hat. Demſelben untergeordnet 
ſind die Schleuſen⸗ und Kanal⸗Aufſeher, denen, ſowie deren legitimirten 
Stellvertretern Gehorſam zu leiſten iſt. Beſchwerden gegen das Verfahren 
derſelben werden zunächſt bei der Kanal⸗Polizei⸗Behörde angebracht. 


I. A. Verordnungen, welche die Schiffer betreffen. 
8 2. 
Jeder Schiffer muß ſich bei ſeiner Ankunft an einer Schleuſe beim 
Schleuſenmeiſter melden und ſein Waſſerfahrzeug der Unterſuchung der 


Größe und Ladungstiefe unterwerfen. 5 
Die Beſtimmung der erlaubten Länge, Breite und Ladungstiefe hängt 


von dem Fee des Schleuſenmeiſters ab und iſt jeder Schiffer ver⸗ 


pflichtet, ſeinen Kahn nach der vom Letzteren ihm ertheilten Weiſung un⸗ 
weigerlich abzuleichten, widrigenfalls er nicht in die Schleuſe eingelaſſen wird. 

Die zum Ableichten gebrauchten Kähne werden beim Durchſchleuſen 
als Zubehör des Hauptkahns betrachtet und erhält der Kahnführer bei 
der Eingangsſchleuſe eine Beſcheinigung über die vorhandene Zahl von 
Ableichtkähnen. 3 3 


Niemand darf, ohne ſich dieſer Unterſuchung zu unterwerfen, oder 
ohne der Aufforderung zum Ableichten nachgekommen zu ſein, ſich in den 
Kanal drängen, oder nachdem die Schleuſe paſſirt iſt, die Ladung aus den 
Ableichtkähnen wieder in ſein Gefäß aufnehmen, wenn er nicht hierzu 
beſondere Erlaubniß nachgeſucht und erhalten hat. 

8 4. 

Auch während der Fahrt auf dem Weichſel⸗Haff⸗Kanale ſind Kähne 
verpflichtet, abzuleichten, ſobald ſolches bei dem Eintritt niedriger Waſſer⸗ 
ſtände nothwendig wird. Den desfallſigen Anordnungen der Kanalbeamten 
iſt unbedingte Folge zu geben. Es wird hierbei bemerkt, daß der gedachte 
Kanal zwiſchen Rothebude und dem Stobbendorfer Bruch bei mittlern 
Haff⸗Waſſerbeſtänden 5 Fuß 6 Zoll Tiefe enthält, welche in den Sommer⸗ 
monaten bei ganz niedrigen Waſſerſtänden bis auf 3 Ni 6 Zoll 
abnehmen kann. Bei bee Waſſerſtänden iſt nur ein Tiefgang der 
den Kanal paſſirenden Kähne und Böte von reſp. 4 255 6 Zoll bis zu 
2 Fuß 6 Zoll zuläſſig und müſſen tiefer gehende Fahrzeuge je nach den 
Umſtänden ableichten. 
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9. 

Kein Fahrzeug darf ſo büuben werden, daß die Ladung über den 
Bord des Gefäßes ſeiner Breite nach hervorragt. Nur bei Ladungen von 
Heu, Rohr, Faſchinen und Stroh iſt eine über den Bord hervorragende 
Ladung in einer Breite von überhaupt 16 Fuß erlaubt. 

Das Ueberladen oder Durchſcheeren durch die Zugbrücke bei Neu⸗ 
münſterberg und durch die Drehbrücke bei Platenhof iſt verboten. 

6 


Steuerruder dürfen mit Steinen nicht belaſtet werden. 


6. 
„Das Treideln mehrerer Fahrzeuge hintereinander, mit mehreren Leinen 
zugleich iſt verboten. 


8 8. 
Das Treideln mit Pferden darf nur im Schritt erfolgen. 
9 


Vorbehaltlich der anderweiten Regelung durch beſondere Conceſſions⸗ 
Urkunden dürfen die den Kanal paſſirenden Dampfſchiffe die Kanalſtrecke 
zwiſchen der Rothebuder und Platenhöfer Schleuſe bei 1½ Meilen Ent- 
fernung nicht ſchneller als in zwei und einer halben Stunde und die 
Strecke von der Platenhöfer Schleuſe bis zur ſogenannten „Pündelmühle“ 
am Ende des Müllerland⸗-Kanals nicht ſchneller als in ein und einer 
viertel Stunde zurücklegen. Die Beſitzer der den Kanal paſſirenden 
Dampfböte müſſen auf Verlangen der Kanal⸗Polizeiverwaltung eine ver⸗ 
ſchließbare Controll⸗Uhr, oder ähnliche Vorrichtungen beſchaffen, wodurch 
die Ueberwachung der Einhaltung der vorgeſchriebenen Zeit möglich wird. 

ö 10 


Werden mehrere Schiffsgefäße von Dampfböten geſchleppt, ſo darf 
die Geſammtlänge des ganzen Zuges nicht 400 Fuß überſchreiten. 
11 


Holzflöße dürfen nicht breiter als höchſtens 18 Fuß verbunden werden. 
Unverbundenes Holz wird nicht durch die Schleuſe gelaſſen. Das Um⸗ 
koppeln des Flößholzes, welches vom Friſchen Haff aus den Kanal aufwärts 
transportirt werden ſoll, iſt nur am rechten Ausfluß des Kanals in das 
Haff, unterhalb des ſogenannten Haffkruges, an freien Stellen, wo 
das Ufer unbewachſen iſt, zuläſſig. Dabei darf aber unter keinen Um⸗ 
ſtänden das Fahrwaſſer eingeengt ur 

1 


§ 12. 
Die Länge der Holzflöße auf dem Weichſel⸗Haff⸗Kanale darf nicht 
über 400 Fuß betragen und müſſen die Holzflöße ſo bemannt ſein, daß 
bis zu 100 Fuß Länge 2 Mann und für jede folgende 100 Fuß 1 Mann 
auf dem Holzfloße mit dem Transporte beſchäftigt iſt. 
13 


5. 
Holzflöße dürfen ohne genügende Gründe, deren Beurtheilung lediglich 
der Kanal-Polizeibehörde zufteht, im Weichſel⸗Haff⸗Kanal nicht lagern. 
5 14 


Die Lagerung von Holztraften, wo ſie geſtattet wird, darf nur an 
dem rechten Ufer des Kanals erfolgen und müſſen die Holztraften in dieſem 
Pe 400 ö 12 getrennt und die einzelnen Theile in Ent⸗ 

r on uß von einander mittelſt Schricken befeſtigt und fort⸗ 
während bewacht werden. 7 feſtg a 
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8 15. 
Das Anbinden an die Uferbefeſtigungen, ſowie das Feſthalten daran 
mit dem Bootshaken, iſt verboten. 


16. 
Holzflöße dürfen im Weichſel⸗Haff⸗Kanale nur in Entfernungen von 
800 Fuß hintereinander getreidelt werden. 


B. Verhalten an den Schleuſen und Brücken. 


7 
Beim Einziehen in die Schleuſe muß die in der anliegenden Rang- 
ſchifffahrts⸗Ordnung feſtgeſetzte Reihenfolge genau beachtet werden. Hat 
ein Kahn das Vorſchleuſerecht und iſt ihm die Erlaubniß zum Vorſchleuſen 
ertheilt, ſo dürfen die vor demſelben liegenden Fahrzeuge ihn daran auf 
keine Weiſe hindern. 
8 18. 
„Niemand darf mit ſeinem Kahne oder Floße, ehe er vom Schleuſen⸗ 
meiſter dazu Erlaubniß erhalten hat, unmittelbar vor der Schleuſe anlegen. 
5 19 


Ebenſo darf ſich Niemand erlauben, die Schleuſenthore eigenmächtig 
zu öffnen. Dagegen ſind die Schiffer beim Durchſchleuſen verpflichtet, nach 
der Anweiſung des Schleuſenmeiſters beim Oeffnen der Schleuſenthore hilf⸗ 
reiche Hand zu leiſten. Nur dann, wenn ſich nicht mehr als zwei Menſchen 
auf dem durchzuſchleuſenden Kahne befinden, ſoll von der Hilfeleiſtung Ab⸗ 
ſtand genommen werden. er 


8 20. 

Beim Durchſchleuſen müſſen die größeren Fahrzeuge und Holzflöße 
von den Schiffern wenigſtens an zwei, auf verſchiedenen Seiten des Fahr⸗ 
zeuges befeſtigten Tauen, durch die Schleuſe geleitet werden. 

21 


Das Einſetzen mit Eiſen beſchlagener Ruder oder Stangen in die 
Schleuſenwände, Thore, Schleuſenböden oder Brücken iſt verboten, desgleichen 
das Abladen der Segelbäume, Stangen und anderer Gegenſtände auf die 
Schleuſenmauer ohne Genehmigung des Schleuſenmeiſters. 

9 22 


Beim Oeffnen der Neumünſterberger Zugbrücke und der Drehbrücke 
in Platenhof iſt der Schiffer verpflichtet, jedesmal auf Erfordern einen 
Mann zur Hilfe zu ftellen, bei Verwehrung des Durchlaſſes. Das eigen⸗ 
mächtige Selbſtöffnen reſp. Aufdrehen der Brücken iſt unzuläſſig. 

8 23 


Das Hinüberziehen der Fahrzeuge an den Fährleinen der Kanal⸗ 
fähren, ſowie das Einſetzen der Beſchlagruder in die Fährprahme oder in 
die Fährleinen iſt verboten. 9 24 


Bei einer Ladung von 6 bis 9 Fuß Höhe über dem Waſſerſpiegel 
müffen, je nach dem Kanal⸗Waſſerſtande, um Beſchädigungen zu verhüten, 
jederzeit die Brückenklappen geöffnet 5 


Wer außer den vorgedachten Fällen auf irgend eine Weiſe aus Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit die Schleuſen oder Brücken beſchädigt, muß den ver⸗ 
urſachten Schaden erſetzen und wird ſtraffällig. 
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§ 26. 
Vor Sonnenaufgang und nach Sonnenuntergang darf nicht durch 
die Schleuſen gefahren, und dürfen auch nicht Brücken aufgezogen reſp. auf⸗ 
gedreht werden. 


C. Verhalten beim Anlegen, ſowie beim Aus- und Einladen. 


§ 27. 
\ Jeder Kahn, welcher zum Durchſchleuſen vor den Einfahrten oder 
im Kanal anhält, muß dem Ufer ſo nahe als möglich geſtreckt anlegen und 
in dieſer Lage wohl befeſtigt werden. Jedoch dürfen zu dieſem Zwecke 
niemals Anker in die Ufer geworfen werden. Die Befeſtigung darf viel⸗ 
mehr nur an den dazu vorhandenen Pfählen geſchehen. Dabei iſt es noth⸗ 
wendig, daß der Kahn zugleich vorn und hinten befeſtigt werde. Ebenſo 
muß auch das Flößholz geſtreckt neben dem Ufer befeſtigt werden und zwar 
an ſogenannten Schricken. 
28 


8 28. 6 
Kein Fahrzeug darf einem anderen gegenüber oder zur Seite angelegt 
werden, es ſei denn, daß dieſes des Ableichtens wegen geſtattet würde. 
9 


29. 
Das Aus- und Einladen von Waaren darf in der Regel nur an den 
dazu beſtimmten Ablegeſtellen vorgenommen werden. 
An anderen Orten iſt das Aus- und Einladen blos geſtattet: 

a. den am Kanal angrenzenden Grundbeſitzern für Ladungsgegenſtände 
zu ihrem eigenen Bedarf oder Betrieb, wenn ihnen dazu von dem 
betreffenden Baubeamten die Erlaubniß ertheilt worden, was bei ab⸗ 
brüchiger Beſchaffenheit des Ufers unzuläſſig iſt, ; 

b. im Falle des durchaus nöthigen Lüftens, Trocknens und Umſchippens 
von Waaren, die dem Verderben ausgeſetzt find, ebenfalls unter der 
sub a. geſtellten Bedingung, 5 

c. im Falle Schiffer vom Froſt überraſcht ihre Waaren ausladen müſſen. 

In allen drei Ausnahmefällen muß aber, bevor das Aus⸗ oder Einladen 

geſchieht, dem nächſten Schleuſenmeiſter reſp. Kanal⸗Aufſeher unter Nachweis 
der vom Kanal⸗Baubeamten erhaltenen Erlaubniß, wo dieſe nöthig iſt, und 
unter Angabe der beſtimmten Stunde, wo mit dem Aus⸗ und Einladen 
begonnen werden ſoll, Anzeige davon gemacht werden, damit derſelbe 
nöthigenfalls die Aufſicht dabei führen kann. i 

Jeder dem Kanal und deſſen Doſſirungen bei Gelegenheit des Aus⸗ 
und Einladens zugefügte Schaden, ſelbſt wenn ſolcher nach erhaltener Er⸗ 
laubniß geſchehen iſt, muß von dem reſp. Schiffer erſetzt werden, auch iſt 
die Verſaͤumniß der in dieſem 8 feſtgeſetzten Beſtimmungen ſtraffällig. 

30 


8 30. 
Das Segeln auf dem Kanal iſt nur den Hand⸗ und Obſtkähnen, 
Fiſcherſicken und ähnlichen kleinen Fahrzeugen unter 2 Laſt Tragfähigkeit 
geſtattet. Yagden, ſogenannte Berliner- und Kur⸗Kähne, ſowie ähnliche 
Waſſer⸗Fahrzeuge dürfen unter keinen Umſtänden weder im Kanal noch in 
der kanaliſirten Lienau und Tiege ſegeln. 
31 


$ 31. 
Wenn zwei Fahrzeuge oder Holzflöße ſich begegnen, muß das Fallen⸗ 
laſſen der Leine bei dem Abwärtsfahrenden (d. h. von der Rothebuder 
Schleuſe abwärts nach dem Haff) bewirkt werden. Vor den Schleuſen und 
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Brücken müſſen die Treidelleinen ſchon in einer Entfernung von 15 Ruthen 
niedergelegt werden. 


II. Verordnungen, welche zugleich die Uferbewohner betreffen. 
f § 32. 

Das Baden und Fiſchen im Kanal iſt verboten. Für die im Kanal⸗ 
zuge des Weichſel⸗Haff⸗Kanals liegenden Theile der Tiege iſt das Fiſchen 
mit Stellnetzen und Steckſeln während der Schifffahrtzeit unbedingt ver⸗ 
boten. Dagegen kann das Fiſchen mit Stellnetzen und Steckſeln in den 
bezeichneten Theilen der Tiege, wenn dieſelbe mit Eis bedeckt iſt, auf Grund 
eines von dem Königlichen Waſſerbaubeamten zu Rothebude auszuſtellenden 
Erlaubnißſcheins, in welchem der Ort der Aufſtellung und die zuläſſige 
Ausdehnung der Stellnetze ſpeziell angegeben iſt, ſtattfinden. 

33 


Die Kanalborde, Dammdoſſirungen und Schaderuthen, wo ſolche 
vorhanden ſind, dürfen nicht von Fußgängern als Fußweg benutzt, noch 
von Vieh betreten werden. 

Der linksſeitige Kanaldamm dient als Treidelweg für die den Kanal 
paſſirenden Schiffer. Das Treideln mit Pferden iſt auf demſelben nur 
auf Grund beſonderer Genehmigung des Königlichen Waſſerbaumeiſters zu 
Rothebude geſtattet. a 

Das Fahren und Reiten iſt auf beiden Kanaldämmen unterſagt, auch 
darf der rechtsſeitige Damm nicht von Fußgängern benutzt werden. Der⸗ 
ſelbe darf aber ausnahmsweiſe, wenn durch ungünſtigen Wind das Treideln 
auf dem linksſeitigen Damm erſchwert wird, zum Treideln benutzt werden, 
jedoch nur zu Fuß, unter keinen Umſtänden mit Pferden. 

8 


§ 34. 

Auf den Ufern des Kanals und den Schaderuthen darf nicht Holz 
gehauen oder Feuer angemacht werden. Desgleichen iſt das Verunreinigen 
des Kanals durch Hineinwerfen von Schutt, Steinen, Kehricht, Aſche und 
dergleichen unterſagt. 


§ 35. 
Niemand darf die am Kanalborde und den Böſchungen befindlichen 
Anpflanzungen beſchädigen. 


III. Strafbeſtimmungen. 


§ 36. 

Die Uebertretung der vorſtehenden Vorſchriften wird, unabhängig 
von dem Erſatze des durch das Vergehen herbeigeführten Schadens, mit 
einer Geldbuße bis 10 Thaler, oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe 
geahndet. 

Danzig, den 20. Auguſt 1866. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Rangfahrt-Ordnung für den Weichſel-Haff-Kanal. 
Ueber die bei der Befahrung des Weichſel-Haff⸗Kanals zu befolgende 

Rang⸗Ordnung wird Nachſtehendes beſtimmt: 
51 


„Die Rangordnung, in welcher die vor einer Schleuſe liegenden 
Schiffsgefäße und Holztraften im Weichſel⸗Haff⸗Kanal durchſchleuſen, tft bei 
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beiden Schleuſen, an der Weichſel und an der Tiege, gleich. Die Schleuſen⸗ 
kammern find im Lichten 128 ¼ Fuß preuß. Maß lang und 20 Fuß breit 
und faſſen entweder nur einen großen Oderkahn oder 2 oder mehrere kleine 
Kähne. 

8 2 


Im Allgemeinen ſchleuſen die Kähne in der Reihenfolge durch, in der 
fie vor der Schleuſe angelegt und ihre Anmeldung bei dem Schleuſen⸗ 
Aufſeher erfolgt iſt. Nur ganz kleine Kähne oder Nahen können außer 
der Ordnung bei jeder Schleuſung, ſo lange es ohne Nachtheil der übrigen 
Fahrzeuge geſchieht, mitſchleuſen. Bei allen durchſchleuſenden Kähnen wird 
es niemals berückſichtigt, ob ſie beladen ſind oder nicht. 


8.3. 
Ausnahmsweiſe ſchleuſen außer der Ordnung allen übrigen Fahr⸗ 
zeugen vor: 

1. Fahrzeuge, die mit Gegenſtänden beladen find, welche bei einigem 
Aufenthalt verderben würden. Dergleihen Gegenſtände find: 

a. lebende Fiſche, 
b. friſches Obſt. j 
Solche Fahrzeuge müſſen ohne allen Aufenthalt, ſelbſt zur Nacht⸗ 
zeit, auf ihr Verlangen durchgeſchleuſet werden. 
2. Fahrzeuge, welche Gegenſtände haben, deren Verderben bei längerem 
Aufenthalte zu beſorgen ſein dürfte, als: a 
a. alle nicht sub 1 erwähnten friſchen Lebensmittel, Butter, Del 
Gemüſe ꝛc., i 
b. alle leicht gährenden, faulenden oder im Sommer leicht leckenden 
Gegenſtände. a 
Zu gleicher Zeit mit dieſen Fahrzeugen, jedoch auch hier bei Con⸗ 
currenz mehrerer dergleichen Fahrzeuge nach der Zeit ihrer Ankunft, 
müſſen 

Fahrzeuge, welche mit Pulver beladen find, deren Aufenthalt alſo 
überhaupt ſchädlich werden kann, durchgeſchleuſet werden. a 

Indeſſen müſſen für Fahrzeuge der sub 2 und 3 bezeichneten 
Art, damit fie das Vorſchleuſe-Recht genießen können, allemal erſt 
Vorſchleuſe⸗Päſſe von dem Kanal-Diftricts-Baubeamten nachgeſucht 
und von dieſem nach einer ihm von der Königlichen Regierung zu 
gebenden Inſtruktion ertheilt werden. 

Nach dieſen 

Kähne, welche mit Effecten für die Königlichen Hofhaltungen oder für 
öffentliche Rechnung befrachtet find, wenn deren Führer Vorſchleuſe⸗ 
päſſe der Regierung vorzeigen. 

Hiernächſt 

5. Königliche Baukähne und Kanal⸗Befahrungs⸗Gefäße, wenn dieſe ſich 
durch Vorſchleuſe Päſſe von Seiten des betreffenden Kanal-Diftricts- 
Baubeamten ausweiſen können. 

„Endlich können Kähne von einem, vor ihnen liegenden Fahrzeuge 
vorſchleuſen, wenn dieſes jo ſchwer beladen ift, und in Folge deſſen 
jo tief geht, daß es ableichten muß, ehe es in die Kanalhaltung ge 
laſſen werden kann. 


— 
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8 4. 
Das Vorſchleuſe⸗Recht ſteht denjenigen Fahrzeugen zu, welche mit den 
S 3 sub Nr. 1 bis 4 bezeichneten Gegenſtünden beladen ſind, wenn letztere 
wenigſtens zwei Drittheile der Sa. nee 


85. 

Den Fahrzeugen, welche das Vorſchleuſe-Recht in Anſpruch nehmen, 
kann daſſelbe nur gewährt werden, wenn ihr Tiefgang mindeſtens 3 Zoll 
weniger beträgt, als der augenblicklich im Kanale zuläſſig größte Tiefgang 
der Fahrzeuge. 

3 6. 


8 

Vorſchleuſe⸗-Päſſe werden nur bis zum 15. November jeden Jahres 
ertheilt. 3 

8+7. 

Solchen Holzflößen, welche aus nicht mehr als 2 Tafeln (Böden) be⸗ 
ſtehen und auf einen Namen deklarirt ſind, wird mit der Kahnfahrt ein 
gleiches Recht zugeſtanden, jo daß fie unter den im folgenden $ angegebenen 
Bedingungen nach der Priorität der Anmeldung vor den Flößen, denen das 
Recht der Kahnfahrt nicht zuſteht, mit den nicht bevorzugten Schiffsfahr⸗ 
zeugen concurriren. 


88. 
Wenn die Führer von N das Recht der Kahnfahrt in An⸗ 
ſpruch nehmen wollen, ſo müſſen ſie obrigkeitliches Atteſt beibringen, daß 
das Holz dem im Frachtbriefe bezeichneten Conſignateur als Eigenthümer 
oder Spediteur gehört. Von demſelben Eigenthümer oder Spediteur darf 
dieſes Recht nur 3 Mal des Jahres ausgeübt werden. Bei öfterer Wie⸗ 
15 folder Transporte werden fie den andern Flößen gleich be⸗ 
handelt. 


8 9. 

Holzflößen, welchen das Recht der Kahnfahrt nicht zuſteht, ſtehen den 
Kähnen und den kahnberechtigten Holzflößen nach, und concurriren unter 
ſich lediglich nach der Priorität ihrer Ankunft, ohne Rückſicht auf die Zahl 
der zu einem Transport gehörenden Holztafeln (Böden), ſo daß der nach⸗ 
ſtehende Transport nicht eher in die Schleuſe einzieht, bis der vorhergehende 
die Schleuſe völlig paſſirt iſt. 


Kommen, während im letztgenannten Falle Flöße im Durchziehen be⸗ 
griffen ſind, Schiffe, gleichviel, ob große oder kleine, oder kahnberechtigtes 
Floßholz an, jo haben dieſe Anſpruch, bei der nächſteu Schleuſenziehung 
durchgeſchleuſet zu werden. Indeſſen behält der Holztransport, welcher im 
Durchziehen begriffen ift, jedenfalls Anſpruch auf eine halbe Schleuſenziehung, 
bis er ganz durchgefördert iſt. g 


Um die Reihenfolge zu beſtimmen, in welcher die Kähne und reſp. die 
Flöße in die Schleuſen einziehen können, müſſen die Führer ſogleich bei 
ihrer Ankunft an einer der beiden Kanalſchleuſen ſich bei dem Steuerein⸗ 
nehmer (oder Schleuſenaufſeher) melden. 

Dieſer trägt unter einer fortlaufenden Nummer in ein beſonderes 
Regiſter ein: 

a. die Nummer des Kahns oder kahnberechtigten Floßholzes, 
b. den Namen des Eigenthümers oder Spediteurs, 
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c. den Namen des Steuermanns, 

d. die Ladung, 

e. Tag und Stunde der Ankunft. \ 
Nach der fortlaufenden Nummer des Regiſters wird die Reihenfolge der 
Durchſchleuſung beſtimmt. 

Ein gleiches beſonderes Regiſter wird von den Holzflößen, welche 
nicht zur Kahnfahrt berechtigt find, geführt und 85900 die Reihenfolge 
derſelben unter ſich und mit den Kähnen, in dem Falle, wo ſie mit den⸗ 
ſelben concurriren können, auf gleiche Meise wie oben beſtimmt. 

Die Durchſchleuſezeit fängt mit Sonnenaufgang an und hört mit 
Sonnenuntergang auf. An Sonn⸗ und Feſttagen fängt ſie erſt um 2 Uhr 
Nachmittags an und dauert bis Sonnenuntergang. Eine Durchſchleuſung 
zur Nachtzeit findet nur in den im § 3 sub. 1 und 3 angegebenen 
Fällen ſtatt. 

Danzig, den 23. April 1850. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


2 r 
970 — N 1 m» 
41. Strompolizei⸗Orduung für Elbing. wo Y7 

(Amtsblatt 1853, Seite 2.) cds. AR 


Auf Grund des $ 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 

Polizeiverwaltung verordnen wir hiermit: N 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Bit, 

Jedem Schiffer ſoll bei feiner Ankunft im Hafen von Elbing oder 
an der Krafohl⸗Schleuſe ein Exemplar dieſer Strom Polizeiordnung vom 
Dafen⸗ reſp. Schleuſen⸗Inſpector gegen Erlegung von 1 Sgr. auf ſein Ver⸗ 
langen gegeben werden. 


8 2. 

„Nach den Beſtimmungen dieſer Strom⸗Poliz eiordnung hat ſich jeder 
Schiffer bei Vermeidung der darin angedrohten Strafen zu achten, außer⸗ 
dem aber der Anweiſung der Ober- und Hafflootſen bei der Ankunft und 
dem Abgange, ſowie bei dem Ans und Ablegen der Schiffe, des Hafen⸗In⸗ 
ſpectors bei Loſſung des Ballaſtes und des Stromaufſehers, ſowie der 
übrigen Polizeibeamten Folge zu leiſten, widrigenfalls die Anordnung auf 
ſeiue Gefahr und Koſten von Amtswegen ausgeführt wird. Glaubt der 
Schiffer, daß dieſe Beamten ihm unrecht thun, ſo ſteht ihm der Weg der 
Beſchwerde offen. 


Jeder . de der mit 1 oder Ballaſt den Elbingſtrom 


pafjirt, ſoll ſeine Ladung dergeſtalt einrichten, daß das Schiff nicht zu tief 
gehe, und hat ſich deshalb nach der ſtattfindenden Tiefe bei dem n 
erkundigen. 

Die vorhandene Waſſertiefe ſoll durch Marqueurs im Elbingfluß, an 
der hohen Brücke, an dem ſogenannten Oberbaum, wie auch am Hafenbaum 
bekannt gemacht werden. 


8. 4. a 
Wenn der Lootſe behauptet, daß das Schiff zu ſehr beladen ſei und 
deshalb zu tief gehe, der Schiffer ſich aber zur Entloſſung der zu viel ein⸗ 


/ 


genommenen Ladung nicht verſtehen will, jo hat der Lootſe ſolches der be⸗ 
treffenden Behörde anzuzeigen, welche die Vermeſſung des Schiffes, d. h. die 
Ermittelung des Tiefgangs, reſp. durch Haken veranlaßt und nöthigenfalls 
auf Grund ſachkundigen Gutachtens des Hafen-Inſpector und Oberlootſen 
entſcheidet. 9 5 


Der Lootſe aus Pillau oder Königsberg führt das nach Elbing be⸗ 
ſtimmte Schiff, inſofern daſſelbe dem Lootſenzwange unterworfen iſt, bis 
zum Hafenbaum und ſteckt die Lootſenflagge auf. Der Elbinger Lootſe be- 
giebt ſich dann an Bord des Schiffes und bringt daſſelbe, wenn es mit 
Gütern beladen iſt, nach vorheriger Meldung bei der Expedition am Ober⸗ 
baum bis zum Packhofe; wenn die Ladung aber aus Steinen und Ballaſt 
beſteht, bis zum Ballaſtplatze, den der Hafen⸗Inſpector jedesmal anweiſt. 
Die Loſſung geſchieht in beiden Fällen dann, wenn das Schiff, nach ge⸗ 
ſchehener Abgabe der Bezettelung bei dem Hauptzollamte durch deſſen Be⸗ 
amte deplombirt und revidirt worden.“ Während der Ballaſt⸗Loſſung bleibt 
der Lootſe und nach dem Ermeſſen der Steuerbehörde auch der Steuerbe⸗ 
amte an Bord des Schiffes zur Aulſicht, daß kein Ballaſt in's Waſſer ge⸗ 
worfen und kein ſteuerpflichtiger Gegenſtand heimlich fortgeſchafft werde. 
Sodann führt der Lootſe das Schiff bis zur Stadt oder an den Ort, wo 
die Ladung angenommen werden ſoll, und verläßt daſſelbe, ſobald es ge— 
hörig befeſtigt iſt. : 


Lootſenpflichtige Seeſchiffer, die ohne Lootſen nach oder von der Stadt 
fahren, haben mit Hinweiſung auf die Schifffahrts-⸗Polizeiordnung für 
Königsberg und für die Fahrt auf dem friſchen Haff, vom 14. März 1823 
(Geſ.⸗Samml. S. 96.) außer Erſtattung des etwa angerichteten Schadens, 
eine Geldſtrafe verwirkt, welche 5 Thlr. von jeder zehnten Laſt des Schiffes 
beträgt. 9 7 


Auf der Fahrt führt der Lootſe das Steuerruder und über die 
Richtung des Schiffes das Kommando; doch ſteht es jedem Schiffer frei, 
wenn er bemerkt, daß der Lootſe bei der Führung des Schiffes Fehler 
macht, oder nicht das Nöthige beobachtet, ihm ſolches an die Hand zu 
geben. Sollte der Lootſe ſich von dem Schiffer nicht warnen laſſen und 
daraus Schaden zu beſorgen fein, fo ſteht es dem Schiffer frei, mit Ueber- 
einſtimmung des von ihm zu verſammelnden Schiffsrathes, dem Lootſen die 
Direction des Schiffes abzunehmen und das Schiff ſelbſt zu führen. 

Ein, ſolcher Fall muß aber bei der Ankunft im nächſten Hafen ſo⸗ 
gleich der Polizeibehörde zur weiteren Veranlaſſung angezeigt werden. 


§ 8. 

Bei dem Durchgange durch den Hafenbaum muß jeder See⸗ und 
Strom⸗Schiffer ſich die Controle wegen Entrichtung der Hafengelder ge⸗ 
fallen laſſen. Bevor der Schiffer den Oberbaum in der Stadt erreicht, 
müſſen die Segel feſtgemacht ſein, bei Vermeidung von 1 bis 5 Thaler 
Strafe und Erſatz des etwa angerichteten Schadens. 

Gleiche Strafe trifft den Schiffer, welcher die Oeffnung des Baumes 
nicht abwarten ſollte. f 
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$ 9. 

Ueberall, wo ein Schiffer die Anker fallen läßt, müſſen ſolche bei 
10 Thlr. Strafe und Schadenerſatz gehörig bezeichnet oder mit Boigen 

verſehen ſein 3 

i 8 10. 

Innerhalb des Baumes darf der Schiffer nie die Segel gebrauchen, 
ſondern er muß mit gehöriger Vorſicht die Taue ausbringen und mit 
deren Hülfe das Schiff bis zum Anlegeplatz fortarbeiten; auch müſſen am 
er eil des Schiffes die nöthigen Stoptaue befeſtigt werden, damit das 
chiff nicht unvermuthet fortgetrieben werde, oder durch Anſchlagen Schaden 


errichte. 
Treideln der Schiffe und Fahrzeuge. 


e 
Der Treideldamm muß mit gehöriger Vorſicht benutzt und auf dem⸗ 
ſelben weder Feuer gemacht, noch etwas vorgenommen oder niedergelegt 
werden, was dem Treideln hinderlich ſein könnte. Bei dem Treideln ſind 
bei Vermeidung von 5 Thlr. Strafe folgende Beſtimmungen zu beachten: 
1. das treidelnde unbeladene Schiff oder Fahrzeug, welches einem bela⸗ 
denen begegnet, muß die Leine werfen, es mag von der Stadt 
kommen oder dahin gehen; 
. find beide ſich begegnenden Schiffe beladen oder unbeladen, jo läßt 
dasjenige die Leine fallen, welches von der Stadt kommt; 
. alle Fahrzeuge, die mit Menſchen treideln, müſſen denjenigen, die mit 
Pferden treideln, die Leine werfen; 
dalle Boote und kleineren Fahrzeuge, fie mögen von oder nach der 
Stadt kommen, müſſen den Seeſchiffen oder größeren Fahrzeugen die 
Leine werfen. 
(Nachtrag aus dem Amtsblatt für 1859, Seite 262.) 


Auf Grund des S 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung wird hiermit als Zuſatz zum $ 11 der Strom⸗ 
Polizeiordnung für Elbing verordnet: 

„Das Fahren mit ſchwer beladenem Fuhrwerk, namentlich mit 
Laſt⸗ und Frachtwagen auf dem Treideldamme, vom Roßgarten bis 
zur Stadt, iſt bei Vermeidung der im § 71 angedrohten Strafe un⸗ 
terſagt. Von dieſem Verbot werden die zur Ausfuhr des Heues be⸗ 
nutzten Wagen der benachbarten Wieſenbeſitzer nicht betroffen.“ 

Danzig, den 9. December 1859. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Steuer⸗Controle. 


8 12. 
In Bezug art die Zoll⸗ und Steuer⸗Verfaſſung ift der Schiffer 
nicht nur zur Anmeldung ſeiner Ladung bei der Steuerbehörde, reſp. bei 
dem Waagemeiſter, jondern auch zur genauen Befolgung der Vorſchriften 
Vue welche durch das beſonders bekannt gemachte Regulativ wegen 
Behandlung des Waaren⸗Ein⸗ und Ausganges auf dem friſchen Haff und 
deſſen Ausmündungen, und durch das Regulativ zur Erhebung der Strom⸗ und 
Bollwerks⸗Steuer, zu Gunſten der Stadtgemeinde zu Elbing vom 18. Februar 


1823 (Danziger Amtsblatt pro 1822, S. 139) und den Tarif dazu vom 
13 
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3. Januar 1851 (Danziger Amtsblatt pro 1851, Seite 39 und 40) 
ertheilt worden find. Behufs Controle der Steuergefälle wird das Aus⸗ 
und Umladen außerhalb der beiden Bäume auf's Strengſte unterſagt. 
Hafenungelder. 4 
§ 13. N 
Die Hafenungelder ſind bei Seeſchiffen durch den Schiffsabrechner auf 
Grund des Ungeldertarifs zu entrichten, und ſoll kein Schiffer weder dem 
Zoll⸗, Polizei, Hafen- und Strombeamten, noch dem Lootſen Geſchenke oder 
Vergütungen, unter welchem Namen es ſei, anbieten oder geben; indem ein 
ſolches Anerbieten nach den beſtehenden Landesgeſetzen beſtraft wird. 


Amtliche Bekanntmachungen. 


§ 14. 
Bekanntmachungen für Seefahrer, welche ſich auf Feuerzeichen, Sicher⸗ 
heit der Häfen, ſanitätspolizeiliche Nachrichten u. ſ. w. beziehen, ſind während 
der Dienſtſtunden im Polizei⸗Fremden⸗Bureau einzuſehen. 


Verantwortlichkeit und Stellvertretung. 


8 15. 

Jeder Schiffer haftet für ſeine Leute und iſt in der Art für jedes 
von ihnen begangene Polizei⸗Vergehen verantwortlich, als bei der über ſie 
zu führenden Aufſicht Mangel an Aufmerkſamkeit von ihm zu vertreten 
bleibt. ö 

§ 16. 

Sieht ein Schiffer ſich genöthigt, in Elbing zu überwintern, jo muß 
er, wenn er nicht ſelbſt am Orte bleibt, ſein Schiffsgefäß einer zuverläſſigen 
Perſon übergeben und dieſe dem Stromaufſeher namhaft machen. Für die 
geſetzwidrigen Handlungen dieſes Stellvertreters, ſofern dieſelben Ueber⸗ 
tretungen dieſer Strom⸗Polizeiordnung betreffen, bleibt der Schiffer er⸗ 
forderlichen Falls verantwortlich. 

Vom An- und Losgehen der Schiffe. 
Ss 17. 

Schiffe, welche ganz oder theilweiſe befrachtet einkommen, dürfen nur 
an dem, von dem Stromaufſeher, unter Vorwiſſen und Genehmigung des 
Hauptſteueramtes, anzuweiſenden Platze anlegen. 

An dem Königl. Salzmagazin auf Schiffsholm, am Packhofe und 
vor dem Königlichen Hauptſteueramts⸗Gebäude, dürfen in der Regel gar 

keine Schiffsgefäße anlegen, wenigſtens darf es nur mit ausdrücklicher Ge⸗ 

nehmigung des Königl. Hauptſteueramtes und auf ſpecielle Anweiſung des 
555 dan Fall mit beſonderer Inſtruction verſehenen Steueraufſehers 
geſchehen. 


§ 18. 

Fremde Schiffe und Schiffsgefäße, die ausgeladen haben und nicht 
ſogleich wieder Ladung einnehmen; desgleichen Schiffe, die leer einkommen, 
legen — ſofern der Stromaufſeher ihnen nicht einen andern Platz anweiſt 
— hinter dem letzten Schiffsgefäße an dem weſtlichen Ufer an und müſſen 
dert jo lange liegen bleiben, bis das Einladen beginnen kann. Nur mit 
beſonderer polizeilicher Erlaubniß dürfen leere Schiffsgefäße oberhalb des 
Oberbaumes liegen bleiben. 
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19. 
Zur Gewinnung von Raum muß das Anlegen ſo nahe als möglich 
am Ufer, und ein Schiffsgefäß dicht tig dem andern liegend, erfolgen. 
2 


Es dürfen unter keinen Umſtänden mehr als drei Schiffsgefäße neben 
einander gelegt werden. Hinter dem letzten Hauſe am Schiffsholm dürfen 
jedoch nur 2 Schiffe neben einander liegen, und findet dieſe Beſtimmung 
auch auf die oberhalb des Baumes liegenden Schiffe Anwendung, wenn die⸗ 
ſelben von großer Breite ſind. 


Am öſtlichen Stromufer, von der ſcharfen Ecke bis zum Treideldamm, 
dürfen ohne polizeiliche Genehmigung keine Schiffsgefäße anlegen. Die⸗ 
jenigen, welche dort ein⸗ oder ausladen, müſſen ſo ſchnell als möglich expe⸗ 
dirt werden. Dagegen ſteht es den Eigenthümern der auf dieſer Strecke 
befindlichen Grundſtücke frei, die zu ihrem Geſchäftsverkehr dienenden Schiffs⸗ 
gefäße an den Ufern der Grundſtücke 2 zu laſſen. 

{ 2 


Am Treideldamme dürfen Schiffsgefäße nur anlegen, während Treidel- 
pferde angelegt oder abgenommen werden. Jedoch wird es geſtattet, am 
Bollwerkskruge und gegenüber dem Etabliſſement Schneidemühle, das Ufer 
zum Laden zu benutzen und dort Schiffsgefäße zu dieſem Zwecke anzulegen. 
Der Leinpfad muß aber ſtets frei bleiben und die Maſten müſſen nieder⸗ 
gelegt werden. Auch hat die Bemannung des in Ladung liegenden Schiffes 
die Verpflichtung, ſo oft es nöthig iſt, und ohne den geringſten Zeitverluſt, 
die Treidelleine überzuholen, weshalb ein ſolches Waſſerfahrzeug die Mann⸗ 
ſchaft ſtets an Bord haben muß. Während der Nachtzeit, und wenn 
3 wirklich geladen wird, muß das Fahrzeug an das linke Ufer gebracht 
werden. 


8 23. 
Die Stromſtelle vor der Königlichen Steuer⸗Expedition auf Schiffs⸗ 
holm muß ſtets frei gelaſſen werden. 


5 . 
aben Schiffsgefäße an den Anlegeplägen der Dampfböte angelegt, 
ſo mähen fie, auch ohne beſondere Aufforderung, bei Annäherung der 
Dampfböte zeitig fortgebracht und für die Dampfböte der nöthige Raum 
zum Anlegen geſchafft werden. 


. § 25. 
Sobald ein Dampfboot das erſte Zeichen zur Abfahrt giebt, darf 
kein Schiffsgefäß losgelegt werden, bis das Dampfboot vorüber iſt. 
Dieſe Vorſchrift muß ebenfalls befolgt werden, ſobald ein Dampfboot 
durch die Glocke oder andere Zeichen ſeine Ankunft meldet. 
Feuerpolizeiliche Beſtimmungen. 
26 


Innerhalb der Stadt, ſoweit das Stromufer mit Speichern und 
Wohnhäuſern beſetzt iſt, darf auf den Schiffen weder Feuer gemacht, noch 
Licht gebrannt, oder Tabak geraucht werden. Auf die Dampfböte findet 
dieſe Verordnung leine Anwendung. 5 

An dem weſtlichen Ufer des Stromes vom Danziger Graben ſtrom⸗ 
abwärts, mit Ausnahme der Stelle vor dem Königlichen Salzmagazin, iſt 

13* 
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das Feuermachen auf den Schiffen zur Zubereitung der Speiſen zwar ge 
ſtattet, jedoch nur in feuerſichern Küchen, deren Schornſtein mindeſtens 
4 Fuß über das Verdeck reicht. In der Nähe des Schornſteins darf ſich 
keine Ladung befinden. 

Auch Licht darf auf der angegebenen Strecke in den Schiffsgefäßen 
gebrannt werden, aber nur in feuerſichern Laternen. Soll über Nacht Licht 
Re werden, jo muß daſſelbe in einer mit Waſſer gefüllten Schüſſel 
ſtehen. 

ö In der Regel darf vom 1. Mai bis Ende Oktober auf den Schiffen 
nicht länger als bis 10 Uhr Abends, in den übrigen Monaten nicht länger 
als bis 9 Uhr Abends Feuer unterhalten oder Licht gebrannt werden, wo⸗ 
von nur in Krankheitsfällen, auf beſondere Beſcheinigung eines Arztes über 
die Nothwendigkeit, eine Ausnahme geſtattet werden kann, wozu jedesmal 
die polizeiliche Genehmigung bei Zeiten nachzuſuchen iſt. 

Bei ſtürmiſcher Witterung muß aber Feuer und Licht unter allen 
Umſtänden auf den Schiffen ſofort ausgelöſcht werden. 

$ 28. 

Das Kochen von Pech, Theer und dergleichen auf den Schiffsgefäßen 
iſt gänzlich verboten, und darf nur auf dem Lande in gehöriger Entfernung 
von Gebäuden und leicht feuerfangenden Gegenſtänden ſtattfinden. 

§ 29. 

Das Tabakrauchen auf den Schiffen iſt nur in dem Theile des 
Stroms geſtattet, wo nach § 24 auf den Schiffen Feuer gemacht und Licht 
gebrannt werden darf. In der Nähe einer Ladung, die aus leicht feuer⸗ 
. Gegenſtänden, z. B. Flachs, Hanf und dergl. beſteht, darf gar 
nicht geraucht werden. 

AED: 

Leicht feuerfangende Sachen, als Pech, Theer, Flachs, Hanf, Wolle, 
Garn u. ſ. w, dürfen zur Nachtzeit nicht unbedeckt auf dem Verdeck ge- 
laſſen werden. 

Pul vertransporte. 
$ 31. 

In Betreff der bei Pulvertransporten anzuwendenden Vorſichtsmaß⸗ 
regeln wird auf die Verordnungen des Königlichen Oberpräſidiums der 
Provinz Preußen d. d. Königsberg, den 3. Auguſt 1843 (Danziger Amts⸗ 
blatt pro 1843 Nr 33) und der Königlichen Regierung zu Danzig vom 
24. November 1845 (Danziger Amtsblatt pro 1845 Nr. 49) hingewieſen. 
Es iſt darnach der Transport von Schießpulver auf Dampfſchiffen nicht 
geſtattet; auch dürfen Fahrzeuge, welche Schießpulver geladen haben, von 
Dampfſchiffen nicht ins Schlepptau genommen werden Kontraventionen 
gegen die in den Verordnungen enthaltenen Vorſchriften werden mit der 
daſelbſt feſtgeſetzten Geldbuße von 5 bis 50 Thlr. beſtraft. 

8.32. 

Wenn ein Schiffer Pulver geladen hat, ſo muß er ſeine Ankunft der 
Polizeibehörde bei Zeiten anzeigen, er darf nur an der ihm von dem 
Stromaufſeher zu bezeichnenden Stelle anlegen, und muß die ſchwarze 
Flagge am Maſte ſo lange wehen laſſen, bis das Pulver von dem Schiffs. 
gefäß entfernt iſt. 


EEE 


as 


ER 
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§ 33. 
Wegen des Transports des Pulvers nach der Stadt, und durch die⸗ 


ſelbe muß in jedem einzelnen Falle die nähere Anordnung der Polizei⸗ 


behörde eingeholt werden, und wird die ſtrengſte Befolgung derſelben zur 
Pflicht gemacht. Die Entloſſung iſt ſo viel als möglich zu beſchleunigen. 
§ 34 


An Schießpulver⸗Vorrath zu Nothſignalen auf dem Haff darf kein 
Schiffer mehr als 2 Pfund bei ſich führen. Der Mehrvorrath wird con⸗ 
fiscirt, und außerdem verfällt der Schiffer in Strafe. 

8 Schießen. 
§ 35. | 
Innerhalb des Stadt⸗Polizeibezirks, alſo vom Treideldamme bis 
hinter dem Fiſcher⸗Vorberge darf auf dem Strome weder mit Kanonen, 
noch mit kleinem Gewehr geſchoſſen, auch darf in dieſem Bereich geladenes 
Geſchütz oder Gewehr auf den Waſſerfahrzeugen nicht geduldet werden. 
8 36 


Die Waſſerbrücken müſſen zur Benutzung bei Feuersgefahr ſtets frei 
gehalten werden. 7 
Vom Holztransport und den Holzlagerplätzen. 
8 37 


Holztraften dürfen von Baum zu Baum nur 1 Tafel breit und 
höchſtens 6 Gelenke hintereinander transportirt werden. 


Zu Lagerplätzen für Holztraften werden beſtimmt: 

nach der Regicrungs⸗Verfaſſung vom 30. Jannar 1873 (Amtsblatt 
pro 1873, Seite 23) das linke Elbingufer unterhalb der Stadt vom 
erſten Mühlengraben an; es dürfen hier aber nur von auswärts 
angekommene Holztraften gelagert werden und find dieſelben binnen 
14 Tagen nach ihrer Ankunft fortzuſchaffen; 

oberhalb der Stadt, außerhalb des Unterbaums (Fiſcherbaumes) 
längs beiden Ufern, jedoch mit Ausnahme des Ufers am Fiſcher⸗ 
Borberge; | 

(Nachtrag aus dem Amtsblatt für 1864, Seite 52) 


Die Beſtimmung des § 38 b. der Strompolizeiordnung für 
Elbing vom 9. Dezember 1852 und des Nachtrages zu derſelben 
vom 9. Juni 1863 zu b. wird, auf Grund des 8 11 des Geſetzes 
vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung, hierdurch dahin 
abgeändert: 

daß die Lagerung von Holztraften oberhalb der Eiſenbahnbrücke 

über den Elbingfluß am rechten Ufer auf 60 Ruthen Länge, und 

unterhalb der gedachten Brücke am linken Ufer auf 30 Ruthen 

Länge bis unterhalb der Mündung der Fiſchau fortan nicht ge⸗ 

ſtattet iſt. 

Danzig, den 25. Februar 1864. 4 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. f 
c) das Ufer vor den Holzhöfen und Schiffswerften, jedoch dürfen dieſe 
Stellen nur von den Eigenthümern der Holzhöfe ꝛc. benutzt werden. 
An allen übrigen Stellen im Strome und im Aſchhofgraben darf kein 
Holz gelagert werden. ; 
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§ 39. 

An den Lagerplätzen $ 38 ad a. und c. darf das Holz nur in der 
Breite einer Traft liegen, und iſt hierbei darauf zu ſehen, daß dieſe Holz⸗ 
traften nicht mehr als 1 der ganzen Strombreite einnehmen. 

An dem Lagerplatz ad c. können mit beſonderer polizeilicher Ge⸗ 
nehmigung 2 Traften nebeneinander gelegt werden. 


§ 40. 

Das während des Sommers im Strome gelagerte Holz muß zu 
Anfang November jeden Jahres weggeſchafft werden. Wer Holz im 
Strome überwintern will, hat dies bis zum 15. November der Polizei⸗ 
behörde anzuzeigen, und dabei die Quantität, ſowie die Stelle, wo das 
Holz überwintern ſoll, genau anzugeben. Findet kein Bedenken ſtatt, ſo 
wird die Erlaubniß mit der Maßgabe ertheilt, 

daß die Beſitzer für völlig ſichere Befeſtigung und gehörige Beauf⸗ 
Kihtigung des Holzes verantwortlich bleiben und daher für jede Be⸗ 
ſchädigung und für alle Koſten aufkommen müſſen, welche durch 

Vernachläſſigung verurſacht werden. 

§ 41. 

Wenn Holztraften ſich auflöſen, müſſen fie ſofort wieder zuſammen⸗ 
gebunden und gehörig befeſtigt werden. Der Eigenthümer auf dem Strome 
umhertreibender Hölzer hat, außer der Strafe, auch die durch das Auf⸗ 
fangen entſtehenden Koſten und den Schadenerſatz zu entrichten. 

f 2 


| 3 42. 

Wenn Holz mit Getreide beladen ankommt, jo dürfen nur die wirklich 
beladenen Traften in die Stadt gebracht werden; die übrigen Gelenke der 
ee müſſen außerhalb der Stadt an den im $ 38 bezeichneten Stellen 
agern. 


§ 43. 
Das Aufwaſchen von Holz darf nur an den dazu beſtimmten Stellen, 
und nach erfolgter Bezahlung der dafür an die Kämmereikaſſe zu ent⸗ 
richtenden Gebühr erfolgen. 


Reinhaltung des Stromes. 


8 44. 
Es darf weder Gaſſenkoth, noch Kloake oder andere Unreinigkeit, auch 
nicht ſchmutziges Eis oder Schnee in den Strom oder Aſchhofgraben, auf 
das Eis, oder auf die Ufer derſelben geworfen werden. 


§ 45. 

Das Auswerfen der Steine und des Ballaſtes, ſowie der Stein⸗ 
kohlenſchlacken in den Strom, oder Aſchhofgraben, wird bei ſtrenger Strafe 
unterſagt. Die Entfernung der hineingeworfenen Gegenſtände erfolgt außer⸗ 
dem auf Koſten des Kontravenienten. 


$ 46. 
Das Füttern oder Stehenlaſſen der Pferde oder anderen Viehes auf 
dem Eiſe wird verboten. 


8 47. 
Verunreinigungen des Eiſes im Elbingſtrom und Aſchhofgraben 
werden ſtrenge mee t; deshalb dürfen auf dem Eiſe auch keine Holz- 
ſchneidegeräthe aufgeſtellt, oder ähnliche Arbeiten vorgenommen werden. 
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a 8 48. 
Bei dem Verladen von Kohlen, Kalk, Schutt, Faſchinen, Heu u. ſ. w. 
ift darauf zu achten, daß Verunreinigungen des Stromes oder Aſchhof— 
grabens nicht vorkommen. 


Sicherheitspolizeiliche und andere Verordnungen. 


§ 49. 
Das Ablaufen eines neu erbauten oder auf der Werfte ausgebeſſerten 
Schiffes muß der Polizeibehörde von dem Schiffsbaumeiſter zeitig vorher 
angezeigt werden, und hat Letzterer ſolche Sicherheitsmaßregeln zu treffen 
daß keine Beſchädigungen vorfallen können. g 


Das Kielholen, ſowie das Umlegen der Schiffe und Fahrzeuge an 

den Bollwerken kann nicht geſtattet werden. 
8.51, 

Kindern darf kein Waſſerfahrzeug anvertraut werden. Diejenigen, 
denen die Aufſicht über die Kinder gebührt, ſowie diejenigen, welche das 
Fahrzeug hergegeben haben, werden dafür verantwortlich gemacht. 

8 52. 

Das Baden im Elbingfluß iſt nur an den dazu beſtimmten und be⸗ 
zeichneten Stellen geſtattet, namentlich wird es innerhalb der Stadt und 
im Aſchhofgraben aufs Strengſte unterſagt. 

Innerhalb der beiden Bäume darf kein Segel gebraucht werden, mit 
Ausnahme offener kleiner Böte. 


§ 54. 
Zur Vermeidung von Unglücksfällen müſſen kleine Waſſerfahrzeuge 
ſtets angeſchloſſen gehalten werden. 
5 55. 
Die Maften der Böte, welche die ſcharfen Ecken paſſiren wollen, 
müſſen fo zeitig niedergelegt werden, daß die Fährleine nicht geworfen 
werden darf. 


8 56. 

Wenn die Dampfſchiffe das Signal zur Abfahrt geben, darf die lege 
Brücke ſo lange nicht aufgezogen werden, bis das Dampſfſchiff wirklich 
abgeht. 

8 57. 

Das Betreten der Brückenzüge bei dem Aufziehen und Niederlaſſen 

derſelben wird ſtrenge unterſagt. 


§ 58. 
Zur Zeit der Ankunft und Abfahrt der Dampfböte darf Niemand 
an dem Anlegeplatz derſelben vorüber fahren; eben ſo wenig dürfen dort 


Wagen halten. 
$ 59. 
Das Fahren auf dem Strome mit Laternen oder mit Muſik inner⸗ 
ia der Stadt ift nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Polizeibehörde 
geſtattet. 
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$ 60. 
. im Eiſe zur Winterszeit dürfen nur da angelegt werden, 
wo dies mit Rückſicht auf die Freihaltung und Sicherheit der Paſſage, ſo⸗ 
wie auf die Stärke des Eiſes, durch die Polizei geſtattet wird. 


§ 61. 
ra Oeffnung im Eiſe ift mit Eisſchollen gehörig zu umſtellen und 
mit Fuſen zu bezeichnen, auch darauf zu achten, daß dieſe Sicherung er⸗ 
halten wird. Dieſe Vorſchrift iſt ganz beſonders auch von denjenigen zu 
beachten, welche mit ihren Schiffsgefäßen hier überwintern. 


§ 62. 
Unſichere Stellen im Eife find mit Fuſen zu bezeichnen. Wer letztere 
bepäbigt oder zerſtört, hat ftrenge Strafe zu gewärtigen. 
er ſolche Stellen, welche durch Fuſen bezeichnet find, dennoch be— 
tritt, hat Beſtrafung zu gewärtigen. 5 
63. 

Die zur Winterszeit von den Fiſchern im Elbingſtrom zur Befeſti⸗ 
gung der Netze anzubringenden Pritken dürfen nur da und in den Grenzen 
geſetzt werden, wie die Polizeibehörde dies, auf die in jedem einzelnen Falle 
einzuholende Erlaubniß vorſchreibt, indem der Lauf der Kähne und Flöße 
ge nicht gehindert werden darf. 

ei Wiedereröffnung der Schifffahrt, oder auf beſondere polizeiliche 
Anordnung ſind die Pritken ſofort zu entfernen. Nöthigenfalls erfolgt die 
Fortſchaffung auf Gefahr und Koſten der Säumigen. 


8 64. 
Auf den Bollwerken dürfen Holz, Ziegel und andere ſchwere Gegen⸗ 
ſtände nicht niedergelegt werden, die auf enſelben befindlichen Ladegüter 
aber nie über Nacht liegen bleiben. 


§ 65. 
Auf den Bollwerken darf weder Holz gehauen, noch irgend eine 
Fassen vorgenommen werden, wodurch das Bollwerk beſchädigt und die 
aſſage ganz gehemmt wird. 


8 66. 
Das Befahren der Bollwerke und Ladebrücken mit beſpannten oder 
mit Handwagen wird ſtrenge unterſagt. 
8 67. 
Das Bollwerk und die Ladebrücke am Königlichen Salzmagazin am 
Schiffsholm dürfen nur mit Genehmigung der Steuerbehörde benutzt 
werden. 
8 68. 
Die Doſſirungen der Ufer des Elbingfluſſes und Aſchhofgrabens 
müſſen geſchont und dürfen nicht 3 werden. 


Iſt der Strom mit Eis belegt, ſo darf ohne Geneh migung der 
Polizei eine Aufeiſung Behufs Veränderung der Lage eines Fahrzeuges 
nicht mehr ſtattfinden. 4470 


Ruheſtörender Lärm und Dee Unſittlichkeiten, welche auf dem 
Strome begangen werden, ſind den auf öffentlicher Straße begangenen 
gleich geachtet und werden demgemäß beſtraft. 
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Strafbeſtimmungen. 


7% 

Uebertretungen der in dieſer Sone ge Oeder enthaltenen Vor— 
ſchriften werden, falls nicht für einzelne Fälle höhere Strafen angedroht 
ſind, mit Geldbuße bis zu 10 Thlr. beſtraft. 

Danzig, den 9. Dezember 1852. 

Königliche Regierung. Abtheilnug des Innern. 


42. Verbot der Beſchädigung der Baaken zwiſchen Zoppot 
und Bröſen. 


(Amtsblatt 1860. Seite 185.) 


Zu Marinezwecken ſind auf der Strecke zwiſchen Zoppot und Bröſen 
die nachſtehend näher bezeichneten Baaken errichtet worden. 

J. eine Strandbaake unterhalb Karlikau in einem Punkte, von welchem 
aus man Hochwaſſer in Süd 54 Grad Weſt nach dem Compaß viſirt, und 
welcher / deutſche Meile vom Hochwaſſer entfernt iſt, 

2. eine Strandbaake zwiſchen Glettkau und Bröſen, Rothhof gegen⸗ 
über und zwar /, deutſche Meilen von der ad 1 erwähnten Baake in der 
Richtung Süd 36 Grad Oſt per Compaß; und 5 

3. eine Landbaake von der ad 2 erwähnten Strandbaake in der 
Richtung Süd 54 Grad Weſt, dicht bei Rothhof, und zwar nahe , deutſchen 
Meile von der erwähnten Strandbaake entfernt. 2 

Unter Hinweis auf den § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 
über die Polizeiverwaltung ſetzen wir hiermit feſt, daß dieſe vorbezeichneten 
Baaken, bei Vermeidung einer Polizeiſtrafe bis zur Höhe von 10 Thalern, 
an deren Stelle im Unvermögensfalle eine verhältnißmäßige Gefängniß⸗ 
ſtrafe tritt, nicht beſchädigt werden dürfen. 

Danzig, den 22. September 1860. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


43. Polizei⸗Verordnung für den Drauſen See. 
(Amtsblatt 1864, Seite 109) 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850 wird für den Drauſen⸗See folgende Polizeiverordnung 
hierdurch erlaſſen. 


SL 

Die Führer von Schiffsgefäßen und Holztraften dürfen die auf dem 

Drauſen⸗See vorhandenen, beſonders kenntlich gemachten, 12 Ruthen breiten 

Waſſerſtraßen nicht verlaſſen. Insbeſondere darf ein Kreuzen außerhalb 
derſelben nicht ſtattfinden. 


8 2. 

Das Ankerwerfen iſt nur in . Fällen geſtattet. Jedenfalls 
aber muß die Stelle, wo das Anker liegt, bis zur wieder erfolgten Hebung 
deffelben durch eine Boje bezeichnet werden. Weder die fünf Heinen Inſeln, welche 
im Drauſen⸗See zur Bezeichnung der Fahrt nach dem Oberländiſchen⸗ 
Kanal geſchüttet ſind, noch der Hafendamm bei den drei Roſen dürfen zum 
Anlegen von Holztraften oder Schiffen oder zum Ankerwerfen benutzt 
werden. Die Holztraften und Schiffe haben ſich bei der Vorbeifahrt 
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1 9 . drei Ruthen von den Inſeln und dem Hafendamm entfernt 
zu halten. 


§ 3. . 
S ener dürfen nur feſtverbunden und in einer Breite von höchſtens 
16 Fuß geflößt werden. 
8 4. 


Beim Begegnen zweier Waſſerfahrzeuge erfolgt das Ausweichen zur 
rechten Seite. Holztraften müſſen an der linken (weſtlichen) Seite der 
Fahrſtraße gehalten werden. Bei etwaigem An- oder Loslegen der Fahr⸗ 
zeuge und Holztraften darf der zur Paſſage erforderliche Raum in der 
Fahrſtraße nicht verengt werden. 


8 5. 

Das Lagern von Holztraften iſt in der Regel nicht geſtattet. Aus⸗ 
nahmen ſind nur mit Genehmigung der Ortspolizeibehörde (des Königl. 
Domänen⸗Rent⸗Amts in Elbing) zuläßig. 

8 6 


Wenn Holztraften ſich auflöſen, müſſen ſie ſofort wieder zuſammen 
gebunden und gehörig befeſtigt werden. Der Eigenthümer von den auf 
dem Drauſen⸗See loſe treibenden 99 5 hat außer der Strafe auch die 
durch das Auffangen entſtehenden Koſten zu erlegen und Schadenerſatz zu 
gewähren. 

8 

Wer Holz im Drauſen⸗See überwintern laſſen will, hat dies vorher 
der Ortspolizeibehörde anzuzeigen und dabei die Quantität, ſowie die Stelle, 
wo das Holz überwintern ſoll, genau anzugeben. Findet kein Bedenken 
ſtatt, ſo wird die Erlaubniß mit der Maßgabe ertheilt, daß die Beſitzer für 
völlig ſichere Befeſtigung und gehörige Beauffichtigung des Holzes verant⸗ 
wortlich bleiben und daher für jede Beſchädigung und für alle Koſten auf⸗ 
kommen müſſen, welche durch Vernachläſſigung verurſacht werden. In 
gleicher Weiſe ſind die Führer von Schiffsgefäßen verpflichtet, zu der beab⸗ 
ſichtigten Ueberwinterung die polizeiliche Genehmigung einzuholen. Denſelben 
darf die Ueberwinterung nur an den Buchten bei den Stromhäuſern und 
an dem „Drei Roſen⸗Kruge“ außerhalb der Fahrſtraße erlaubt werden. 


Jede Verunreinigung der Fahrſtraße durch Hineinwerfen von Gegen— 
ſtänden in dieſelbe iſt verboten. 


89. 

Innerhalb der Waſſerfahrſtraße iſt die Ausübung der Fiſcherei mit 
Stöcken, Reiſen und Stellnetzen nicht geſtattet. Die Beibehaltung des in 
der Elbinger Baake unterhalb der Rauchhäuſer vorhandenen Aalfanges der 
Bewohner des Fiſchervorberges wird zwar einſtweilen genehmigt, jedoch 
darf nicht mehr als die Hälfte der Strombreite vom rechten (öſtlichen) 
Ufer ab zugeſetzt werden. 

i 8 10. 

2 Uebertretung der Vorjıriften dieſer Polizei-Verordnung wird 
(abgeſehen von der Verbindlichkeit des Kontravenienten zum Erſatz des 
etwa angerichteten Schadens) durch eine Polizeiſtrafe bis 10 Thlr. oder 
verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe geahndet. 

Danzig, den 24. Mai 1864. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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44. Verbot der Entnahme von Seetaug vom Ufer 

der Halbinſel Hela. 
(Amtsblatt 1866, Seite 154.) 

Nachdem die Erfahrung gelehrt hat, daß das Ufer der Halbinſel 
9 auf der neben dem Putziger Wyck belegenen Seite hauptſäͤchlich in 
Folge der in großen Ouantitäten ſtattfindenden Abführung des ange⸗ 
ſchwemmten Seetangs dem fortdauernden Abbruch ausgeſetzt iſt, wird 
herdurd von uns, unter Aufhebung der Polizeiverordnung vom 27. März 
d. Js. (Amtsblatt pro 1866 Nr. 15) auf Grund der $$ 6, 11 und 12 
des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, Folgendes 
verordnet: 

Die Entnahme der auf das Ufer der Halbinſel Hela (ſoweit daſſelbe 
von dem Putziger Wyck berührt wird) ausgeworfenen und angeſchwemmten 
Seegräſer (Seetang) iſt auf den nachfolgend bezeichneten Strecken unbe⸗ 
dingt unterſagt: 5 

1. öſtlich von der Ortſchaft Ceynowa bis zu der Weidefläche di ſer 
Dorfſchaft auf eine Entfernung von etwa 200 Ruthen preuß., 

2. weſtlich von der Ortſchaft Kußfeld, und zwar vom öſtlichen Ende 
der Feldgärten bis zur erſten Kathe der genannten Dorfſchaft auf eine 
Entfernung von ungefähr 200 Ruthen preuß., 

3. weſtlich und öſtlich von der Grenzen zwiſchen den Ortſchaften 
Kußfeld und Putziger Heiſterneſt auf eine Entfernung von zuſammen ca. 
600 Ruthen preuß. ö 

Jede der vorgedachten Strecken wird an ihren beiden Endpunkten 
durch eingegrabene Steine mit der Aufſchrift „Schonung“ bezeichnet 
werden. 
Jede Uebertretung des obigen Verbots wird mit einer Geldſtrafe 
von 2 bis 10 Thlr., im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßigem Ge⸗ 
fängniß beſtraft. 

Danzig, den 22. Mai 1866. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


45. Schutz der Ufer der Oſtſee und des friſchen Haffs. 


(Amtsblatt 1868, Seite 150.) 


Auf Grund des 8 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung (Geſ. S. S. 265) wird hierdurch unter Aufhebung der 
Amtsblatts⸗Bekanntmachungen vom 28. Juni 1847 (Amtsblatt S. 131) 
und vom 6. Mai 1848 (Amtsblatt S. 82), für den Umfang unſeres 
Verwaltungs⸗Bezirks, Nachſtehendes verordnet: 

Zur Sicherung der Ufer wird alles Zangen oder ſonſtiges Werben 
von Steinen am Strande, wie aus dem Grunde der Oſtſee, mit deren 
Buchten und des friſchen Haffs, hierdurch verboten; mit Ausnahme ſolcher 
Fälle, in denen die für die genannten Gewäſſer competente Königl. Hafen⸗ 
bau⸗Inſpektion in Neufahrwaſſer für die Oſtſee, und die Königl. aſſer 
bau⸗Inſpektion in Elbing für das friſche Haff, einer beſtimmten Perſon, 
für eine gewiſſe Zeit und einen genau begrenzten Ort, wie für ein beſtimmtes 
höchſtes Quantum von Steinen die ſchriftliche, als Legitimation dienende 
Erlaubniß dazu ertheilt haben wird. 


204 Abſchnitt IV. Wege (Eifenbahn-) und Waſſer⸗ (Schifffahrts⸗) Polizei. ö 


Uebertretungen dieſes Verbots werden, ſofern nicht allgemeine Vor⸗ 
ſchriften höhere Strafen androhen, mit einer Geldbuße von 3 bis 10 Thlr, 
oder entſprechendem Gefängniſſe, geahndet. Zugleich werden ſämmtliche 
von uns reſſortirende Local-Polizei⸗ Bau⸗, Schleuſen⸗ und Strand⸗Behörden 
reſp Beamte hierdurch veranlaßt, die Befolgung dieſer Verordnung ſtrenge 
zu überwachen und vorkommenden Falls ſich zunächſt mit den in der Wer: 
1 gedachten beiden Local-Bau⸗Behörden darüber in Verbindung 
zu ſetzen. 

Danzig, den 29. Juni 1868. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


46. Räumung der Ferſe. 
(Amtsblatt 1873, Seite 53.) 


Nachſtehendes, auf Grund des Geſetzes über die Polizei-Berwaltung 
vom 11. März 1850 ($ 11) erlaſſenes Polizei - Reglement, wird hiermit 
beſtätigt und zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Poli zei-Reglement 
für Krautung und Aufräumung des Ferſefluſſes im Berenter Kreiſe. 


8 1. a 

Zur Krautung und Aufräumung des Ferſefluſſes im Berenter Kreiſe, 

von ſeinem Urſprunge im Grabauer See ab bis zur Grenze zwiſchen dem 

Berenter und Pr. Stargardter Kreiſe, find nach den geſetzlichen Be⸗ 

ſtimmungen alle angrenzenden Grundbeſitzer nach Maßgabe der Längen 
ihrer Grenzen und reſp. bis zur Mitte des Fluſſes verpflichtet. 


Die Krautung und Aufräumung geſchieht von ſämmtlichen dazu Ver⸗ 
pflichteten möglichſt gleichzeitig, der Regel nach einmal im Jahre, in 
der Zeit von 14 Tagen vor bis 14 Tagen nach Johanni jeden Jahres 
und wird innerhalb jeder Gemeinde- oder Gutsfeldmark unter unmittelbarer 
Auffiht und Leitung der Ortsvorſtände ausgeführt. Sollten ſich dieſe 
Arbeiten nicht als ausreichend erweiſen, ſo kann eine allgemeine oder theil⸗ 
weiſe zweite Krautung und Aufräumung um Michaeli jeden Jahres ange⸗ 
ordnet werden. 


83. 
Zur ordnungsmäßigen Krautung und Aufräumung des Fluſſes gehört 
namentlich: 
1. das Ausreißen von Schilf, Rohr und Kraut mit der Wurzel und 8 
nicht bloß das oberflächliche Abſchneiden deſſelben; 
2. das Abborten und Abſtechen angeſchwemmter Stellen an den Ufern; 
3. die Beſeitigung von Verſandungen und Verſchlammungen durch tieferes 
Ausheben des Flußbettes, namentlich an Tränken und Zuflußſtellen; 
4. das Ausheben von Stubben, alten Pfählen und Steinen. Wo letztere 
im Flußbette in großen Maſſen vorhanden, ſind dieſelben bis zur 
erforderlichen Tiefe allmählig und zwar bei jeder Aufräumung in 
einer beſtimmten Quantität zu 1 


Um während der Krautungs⸗ und Aufräumungs⸗Arbeiten das Fort⸗ 
ſchwimmen von Kraut, Schilf ꝛc. zu verhindern, iſt mindeſtens an der 


Abſchnitt IV. Wege⸗(Eiſenbahn⸗) und Waſſer⸗(Schifffahrts⸗) Polizei. 205 


untern Grenze jeder Gemeinde- oder Gutsfeldmark ein Schwemmbaum quer 

über den Fluß zu legen, an welchem alles Fortgeſchwommene aufzufangen 

und herauszuziehen iſt. 
8 5. 

Alles, was bei jeder Krautung und Aufräumung aus dem Flußbette 
entfernt worden, iſt mindeſtens 3 Fuß vom Ufer entfernt aufzuſtapeln 
und bis zur erfolgten Reviſion der Arbeit durch den Bezirks⸗Schaurichter 
liegen zu laſſen. 


8 6. 

Die Oberauffiht über alle hierauf bezüglichen Angelegenheiten ver⸗ 
bleibt dem Kreislandrath. Die ſpezielle Aufſicht und Reviſion der jedes⸗ 
maligen Krautungs⸗ und Reinigungs⸗Arbeiten üben in den nachfolgenden 
Schau⸗Bezirken beſondere Schaurichter aus, die nebſt eben jo vielen Stell⸗ 
vertretern, von ſämmtlichen Räumungs⸗Verpflichteten durch Repräſentanten 
immer auf 6 Jahre erwählt und vom Kreislandrath beſtätigt werden: 

1. Schaubezirk vom Ausfluß der Ferſe aus dem Alt⸗Grabauer See 

9 en Ausfluß derſelben aus dem Mühlenteich der Bendominer 

ühle; 
. Schaubezirk bis zum Ausfluß aus dem Wierzisker⸗See; 
3. Schaubezirk bis zum Ausfluß aus dem Zagnania⸗See; 
Schaubezirt bis zur Grenze zwiſchen den Feldmarken Neu⸗Kiſchau 
und Neu-⸗Bukowitz; 
„ Schaubezirk bis zur Grenze zwiſchen den Feldmarken Alt⸗Bukowitz 
und Rudda; 
. Schaubezirk bis zur Grenze der Feldmark Alt⸗Kiſchau; 
„ Schaubezirk bis zur Mühle in Schloß Kiſchau; 
8. Schaubezirk bis zur Grenze der Feldmark Ober⸗Mahlkau; 
9. Schaubezirk bis zur Grenze der Feldmark Pogutfen; 
„Schaubezirk bis zur Grenze der Feldmark Wenzkau: 
Schaubezirk bis zur Grenze der Feldmark Reinwaſſer; 
2. Schaubezirk bis zur 9 


8 7. 

Vorſtehende 12 Schaubezirke werden zum Zwecke der leichtern Kontrolle 

dergeftalt in 2 Inſpections⸗Bezirke abgetheilt, daß die 5 erſten Schaubezirke 
den erſten und die 7 letzten den zweiten Inſpections⸗Bezirk bilden. In 
jedem derſelben wird von den betreffenden Schaurichtern durch Stimmen⸗ 
mehrheit event. durch das Loos einer zum Vorſitzenden derſelben erwählt, 
welcher die gleichmäßige und einheitliche Ausführung der ſämmtlichen Arbeiten 
in feinem Inſpections⸗Bezirk zu leiten und zu kontrolliren hat und befugt 
ift, ſämmtliche Schaurichter zu Berathungen und Beſchlüſſen hierüber zu 
verſammeln. 
N Derſelbe hat, nach Vernehmen mit den übrigen Schaurichtern, all⸗ 
jährlich die beſtimmten Tage der Krautung, Räumung und der Reviſion 
dem Kreis⸗Landrath vorzuſchlagen, welcher dieſelben durch das Kreisblatt 
und die Ortsvorſtände zur Kenntniß aller Verpflichteten bringt. 

Die verſammelten Schaurichter faſſen ihre Beſchlüſſe nach Stimmen⸗ 
mehrheit. Im Falle von Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden den Ausſchlag. Es unterliegen aber die Beſchlüſſe, nach formeller 
an des Verfahrens, noch der vorgängigen Beſtätigung des Kreis- 

draths. 
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Endlich hat der Vorſitzende des Schaurichter⸗Collegiums die Berichte 
ſämmtlicher Schaurichter über die Ausführung jeder allgemeinen Krautung 
und Aufräumung mit feinen etwaigen Bemerkungen und Anträgen dem 
Landrath einzureichen. 


§ 8. 

Den einzelnen Schaurichtern liegt ob, in ihrem Bezirk die Krautungs⸗ 
und Aufräumungs⸗Arbeiten zu controliren, den Ortsvorſtänden oder einzelnen 
Verpflichteten ſpezielle Anweiſungen über die Art der Ausführung zu er⸗ 
theilen und ſogleich nach jeder Krautung und Aufräumug der geſammten 
Arbeiten zu inſpiciren, und darüber unter Angabe der erforderlichen nach⸗ 
zuholenden Arbeiten und feſtzuſetzenden Strafen, an den Vorſitzenden des 
Schaurichter⸗Collegiums einen umfaſſenden Bericht zu erſtatten. 

9 


Im Falle von Streitigkeiten über die Art der Krautung und Auf⸗ 
räumung entſcheidet der betreffende Schaurichter definitiv, wenn nicht unter 
beſtimmter ſofortiger Erklärung hierüber binnen ſpäteſtens 8 Tagen, vom 
Tage der Reviſion ab, Berufung auf die Entſcheidung eines zweiten Schau⸗ 
richters und des Vorſitzenden beim Landrath eingelegt wird, in welchem 
Falle dieſe letzteren unter Zuziehung des Bezirks⸗Schaurichters, nach Stimmen⸗ 
mehrheit, endgültig entſcheiden. 

Der hierbei unterliegende Theil hat die Diäten und Reiſekoſten für 
alle drei Schaurichter mit 1 Thlr. pro Tag und die Reiſekoſten mit 7½ Sgr. 
pro Meile hin und zurück zu tragen. Auferlegte Mehrarbeiten ſind nach 
Beſtimmung des Schaurichters oder der 2. Inſtanz in ſpäteſtens 14 Tagen 
bis 4 Wochen auszuführen. Indeſſen iſt jeder Ortsvorſtand wie Schau⸗ 
richter befugt, die betreffende Arbeit nach ſeiner Weiſung auf Koſten des 
Verpflichteten reſp. des 1 zur ſogleich ausführen zu laſſen. 

1 


Bei jeder allgemeinen Reviſion der Krautungs⸗ und Aufräumungs⸗ 
Arbeiten, gleich nach Ausführung derſelben um Johanni oder Michaeli jeden 
Jahres durch die betreffenden Bezirks⸗Schaurichter, müſſen alle verpflichteten 
Adjacenten und Ortsvorſtände, bei Vermeidung von Strafen, in Perſon 
oder durch gehörig inſtruirte Stellvertreter anweſend ſein, damit die Ent⸗ 
ſcheidung ihnen ſogleich publicirt werden kann. 


§ 11. 

Das Amt eines Schaurichters wird unentgeltlich verwaltet und iſt 
jeder der verpflichteten Adjacenten zur Annahme eines ſolchen verbunden, 
wofern er nicht Gründe hat, die zur Ablehnung einer Vormundſchaft be⸗ 
rechtigen. Nach 6 jähriger Amtsführung iſt indeſſen jeder Schaurichter befugt, 
ſein Amt auf die Zeit von 12 . 

1 


Sollte die Aufbringung von Koſten in dieſer Angelegenheit entweder 
von allen verpflichteten Adjacenten in ihrem gemeinſchaftlichen Intereſſe oder 
innerhalb einzelner Feldmarken zur Ausführung gemeinſchaftlicher Arbeiten, 
Beſchaffung von Geräthſchaften ꝛc. erforderlich werden, jo werden ſolche 
nach Maßgabe der Längen ihrer Grenzen am Ferſefluß auf dieſelben 
exportirt und im Verwaltungswege eingezogen. 

1 


Jedes Zuwiderhandeln ſeitens der Verpflichteten oder der Orts⸗Vor⸗ 
ſtände gegen die Beſtimmung dieſes Reglements, unterliegt einer Strafe 
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von 10 Sgr. bis 5 Thlr., deren vorläufige Feſtſetzung dem Landrath über⸗ 
tragen iſt. Die eingekommenen Geldſtrafen fließen zu einer beſondern 
Genoſſenſchafts⸗-Kaſſe, die von dem Vorſitzenden der Schaurichter kontrollirt 
u und aus der Verwendungen nach Beſchlüſſen der letztern erfolgen 
önnen. 
Danzig, den 12. März 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
(Amtsblatt 1873, Seite 43.) 


Nachſtehendes, auf Grund des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 1. März 1850 (§ 11) erlaſſenes Polizei-Reglemeut wird hiermit 
beſtätigt und zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 


Polizei⸗Reglement 
für Krautung und Aufräumung der ſogenannten kleinen Ferſe 
im Berenter Kreiſe. 


8 8 1. 

Zur Krautung und Aufräumung der ſogenannten kleinen Ferſe im 
Berenter Kreiſe, von ihrem Urſprunge im Alt⸗Paleſchker See bis zur 
Mündung in den Gr. Pallubiner Mühlenteich, ſind nach den geſetzlichen 
Beſtimmungen alle angrenzenden Grundbeſitzer nach Maßgabe der Längen 
ihrer Grenzen und reſp. bis zur Mitte des Fluſſes verpflichtet. 

2 ‚ 


Die Krautung und Aufräumung geſchieht von ſämmtlichen dazu Ver⸗ 
pflichteten möglichſt gleichzeitig, der Regel nach einmal im Jahre, in der 
Zeit von 14 Tagen vor bis 14 Tagen nach Johanni jeden Jahres und 
wird innerhalb jeder Gemeinde oder Gutsfeldmark unter unmittelbarer 
Aufſicht und Leitung der Ortsvorſtände ausgeführt. Sollten ſich dieſe 
Arbeiten nicht als ausreichend erweiſen, ſo kann eine allgemeine oder theil- 
weiſe zweite Krautung und Aufräumung um Michaeli jeden Jahres an⸗ 
geordnet werden. 


8 3. 
Zur ordnungsmäßigen Krautung und Aufräumung des Flußbettes 
gehört namentlich: 
1. das Aus reißen von Schilf, Rohr und Kraut mit der Wurzel und 
nicht bloß das oberflächliche Abſchneiden deſſelben; 
„das Abborten und Abſtechen angeſchwemmter Stellen an den Ufern; 
3. die Beſeitigung von Verſandungen und Verſchlammungen durch 
tieferes Aufheben des Flußbettes, namentlich an Tränken und Zu⸗ 
flußſtellen; a 
das Ausheben von Stubben, alten Pfählen und Steinen. Wo letztere 
im Flußbette in großen Maſſen vorhanden, ſind dieſelben bis zur 
erforderlichen Tiefe allmählig und zwar bei jeder Aufräumung in 
in einer beſtimmten Quantität zu entfernen. 
4 


Um während der 5 und Aufräumungsarbeiten das Fort⸗ 
ſchwimmen von Kraut, Schilf ꝛc. zu verhindern, iſt mindeſtens an der 
untern Grenze jeder Gemeinde oder Gutsfeldmark ein Schwemmbaum quer 
über den Fluß zu legen, an welchem alles Fortgeſchwommene aufzufangen 
und herauszuziehen iſt. 


Abſchnitt IV. Wege: (Eifenbahn-) und Waffer- (Schifffahrts-) Polizei. 208 


§ 5. 

Alles, was bei jeder Krautung und Aufräumung aus dem Flußbette 
entſernt worden, iſt mindeſtens 3 Fuß vom Ufer entfernt aufzuſtapeln und 
bis zur erfolgten Reviſion der Arbeit durch den Bezirks⸗Schaurichter liegen 
zu laſſen. 


8 6. 

Die Oberaufſicht über alle hierauf bezüglichen Angelegenheiten verbleibt 
dem Kreislandrath. Die ſpezielle Aufſicht und Reviſion der jedesmaligen 
Krautungs⸗ und Reinigungsarbeiten übt ein beſonderer Schaurichter, der 
nebſt einem Stellvertreter immer auf 6 Jahre erwählt und vom Kreis⸗ 
landrath beſtätigt wird. 

8 7 


Die Wahl des Schaurichters und Stellvertreters wird in der Art 
ausgeführt, daß hiefür den drei Gütern Czernikau, Hoch- und Alt⸗Paleſchken, 
je eine Stimme zuſteht und die Adjacenten der bäuerlichen Gemeinden Alt- 
Paleſchten und Gr. Pallubin je einen Wähler wählen, wonächſt dieſe 
5 Wähler zur Abgabe der ſchriftlichen Stimmgebung binnen einer vom 
Landraths⸗Amte zu beſtimmenden präkluſiviſchen Friſt aufgefordert werden. 
Kommt in dieſer Weiſe überhaupt keine Wahl zu Stande oder iſt dieſelbe 
zweimal auf eine ganz unbefähigte Perſönlichkeit gefallen, ſo hat der Kreis⸗ 
landrath den Schaurichter und Stellvertreter aus der Zahl der Intereſſenten 
und ſonſt geeigneten Perſönlichkeiten zu ernennen. 


5 8. 
Der Schaurichter hat alljährlich die beſtimmten Tage der Krautung, 
Aufräumung und Reviſion dem Kreislandrath vorzuſchlagen, welcher die⸗ 
ſelben durch das Kreisblatt und die Ortsvorſtände zur Kenntniß der Ver⸗ 
pflichteten bringt. Er hat ferner die Krautungs⸗ und Aufräumungs⸗Arbeiten 
zu controliven, den Ortsvorſtänden oder einzelnen Verpflichteten ſpezielle 
Anweiſungen über die Art der Ausführung zu ertheilen und ſogleich nach 
jeder Krautung und Aufräumung die geſammten Arbeiten zu inſpiciren und 
darüber unter Angabe der erforderlichen nachzuholenden Arbeiten und feſt⸗ 
zuſetzenden Strafen an das Königl. Landrathsamt Bericht zu erſtatten. 
9 


Im Falle von Streitigkeiten über die Art der Krautung und Auf- 
räumung entſcheidet der Schaurichter definitiv, wenn nicht binnen ſpäteſtens 
3 Tagen, vom Tage der Reviſion ab, Berufung an das Königl. Landraths⸗ 
Amt eingelegt wird, in welchem Falle ein von dieſem ernannter Fachver⸗ 
ſtändiger endgültig entſcheidet. Dr hierbei unterliegende Theil hat die 
etwa entſtehenden Kosten der zweiten Reviſion zu tragen. Indeſſen iſt jeder 
Ortsvorſtand wie Schaurichter befugt, die betreffende Arbeit nach ſeiner 
Weiſung auf Koſten des Verpflichteten reſp. des unterliegenden Theils 
ſogleich ausführen zu laſſen. 1 


§ 10. 

Bei jeder allgemeinen Reviſion der Krautungs⸗ und Aufräumungs⸗ 
Arbeiten, gleich nach Ausführung derſelben nach Johanni oder Michaeli 
jeden Jahres durch den betreffenden Schaurichter, müffen alle verpflichteten 
Adjacenten und Ortsvorſtände bei Vermeidung von Strafen in Perſon 
oder durch gehörig inſtruirte Stellvertreter anweſend ſein, um ſogleich das 
Urtheil des Schaurichters über die ausgeführte Aufräumung entgegen⸗ 
nehmen zu können. 
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§ 11. 

Das Amt eines Schaurichters wird unentgeltlich verwaltet und iſt 
jeder der verpflichteten Adjacenten zur Annahme eines ſolchen verbunden, 
wofern er nicht Gründe hat, die zur Ablehnung einer Vormundſchaft 
berechtigen. 


§ 12. 

Sollte die Aufbringung von Koſten in dieſer Angelegenheit entweder 
von allen verpflichteten Adjacenten in ihrem gemeinſchaftlichen Intereſſe 
oder innerhalb einzelner Feldmarken zur Ausführung gemeinſchaftlicher 
Arbeiten, Beſchaffung von Geräthſchaften ꝛc. erforderlich werben, jo werden 
ſolche nach Maßgabe der Länge ihrer Grenzen an dem Ferſefluß auf die 
Adjacenten repartirt und im Verwaltungswege eingezogen. 

§ 13. 

Jedes Zuwiderhandeln ſeit ns der Verpflichteten oder Orts Vorſtände 
gegen die Beſtimmung dieſes Reglements unterliegt einer Strafe von 10 
Sgr. bis 5 Thlr. event. verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe, die vom Kreis⸗ 
landrath vorläufig feſtgeſtellt wird; wogegen aber Provokation auf gericht⸗ 
liches Gehör zuläſſig iſt. Die Strafen fließen zu einer beſonderen Ge- 
noſſenſchaftskaſſe, die vom Vorſitzenden des Schaurichter-Kollegiums kontrolirt 
wird und aus den Verwendungen des letzteren erfolgen können. 

Danzig, den 11. März 1873. 

Königliche Regierung Abtheilung des Innern. 


47. Verkehr bei der Plehnendorfer Schleuſe. 
(Amtsblatt 1869, Seite 56.) 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird hierdurch, unter Aufhebung der Polizeiverordnungen 
vom 12. Februar 1841 (Amtsblatt Nr. 11) und 12. September 1857 
(Amtsblatt Nr. 38) nachſtehende Polizeiverordnung über den Verkehr bei 
der Plehnendorfer Schleuſe erlaſſen. 


I. Beſtimmungen, beſonders für Schiffer, Flößer ꝛc. 
A. für die Weichſel. 


8 1. 

Die Plätze zum Anlegen der Schiffsgefäße, Kähne und Holztraften, 
oberhalb der Plehnendorfer Schleuſe, werden am linksſeitigen Weichſelufer 
von der Strompolizeibehörde in der Art angewieſen, daß der gedachten 
Schleuſe zunächſt die Schiffsgefäße und Kähne und dann weiter oberhalb 
in angemeſſener Entfernung, die Holztraften zu liegen kommen. An anderen, 
als von der Strompolizeibehörde angewieſenen Stellen, dürfen Schiffs- 
gefäße, Kähne und Holztraften nicht anlegen. 


82. 

Die Schiffer und Traftenführer ſind verpflichtet, ſich zum Feſtmachen 
der Fahrzeuge und Traften und zum Treideln derſelben durch die Schleuſe 
und den Kanal, mit den erforderlichen Utenſilien zu verſehen. Ein Zwang, 
dieſelben von einer beſtimmten Perſon zu entnehmen, findet nicht ſtatt. 
Schiffsgefäße und Holztraften, die nicht mit den erforderlichen Utenſilien 
verſehen ſind, werden zum Durchſchleuſen nicht zugelaſſen. 

14 
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3. 

Die Traften müſſen an den ihnen angewieſenen Anlegeplätzen, bevor 
ſie zum Durchſchleuſen vorrücken dürfen, ſo umgeformt werden, daß ſie 
höchſtens eine vänge von 180 Fuß und eine Breite von 30 Fuß haben. 
Geſtattet der Waſſerſtand das gleichzeitige Oeffnen der Ein- und Ausgangs⸗ 
Schleuſenthore, worüber der Schleuſen-Inſpektor zu befinden hat, ſo können 
die Traften beim Durchſchleuſen eine doppelte Länge haben. 

8 4. 

Unverbundenes Holz wird nicht durch die Schleuſe gelaſſen. Die 
ſogenannten Aufſätze von den Traften (Schricken, Stangen, Schlägel, 
Klammern ac, Schrickſtiele und dergleichen) dürfen von denſelben nicht 
früher abgenommen werden, als bis fie die ihnen angewieſenen Anlegeſtellen 
in der todten Weichſel erreicht haben. 


85. 

Stromaufwärts gehende Schiffe und Fahrzeuge dürfen oberhalb der 
Schleuſe nicht an denjenigen Plätzen des linken Stromufers anlegen, welche 
für die ſtromabwärts gehenden Fahrzeuge und Traften beſtimmt ſind. 
Dieſelben müſſen unverzüglich, bis oberhalb der vorbezeichneten Plätze ge 
treidelt werden, oder von dieſen in ſolcher Entfernung ablegen, daß die 
ſtromabwärts gehenden Fahrzeuge dc. ungehindert paſſiren können. 

S 6. 

Am linken Weichjelufer, unterhalb der Schleufe, dürfen Fahrzeuge 

und Holztraften nur nach erfolgter Genehmigung des Schleuſen-Inſpektors 


anlegen. 
B. für den Kanal. 
8 7. 
Haben die Schiffe, Fahrzeuge, Traften ꝛc. die Schleuſe paſſirt, fo 
müſſen dieſelben durch den Kanal und durch die unterhalb deſſelben ge— 
baggerte Fahrt, ohne jeden Aufenthalt gefördert werden. 


8 
Die ſtromaufwärts Kamen Giſſſe babe im Schleuſenkanale das 


rechte Ufer zu halten, und dürfen in denſelben nur ſo viel Fahrzeuge ein⸗ 
1 als längs dem Ufer deſſelben in einer Reihe hinter einander Platz 
finden. 

Das Anlegen neben dieſer Reihe, ſowie das Liegenbleiben der Gefäße 
in dem Kanal iſt nicht geſtattet. 


— J. 

Von ſchweren, durch Pferde oder Menſchen ſtromaufwärts getreidelten 
Gallern, dürfen nicht mehr als vier und von Biggen nicht mehr als ſechs 
Stück auf einmal durch den Kanal gebracht werden. 

10 


f Um Beſchädigungen des Ufers zu verhüten, dürfen Dampſfſchiffe, 
welche den Kanal paſſiren, nur mit höchſtens 4 Geſchwindigkeit pro Se⸗ 
kunde fahren. 


I. 
Die Doſſirungen des Kanals N nicht betreten werden. 
1 


Durch den Kanal dürfen von Dampfſchiffen niemals mehr als 
3 Fahrzeuge auf einmal geſchleppt werden. 
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§ 13. 
In dem Kanal dürfen nur Fiſcherkähne und ähnliche kleine Fahrzeuge 


ſegeln. 

Größeren Fahrzeugen iſt dies ſtromabwärts beim Rückſtau des 
Waſſers nur dann geſtattet, wenn der Schleuſen⸗Inſpektor dazu die Ge⸗ 
nehmigung ertheilt. N 

§ 14. 


Das Anbinden der Fahrzeuge und Holztraften an den Uferbefeſti⸗ 

gungen, ſowie das Feſthalten an denſelben mit Bootshaken iſt verboten. 
C. beim Durchſchleuſen. 
8 15. 

Durch die ganz geöffnete Schleuſe dürfen von ſchweren, durch Pferde 
oder Menſchen ſtromabwärts getreidelten Gallern nicht mehr als vier und 
von Biggen nicht mehr als ſechs Stück auf einmal gebracht werden. 

$ 16. 

Kein Schiffskahn⸗ oder Traftenführer darf unmittelbar vor der 
Schleuſe anlegen, bevor derſelbe hierzu vom Schleuſen-Inſpektor die Er⸗ 
laubniß erhalten hat. 


N § 17. 
der Schiffskahn⸗ oder Traftenführer iſt verpflichtet, nach dem An⸗ 
legen ſich bei dem Schleuſen⸗Inſpektor zu melden und demſelben die Päſſe, 
Frachtbriefe, Gewerbeſcheine oder ſonſtigen Legitimations⸗Papiere vorzulegen. 


§ 18. 

Kein Schiffer oder Traftenführer darf die Schleuſenthore ohne Er⸗ 
laubniß des Schleuſen⸗Inſpektors oder eines anderen Strombeamten öffnen. 
Auf Verlangen der letzteren iſt das Schiffsperſonal verpflichtet, beim Oeffnen 
der Schleuſenthore hilfreiche Hand zu leiſten. 

$ 19. 

Beim Durchſchleuſen müſſen die größeren Fahrzeuge und Traften 

wenigſtens an zwei Tauen durch die Schleuſe gebracht werden. 
5 2 


Fahrzeuge, welche zum Durchſchleuſen ober- und unterhalb der Schleuſe 
anhalten, müſſen am Ufer ſo nahe als möglich geſtreckt anlegen, und in 
dieſer Lage ſowohl vorne als hinten an den dazu vorhandenen Pfählen 
befeſtigt werden. 

Ebenſo müſſen die Holztraf ten geſtreckt angelegt und mit ſogenannten 
Schricken befeſtigt werden. Es iſt nicht geftattet, zur Befeſtigung Anker in 
die Ufer zu werfen. 

Die Doſſirungen der Schleuſenkammer dürfen nicht betreten und 
gegen die Schleuſenthore und Schleuſenwände Bootshaken oder Beſchlagruder 
nicht angeſetzt werden. 

Das Fallenlaſſen von Ankern in der Schleuſe iſt verboten. 


§ 22. 
Diurch die geöffneten beiden Schleuſenthore dürfen von Dampfſchiffen 
niemals mehr als 3 Fahrzeuge auf einmal geſchleppt werden. 
23 


5 23. 

In der Zeit, während welcher die Schifffahrt eröffnet iſt, wird das 
Durchſchleuſen von Sonnenauf- bis Sonnenuntergang bewirkt, und nur 
14˙ 
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an Sonn⸗- und Feſttagen iſt die Schleuſe von 8 Uhr Morgens bis 2 Uhr 
Nachmittags geſchloſſen. 
D. Rangfahrtordnung. 
§ 24. 

Beim Durchſchleuſen haben in der Regel die Schiffsgefäße vor den 
Holztraften den Vorzug. Letztere dürfen jedoch, ſobald fie vorſchriftsmäßig 
geformt ſind und in der lodten Weichſel der erforderliche Raum zu deren 
Lagerung — was von der Strompolizei-Behörde feſtzuſtellen vorhanden 
iſt, nicht länger als 3 Tage aufgehalten werden. Iſt aber eine Holztraft 
beim Einlaufen in die Schleuſe begriffen, ſo müſſen ankommende Schiffe 
deren Durchgang abwarten 

In zweifelhaften Fällen hat der Schleuſen-Inſpektor zu entſcheiden, 
ob ein ankommendes Schiffsgefäß einer bereits von ihrem Anlegeplatz vor— 
gerückten Traft vorgehen darf oder nicht. 

§ 26. 

Daſſelbe gilt von den Traften. 


Fahrzeuge, welche bis zu zwei Drittheilen der Ladung mit Gegen- 
ſtänden befrachtet ſind, die durch längeren Aufenthalt leicht der Gefahr des 
Verderbens ausgeſetzt ſind, als: lebenden und friſchen Fiſchen, friſchem Obſt 
und Gemüſe, friiher Butter u ſ. w., leicht gährenden, faulenden oder im 
Sommer leicht leckenden Gegenſtänden, gehen, wenn mehrere derſelben — 
mindeſtens drei — zu gleicher Zeit angekommen ſind, allen anderen Schiffs⸗ 
gefäßen vor. Vereinzelt angelangte, mit vorbezeichneten Gegenſtänden be— 
ladene Gefäße paſſiren, wenn noch andere Fahrzeuge vorhanden ſind, mit 
dieſen gemeinſchaftlich die Schleuſe. 


2 


Fahrzeuge, welche mit Pulver beladen ſind, oder deren Führer von 
der Königlichen Regierung ausgeſtellte Vorſchleuſepäſſe vorzeigen können, 
ſowie Königliche Baukähne, Mooderprähme und überhaupt alle Königlichen 
Fahrzeuge haben vor allen anderen Fahrzeugen und den Traften das Vor⸗ 


ſchleuſerecht. 
$ 29. 

Fahrzeuge, welche das Vorſchleuſerecht haben, oder welchen ſolches 
von dem Schleuſen-Inſpektor eingeräumt iſt, dürfen an der Ausübung ihres 
Rechts in keiner Weiſe behindert werden. 

II. Allgemeine Beſtimmungen. 
§ 30. 

Das Baden und Fiſchen im Kanal iſt verboten. Ebenſo darf der⸗ 
ſelbe durch Hineinwerfen von Schutt, Kehricht, Aſche, Steinen ꝛc. nicht ver⸗ 
unreinigt werden, 

§ 31. 

Auf den Ufern des Kanals und auf den Treidelwegen darf nicht 
Feuer angemacht werden, auch iſt das Holzhauen anf den Treidelwegen nur 
landſeitig geſtattet. 


8 32. f 
„Iſt durch Schiffsgefäße, Fahrzeuge oder Traften an den Ufern der 
Weichſel und des Hafenkanals, an der Schleuſe oder anderen Bauwerken 
Schaden angerichtet, jo find die Schiffer, Traftenführer oder deren Stell⸗ 
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vertreter verpflichtet, den Schaden zu erſetzen und zu dieſem Zwecke den, 
durch den Schleuſen⸗Inſpektor in Plehnendorf feſtgeſetzten Geldbetrag bei 
demſelben zu deponiren, widrigenfalls fie ſofort einen Prozeß zu erwarten 
haben. Nicht verwendete Beträge werden zurückerſtattet. 
III. . 
3 


Die Uebertretung der vorſtehenden Beſtimmungen wird, unabhängig 
von dem Erſatz des herbeigeführten Schadens, mit einer Geldſtrafe bis zu 
zehn Thaler oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet, ſofern nicht 
allgemeine Vorſchriften höhere Strafen androhen. 

; 34 


Der Erlaß von Strafverfügungen bei Uebertretung der Verbots⸗ 
vorſchriften dieſer Verordnung, wird auf Grund des Geſetzes über die vor⸗ 
läufigen Straffeſtſetzungen vom 14. Mai 1852 (Gejegfammlung Seite 245), 
dem Schleuſen⸗Inſpektor in Plehnendorf übertragen. 

35 


. 
Wird gegen eine polizeiliche Strafverfügung der Antrag auf richter⸗ 
liche Entſcheidung angebracht, ſo iſt der Feftrafte für den Fall, daß er 
Danzig zu verlaſſen beabſichtigt, verpflichtet, einen geſetzlich zuläſſigen Stell⸗ 
vertreter zu bevollmächtigen, wozu er durch Zurückhaltung feiner Legiti 
mationspapiere genöthigt werden kann. 
§ 36. f 
Den Anordnungen des Schleuſen-Inſpektors und der Strombeamten 
iſt überall pünktlich Folge zu geben. Bleiben deren Anordnungen un⸗ 
beachtet, ſo ſind dieſelben befugt, das Erforderliche im Wege der polizeilichen 
Execution auf Koſten der Schiffer, Traftenführer oder deren Stellvertreter 
ausführen zu laſſen. 
Danzig, den 8. März 1869. g 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


48. Verkehr auf dem Dirſchauer Mühlenkanal. 
(Amtsblatt 1869, Seite 63.) 


Nachdem die Regulirung des Dirſchauer Mühlenkanals durch den 
Deichverband des Danziger Werders zur Ausführung gebracht worden, 
verordnen wir, zum Schutze dieſer neuen Anlage, auf Grund der $ 11 
und 12 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 
(Gefeg-Sammlung Seite 265 u. f.), was folgt: 


3 81. Ko 

Die Böſchungen des Kanals und der Kanaldämme, ſowie die Krone 

der letzteren dürfen weder betreten und zum Karren und Fahren benutzt, 
noch mit Vieh betrieben werden. 


8 2. 

Die Anlegung von Viehtränken darf nur nach Einholung der Er- 
laubniß des Deichhauptmanns des Danziger Werders und mit der von 
ihm vorgeſchriebenen Einrichtung erfolgen. Das Tränken des Viehes in 
dem Kanal an anderen als den freigegebenen Tränkſtellen ift nicht geftattel. 


Stege zum Waſſerſchöpfen dürfen auf den Böſchungen und im Belte 
des Kanals nicht angebracht werden. Treppen zu dieſem Zweck auf der 
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Dammböſchung bis zum Waſſerſpiegel ſind nur nach eingeholter Erlaubniß 
des Deichhauptmanns und in der von ihm vorgeſchriebenen Konſtruktion 
geſtattet. Das Betreten der Dammböſchungen zum Zwecke des Waſſer⸗ 
ſchöpfens iſt unterſagt. 


4. 
h Das Bett des Kanals darf durch Hineinwerfen oder Hineinlegen 
irgend welcher Gegenſtände in keiner Weiſe beſchränkt oder verflacht werden. 
Die Ableitung von Jauche aus Düngerſtätten oder Kloakgruben in den 
Kanal iſt nicht geſtattet. 


§ 5. 

Neue Stege oder Brücken über den Kanal dürfen von Privat⸗ 
perſonen nur nach eingeholter Erlaubniß des Deichhauptmanns und in der 
von ihm vorgeſchriebenen Konſtruktion angelegt werden. Auch zu Repara⸗ 
turen und Neubauten der bereits beſtehenden Brücken, welche nicht unter 
der Verwaltung Königlicher Behörden ſtehen, iſt die Genehmigung des 
Deichhauptmanns einzuholen. 


8 6. 
Wer den vorſtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelt, verfällt in eine 
Geldſtrafe von 10 Sgr. bis 5 Thlr. 
Danzig, den 25. März 1869. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


40. Verhalten beim Durchbruch eines Deiches der Weichſel 
und Nogat. 


(Amtsblatt 1872, Seite 57.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) und in Gemäßheit des 
§ 4 des Statuts für den Deichverband des großen Marienburger Werders 
vom 23. Mai 1870 (Geſetz-Sammlung Seite 426) verordnen wir in 
Kr Ueberfälle für den Bezirk des vorerwähnten Deichverb andes, 
was folgt: 


$ 1. 

Wenn ein Durchbruch der Deiche in den ebenen Stromgegenden der 
Weichſel und Nogat eintritt, ſo daß beide durch die Tiege geſchiedenen 
Hälften des Deichbezirks von oben her unter Waſſer geſetzt werden, ſo 
müſſen auf Anordnung des Deichhauptmanns ſämmtliche nachſtehend auf⸗ 
geführten Ueberfälle unter Beobachtung der in den folgenden Paragraphen 
gegebenen Vorſchriften geräumt und nach Ablauf des Ueberſchwemmungs⸗ 
waſſers wieder geſchloſſen werden: 


J. Ueberfälle für die linksſeitige Hälfte. 


A. In den eigentlichen Stauwällen: 

1. im Freiheitswalle, zwiſchen dem rechtsſeitigen Deiche der Elbinger 
Weichſel und der Prösnick⸗Schleuſe, 150 Meter lang, und auf der Gers⸗ 
dorffſchen Ueberſichts⸗Karte vom 4. Februar 1865 in rother Farbe, mit 
dem Buchſtaben A. bezeichnet; 

2. im Freiheitswalle, zwiſchen der Prösnick⸗Schleuſe und der Ortſchaft 
Tiegenort, 92 Meter lang und B bezeichnet; 
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3. im linksſeitigen Tiegenwalle, gleich hinter Tiegenort bei Wunder⸗ 
lich, 19 Meter lang und C. bezeichnet; 

4. in demſelben Walle, vor dem Landgraben bei Will, 38 Meter 
lang und D. bezeichnet; 

5. fünf Ueberfälle im linksſeitigen Tiegenwalle zwiſchen dem Land⸗ 
graben und der Ortſchaft Tiegenhagen, ein jeder 23 Meter lang und E., 
F., G., H. und J. bezeichnet; 

B. In den Vorwällen, welche die Abflüſſe der Ueberfälle in den eigentlichen 
Stauwällen beeinträchtigen: 

6. in der Verwallung auf dem rechten Ufer des neuen Grabens, 
12 Meter lang und K. bezeichnet; 

7. im Scheidewalle zwiſchen der großen Freiheit einerſeits, und 
Neuendorf und Krugfitz andererſeits, zwiſchen Pieper und Wedhorn, 
38 Meter lang und L. bezeichnet; : 

8. unterhalb der Kornwindmühle zu Neuendorf, 143 Meter lang 
und M. bezeichnet; 

9. im Tiegenwalle bei Krugfitz, 38 Meter lang und N. bezeichnet; 
0 10. im Tiegenwalle bei Neuendorf, 143 Meter lang und, 0. be 
zeichnet; N 

11. im Walle am Vierding gegen den Ueberfall B. am Bauerwald, 
90 Meter lang und P. bezeichnet; 

C. In den Binnenwällen: 

12. in den Verwallungen des Weichſel-Haff⸗Kanals zwei einander 
gegenüberliegende Oeffnungen, nahe der Linau, zwiſchen Neumünſterberg 
und Vierzehnhuben, eine jede 113 Meter lang und beide . bezeichnet; 

13. in denſelben Kanalwällen zwei Oeffnungen in den Grenzen von 
Reimerswalde, ebenfalls jede 113 Meter lang und R. bezeichnet; 

14. desgleichen in den Grenzen von Platenhof, jede 113 Meter lang 
und 8. bezeichnet; 

15. in dem Linauwalle, 54 Meter oberhalb des Grabens der Tieger- 
weider kleinen Mühle, 19 Meter lang und J. bezeichnet; 

16. in der gegenüberliegenden Verwallung der Linau, 120 Meter 
unterhalb des Grabens der Schwentenkamper Abmahlmühle, 19 Meter lang 
und U. bezeichnet; 


II. Ueberfälle für die rechtsſeitige Hälfte. 


A. In den Hauptſtauwällen: 
17. in den Grenzen von Neuftädterwald am Haff, nahe dem Stobben- 
dorfer Bruche, 92 Meter lang und V. bezeichnet; 
18. im Nadeland, zwiſchen Heegewald und Neuſtädterwald, 115 Meter 
lang und W. bezeichnet; 
0 19. im Jungfer'ſchen alten Radelande, 87 Meter lang und X. be⸗ 
zeichnet; 
20. im linksſeitigen Jungfer 'ſchen Laachenwalle auf Keitla uer Grund, 
53 Meter lang und Y. bezeichnet; 
B. In den Binnenwällen: { 
21. der Klempnauerſche Ueberfall im ſchwarzen Walle, 150 Meter 
lang und Z. I. bezeichnet; 0 
22. der Andresſche Ueberfall im Wendamme, 300 Meter lang und 
Z. II. bezeichnet. 
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8 2. 

Wenn ein Bruch ſo weit unten an der Weichſel oder Nogat entſteht, 
daß die Ueberſchwemmung auf der einen Seite des Deichbezirkes von den 
Tiegewällen begrenzt bleibt, ſo iſt je nach der Beſchaffenheit des Falles 
nur das Werfen der sub I. oder II. aufgeführten Ueberfälle erforderlich. 
Die Entſcheidung hierüber ſteht dem Deichhauptmann zu. Derſelbe hat 
aber auch in dem Falle, daß die Ueberfälle zunächſt nur auf der einen 
Seite geworfen werden, dafür Sorge zu tragen, daß auch für die Ueber⸗ 
fälle auf der anderen Seite die nöthigen Vorbereitungen zum Werfen der⸗ 
ſelben getroffen werden, und das Werfen derſelben anzuordnen, ſobald die 
Ausdehnung der Ueberſchwemmung 825 erforderlich macht. 


Der Klempnauer'ſche und der Andres'ſche Ueberfall (Z. I. und Z II.) 
ſind nicht zu werfen, wenn ein Bruch in den Haffſtauwällen der rechten 
Seite entſteht, und die Ueberſchwemmung ſich nur auf die Petershagener 
und Jungfer⸗Keitlauer Niederung erſtreckt, alſo durch die alten Werder⸗ 
ſtaudeiche (den ſchwarzen Wall und den Werderdamm) begrenzt wird. 
Wenn dagegen eine Ueberſchwemmung des untern Theils der rechtsſeitigen 
Hälfte durch einen Bruch im Schleuſen⸗- oder Vorderdamme von der 
Jun Laache oder von Laakendorf aus entſteht, ohne daß die 
Jungfer⸗Keitlauer Niederung mit überfluthet wird, ſo ſind die beiden 
genannten Ueberfälle vorläufig und ſo lange nicht zu werfen, als das 
Ueberſchwemmungswaſſer nicht die Höhe erreicht, welche es zum Abfließen 
durch die Ueberfälle in den Haffſtauwällen braucht. 

Die Höhe des niedrigſteu Terrains vor den Ueberfällen in den Haff- 
ſtauwällen iſt zu dieſem Zwecke an den beiden genannten Ueberfällen 
durch Markpfähle zu bezeichnen, deren Kopf 1,35 Mtr. höher ſteht, als der 
Fachbaum der zunächſt belegenen Fürſtenauer Schleuſe. 

4 


Die Anfangs- und Endpunkte der Ueberfälle find durch die Deich- 
behörde unter Zuziehung der betheiligten Ortsvorſtände durch Pfähle zu 
bezeichnen. Ueber die Setzung dieſer Pfähle iſt ein Protokoll aufzunehmen, 
nach welchem in Zukunft eine Reviſion reſp. neue Feſtſtellung der Anfangs⸗ 
und Endpunkte bewirkt werden kann Auf den Pfählen iſt die Länge der 
Ueberfälle in Metern anzugeben. ’ 


Die Ueberfälle dürfen in ihrer ganzen Ausdehnung mit Bäumen und 
Sträuchern nicht bepflanzt werden, ebenſo muß vor und hinter denſelben 
ein Streifen von mindeſtens 40 Meter Breite in der Regel gänzlich unbe⸗ 
pflanzt bleiben. Die Anpflanzung von Strauch zu . auf dieſen 
Streifen kann jedoch ausnahmsweiſe vom Deichamte geſtattet werden, jedoch 
uur unter der Bedingung, daß die Pflanzungen niemals älter als ein 
Jahr werden. 

Ebenſo dürfen auf den Ueberfällen und den vorgedachten Streifen 
Materialien oder andere Gegenſtände nicht gelagert oder ſonſt in einer 
dem Zwecke der Ueberfälle entgegen wirkenden Weiſe angebracht werden. 

Vor und hinter den Ueberfällen dürfen Gräben am Dammfuße nicht 
angelegt werden, und wo ſolche Gräben vorhanden ſind, müſſen dieſelben 
ſofort nach Anordnung des Deichamts von den Ortſchaften, in deren Be⸗ 
zirke ſie liegen, zugeſchüttet werden. 
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ö Die Ueberfälle nebſt den vor und hinter denſelben belegenen Streifen 
in der oben angegebenen Breite, welche gegenwärtig in unzuläſſiger Weiſe 
bepflanzt oder durch Materialien oder andere Gegenſtände beſchränkt ſind, 
müſſen ſofort durch das Deichamt geräumt werden. 

8 6. 

Die in den Wällen des Weichſel⸗Haff⸗Kanals liegenden Ueberfälle 
ad J. 12, 13 und 14 des § 1 werden von der Kanal⸗Bau⸗Verwaltung 
und auf deren Koſten geworfen und geſchloſſen, und erfolgt beides, ſobald 
der Deichhauptmann die Werfung der Ueberfälle anordnet (okr. $ 1 und 2) 
reſp. die Schließung für zuläſſig erklärt. 

Alle übrigen Ueberfälle ſind für Rechnung des Deichverbandes zu 
werfen und wieder zu ſchließen, und wird die ſpecielle Leitung dieſer Arbeiten 
den nachbezeichneten Deichbeamten übertragen: 

1. für die Ueberfälle ad L 1 bis 11, und 15 bis 16 des § 1 dem 
Deichrepräſentanten des Scharpau ſchen Reoiers reſp. deſſen Stellvertreter; 

2. für die Ueberfälle ad II. 17 bis 20 des § 1 dem Deichreprä⸗ 
ſentanten des Tiegenhöfer Reviers reſp. deſſen Stellvertreter; 

3. für die Ueberfälle ad II. 21 und 22 des S 1 dem Deichreprä- 
ſentanten des Elbinger Reviers reſp. deſſen Stellvertreter. 5 

Das Werfen und Schließen der Ueberfälle iſt durch angenommene 
Lohnarbeiter auszuführen, doch bleibt es den vorbezeichneten leitenden 
Deichbeamten freigeſtellt, zum Werfen der Ueberfälle disponible Eiswacht⸗ 
mannſchaft oder auf Grund generellen, nach § 8 des Status vom 
23. Mai 1870 gefaßten Deichamts⸗Beſchluſſes, Naturalleiſtungen der 
Deichgenoſſen, in beiden Fällen gegen angemeſſene, vom Deichamte feſt⸗ 
zuſetzende Entſchädigung, beranzuziehen. 

Werden die Naturalleiſtungen erfordert, ſo haben zu geſtellen: 

zu dem Ueberfalle A. ad. I. 1 des § 1: 
die Ortſchaft Altebabite 9 Mann, 
Beyerhorſt - 
Gr. Brunau 
Jankendorf 
Kalteherberge 
Küchwerder 
Laakenwalde 
Rehwald 
Scharpau 
Schwentenkampe 2 „ 
Suſewald 2 
Summa 80 Mann; 
zu dem Ueberfalle B. ad I. 2 des § 1: 
die Ortſchaft Pietzkendorf . 4 Mann, 
Reimerswalde 9 „ 
Orloff e 
Orlofferfeld a 
Tiegerweide 8 „ 
Summa 48 Mann; 
zu dem Ueberfalle C. ad I. 3 des $ 1: 
die Ortſchaft Tiegenort 10 Mann; 
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zu dem Ueberfalle D. ad I. 4 des § 1: 
die Ortſchaft Tiegenort 20 Mann; 
zu den Ueberfällen E., F., G., H., und J. ad I. 5 des § 1: 
die Ortſchaft Tiegenhagen 30 Mann; 
zu den Ueberfällen K., L. und M. ad 1.6, 7 und 8 des § 1: 
die Ortſchaft Neumünſterberg 15 Mann, 
Bärwalde 6 
Fürſtenwerder 17 
Vierzehnhuben— 4 
Vogtei ACH 
Vorwerk a 
Summa 48 Mann; 
zu den Ueberfällen N. und O. ad I. 9 und 10 des § 1: 
die Ortſchaft Tieg 9 Mann, 
Ladekoßpr 10 
Schönſe 9 
Neuenhuben— 2 
Schöneberg u. Fähre g 
Petershagen 6 
Petershagnerfeld 1 
Pletzendorf 2 
Suuma 48 Mann: 
zu dem Ueberfalle P. ad I. 11 des $ 1: 
die Ortſchaft Platenhof 6 Mann; 
zu dem Ueberfalle T. ad I. 15 des 8 1: 
die Orischaft Tiegerweide 5 Mann; 
zu dem Ueberfalle U. ad I. 16 des § 1: 
die Ortſchaft Schwentenkampe 5 Mann; 
zu dem Ueberfalle V. ad II. 17 des $ 1: 
die Ortſchaft Neuſtädterwalde 30 Mann, 
7 Rheinland 15 „ 
4 Goldbeg 3 „ 
Summa 48 Mann; 
zu dem Ueberfalle W. ad II. 18 des § 1: 
die Ortſchaft Walldorf 14 Mann, 
5 Fürſtenauerweide 12 „ 
der Fiskus für Hegewald 88 
Summa 61 Mann: 
zu dem Ueberfall X. ad II. 19 des § 1: 
die Ortſchaft Jener 28 Mann, 
7 Silo  LOr 


Summa 44 Mann; 
zu dem Ueberfall V. ad II. 20 des § 1: 
die Ortſchaft Walldorf 24 Mann; 
zu dem Ueberfalle 2. 1. ad II. 21 des § 1: 
die Ortſchaft Marienau - 14 Mann, 
1 Rückenau — 
Summa 20 Mann; 
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zu dem Ueberfalle Z. II. ad II. 22 des § 1: 
die Ortſchaft Fürſtenan 18 Mann, 
Kl. Mausdorf 7 „ 
Krebsfelde 15 nm 
Summa 40 Mann. 
Die Ortsvorſtände der vorbezeichneten Ortſchaften haben die zu ſtel⸗ 
lenden Mannſchaften im Voraus zu beſtimmen, und auf Erfordern des 
Deichbeamten ſofort zu den betreffenden Ueberfällen zu geſtellen. 


§ 7. 

Sollten angrenzende Beſitzer oder Ortſchaften im eigenen Intereſſe 

das Schließen der Ueberfälle ſelbſt bewirken wollen, ſo darf dies nur nach 

eingeholter Erlaubniß des betreffenden Deichrepräſentanten und in der von 
ihm angeordneten Weiſe geſchehen. 


8 8. 

Veränderungen in der Lage und Länge der im § 1 aufgeführten 
Ueberfälle, ſowie die Aufhebung alter und Einrichtung neuer Ueberfälle iſt 
nur mit unſerer Zuſtimmung auf den Beſchluß des Deichamts und nach 
Anhörung der Betheiligten zuläſſig. Ä 


8 9. 

Wer den Vorſchriften dieſer Verordnung zuwiderhandelt oder nicht 
nachkommt, verfällt in eine Geldſtrafe bis zu 10 Thlr. oder verhältniß⸗ 
mäßige Gefängnißſtrafe, und hat außerdem zu gewärtigen, daß er durch 
geſetzliche Zwangsmittel zur Erfüllung ſeiner Obliegenheiten angehalten 
oder dieſe auf feine Koſten zur Ausführung gebracht werden. 


Danzig, den 14. Februar 1872. 
Königliche Regierung. 


50. Dampfſchifffahrt im Elbiug⸗Fluß . 
(Amtsblatt 1873, Seite 61.) 


Mit Bezug auf die 88 6 und 7 des Regulativs vom 18. April 1844, 
betreffend den Betrieb der Dampfſchifffahrt auf den ſchiffbaren Gewäſſern 
der Provinz Preußen (Beilage zum Amtsblatt Nr. 12 pro 1845) wird 
hierdurch bekannt gemacht, daß an der ſchmalen Stelle des Elbing⸗Fluſſes, 
zwiſchen dem Treideldamm und der zum Dorfe Bollwerk gehörigen Inſel, 
das gleichzeitige Durchgehen zweier ſich begegnenden Schiffe nicht geſtattet 
iſt. Demnach muß, wenn ſich das eine derſelben bereits in der Stromenge 
befindet das andere, bis jenes ſie verlaſſen hat, beilegen. Gelangen beide 
nr: an dieſe Stromenge, jo darf das ſtromaufgehende Schiff in die⸗ 
elbe nicht einlaufen, bevor das ſtromabgehende ſie zurückgelegt hat. Iſt 
aber eins der Schiffe ein Dampfſchiff, jo muß das Segelſchiff, gleichviel ob 
es auf- oder abwärts geht, auf das Zeichen des Dampfſchiffes beilegen, 
bis dieſes die Stromenge zurückgelegt und die blaue Flagge wieder eingezogen 
hat. Jede Uebertretung oder Nichtbeachtung dieſer Beſtimmungen wird, 
nach § 21 des Regulativs, unter Vorbehalt der Verbindlichkeit zum 
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Schadenerſatz, mit einer Polizeiſtrafe bis zu 50 Thlalern oder im Unver⸗ 
mögensfalle mit verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet. 
Danzig, den 3. Oktober 1860. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


Vorſtehende Bekanntmachung wird hierdurch in Erinnerung gebracht. 
Danzig, den 15. April 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


51. Schutz der Dünenpflanzungen. 
(Amteblatt 1874, Seite 20.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung wird hiermit zum Schutz der Anpflanzungen auf den 
Dünen, unter Aufhebung der Verordnung vom 20. Auguſt 1830 Folgendes 
verordnet: 
§ 1. 

Das mit Sandgraspflanzen, Geſträuchen oder Bäumen bepflanzte 
Dünen⸗Terrain, einſchließlich der Weſterplatte und der Anpflanzungen am 
Leuchtthurm von Rixhöft, darf außerhalb der zur öffentlichen Kommuni⸗ 
kation dienenden Fahrwege oder Fußſteige weder von Menſchen noch von Vieh 
unbefugt betreten werden. Die öffentlichen Wege und Fußpfade find ent- 
8 durch Einfaſſungen von Sandgras, durch Hecken oder durch Tafeln 
bezeichnet. 


§ 2. k 
Perſonen, welche außerhalb der öffentlichen Wege oder Fußſteige be⸗ 
troffen werden, verfallen in eine Geldſtrafe von 10 Sgr. bis zu 1 Thlr. 
8 3 


§ 3. 
Für Vieh, welches die Dünen außerhalb der öffentlichen Wege oder 
Fußſteige betritt, hat der Eigenthümer deſſelben, gleichviel, ob das Vieh 
durch fein Verſchulden oder ſeine Nachläſſigkeit dahin gelangt ift, folgende 
Strafen verwirkt: 
1. für jedes Pferd oder jedes Rindvieh (gleichviel ob Groß- oder Jung⸗ 
vieh) 1 Thlr., 
2. für jedes Schwein 20 Sgr., 
3. für jedes Schaf 10 Sgr., 
4. für jede Gans 5 Sgr. | i 
Sind Pferde oder Rindvieh in ein Gefährt gefpannt, fo ift außer 
der vorbeſtimmten noch eine Strafe von 1 Thlr. zu entrichten. 
Ziegen, welche die Dünen betreten, unterliegen nach $ 4 Tit. II. der 
Forſtordnung der Konfiskation. 
\ 


8 4. 
„Außer den in den SS 2 und 3 feſtgeſetzten Strafen werden für Be⸗ 
. an Bäumen, Sträuchern und Pflanzen folgende Strafen feſt⸗ 
geſetzt: 
1. für jeden abgeholzten Baum über 2 Meter Höhe 1 bis 3 Thlr., N 
2. 1 abgeholzten Baum unter 2 Meter Höhe 20 Sgr. bis 
r 


3. für jeden beſchädigten Baum 15 Sgr. bis 2 Thlr. a 
4. ei je 10 Sri beſchädigte oder abgeholzte Sträucher 10 Sgr. bis 
20 Sgr., 
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5. für das Ausreißen von Sandgras oder Moos, Abmähen des Graſes 
und Abnehmen des Sandgras-Samens pro Q-M. 5 Sgr. bis 

15 Sgr. 
Bei Beſchädigungen, welche in der Zeit vor Sonnenuntergang bis 
Sonnenaufgang verübt werden, können die vorbeſtimmten Strafen bis zu 


den doppelten Sätzen erhöht werden. Fi 


Das Graben nach Bernftein auf den angebauten Dünenflächen wird 
mit 15 Sgr. bis 1 Thlr. pro Q.⸗M. der beſchädigten Fläche beſtraft. 
6 


Fiſcher dürfen die mit ihrem Gewerbe verbundenen Arbeiten nur auf 
dem unangebauten Strande und auf den für dieſen Zweck reſervirten und 
durch Sandgras-Einfaſſungen bezeichneten freien Plätzen vornehmen, auch 
ihre Fahrzeuge und Geräthe nur hier lagern. Das Betreten der an⸗ 
gebauten Flächen iſt ihnen bei der im 8 2 beſtimmten Strafe, und das 
Lagern der Fahrzeuge und Geräthe bei einer Strafe von 1 bis 2 Thlr. 
unterſagt. 

Bei hohen Sturmfluthen, wenn die Sicherung der Fahrzeuge es er- 
forderlich macht, iſt es geftattet, dieſelben auf die angebaute Düne zu ziehen; 
es ſind aber dieſelben bei fallendem Waſſer ſofort wieder an den Strand 
zu ſchaffen, widrigenfalls die obenbeſtimmte Strafe eintritt. 

7 


Die nach § 3, 4 und 5 verwirkten Geldſtrafen find für die einzelnen 
Kont ravenienten bei gleichzeitig verübten Kontraventionen auf höchſtens 
10 Thlr. zu bemeſſen. Bei Kontraventionen, welche von Kindern unter 
zwölf Jahren verübt ſind, haften die Eltern für dieſelben. 
m Unvermögensfalle tritt an Stelle der Geldſtrafen die nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen dafür feſtzuſetzende Freiheitsſtrafe. 
Danzig, den 15. Dezember 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


52. Polizei Reglement, betreffend den fogenannten 
„Drehbockgraben.“ 


(Amtsblatt 1873, Seite 173.) 


Nachdem ein Theil des jogenannten „Drehbockgrabens“, 167,8 Ruthen 
(629 Meter), oberhalb der Grenze zwiſchen Rauden und Gremblin beginnend 
und 184 Ruthen (692,96 Meter) oberhalb der Chauſſeebrücke von Subkau 
endigend, in einer Geſammtlänge von 2056,1 Ruthen (7743,28 Meter) 
nach Maßgabe des Nivellementsplanes des Waſſerbau⸗Inſpektors Schmidt 
vom 1. Juli 1867 und der unter dem 29. Juli 1869 zwiſchen den zur 
Räumung ſeither verpflichteten Gemeinden Adl. Rauden, Adl. Gremblin und 
Raikau getroffenen Vereinbarungen verbreitet und vertieft, auch die Unter⸗ 
haltungspflicht der vorbezeichneten Strecken des Drehbockgrabens durch die 
gedachten Vereinbarungen neu regulirt worden iſt, verordnen die unter⸗ 
zeichneten Königl. Regierungen, um die Erhaltung der gehörigen Vorfluth 
im Drehbockgraben herzuſtellen und bei ſeiner Räumung und Inſtand⸗ 
haltung die pol zeiliche Ordnung herbeizuführen, auf Grund des $. 11 des 
Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz S. 
S. 265) was folgt: 
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§ 1. 

Die Unterhaltung, Räumung und Krautung des Drehbockgrabens, 
ſoweit derſelbe in den Grenzen der Feldmark Rauden belegen iſt, d. h. in 
einer Länge von 167,8 Ruthen (629 Meter), liegt der Gemeinde Adl. 
Rauden die Unterhaltung des Drehbockgrabens, ſoweit er in den Grenzeu 
der Feldmark Gremblin belegen iſt, ſoweit er ferner die Grenze zwiſchen 
Dorf Subkau und Domäne Rathſtube bildet, ſoweit er endlich in den 
Grenzen der Feldmark Domäne Subkau belegen iſt und zwar bis 184 
Ruthen (692,96 Meter) oberhalb der Chauſſeebrücke von Subkau, d. h. in 
einer Geſammtlänge von 1888,3 Ruthen (7111,54 Meter) liegt, der Ge⸗ 
meinde Adl. Gremblin, als eine dauernde Gemeindelaſt ob. 


8 2. 

Das Normalprofil des geräumten Drehbockgrabens muß in der 
Strecke von Fix.⸗Punkt I. bis F.⸗P. III. des Schmidtſchen Nivellements, 
d. h. in einer Länge von 363,5 Ruthen (1368,92 Meter) eine Sohlen⸗ 
breite von 2 Fuß (0,628 Meter) und einfüßige (45 Grad) Böſchungen 
und Banquete haben, welche Letztere 2 Fuß (0,628 Meter) über der Sohle 
breit zu erhalten ſind. 

In der Strecke von FP. III. bis F⸗P. XII., d. h. in einer Länge 
von 1692,6 Ruthen (6374,78 Meter) beträgt die Sohlenbreite 4 Fuß 
(1,255 Meter) und hat der Graben einfüßige (45 Grad) Böſchungen 
mit Banqueten, welche letztere 2 Fuß (0,628 Meter) über der Sohle 
breit zu unterhalten ſind. 


Die Normaltiefe der Sohle iſt auf der ganzen Strecke durch die 
rothe Sohlenlinie des Schmidtſchen Nivellementsplanes, deren Lage durch 
die mit Pfählen markirten W I. bis XII. beſtimmt iſt, feſtgeſtellt. 


Die Räumung erfolgt der Regel nach jährlich ein Mal von unten 
aufwärts und muß bis zum 20. Oktober beendet ſein. Dem Ermeſſen des 
Landraths Amtes zu Marienwerder bleibt überlaſſen, in beſondern Fällen 
dieſen Termin ausnahmsweiſe zu ändern oder auch ordentliche Räumungen 
nach Bedürfniß anzuordnen. 


Die bei der Räumung herausgeſchafften Gegenſtände (Steine, Schlamm, 
Sand, Waſſerpflanzen) ſind nach beiden Ufern möglichſt gleichmäßig min⸗ 
deſtens 3 Fuß (0,94 Meter oder rot. 1 Meter) von dem Uferrande aus⸗ 
zuwerfen und von den Uferbeſitzern binnen 8 Tagen nach der Räumung zu 
entfernen oder gleichmäßig zu W 


0. 
Den angrenzenden Uferbeſitzern verbleibt die Grasnutzung auf den 
Böſchungen, doch darf dieſe Nutzung ii durch Abweiden erfolgen. 


Bu, 
Durchfahrten oder Viehtriften dürfen durch den Drehbockgraben nicht 
angelegt werden, und müſſen die beſtehenden binnen drei Monaten durch 
Brücken erſetzt werden. 


8 8. 
Die Ueberwachung des gegenwärtigen Reglements liegt den jeweiligen 
Ortspolizei⸗Verwaltern von Adl. Rauden und Adl. Gremblin als Schau⸗ 
richtern für die von den betreffenden Ortſchaften zu unterhalten den Theile 
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des Drehbockgrabens ob. Von den Gemeinde-Verſammlungen in Adl. Rauden 
und Adl. Gremblin wird je ein Stellvertreter des Schaurichters für Be⸗ 
hind erungsfälle auf 3 Jahre gewählt. 

. 9 


Den Schaurichtern und ihren Stellvertretern liegt es ob, die zur 
Räumung Verpflichteten rechtzeitig zum Beginn der Räumungsarbeiten auf 
ortsübliche Weiſe aufzufordern, die Vertheilung der Arbeiten reſp. Koſten 
auf die einzelnen verpflichteten Grundbeſitzer nach den darüber gegenwärtig 
geltenden oder in Zukunft zur Geltung kommenden Beſtimmungen zu be⸗ 
wirken, die ordnungsmäßige Ausführung der Räumungs⸗Arbeiten und ihre 
rechtzeitige Vollendung zu kontrolliren. Dieſelben haben ferner die etwa 
verſäumte oder mangelhaft bewirkte Räumung auf Koſten der Säumigen 
ausführen zu laſſen und dieſe Koſten aus den Gemeindekaſſen vorzuſchießen. 

10 


Auf Grund der vom Landraths-Amte zu Marienwerder feſtgeſtellten 
Liquidationen werden dieſe Koſten durch die Ortsbehörden von den Säu⸗ 
migen im Verwaltungswege beigetrieben. Sofern eine Ortsbehörde ſelbſt 
zu den Säumigen gehören ſollte, erfolgt die Einziehung der Koſten durch 
das genannte Landraths-Amt unmittelbar. Außerdem ſind die Säumigen 
der zuſtändigen Behörde zur Beſtrafung nach 8 11 dieſer Verordnung an⸗ 
zuzeigen. 

s 11. 

Alle Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen des gegenwärtigen 

Reglements werden mit einer Pol ia von 1 Thlr. bis 10 Thlr. belegt. 
1: 


Die Schaurichter und deren Stellvertreter ftehen unter der Aufſicht 
des Landraths des Marienwerder Kreiſes, welcher mit Ausführung dieſes 
Reglements beauftragt wird. 

Marienwerder, den 8. October 1873. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

Danzig, den 8. Oktober 1873. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


53. Polizei⸗Verorduung. Noth⸗ und Lootſen⸗Signalordnung 
für Schiffe auf See und auf den Küſtengewäſſern. 
(Amtsblatt 1875, Seite 13.) 

N. 

Die nachſtehenden Vorſchriften finden Anwendung auf alle Schiffe, 


Fahrzeuge und Boote, welche auf See oder auf den mit der See im Zu⸗ 
ſammenhange ſtehenden, von Seeſchiffen befahrenen Gewäſſern verkehren. 


82. 
Nothſignale, im Sinne dieſer Vorſchriften, ſind Signale, durch welche 
angedeutet wird, daß die ſignaliſirenden Schiffe in Noth oder Gefahr ſind. 
Als Nothſignale gelten: 
a. bei Tage: 
1. Kanonenſchüſſe, welche in Zwiſchenräumen von ungefähr einer Minute 
Dauer abgefeuert werden; oder 5 
2. das Signal „N. C.“ des „Internationalen Signalbuchs“; oder 
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3. das Fernſignal, beſtehend aus einer viereckigen Flagge, über oder 
unter welcher ein Ball oder etwas, was einem Ball ähnlich ſieht, 
aufgehißt iſt; 

b. bei Nacht: 

1. Kanonenſchüſſe, welche in Zwiſchenräumen von ungefähr einer Minute 
Dauer abgefeuert werden; oder 

2. Flammen von brennenden Theer⸗ oder Oeltonnen ꝛc.; oder 

3. Raketen oder Leuchtkugeln von beliebiger Art und Farbe, welche 
einzeln in Zwiſchenräumen . auer abgefeuert werden. 
Die Nothſignale (§ 2) dürfen auf den Schiffen nur dann angewendet 

werden, weun ſie in Noth oder IR find. 


8 4. 

Lootſenſignale im Sinne dieſer Vorſchriften ſind Signale, durch 
welche angedeutet wird, daß auf den ſignaliſirenden Schiffen Lootſen ver⸗ 
langt werden. 

Als Lootſenſignale gelten: 

a. bei Tage: 
1. die am Vormaſt gehißte, mit einem weißen Streifen von '/, der 

Flaggenbreite umgebene Reichsflagge (Lootſenflagge); oder 

2. das Signal „P. T.“ des „Internationalen Signalbuches; 
b. bei Nacht: 
1. Blaufeuer, welche alle fünfzehn Minuten abgebrannt werden; oder 
2. ein unmittelbar über der Verſchanzung in Zwiſchenräumen von kurzer 
Dauer gezeigtes helles weißes Licht, welches jedesmal ungefähr eine 
Minute ſichtbar iſt. 


Die Lootſenſignale (8 4) dürfen auf den Schiffen nur dann zur 
Anwendung gelangen, wenn auf ihnen Lootſen verlangt werden. Auch dürfen 
auf den Schiffen andere, als die im § 4 bezeichneten Signale als Lootſen⸗ 
ſignale nicht benutzt werden. 


6. 

Die gegenwärtige Noth- und Lootſen⸗Signalordnung tritt mit dem 
1. März 1875 in Kraft. 

Vorſtehende Noth- und Lootſen⸗Signalordnung wird, auf Grund des 
§ 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 1850 
(Geſetz-Sammlung pro 1850 Seite 265), als eine vom 1. März 1875 
ab für unſeren Verwaltungsbezirk geltende Polizei⸗Vorſchrift, mit dem 
Bemerken hierdurch veröffentlicht, daß die Nichtbefolgung derſelben durch 
Geldſtrafen bis zu dem Betrage von 10 Thalern geahndet werden wird. 

Danzig, den 2. Januar 1875. 

Königliche Regierung. 


54. Polizei⸗Verordnung, betreffend den Flößereibetrieb 
auf der Ferſe. 
(Amtsblatt 1875, Seite 41.) 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 265 u. f.) beſtimmen wir was folgt: 
Wer den Feſtſetzungen des nachſtehend publizirten Flößerei-Meglements 
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zuwider handelt, oder die betreffenden Anordnungen unbeachtet läßt, iſt mit 
. bis zu 30 Mark oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe zu 
belegen. N 
Danzig, den 27. Januar 1875. 
Königliche Regierung. 


Reglement für die Flöße rei auf der Ferſe. 
Auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 (Geſetz⸗ 


Sammlung für 1843 Seite 41 ff.) beſtimmen wir hierdurch über die 
Holzflößerei auf der Ferſe, was folgt: 


8 1. 

Es ſteht einem Jeden frei, unter Beobachtung der Feſtſetzungen des 
gegenwärtigen Reglements auf der Ferſe Klafterholz, Eiſenbahnſchwellen 
(sleepers) und Langholz zu flößen, letzteres auf der Strecke zwiſchen der 
Mündung in die Weichſel und der nach Mewe führenden Chauſſee. 

8 2. 

. Die polizeiliche Aufſicht über die Flößerei führen, abgeſehen von der 
im $ 16 gemachten Ausnahme, der von der Königlichen Regierung zu 
Danzig zu ernennende Flößinſpektor und unter ihm die Ortspolizeibehörden, 
welche ſeinen Verfügungen in Flößangelegenheiten Folge zu leiſten haben. 
Der Flößinſpektor kann ſich nach Bedürfniß durch die in der Nähe des 
Fluſſes wohnenden Königlichen Oberförſter mit Genehmigung der ihnen 
vorgeſetzten Regierung vertreten laſſen. 


J. Beſtimmungen über die Klafterholzflößerei. 

Die Flößerei beginnt, ſobald das Waſſer eisfrei iſt, und endet am 
15. November. Den Regierungen zu Danzig und Marienwerder bleibt 
jedoch überlaſſen, auch während dieſes Zeitraums zum Schutze der Wieſen 
die Flößerei für gewiſſe Zeitabſchnitte zu ſchließen. Flößholz, welches nach 
dem 15. November noch im Waſſer liegt, kann der Flößinſpektor ohne 
en. auf Gefahr und Koſten des Flößunternehmers herausſchaffen 
aſſen. 


8 4. 

Wer Klafterholz oder Eiſenbahnſchwellen (sleepers) auf der Ferſe 
flößen laſſen will, hat möglichſt zeitig im Jahre, ſpäteſtens bis zum 1. April, 
dem Flößinſpektor zwei gleichlautende Exemplare einer Anmeldung einzu⸗ 
reichen, zu welcher das nachſtehende Formular zu benutzen iſt: 


1. Anmeldung zum Flößen. 


Der Unterzeichnete beabſichtigt, während der diesjährigen Flößperiode 


durch den Flößführer 5 
wohnhaft zu und eine Anzahl 
lößern 


von 
die nachſtehend verzeichneten Hölzer 
Ik 


u. ſ. w. 
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aus der Forſt auf der Ferſe, und 
zwar von der Ablage bei . N Fer 

bis zur Ablage bei 

flößen, und nach beendeter Flöße Tage lang 
nach Senkholz fiſchen zu laſſen. 5 
5 (Ort, Datum und Unterſchrift des Unternehmers.) 


2. Entſcheidung des Flößinſpektors. 


Der vorſtehende Antrag wird hierdurch unter Bezugnahme auf das 
Flößereireglement vom 
genehmigt mit folgenden Maßgaben: 
1. Das Holz muß eingeworfen werden am 
2. Das Holz muß ausgewaſchen werden ſpäteſtens am 
3. Nach Senkholz darf der Unternehmer nur fiſchen laſſen 
5 Tage nach beendeter Flöße. 


5. 
ſ. w. 
(Ort, Datum und Unterſchrift des Flößinſpektors.) 


Auf einem Exemplar der Anmeldung ertheilt der Flößinſpektor die 
Crlaubniß unter den erforderlichen Bedingungen und überſendet dieſes 
Exemplar dem Unternehmer. 

Die Erlaubnißſcheine werden nach der Zeitfolge der Anmeldung ertheilt. 

Die zuletzt eingegangenen Anmeldungen werden nur inſoweit berüd- 
ſichtigt, als es ohne Störung der bereits früher angemeldeten Flöße 
möglich iſt. 

Der Flößführer muß den Erlaubnißſchein während der ganzen Flöße 
bei ſich haben, und denſelben auf Verlangen den betreffenden Polizeibehörden 
und den Stauwerksbeſitzern jederzeit vorzeigen. 

Zu Flößführern (§ 4) dürfen Perſonen nicht beſtellt werden, welche 
innerhalb des laufenden oder verfloſſenen Kalenderjahres wegen eines bei 
Gelegenheit des Flößereibetriebes verübten oder verſuchten Holzdiebſtahls 
oder wegen einer bei ſolcher Gelegenheit verübten Entwendung von Feld: 
früchten rechtskräftig verurtheilt ſind. 

§ 6. 

Wer mit der Flößerei beginnt, ohne einen Erlaubnißſchein ($ 4) zu 
beſitzen, oder ohne ihn vorzeigen zu können, oder wer die im Erlaubnißſchein 
enthaltenen Beſtimmungen unbeachtet läßt, und die Flößerei anderer Unter— 
nehmer ſtört, kann, abgeſehen von Schadenerſatz und Strafe, von dem 
Flößinſpektor angehalten werden, das Holz ſofort herauszuſchaffen, oder — 
bis auf weitere Erlaubniß zur Fortſetzung des Flößens — einſtweilen fejt- 
zulegen. 

8 7 


Wenn in dem Erlaubnißſchein nicht etwas Anderes beſtimmt iſt, ſo 
hat der Unternehmer anzuſtellen: außer dem Flößführer auf jede 600 Kubik⸗ 
meter einen Flößer und zum Auswaſchen auf jede 3000 Kubikmeter min⸗ 
deſtens 40 Mann. 


18 
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Werden die hiernach erforderlichen Mannſchaften nicht angeſtellt, ſo 
kann der Flößinſpektor ohne Weiteres auf Koſten des Unternehmers ent⸗ 
weder die Fehlenden annehmen oder das Holz aus dem Fluſſe ſchaffen 


laſſen. 
8 8. 


Beim Flößen muß der Unternehmer an jeder Brücke oder Schleuſe 
einen Wächter aufſtellen, welcher Stopfungen des Holzes zu beſeitigen und 
Beſchädigungen der Bauwerke, ſowie des Ufers möglichſt zu verhüten hat. 
Wo bei Brücken nach dem Ermeſſen des Flößinſpektors die Legung von 
Fangbäumen erforderlich iſt, muß der Unternehmer der Flöße dieſelbe recht⸗ 
zeitig bewirken. Iſt von dem Unternehmer die Beſtellung des Wächters 
oder die Legung der Fangbäume unterlaſſen worden, ſo erfolgt ſie auf ſeine 
Koſten durch den Flößinſpektor, oder, wenn deſſen Verfügung nicht ſchnell 
genug eingeholt werden kann, durch die Ortspolizei-Behörde. 

§ 9. 

Die Stauwerksbeſitzer müſſen ihre Schleuſen in einem den Flößerei⸗ 
betrieb geſtattenden Zuſtande erhalten, und gegen die im anliegenden Tarife 
beſtimmten Vergütungen nicht nur den Durchgang des Flößholzes zulaſſen, 
ſondern auch den erforderlichen Waſſerzug gewähren. Der Durchgang iſt 
ihnen mindeſtens zwei Stunden vorher von dem Flößführer anzukündigen. 

Vor dem Laufenlaſſen des Waſſers muß auf Verlangen des Flöß⸗ 
führers das Oberwaſſer des Stauwerks angeſpannt werden. Es bleibt den 
Regierungen zu Danzig und bezw. zu Marienwerder überlaſſen, die Spann⸗ 
höhe und überhaupt denjenigen Stand, auf welchem die Stauwerksbeſitzer 
das Oberwaſſer der Flößerei wegen zu erhalten haben, feſtzuſetzen und 
durch geeignete Marken bezeichnen zu laſſen. 


§ 10. 

Die Uferbeſitzer müſſen 

a. einen vier Fuß breiten Uferſtreifen unentgeltlich freigeben zum Be⸗ 
gleiten und Fortſchaffen der treibenden Hölzer durch die Flößer, 

b. an den vom Flößinſpektor, oder in eiligen Fällen von der Orts: 
polizei⸗Behörde zu beſtimmenden Stellen die zum Einwerfen und 
Ausziehen der Hölzer, ſowie die zum Aufſtellen derſelben erforderliche 
Fläche einräumen, wofür der Flößunternehmer eine Vergütigung zu 
zahlen hat, die im Mangel der Einigung von dem Flöß⸗Inſpektor, 
vorbehaltlich des Rechtsweges feſtgeſtellt wird. 


§ 11. N 

Auch für Beſchädigungen, die durch Ausufern des Holzes auf die 

angrenzenden Grundſtücke entſtehen, hat der Flößunternehmer eine Vergüti⸗ 
gung zu zahlen, die nach Vorſchrift des § 10 feſtgeſtellt wird. 


§ 12. 

Den Flößern iſt nicht geſtattet, an andern, als den vom Flößinſpektor 
oder von der Ortspolizei-Behörde ihnen angewieſenen Plätzen Feuer anzu- 
machen. Bei Brücken und Schleuſen darf dies nur in einer Entfernung 
von mindeſtens 30 Schritten geſchehen. 


| 8 13. | 

Der Flößführer darf das treibende Holz nie ohne Noth verlaſſen 

und muß die Flößer ſorgfältig beauſſichtigen. Er iſt für die vorſchrifts⸗ 
15* 
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mäßige Leitung des Transports, ſowie dafür, daß nur im Sinne dieſes 
Reglements gehörig inſtruirte Flößer angenommen werden, verantwortlich. 


§ 14. 

Den Uferbeſitzern ſteht das Fiſchen nach Senkholz nur zu nach Ab⸗ 
lauf derjenigen Friſt, während welcher der Unternehmer der letzten Flößung 
im Jahre noch ſelber nach Senkholz fiſchen laſſen darf und vor Beginn 
der erſten Flößung im nächſten Jahre. 

15 


Der von der Königlichen Regierung zu Danzig unterm 23. Juli 1824 
erlaſſene Tarif und die dazu gegebenen Beſtimmungen vom 30. März 1824 
(Amtsblatt der Danziger Regierung für 1824 Nr. 32) werden aufgehoben. 


II. Beſtimmungen über die Langholzflößerei. 


$ 16. 

In Betreff der Langholzflößerei (8 1) wird auf die von der Königl. 
Regierung zu Marienwerder erlaſſene Amtsblattverordnung vom 18. Ok⸗ 
tober 1855 (Amtsblatt für 1855, Stück 44) verwieſen, deren Abänderung 
nach Bedürfniß der genannten Regierung überlaſſen bleibt. Die polizeiliche 
Auſſicht über dieſe Langholzflößerei führt nicht der im § 2 dieſes Regle⸗ 
b erwähnte Flößinſpektor, ſondern bis auf Weiteres der Amtsvorſteher 
zu Mewe. 

Berlin, den 28. Dezember 1874. 

Der Finanzminiſter Camphauſen. 
Der Miniſter un Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten Achenbach. 
Der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten. 
Friedenthal. 


(Hier folgt nebenſtehende Tabelle.) 


B. a. für das erforderliche Habt der Schützen überhaupt: bei der Mühle 


zu Alt⸗Janiſchau: 2 Mark; 

b. für das jedesmalige Ziehen jeder Schütze: bei der Pieske⸗Mühle zu 
5 1 bei der Kollenzer Mühle und bei der Raikauer Mühle 
je ark; 

bei den übrigen unter A. genannten Mühlen je 50 Pf. 
C. a. für das Legen der erforderlichen Fang⸗ und Schwemmbäume über⸗ 
haupt: bei der Mühle zu Raikau: 18 Mark, bei der Mühle zu Alt- 
Janiſchau: 9 Mark, bei der Mühle zu Brodden: 6 Mark, bei der 
Jacobsmühle: 6 Mark; 

b. für das Legen jedes erforderlichen Fang⸗ und Schwemm⸗Baumes bei 

jeder der übrigen unter A. genannten Mühlen: 3 Mark. 


55. Polizei⸗Verordnung über das Schließen der Schleuſen 
und über das Segeln im Weichſelhaff⸗Kanal. 
a. (Amtsblatt 1875, Seite 63.) 
Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 


Polizei-Verwaltung wird hierdurch, unter Aufhebung der 88 26 und 30 
der Polizei⸗Verordnung vom 20. Auguſt 1866 (Amtsblatt pro 1866 


se ER — 


* er 


Flößtarif für die Ferſe. 
Es ſind zu entrichten, ſoweit nicht durch ſpecielle Rechtstitel etwas Anderes feſtgeſtellt iſt: 
A. an Schleuſendurchlaßgeld und Entſchädigung für Waſſerſammeln und Nachwaſſergeben: 


Für jede Stunde, während welcher die Mühle ſtill ſtehen 
muß, wobei die angefangene halbe Stunde für eine halbe 
Stunde voll zu rechnen. 


Bei den nachſtehend benannten Mühlen. während des * d e ee Holzes 
ß EEE TEE 
wochen, var Mafetoßs. | Atzeen (eenpes) 
Mark. Pf. Mark Pf. Mark Pf. 
Mühle zu Pogutken 75 | 
Tabacksmühle zu Pr. Stargardt 
Pieskemühle zu Pr. Stargardt | 
Mühle zu Owitz | 
„ Kolfenz | 
„ Raikau 
„ Pelplin 
„Alt⸗Janiſchau 
„ Brodden 


on — 


o . 0D . 


& e de 8e de E e N 


1 
623 beenach (Sul S) along aun (gv que d) bar A muas 
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Pag. 247 252) nachſtehende Polizei⸗-Verordnung über das Schließen der 
Schleuſen und über das Segeln im Weichſelhaff-Kanal erlaſſen. 
1 


Vor Sonnenaufgang und nach Sonnenuntergang darf nicht durch die 
Schleuſen gefahren, und dürfen auch nicht die Brücken aufgezogen reſp. auf⸗ 
gedreht werden. Ausgenommen hiervon bleibt indeß die Münſterbergerbrücke, 
und ſoll dieſelbe für die von Rothebude nach Platenhof fahrenden Schiffe 
in der Zeit vom 21. September bis 4. Oktober bis 6 Uhr Abends und 
von dieſem Zeitpunkte ab bis zum Schluſſe der Schifffahrt eine halbe 
Stunde nach Sonnenuntergang geöffnet werden. 

8 2 


3 2. 

4 Das Segeln auf dem Weichſelhaff-Kanal iſt nur mit Segeln von 
höchſtens 6 Metern Breite geſtattet und dürfen die Segelbäume nicht weiter 
als die Segel ſelbſt über den Bord des Schiffes reichen. 

Jedes Segelſchiff muß einem treidelnden Schiffe auf der, dem Treidel⸗ 
ſteige entgegengeſetzten Seite ausweichen, auch müſſen die Schiffer den lang⸗ 
ſamer fahrenden Kähnen die nachkommenden ſchneller fahrenden Kähne ſtets 
vorbei fahren laſſen. 

Mindeſtens 200 Meter vor jeder Schleuſe und Brücke, welche Stelle 
an dem Ufer durch eine Tafel markirt iſt, müſſen die Segel vollſtändig 
eingezogen werden. 

Uebertretungen der vorſtehenden Vorſchriften werden mit den, im 
5 36 der Polizei-Verordnung vom 20. Auguſt 1866 feſtgeſetzten Strafen 
geahndet. 

Danzig, den 10. März 1875. 

Königliche Regierung. 
b. (Amtsblatt 1875, Seite 145.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizei⸗Verwaltung, wird hierdurch die Polizei Verordnung vom 20. Aus 
guſt 1866 (Nr. 36 des Amtsblatts pro 1866 Pag. 247 bis 252) unter 
Aufhebung des $ 12 dahin abgeändert, daß an Stelle deſſelben folgende 
Beſtimmung tritt: 5 

Die Länge der Holzflöße auf dem Weichſelhaff-Kanal darf nicht über 
400 Fuß oder 125,5 Meter betragen und es müſſen die Holzflöße, gleichviel, 
ob ſie bugſirt oder getreidelt werden, ſo bemannt ſein, daß bis zu 
100 Fuß oder 31,4 Meter Länge zwei, bei größerer Länge drei Mann 
auf dem Holzfloße mit dem Transport beſchäftigt find. 

Danzig, den 20. Juni 1876. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


56. 8 betreffend den e in 
em Schwarzwaſſer und in der Pruſſina. 
(Amtsblatt 1876, Seite 78.) 

Auf Grund des § 11 des Eeſetzes vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 265 ff.) beſtimmen wir für den Umfang unſeres Re⸗ 
gierungsbezirks: 

Wer den Feſtſetzungen des Flößerei-Reglements für das Schwarz⸗ 
waſſer und die Pruſſina vom 5. Juni 1869 (Amtsblatt für 1869 S. 137 
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und 138 Nr. 347), oder das an die Stelle des Flößtarifs vom ſelbigen 
Tage getretenen, neuen Flößtarifs vom 8. November 1875. (Amtsblatt 
für 1876, S. 46. Nr. 206) zuwiderhandelt, oder die betreffenden Anord⸗ 
nungen unbeachtet läßt, verwirkt, ſoweit nicht nach dem Geſetze wegen Be— 
ſtrafung der Tarifüberſchreitungen bei Erhebung von Communikationsab⸗ 
gaben vom 20. März 1837. (G.⸗S. für 1837 Seite 57), eine höhere 
Strafe eintritt, Geldſtrafe bis zu dreißig Mark, die im Unvermögensfalle 
in Haft umgewandelt wird. 

Dieſe Polizei⸗Verordnung tritt an die Stelle unſerer hierdurch auf- 
gehobenen Polizei-Verordnung vom 29. Juni 1869. (Amtsblatt für 1869, 
Seite 140.) 

Danzig, den 29. März 1876. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


57. Polizei⸗Verordnung, betreſſend die Ableitung des UHeber⸗ 
ſchwemmungswaſſers im Falle eines Durchbruches. 
(Amtsblatt 1877, Seite 10.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ.S. S. 265), des §. 4 des Deichſtatuts für die 
rechtsſeitige Nogat⸗Niederung vom 17. September 1873 und des § 122 
des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs-Behörden ꝛc. vom 
26. Juli 1876 (Geſ.⸗S. S. 297) wird über die Ableitung des Ueber⸗ 
ſchwemmungswaſſers im Falle eines Durchbruchs im Bereiche der rechts— 
ſeitigen Nogat⸗Niederung Folgendes beſtimmt: 

8.1. 

Im Falle eines Deichbruchs ſind die Binnen- und Staudämme im 
Bezirke des Deichverbands, nach Anordnung des Deichhauptmanns, an den 
von ihm zu beſtimmenden Stellen ſofort abzutragen. 

Der Deichhauptmann hat beim Eintreten des Deichbruchs oder, nach 
ſeinem Ermeſſen, auch ſchon beim Eintritte der Gefahr eines ſolchen, Dies 
jenigen Stellen, an welchen die Binnen⸗ und Staudeiche zu werfen ſind, 
und die Ausdehnung, in welcher dies zu geſchehen hat, zu beſtimmen, und 
das Erforderliche wegen der Werfung anzuordnen. Die Deichbeamten 
ſowohl als auch die Ortsbehörden ſind verpflichtet, ſeinen Anordnungen 
unweigerlich Folge zu leiſten; die letzteren haben insbeſondere Seitens der 
Ortſchaften, in deren Grenzen die zu werfenden Deiche liegen, die hierzu 
erforderlichen Mannſchaften zu ſtellen und durch dieſelben die betreffenden 
Deichſtrecken ungeſäumt und durch Tag und Nacht fortgeſetzte Arbeit bis 
zur Höhe der Terrain-Sohle des Verbandes abtragen zu laſſen. 

Ss 2. 

Das Wiederſchließen der geworfenen Deichſtrecken darf nur mit Ge— 
nehmigung des Deichhauptmanns oder auf deſſen Anordnung erfolgen. 


8 3. 
Das Werfen ſowohl, als das Schließen der Binnen- und Staudeiche 
erfolgt auf Koſten des Deichverbandes. 
Es bleibt vorbehalten, beſtimmte Stellen der Binnen: und Staudeiche, 
welche ein für allemal als Ausfälle für das Bruchwaſſer beſtimmt werden, 
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zu bezeichnen, und wegen der Einrichtung der Deiche auf dieſen Stellen und 
der Benutzung der Ländereien neben denſelben, weitere Anordnung zu treffen, 
ſowie auch in anderen Beziehungen dieſe Verordnung zu ergänzen. 
5. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Geldſtrafe 
bis zu 30 Mark oder entſprechender Freiheitsſtrafe polizeilich beſtraft. 

Danzig, den 6. Januar 1877. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


58. Polizei⸗Verordunng, betreffend das Durchlaſſen von 
Schiffsgefüßſen und Holztraften durch die Pontonbrücke über 
die Nogat bei Marienburg. 


(Amtsblatt 1878, Seite 166.) 


Unter Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen 
wird die von der Polizei-Verwaltung zu Marienburg unter dem 15. Juni 
d. J. erlaſſene, in Nr. 49 des Kreisblatts des Kreiſes Marienburg pro 
1878 veröffentlichte Polizei-Verordnung, betreffend den Durchlaß von 
Schiffsgefäßen und Holztraften durch die Pontonbrücke über die Nogat bei 
Marienburg, wegen Incompetenz der gedachten Behörde zum Erlaſſe der 
in Rede ſtehenden Verordnung, auf Grund des $ 83 der Provinzial⸗ 
Ordnung vom 29. Juni 1875, außer Kraft geſetzt und gemäß § 115 des 
Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der 
Verwaltungs⸗Gerichtsbehörden vom 26. Juli 1876 (Geſetz-Sammlung 
Seite 297), ſowie in Verbindung mit den SS 77 und 78 der Provinzial⸗ 
Ordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetz-Sammlung Seite 335) und der 88 
6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 11. März 
1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) was folgt verordnet: 

81. 

Die Pontonbrücke über die Nogat bei Marienburg dürfen nur 
2 7 g iffsgefaße und Holztraften paſſiren, welche nicht über 22 Meter 

reit ſind. 


8 2. 
Das Auseinandernehmen breiterer Traften zum Zwecke des Durch⸗ 
gangs muß in einer Entfernung von mindeſtens 18,85 Meter von der 
Pontonbrücke erfolgen. 


Die Traften- und Schiffsführer ſind verpflichtet, bei der Anmeldung 
des Durchlaſſes dem Brückenmeiſter die Breite der durchzulaſſenden Gegen⸗ 
ſtände anzugeben. 

8 4 


e e gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden mit 
einer Geldſtrafe bis zu 30 Mk. beſtraft. 
‚ Außerdem bleiben die betreffenden Traften- und Schiffsführer für 
etwaige Beſchädigungen an der Brücke verantwortlich. 
Danzig, den 15. September 1878. 
Der Ober- Präfident der Provinz Weſtpreußen. 
Staatsminiſter Dr. Achenbach. 
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59. nn betreffend den Gewerbebetrieb mit 
den zur Perſonen⸗Beförderung beſtimmten Dampfſchiffen. 


(Amtsblatt 1878, Seite 126.) 


Auf Grund des § 115 des Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsbehörden und der Verwaltungs⸗Gerichtsbehörden vom 26 Juli 
1876 (Geſetz-Sammlunz Seite 297), in Verbindung mit den ss 77 und 
78 der Provinzialordnung für die Provinzen Preußen c vom 29. Juni 
1875 (Geſetz- Sammlung Seite 335) und den 88 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Samm⸗ 
lung Seite 265), verordne ich, unter Zuſtimmung des Provinzialraths der 
her Weſtpreußen für den Umfang des Regierungs- Bezirks Danzig 
was folgt: 

Die Beſtimmungen im 8 5 alinea 1, zweiter Satz, der Polizei⸗Ver⸗ 
ordnung der hieſigen Königlichen Regierung über den Gewerbebetrieb mit 
den zur Perſonenbeförderung beſtimmten Dampfſchiffen vom 18. Februar 
150 (Negierungs- Amtsblatt Seite 46), wonach Dampfſchiffe nur in 
Zwiſchenräumen von einer Viertelſtunde hinter einander abgehen dürfen, 
und beziehungsweiſe der Bekanntmachung derſelben Behörde vom 27. Juli 
1860 (Regierungs⸗Amtsblatt Seite 154), wonach dieſe Vorſchrift dahin 
abgeändert worden iſt, daß Dampfſchiffe nur in Zwiſchenräumen von einer 
halben Stunde hinter einander abgehen dürfen, treten außer Kraft. 

Danzig, den 1. Juli 1878. 

Der Ober⸗Präſident, Staatsminiſter Achenbach. 


60. Polizei⸗Verordnung zum Schutze der Vorfluthsaulagen 

und Binnenverwallungen innerhalb des im Landkreiſe Danzig 

und im Kreiſe Pr. Stargard belegenen Gebietes des Deich⸗ 
verbandes des Danziger Werders. 


(Amtsblatt 1879, Seite 79.) 


Auf Grund der §8 76 bis 78 der Provinzialordnung für die Pro⸗ 
vinzen Preußen ꝛc., vom 29. Juni 1875 e Kahn Seite 335), 


in Verbindung mit den §§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265), verordne 
ich, unter Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen, für 
das Gebiet des Deichverbandes des Danziger Werders, was folgt: 

1. Die Wälle an den unter Schau geſtellten Hauptgräben und 
wielſer dualen dürfen mit keinerlei Weidevieh behütet werden; auch darf auf 
dieſen Wällen weder geritten noch gefahren werden. 

2. Innerhalb drei Fuß (0,942 m) von jedem ſolchen Grabenborde 
dürfen Bäume und Hecken nicht gepflanzt, auch Zäune nicht errichtet oder 
geduldet werden. 

3. Die Anlegung von Viehtränken an oder in den qu. Hauptgräben 
und Waſſergängen darf nur nach Einholung der Genehmigung des Deich⸗ 
hauptmanns des Danziger Werders und mit der von demſelben vor⸗ 
geſchriebenen Einrichtung erfolgen. Das Tränken des Viehes an anderen 
als den freigegebenen Tränkeſtellen iſt nicht geſtattet. 

4. Stege zum Waſſerſchöpfen dürfen auf den Böſchungen der Haupt- 
gräben und Waſſergänge und im Bette derſelben nicht angebracht werden 
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und müſſen, ſoweit ſie bereits beſtehen, aber der Vorfluth hinderlich ſind, 
wieder entfernt werden. Die Anlegung von Treppen zu dem gedachten 
Zwecke auf den Wall- und Uferböſchungen bis zum Waſſerſpiegel und ſo⸗ 
genannter Schwimmſtege iſt nur nach eingeholter Erlaubniß des Deich— 
hauptmannes und in der von dieſem vorgeſchriebenen Konftruftion geſtattet. 

Das Betreten der Wall- oder Uferböſchungen zum Zwecke des Waſſer— 
ſchöpfens iſt unterſagt. 

5. Das Bett der qu. Hauptgräben und Waſſergänge darf durch Hin- 
einwerfen irgend welcher Gegenſtände in keiner Weiſe beſchränkt oder vers 
flacht werden. 

Die Ableitung von Jauche oder Unrath aus Düngerſtätten oder 
Kloakgruben in die qu. Gräben iſt unterſagt 

6. Neue Steege oder Brücken über die qu. Vorfluthsanlagen dürfen 
nur mit Genehmigung des Deichhauptmannes und nach der von demſelben 
vorzuſchreibenden Konſtruktion angelegt werden. 

Auch zu Reparaturen und Neubauten der bereits beſtehenden Brücken 
und Steege iſt die Genehmigung des Deichhauptmannes einzuholen. 

Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung 
werden mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 

Danzig, den 31. März 1879. 

Der Ober-Präfident der Provinz Weſtpreußen. 
In Vertretung: 
gez. von Saltzwedell. 


61. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Annahme von See: 
lootjen für die nach Pillau beſtimmten oder von dort aus⸗ 
gehenden Schiffe. 

(Amtsblatt 1879, Seite 224). 


Auf Grund der §§ 76, 77 und 78 der Provinzialordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 
19. Juni 1875 (Geſetz Sammlung Seite 335), bezw. des $ 115 des Ge: 
ſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der Ver⸗ 
waltungs⸗Gerichts⸗Behörden im Geltungsbereiche der gedachten Provinzial- 
Ordnung vom 26. Juli 1876 (Geſetz-Sammlung Seite 297) in Ver⸗ 
bindung mit den 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) und §§ 1 und 2 des 
Geſetzes, betreffend die Erleichterung des Lootſenzwanges in den Häfen 
und Binnengewäſſern der Provinzen Preußen und Pommern vom 
9. Mai 1853 (Geſetz-Sammlung Seite 216), verordne ich mit Zuſtimmung 
des Provinzialraths der Provinz Oſtpreußen unter Aufhebung der Be: 
ſtimmungen der Polizei-Verordnungen der Königlichen Regierung zu Königs⸗ 
berg vom 4. Juni 853, 16. Juni und 15. Juli 1864, ſoweit dieſelben 
den Hafen zu Pillau betreffen, was folgt: 

5 1 


Jeder Führer eines Schiffes iſt verpflichtet, bei dem Eingange aus 
See in den Hafen zu Pillau und bei dem Ausgange aus demſelben in See 
ſich eines Seelootſen nach den in dieſer Polizei-Verordnung enthaltenen Be— 
ſtimmungen zu bedienen. 
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8 2 


Von dieſer Verpflichtung ſind frei: 

1. Die zur Kaiſerlichen Marine gehörenden Kriegsfahrzeuge und die 
für die Kaiſerliche Marine herangezogenen Privatfahrzeuge, ſo lange dieſe 
von Offizieren der Kaiſerlichen Marine geführt werden. 

2. Die der Königlichen Hafenverwaltung zugehörenden Fahrzeuge, 
bezw. die von derſelben zu Hafen⸗ und Pilotagezwecken herangezogenen 
Privatfahrzeuge für die Zeit dieſes Gebrauches. 

3. Die Führer von offenen Fahrzeugen jeder Art. 

4. Die Führer von Lichterfahrzeugen jeder Art. 

5. Die Führer von ganz oder theilweiſe bedeckten Schiffen und Fahr⸗ 
zeugen, welche nicht tiefer als 2,85 m gehen, oder nicht mehr als 170 kbm 
Rauminhalt haben — jedoch nur beim Ausgehen aus dem Hafen, und 
e fie ſich vorher im Lootſen-Bureau zu Pillau dieſerhalb gemeldet 

aben. 

6. Ferner tritt für einkommende Schiffe eine Befreiung ein, wenn 
die vorhandenen Seelootſen zur Abgabe an die Schiffe nicht aus reichen, 
oder wenn ſtürmiſche Witterung, Eisgang ꝛc. den Seelootſen verhindern, 
dem Schiffe bis auf die Rhede entgegenzukommen, ein Einwinken der Schiffe 
aber nicht möglich iſt. 

8 3. 


Dem an Bord kommenden Lootſen hat der Schiffer beim Ein⸗ und 
Ausgehen die Leitung des Schiffes zu überlaſſen, auch dafür Sorge zu 
tragen, daß den Befehlen des Lootſen von Seiten der Schiffsmannſchaft 
ſchnell und pünktlich Folge geleiſtet wird. 

Ebenſo hat der Schiffer jede gewünſchte Auskunft über Tiefgang des 


Schiffes und deſſen ſonſtige Eigenſchaften wahrheitsgetreu zu ertheilen. 

Sollte der Lootſe aber bei Führung des Schiffes Fehler machen, die 
das Schiff in Gefahr ſetzen, und ſich nicht warnen laſſen, ſo ſteht es dem 
Schiffer frei, dem Lootſen die Führung des Schiffes abzunehmen. Ein 
folder Fall muß aber der Hafen-Polizei-Kommiſſion ſogleich angezeigt und 
alsdann die Unterſuchung und die Beſtrafung des Schiffers oder des Lootſen 
eingeleitet werden. 

8 4. 


Kommt dem einzuwinkenden Schiffe ein Lootſenboot zum Beſetzen 
entgegen, jo hat der Schiffer das Anlegen des Boots durch Mindern und 
Backbraſſen der Segel auf alle Weiſe zu erleichtern. 


8 5. 

Die den vorſtehenden Beſtimmungen zuwider handelnden Schiffsführer 
und Schiffer werden nach $ 2 des im Eingange erwähnten Geſetzes vom 
det 1853 mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder Haft bis zu 6 Wochen 

eſtraft. 


Königsberg, den 25. Juli 1879. 
Der Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen. 
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62, Polizei⸗Verordnung, betreffend die Annahme von Haff⸗ 
Lootſen für den Schiffsverkehr zwiſchen Pillau und 
Königsberg, Braunsberg und Elbing. 

(Amte blatt 1879, Seite 225.) 


Auf Grund der SS 76, 77 und 78 der Provinzialordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 
19. Juni 1875 (Geſetz⸗»Sammlung Seite 335) bezw. des § 115 des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗Behörden und der Ver⸗ 
waltungs⸗Gerichts⸗Behörden im Geltungsbereiche der gedachten Provinzial⸗ 
Ordnung vom 26. Juli 1876 (Geſetz⸗-Sammlung Seite 297) in Verbindung 
mit den §8 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) und SS 1 und 2 des Ge⸗ 
ſetzes, betreffend die Erleichterung des Lootſenzwanges in den Häfen und 
Binnengewäſſern der Provinzen Preußen und Pommern vom 9. Mai 1853 
(Geſetz⸗Sammlung Seite 216) verordnen wir mit Zuſtimmung der Pro⸗ 
vinzialräthe der Provinzen Oſtpreußen und Weſtpreußen unter Aufhebung 
der Beſtimmungen der Polizei⸗Verordnungen der Königlichen Regierungen 
zu Königsberg und Danzig vom 11. November 1853 und der Polizei⸗ 
Verordnungen der Königlichen Regierung zu Königsberg vom 16. Juni 
und 15 Juli 1864 und 31. März 1876, ſoweit dieſelben den Schiffs⸗ 
u fa zwiſchen Pillau und Königsberg, Braunsberg und Elbing betreffen 
wie folgt: 


8 1. > 
Jeder Führer eines Schiffes iſt verpflichtet, ſich bei der Fahrt zwiſchen 
Pillau, Königsberg, Braunsberg und Elbing, ſowie zwiſchen Elbing, Brauns⸗ 
berg, Königsberg und Pillau eines Hafflootſen nach den in dieſer Polizei⸗ 
Verordnung enthaltenen Beſtimmungen und zwar auch für den Fall zu 


bedienen, daß ſein Schiff von einem Dampfer geſchleppt wird. 
2 


Von dieſer Verpflichtung ſind frei: i 

1. die zur Kaiſerlichen Marine gehörigen Kriegsfahrzeuge und die 
für die Kaiſerliche Marine herangezogenen Privatfahrzeuge, ſo lange dieſe 
von Offizieren der Kaiſerlichen Marine geführt werden, ü 

2. die unter der Königlichen Hafenverwaltung ſtehenden, bezw. die 
von derſelben zu Hafen⸗ und Pilotagezwecken herangezogenen Privatfahr⸗ 
zeuge, für die Zeit dieſes Gebrauches, 

3. die Führer von offenen Fahrzeugen jeder Art, . 

4. die Führer von bedeckten, nicht tiefer als 2,85 m gehenden Schiffen 


6. die Fü 
ſchiffe und Dampfſchleppſchiffe, welche vor dem Lootſenkommandeur zu Pillau 
oder dem Vorſteher der Hafenbau⸗Deputation in Elbing im Beiſein eines 
Lootſen nachgewieſen haben, daß ſie mit der Fahrt zwiſchen Pillau, Brauns⸗ 
berg, Königsberg und Elbing und zwiſchen Elbing, Braunsberg, Pillau und 
Königsberg vollſtändig vertraut ſind. 8 : 

Das hierüber auf ein Jahr auszuſtellende Zeugniß kann dem Schiffer 
e zu Jahr bei ſeiner Anweſenheit in Pillau oder Elbing prolongirt 
werden. a 
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Sind die unter 3, 4, 5 und 6 bezeichneten Schiffe und Fahrzeuge 
entweder mit Ballaſt oder mit Gütern und Ballaſt beladen, ſo ſind dieſelben 
— ausgenommen bei Fahrten von Königsberg nach Pillau — zur An⸗ 
nahme von Hafflootſen verbunden. 

ſt aber bei der Beladung mit Gütern und Ballaſt der letztere von 
den Gütern ſo bedeckt, daß er nicht ohne Löſchung der Ladung oder eines 
Theiles derſelben aus dem Schiffe entfernt werden kann, oder iſt der La⸗ 
dungsraum eines ſolchen Ballaſt führenden Schiffes von der Steuerbehörde 
1 78 ſo iſt deſſen Führer zur Annahme eines Lootſen nicht ver⸗ 
pflichtet. 


8 3. 

Die Zuordnung eines Lootſen iſt bei dem Lootſen⸗Kommandeur, in 
Elbing bei dem Vorſteher der Hafenbau⸗Deputation nachzuſuchen. 

Dem an Bord kommenden Lootſen hat der Schiffer beim Ein⸗ und 
Ausgehen die Leitung des Schiffes zu überlaſſen, auch dafür Sorge zu 
tragen, daß den Befehlen des Lootſen von Seiten der Schiffsmannſchaft 
ſchnell und pünktlich Folge geleiſtet wird. 

Cbenſo hat der Schiffer jede gewünſchte Auskunft über Tiefgang des 
Schiffes und deſſen ſonſtige Eigenſchaften wahrheitsgetreu zu ertheilen. 

Sollte der Lootſe aber bei Führung des Schiffes Fehler machen, die 
das Schiff in Gefahr ſetzen, und ſich nicht warnen laſſen, ſo ſteht es dem 
Schiffer frei, dem Lootſen die Sährung des Schiffes abzunehmen. Ein 
ſolcher Fall muß aber der Hafenpolizeiʒ⸗Kommiſſion ſogleich angezeigt, und 
alsdann die Unterſuchung und die Beſtrafung des Schiffers oder des Lootſen 
eingeleitet werden. \ 


8 4. 

Die den vorſtehenden Beſtimmungen zuwider handelnden Schiffsführer 
oder Schiffer werden nach $ 2 des im Eingang erwähnten Geſetzes vom 
9. Mai 1853 mit Geldbuße bis zu 150 Mark oder Haft bis zu ſechs 
Wochen beſtraft. 

Königsberg, den 26. Juni 1879. 

Der Oberpraͤſident der Provinz Oſtpreußen. 
Wirkliche Geheime Rath v. Horn. 

Danzig, den 9. Juli 1879. 

Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 
v. Ernſthauſen. 


63. Polizeiverorduung für den Hafen zu Danzig. 
(Amtsblatt 1880, Seite 173.) 


Auf Grund des § 115 des die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden 
und der Verwaltungsgerichtsbehörden im Geltungsbereiche der Provinzial⸗ 
Ordnung vom 29. Juni 1875 (Geſetz- Sammlung Seite 335) betreffenden 
Geſetzes vom 26. Juli 1876 (Geſetz⸗Sammlung Seite 297) bezw. der 
SS 77 und 78 der gedachten Provinzial⸗Ordnung in Verbindung mit den 
88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetz- Sammlung Seite 265) verordne ich mit uſtim⸗ 
mung des Provinzialraths der Provinz Weftpreußen, unter Boten 
nachſtehender polizeilicher Vorſchriften, ſoweit ſich dieſelben auf den Hafen 
zu Danzig beziehen: 
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1 


der im Anſchluß an das Regulativ über den Betrieb der Dampf⸗ 
ſchifffahrt auf dem friſchen und kuriſchen Haff und auf den ſchiffbaren 
Gewäſſern der Provinz Preußen vom 18. April und 6 Mai 1844 
erlaſſenen Verordnung der Königlichen Regierung zu Danzig vom 
28. Februar 1845 (Regierungs⸗Amtsblatt Seite 6), 


„der Polizei⸗Verordnung dieſer Regierung, betreffend die Holzlagerungen 


in der Weichſel von der Plehnendorfer Schleuſe abwärts bis Neu⸗ 
fahrwaſſer vom 26. Februar 1856 (Regierungs-Amtsblatt Seite 61), 


3. der Polizei⸗Verordnung der Königlichen Polizei⸗Direktion zu Danzig, 


betreffend den Verkehr im Hafen von Neufahrwaſſer vom 1. Mai 1845 
(Intelligenzblatt für den Bezirk der Königlichen Regierung zu Danzig, 
1845, Seite 1000), 


. desgl. betreffend die Ordnung auf den Gewäſſern vom 13. Mai 1851 


(Danziger Intelligenzblatt 1851, Seite 1510), 


5. desgl. betreffend die Ballaſtlagerungen auf den Löſchplätzen vom 


13. Dezember 1858 (Danziger Intelligenzblatt 1858, Seite 4643), 


5. desgl. betreffend den eee auf der Mottlau vom 7. Auguſt 


1860 (Danziger Intelligenzblatt Seite 2738), 


. desgl betreffend das Feueranmachen auf Schiffen und ſonſtigen 


Waſſerfahrzeugen vom 29. Dezember 1864 (Danziger Intelligenzblatt 
1865, Seite 16), was folgt: 


Allgemeine Beſtim mungen. 


1. 
| 5 REN 
Der Geltungsbereich dieſer Polizeiverordnung umfaßt: 


die Rhede, welche ſich auf den Umkreis von 4 Seemeilen, von dem 


Leuchtthurme auf der Mole von Neufahrwaſſer gerechnet, erſtreckt, 


2. den Hafen und zwar: 


a. den Hafenkanal und das Hafenbaſſin in Neufahrwaſſer, einſchließlich 
der Einfahrten, Molen und Kais, 


„die todte Weichſel vom Hafenkanal aufwärts bis zur Plehnendorfer 


Schleuſe — unter Ausſchluß jedoch des Schleuſenkanals — mit der 
Bootsmannslacke und den Uferbefeſtigungen, 


„ die Mottlau und die ſämmtlichen mit derſelben zuſammenhängenden 


ſchiffbaren öffentlichen Gewäſſer innerhalb des Gemeindebezirks der 
Stadt Danzig bis zur Steinſchleuſe. 
2. 
Hafenbehörde und Hafenbeamte. : 
nerhalb des im §! bezeichneten Bezirks wird die Hafenpolizei 


durch die von der Königlichen Staatsregierung beſtellte Hafenbehörde (zur 
Zeit die Königliche Polizei⸗Direktion zu Danzig) unter Zuhülfenahme der 
derſelben untergeordneten Beamten, insbeſondere der Hafenpolizeibeamten: 


1. des Lootſen-Kommandeurs in Neufahrwaſſer, 

2. des Strompolizeiinſpektors in Danzig, 

3. der See- und Binnenlootſen, ſowie der Strompolizeibeamten ver⸗ 
waltet. 


8 3. 
Das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft beſtellt in Gemäßheit des 


§ 17 des unterm 5. Juli 1871 Allerhöchſt beſtätigten revidirten Statuts 
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der Korporation der Kaufmannſchaft zu Danzig vom 24. Mai 1871 zwei 
Hafenkommiſſarien mit dem Auftrage, die Intereſſen des handels- und 
ſchifffahrte⸗treibenden Publikums bei der Verwaltung der Hafenpolizei zu 
vertreten. 


8 4. 

Die im Hafenbezirke ($ 1) verkehrenden Schiffsführer und Flößer 
Schiffsleute, Arbeiter und ſonſtigen im Hafenverkehr beſchäftigten Perſonen 
haben den von der Hafenpolizei-Behörde und den Hafenpolizeibeamten in 
Ausübung der Hafenpol zei und insbeſondere nach Maßgabe der gegen⸗ 
wärtigen Polizei Verordnung ausgehenden Anordnungen unweigerlich und 
ungeſäumt Folge zu leiſten. 

Die Hafenpolizeibehörde und die Hafenpolizeibeamten ſind befugt, 
dieſe ihre Anordnungen erforderlichen Falles durch Anwendung der geſetz⸗ 
lichen Zwangsmittel durchzuſetzen. Namentlich ſteht dem Lootſen Kom⸗ 
mandeur und im Binnenbezirke dem Strompolizeiinſpektor in den Fällen, 
wo ſie die an Bord von Schiffen, deren Verholung angeordnet wird, be⸗ 
findliche Mannſchaft oder Wache zu dieſem Behufe nicht für ausreichend 
erachten, die Befugniß zu, weitere Mannſchaft anzunehmen, wonächſt der 
Koſtenbetrag im Wege der Exekution eingezogen wird. 

8 5. 

Die Erhebung von Beſchwerden, welche, wenn fie ſich gegen Anord⸗ 
nungen der unteren Hafenpolizeibeamten richten, zunächſt bei dem Lootſen⸗ 
Kommandeur zu Neufahrwaſſer und, ſoweit es ſich um Beſchwerden gegen 
Hafenpolizeibeamten des Binnenbezirks handelt, bei dem Strompolizei⸗ 
Inſpektor zu Danzig und, falls ſie bei dieſen Beamten ihre Erledigung 
nicht finden ſollten, bei der Hafenbehörde (gegenwärtig der Polizei⸗Direktion) 
anzubringen ſind, hemmt die ſofortige Ausführung der angefochtenen An- 
ordnung nicht, ſofern dieſelbe nach dem Ermeſſen der Behörde bezw. des 
7 1 80 Beamten ohne Nachtheil für das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt 
bleiben kann. 


Einlaufen in den Hafenbezirk und Auslaufen aus demſelben. 
8 6. 
Aufhiſſen der Nationalflagge. 
Die Führer der auf der Rhede ankommenden Schiffe haben die 
Nationalflagge ihres Schiffes aufhiſſen zu laſſen. 
Iſt auf dem Flaggenmaſte am Lootſenhauſe ein ſchwarzer Ballon 
gehißt, ſo dürfen Schiffe unter keinen Umſtänden in den Hafen einlaufen. 


7. 
Abgabe von Schüſſen. 

Auf der Rhede dürfen nur Nothſignalſchüſſe abgegeben, im Hafen 

ſelbſt darf garnicht geſchoſſen werden. 
8. 
Befolgung * Segelanweiſung. 

Beim Einlaufen in den Hafen ſind die Vorſchriften der zur Zeit 
geltenden Segelanweiſung für die nach dem Danziger Hafen beſtimmten 
Schiffe zu befolgen. 

9. 


Abſperrungs⸗Maßregeln zur Saen ech des Einſührens anßeckender Krankheiten. 
Schiffe, welche aus Häfen ſolcher Gegenden kommen, wo anſteckende 
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Krankheiten herrſchen, ingleichen die auf denſelben befindlichen Perſonen und 
Waaren, dürfen zum freien Verkehr mit anderen Fahrzeugen und bezw. 
mit dem Lande nicht eher zugelaſſen werden, bis den für den betreffenden 
Fall gegebenen ſanitären Vorſchriften und den deshalb angeordneten Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln vollkommen genügt iſt. 
8 10. 
Einziehen der Segel. 

Bei Ankunft der Schiffe in der Nähe der Molen find in der Regel 
die Segel einzuziehen, nur bei ſchralem Winde iſt es, ſoweit nöthig, geftattet, 
ein ige Segel bis zu der Stelle unterhalb des Lootſenhauſes beizubehalten. 

IR 
4 von Ankern. 

Werden auf der Rhede Anker ausgeworfen, ſo ſind dieſelben mit 
einer Boje zu verſehen. 

Im Hafen ſelbſt iſt das Auswerfen von Ankern nur im Nothfalle 
geſtattet. Erfolgt dies hier, jo find die Anker ebenfalls mit einer Boje zu 
bezeichnen, und nach Beſeitigung der Nothflagge ſofort wieder aufzuholen. 


Meldung beim Lootſen⸗Kommandeur. 

Sofort nach der Ankunft im Hafen hat ſich der Schiffer perſönlich 
bei dem Lootſen-Kommandeur im Dienſtlocale deſſelben unter Vorzeigung 
ſeiner Schiffspapiere, insbeſondere der Muſterrolle und, zutreffenden Falles, 
der Nachweiſung der Schiffspaſſagiere zu melden. 

Verläßt ein Fahrzeug den Hafen ſeewärts, ſo hat der Schiffer dem 
Lootſen⸗Kommandeur, bezw. wenn die Abfahrt von einem Punkte des 
Binnenbezirks aus erfolgt, dem Strompolizei-Inſpektor die Muſterrolle 
und das Abfertigungsatteſt der Königl. Zollbehörde, ſowie zutreffenden 

Falles einen Nachweis der an Bord befindlichen Paſſagiere vorzulegen. 


Verhalten im Hafenbezirke. 


13. 
Anlegen und Be der Schiffe. 

Im ganzen Hafenbezirke dürfen Schiffe nur an den vom Lootjen- 
Kommandeur oder vom Strompolizeiinſpektor bezw. den Hafenpolizei⸗ 
beamten ihnen angewieſenen Plätzen anlegen. Die Schiffer ſowie die 
Führer von Fahrzeugen jeder Art ſind verpflichtet, auf Anordnung dieſer 
Beamten nach anderen Plätzen zu verholen. 

Ein Verholen der Schiffe ohne Genehmigung der Hafenpolizeibeamten 
iſt unterſagt, ebenſo das unbefugte Löſen oder Verlegen der Ketten und 
Troſſen. N 

1 


8 14. 

Schiffe dürfen nicht unmittelbar an den Molen, Kais, Bohlwerken 
oder Gordungswänden angelegt, ſondern es müſſen geeignete Fenders aus⸗ 
gehängt, auch dürfen die Schiffe nur an den dazu beſtimmten Haltepfählen 
oder Ringen feſtgemacht werden. 


15. 
9 nach der Ankunſt. . 
Innerhalb 24 Stunden nach der Ankunft des Schiffes im Hafen 
hat der Schiffer: 
a. den Klüverbaum und die blinde Raa einzunehmen, 


Abſchnitt IV. Wege (Eifenbahn-) und Waffer- (Schifffahrts- (polizei. 241 


b. die Marsraa ¼ an den Stengen aufzuhiſſen und beizubraſſen, 
c. die Unterraa ſcharf aufzutoppen, 
d. die Bügel der Leeſegelſpieren abzunehmen und letztere entweder eben⸗ 
falls abzunehmen oder 1 M. innerhalb der Rocke der betreffenden 
Raa einzuholen, 
e. die Anker binnen Bord zu nehmen. 
Bleiben Schiffe im Winterlager, jo müſſen von denſelben die Bramragen 
und die Bramſtengen herunter genommen werden. 


16. 
Fahren der ee im Hafenbezirke. 

vun. des Hafenkanals ſowie in der Mottlau ift das Segeln 
der Fahrzeuge mit Ausnahme der Boote unterſagt. 

Dampfſchiffe dürfen nur in einer Entfernung von mindeſtens 10 
Metern von Kaimauern ab von der Schraube Gebrauch machen. Im 
. und im Hafenbaſſin dürfen Dampfſchiffe bei mehr als 3 Meter 

iefgang überhaupt nicht mit eigener Dampfkraft fahren. 

Auf der Strecke des Hafenkanals zwiſchen den ſieben Provinzen und 
dem Ausgange des Hafens iſt es den Führern auch von Dampfſchiffen der 
vorbezeichneten Art geſtattet, von der Schraube Gebrauch zu machen, jedoch 
nur in einem Abſtande von 15 Metern von der Kaimauer. ; 

Zum Anfbrechen des Eiſes darf indeſſen bei Dampfſchiffen auch bei 
mehr als 3 Meter Tiefgang nach Maßgabe der beſonders einzuholenden 
Genehmigung des Lootſen⸗Kommandeurs bezw. des Strompolizeiinſpektors 
von der Schraube Gebrauch gemacht werden. a 

Die Führer von Segelſchiffen und von Dampfſchiffen, welche nicht 
mit eigener Dampfkraft fahren dürfen, haben, wenn ſie den Hafenkanal 
paſſiren wollen, dem Lootſen⸗Kommandeur Anzeige zu machen und die 
Beſtimmung darüber einzuholen, wenn ſie fahren können. 

§ 17. 
Signale. 
Dampfſchiffe ſollen in folgenden Fällen Signale geben: 
a. vor der Abfahrt und vor dem Anlegen, 
b. bei der Annäherung an Schleuſen und Fähranſtalten, 2 
c. beim Einfahren in den Hafenkanal und in die Mottlau bezw. beim 
Ausfahren aus denſelben, 
d. bei nächtlicher Fahrt und bei Nebel. 
Dieſe Signale ſind entweder mit der Glocke oder der Dampfpfeife zu geben. 


18. 
f der Schiffe. gi 
1. Von zwei ſich begegnenden Dampfſchiffen oder zwei ſich begegnenden 
Segelſchiffen muß, ſoweit es die Oertlichkeit geſtattet, jedes dem 
andern rechts ausweichen. Dampfſchiffe, welche Segelſchiffen begegnen, 
haben den letzteren, ſoweit möglich, nach rechts ganz auszuweichen. 
Fahrzeugen, welche getreidelt werden, iſt immer nach der dem Lein. 
pfade entgegengeſetzten Seite auszuweichen. Begegnen ſich zwei 
getreidelte Fahrzeuge, ſo muß das ſtromabwärts gehende ausweichen. 
2. Der Führer eines Schiffes, welcher ein voranfahrendes überholen 
will, hat ſeine Abſicht durch Zuruf, oder, ſofern das nachfolgende 
Schiff ein Dampfſchiff iſt, durch das übliche Signal kund zu geben. 
16 
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Das voranfahrende Schiff muß in dieſem Falle, ſoweit es die Dert- 

lichkeit geſtattet, ausweichen. 

3. Im Hafenkanale dürfen nur Paſſagier- und Bugſirdampfſchiffe vor⸗ 
angehenden Schiffen vorbeifahren, und dieſe auch nur bei genügend 
breitem und tiefem Fahrwaſſer. Paſſagier-Dampfſchiffe dürfen ſich 
in der Mottlau überhaupt nicht vorbeifahren 

8 19. 
Vorſchriften über das Führen von Lichtern. 

Jedes Schiff, welches innerhalb des Hafens an einer vom Ufer ent⸗ 
fernten Stelle oder an einer Stelle des Ufers liegt, wo Schiffe in der 
Regel nicht zu liegen pflegen, muß von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang 
ein weißes Lich; in einer kugelförmigen Laterne von mindeſtens zwanzig 
Centim. Durchmeſſer an dem Punkte, wo es am beſten geſehen werden 
kann, in einer Höhe von nicht mehr als ſechs M. vom Schiffsrumpfe zeigen, 
und zwar in der Weiſe, daß ein klares, gleichförmiges und ununterbrochenes 
Licht auf eine Entfernung von mindeſtens einer Seemeile ſichtbar wird. 

Die in der Nacht — zwiſchen Sonnuntergang und Sonnaufgang — 
oder bei dichtem Nebel fahrenden Schiffe ſollen zwei erleuchtete Laternen, 
und zwar die eine am halben Maſte, bezw. wenn das Schiff keinen Maſt 
hat, an einer aufgerichteten Stange, die zweite am Bugſpriet führen. 

Die auf der Fahrt im Hafen befindlichen Seeſchiffe können anſtatt 
deſſen die den Vorſchriften der Verordnung zur Verhütung des Zuſammen⸗ 
ſtoßens der Schiffe auf See vom 7. Januar 1880 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. ©. 1) 
entſprechenden Lichter führen. 

Fähren ſind bei der Dunkelheit durch ein weißes Licht, welches bei 
Prahmfähren 2,5 M., bei Kahnfähren 1 Meter über Waſſer ſich befinden 
muß, zu erleuchten. 

§ 20. 
Beſondere Vorſchriſt in Beziehung auf Dampſſchiffe. 

Der Führer eines Dampfſchiffes, welches in die Nähe eines kleinen 
Fahrzeuges kommt, hat die Dampfkraft zu vermindern, und ſich von dem 
letzteren ſoweit entfernt zu halten, als es nach der Oertlichkeit zuläſſig iſt. 
Im Nothfalle muß der Führer des Dampfſchiffes, ſofern dies ohne Gefahr 
geſchehen kann, ſtoppen oder das Schiff rückwärts gehen laſſen. 

Die Führer kleiner Fahrzeuge d. h. ſolcher, welche weniger als 
8 Rauminhalt haben, ſind verpflichtet, den Dampfſchiffen auszu⸗ 
weichen. 

Bei der Annäherung von Dampfſchiffen an Fähranſtalten müſſen 
die Fährleute die Ueberfahrt einſtellen, bezw. wenn ſich die Fähre bereits 
auf dem Strom befindet, nach derjenigen Uferſeite ausweichen, welche ihnen 
am nächſteu liegt. 

an Hafenkanal und im Hafenbaſſin zu Neufahrwaſſer darf kein 
Dampfſchiff mit einer größeren Geſchwindigkeit als 3 Knoten, in der 
todten Weichſel dürfen Frachtdampfer nur mit einer Geſchwindigkeit von 
4 Knoten fahren. 

8 21. 


Verbot des Theerkochens. 
Das Zubereiten und Kochen von Theer, Pech, Harz, Oel und anderen 
feuergefährlichen Stoffen auf den Schiffen iſt unterſagt, und kann nur an 
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beſtimmten Stellen, welche vom Lootſen⸗Kommandeur oder von dem Stroms 
polizeiinſpektor hierzu werden angewieſen werden, ſtattfinden. 
§ 22. 


Wach e. 

Jedes Schiff muß während des Aufenthaltes im Hafenbezirke mit 
mindeſtens einem Mann beſetzt ſein, welcher bei Nacht die Wache auf dem 
Decke zu halten hat. Nur die im Winterlager befindlichen und ſolche 
Schiffe, für welche der Lootſen⸗Kommandeur bezw. der Strompolizei⸗ 
W ſolches geſtattet hat, dürfen vom Schiffer und von der Mann⸗ 
chaft gänzlich verlaſſeu werden. Es muß jedoch in ſolchen Fällen ein 
Bevollmächtigter am Orte beſtellt und dem Lootſen⸗-Kommandeur bezw. 
dem eee e namhaft gemacht werden, welcher die das 
Schiff betreffenden Anordnungen auszuführen hat. 


23. 
„ Hafenanlagen. 

Die Führer von Schiffen und Fahrzeugen, durch welche Beſchädi⸗ 
gungen der Hafenwerke oder Hafenanſtalten verurſacht worden ſind, dürfen 
den Hafen nicht eher verlaſſen, als bis der Schaden hergeſtellt, oder eine 
Kaution in dem von der Hafenpolizeibehörde vorläufig feſtzuſetzenden Betrage 
der vorausſichtlich erwachſenden Koſten hinterlegt iſt. 

24 


Verbot der Verunreinigung des Hafens. 

Verunreinigungen des Hafens und der Hafenanlagen ſind unterſagt. 
Steine, Erde, Schutt, Aſche, Schlacken, Kehricht und ähnliche Gegenſtände 
dürfen weder im Hafen noch auf der Rhede in das Waſſer geworfen, noch 
auf den Kais oder Löſchplätzen während eines längeren Zeitraumes gelagert 
werden, ſind vielmehr im Laufe deſſelben Tages, an welchem ſie dort hin⸗ 
gebracht werden, wieder wegzuräumen. 

Ballaſt kann mit Genehmigung der Hafenpolizeibehörde länger als 
einen Tag auf den Löſchplätzen lagern. 


25. 
Baden RN Kahnfahren. Kenn 

Außerhalb der beftehenden Badeanſtalten und der polizeilich beſtimmten 
öffentlichen Badeplätze darf im Hafenbezirke nicht gebadet werden. Des⸗ 
gleichen iſt es unterſagt, Kähne und ähnliche Fahrzeuge an Kinder unter 
14 Jahren und an ſolche Perſonen, welche mit der Behandlung ſolcher 
Fahrzeuge nicht vertraut ſind, zu überlaſſen oder zu vermiethen. 

26. 

i : Behandlung erplofiver Stoffe. 

Hinſichtlich des Transportes exploſiver Stoffe auf den im 2 5 
bezirk verkehrenden Schiffen und Fahrzeugen ſind die desfalls beftebenden 
Vorſchriften, gegenwärtig die Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit 
erplofiven Stoffen, vom 29. Auguſt 1879 (Reg Amtsblatt S. 226) zu 
befolgen. Die Anzeige, daß und welche Mengen derartiger exploſiver Stoffe 
auf einem Schiffe oder Fahrzeuge geführt werden. iſt ſofort beim Eintritte 
in den Hafenbezirk dem fungirenden Hafenpolizeibeamten zu machen. 

5 27. 
8 der Schiffe. 
Das Ausräuchern der Schiffe zur Vertreibung der Ratten darf nur 
mit beſonderer Erlaubniß der Hafenpolizeibehörde, unter Aufſicht einer 
16* 
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auf Koſten des Schiffes zu beſtellenden Wache vorgenommen, und es dürfen 
dabei nur Holzkohlen, welche keine Flamme geben, benutzt werden. 
3 28. 
Laden und Löſchen ce entzündlicher Gegenſtände. 

Beim Laden und Löſchen leicht entzündlicher Gegenſtände, als Hanf, 
Petroleum ꝛc. darf nicht Tabak geraucht, und in der Nähe nicht mit Feuer 
oder Licht verkehrt werden. Behufs der Controlle über die Befolgung dieſer 
Vorſchrift iſt die Hafenpolizeibehörde befugt, den Schiffen auf Koſten 
des Rheders oder des Schiffsführers eine Wache beizugeben. 

Im Uebrigen bewendet es wegen des Verkehrs mit Petroleum bei 
den desfallſigen Beſtimmungen der Polizeiverordnung der Königlichen Re⸗ 
gierung zu Danzig vom 21. Februar 1863 (Reg. Amtsblatt S. 25). 

8 29. 
Schadenſeuer. 

Wenn Feuer im Hafen oder in der Nähe deſſelben ausbricht, ſo 
haben ſich alle Schiffsleute unverzüglich auf ihre Fahrzeuge zu begeben, um 
die nöthigen Maßregeln zur Verhütung der Weiterverbreitung des Feuers 
nach den Anordnungen der Hafenpolizeibehörde bezw. der Hafenpolizei⸗ 
beamten ungeſäumt zur Ausführung zu bringen. 

$ 30. 
Anfeiſen 

Das Aufeiſen behufs Verholung, Aus- und Einlaufens von Fahr⸗ 
zeugen iſt nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Hafenpolizeibehörde 
geſtattet. Soweit die Führer der Fahrzeuge nicht vorziehen, ſelbſt dafür 
zu ſorgen, ſoll das Aufeiſen, wenn thunlich durch Vermittelung der Hafen- 
polizeibehörde, auf Koſten der Betheiligten, bewirkt werden. 


31. 
Benutzung der Ade und Löſchſtellen. 

Ueber die Zulaſſung zur Benutzung der Lade- und Löſchſtellen, mit 
Ausnahme der der Steuerbehörde ausſchließlich überwieſenen Plätze, eutſcheidet 
für den Hafenkanal, das Hafenbaſſin und die Weichſel innerhalb des Neu- 
fahrwaſſer Bezirks, der Lootſen-Kommandeur, für den übrigen Theil des 
Hafenbezirks der Strompolizei⸗Inſpektor. 

32. 
Beſondere Vorſchriften hinſichtlich des Ladens und Löſchens. 

Beim Laden und Löſchen am Hafenkanal und am Hafenbaſſin zu 
Neufahrwaſſer ſind folgende Vorſchriften zu befolgen: 

J. Die Güter ſind entweder mit Krähnen zu bewegen oder auf Löſch⸗ 
brücken aus den Schiffen und bezw. in dieſelben zu bringen. Sie 
dürfen nicht über die Kaimauern gewälzt und geſchleift, auf denſelben 
auch nicht gelagert werden. 

In der Nähe des Ufers, und zwar innerhalb eines Raumes von 
8 Metern von den Vorderkanten der Kaimauer und mindeſtens 
2 Meter von der Mitte der Haltepfähle abgerechnet, dürfen Güter 
nicht dauernd gelagert werden. Eine vorübergehende Niederlegung 
ſolcher Güter innerhalb des vorbezeichneten Raumes iſt geſtattet, 
jedoch nur im Gewicht von höchſtens 1800 Kilogramm auf den 
Quadratmeter und nur auf ſo lange, als dies behufs des Ent⸗ 
löſchens und Beladens der Schiffe, der Verwiegung und Inſtand⸗ 
ſetzung der Güter zum Zwecke ihrer Verladung oder Abfuhr, bezw. 
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behufs der zollamtlichen Kontrolle und Abfertigung nothwendig iſt. 

Güter, welche nach erfolgter Löſchung innerhalb dieſes Raumes vor⸗ 

übergehend niedergelegt ſind, müſſen ſpäteſtens innerhalb 24 Stunden 

wieder von dort entfernt werden. Eine längere Lagerung an der 
gedachten Stelle kann nur unter beſonderen Umſtänden mit ausdrück⸗ 
licher, im Einverſtändniſſe mit dem Hafenbau⸗Inſpektor ſchriftlich zu 
ertheilender Genehmigung des Lootſenkommandeurs ſtattfinden. Durch 
das Niederlegen von Gütern auf den Kais darf die Benutzung der 

Halte und Laternenpfähle nicht erſchwert werden. 

3. Innerhalb des Raumes von 8 bis 11 Metern landwärts von der 
Vorderkante der Kaimauer ab gerechnet, dürfen die Kais nur bis zu 
einer Belaſtung von höchſtens 1800 Kilogramm auf den Quadrat⸗ 
meter mit Gütern belegt werden. 

Lagerung von Holz. 
§ 33. 
Im Allgemeinen. 

Holz darf innerhalb des Hafenbezirks nur gelagert werden in der 
Weichſel, in den Mottlauarmen don der Steinſchleuſe bis zur Kuh- und 
Mattenbuder⸗Brücke und in den ſämmtlichen mit der Mottlau zuſammen⸗ 
hängenden Binnengewäſſern, überall jedoch nur inſoweit, als dadurch nach 
dem Ermeſſen der Hafenpolizeibehörde die Schifffahrt und die Baggerungs⸗ 
arbeiten nicht beeinträchtigt werden. * 

§ 34. 
Insbeſondere in der Weſchſel 

In der Weichſel muß auf der Strecke von dem Plehnendorfer 
Schleuſenkanal abwärts bis zur Bootsmanns⸗ (Schuiten⸗) Lake unter allen 
Umſtänden ein Fahrwaſſer von mindeſtens 40 Metern Breite von dem 
oberen Eingange der Bootsmannslake abwärts ein 60 Meter breites Fahr⸗ 
waſſer von jeder Holzlagerung frei bleiben. Per: 

Vor dem rechten, zum Treideln benutzten Ufer der Weichſel, von 
dem Plehnendorfer Schleuſenkanal bis zur Bootsmannslake darf nur Holz 
in einer Breite von 20 Metern angelegt werden. Holz, welches vor den 
Przerabka⸗Plätzen lagert, muß auf Verlangen der Beſitzer derſelben den 
Getreideführenden oder abholenden Schiffen, bezw. Traften Platz machen. 

Der der Plehnendorfer Schleuſe zunächſt liegende coupirte Weichſelarm 
darf nur auf einer Länge von 110 Metern, vom Schleuſendamm ab ge⸗ 
rechnet, mit Holz belegt werden. Der andere Theil dieſes Armes muß 
jederzeit frei bleiben. Auf den mit Gordingswänden verſehenen Strecken, 
ſowie an den Bohlwerken iſt das Anlegen nur für ſolche Hölzer geſtattet, 
welche zum ſofortigen Verladen in die dort liegenden Schiffe beſtimmt ſind. 

Ausgeſchloſſen von aller Holzlagerung ſind: 

a. am rechten Ufer die Strecke von der Ausmündung der Bootsmanns⸗ 
lake bis zu dem mit einem rothen Pfahle bezeichneten Punlte, 

b. am linken Ufer die Strecke längs der Kaiſerlichen Werft. 


» or 


35. 
Erforderniß beſonderer . zur Holzlagerung. b 
Für jede Lagerung von Holz im Hafenbezirke bedarf es der Ein⸗ 
holung ſchriftlicher Erlaubniß, welche der Strompolizei⸗Inſpektor ertheilt. 


A 
r * ’ 
ur 
5 
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Erſt nachdem dieſe Erlaubniß erwirkt iſt, dürfen die Holztraften die 
Plehnendorfer Schleuſe paſſiren, um ſich ſofort an die ihnen angewieſene 
Stelle zu begeben, wo ſie, wenn ſie dort angelegt werden ſollen, gehörig 
zu befeſtigen ſind. Nur in Nothfällen iſt der Schleuſenmeiſter befugt, das 
Paſſiren der Schleuſe vor Ertheilung der Erlaubniß zur Lagerung des 
Holzes innerhalb des Hafenbezirks zu geſtatten. In dieſem Falle müſſen 
die Tafeln jedoch bis zur ſofort einzuholenden Beſtimmung des Strom⸗ 
polizei⸗Inſpektors in der ſog. Süderrinne bei der Schleuſe verbleiben. 


§ 36. 
Verlegen von Hölzern. 
Ohne Genehmigung des Strompolizei⸗Inſpektors oder der ihm unter⸗ 
ſtellten Beamten dürfen Hölzer, ſofern dieſelben nicht zur ſofortigen Ver⸗ 
ladung beſtimmt ſind, oder aus der Weichſel fortgeſchafft werden ſollen, 
nicht verlegt werden. 5 
Für die Bewegung der Hölzer gelten folgende Beſtimmungen: 
a. die Breite der Transporte darf nicht 10 Meter überſchreiten, 
b. auf der todten Weichſel von der Plehnendorfer Schleuſe bis zum 
Hafentana! zu Neufahrwaſſer, ſowie in der Bootsmanns⸗(Schuiten⸗) 
Lake dürfen die Transporte nicht über 6 Tafeln enthalten, und nicht 
über 120 Meter lang ſein, wenn ſie geſchoben oder durch Menſchen 
gezogen werden; ſie dürfen aber bis zu 12 Tafeln enthalten und 
bis zu 240 Meter lang ſein, wenn ſie durch Dampfſchiffe oder Pferde 
geſchleppt werden. In der Bootsmannslake darf nur geſchoben oder 
getreidelt werden; 

in der Mottlau, in dem neuen Kanal unterhalb des Milchpeter⸗ 
Grundſtücks und in dem Hafenkanal zu Neufahrwaſſer dürfen die 
Transporte nicht über 4 Tafeln enthalten und nicht über 80 Meter 
lang ſein. Das Schleppen der Hölzer durch Pferde oder Dampf⸗ 
ſchiffe iſt in der Mottlau und in dem neuen Kanale unterhalb des 
Milchpeter⸗Grundſtücks garnicht, im Hafenkanale zu Neufahrwaſſer 
un nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Lootſen-Kommandeurs 
geſtattet; 

die Traften müſſen mit der erforderlichen Anzahl des Holzflößens 
kundiger und fähiger, mit den nöthigen Geräthſchaften verſehener 
Leute beſetzt ſein; es ſind dabei an Mannſchaften mindeſtens zu ver⸗ 
wenden: 

bei einer Tafel 1 Mann, 

„ 2 oder 3 Tafeln 2 Mann, 

„ 4, 5 oder 6 Tafeln 3 Mann, 

„ 7 oder 8 Tafeln 4 Mann, 

„ 9 oder 10 Tafeln 5 Mann, 

„11 oder 12 Tafeln 6 Mann, 2 
die Holztransporte dürfen bei Fähranſtalten nur in ſolchen Zwiſchen⸗ 

räumen vorüber fahren, daß die Fähre zwiſchen den einzelnen Traften 
je einmal über den Strom gehen kann. Wenn Baggerarbeiten die 
Freilegung einer Stromſtrecke erfordern, ſo müſſen die Hölzer auf 
Anordnung der Hafenpolizeibehörde innerhalb der von derſelben zu 
beſtimmenden Friſt beſeitigt werden. i 
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37. 
Pflichten der 35 der Holztraften. 
Die Mannſchaft, welche die Traften begleitet, darf vor Anlegung und 
ordnungsmäßiger Befeſtigung derſelben nicht entlaſſen werden. Degleichen 
haben die Führer bis dahin auf den Flößen zu verweilen. 


38. 
Stockungen und 3 beim Verkehr der Holztraften. 

Die Führer und Mannſchaften der Flöße haben allen Anordnungen, 
welche in Beziehung auf das Rangiren und Befeſtigen der Traften und 
insbeſondere zur Vermeidung oder Behebung von Stockungen und Unord⸗ 
nungen Seitens der Hafenpolizeibehörde oder der zuſtändigen Hafenpolizei⸗ 
beamten getroffen werden, pünktlich Folge zu leiſten. widrigenfalls die An⸗ 
ordnung mittelſt der geſetzlichen Zwangsmaßregeln zur Ausführung ge— 
bracht wird. 

39. 
Vertreiben von Hölzern. 

Werden angelegte Traften oder Theile derſelben durch höhere Gewalt 
losgeriſſen und im Waſſer umhergetrieben, ſo iſt die Hafenpolizeibehörde, 
ſalls nicht der Eigenthümer oder der Disponent des Holzes alsbald zum 
Sammeln und Feſtlegen der losgeriſſenen Stücke ſchreitet, befugt, dies auf 
Koſten deſſelben ausführen zu laſſen. Das aufgefangene Holz wird bis 
zur Erſtattung der entſtandenen Koſten zurückbehalten. 


$ 40. 
Holzpäſſe. 

Den Uferbeſitzern iſt unterſagt, vor ihren Grundſtücken Pfähle in 
die Weichſel einzuſchlagen und dieſelben durch ſogenannte Päſſe zu dem 
Ende zu verbinden, um den in dieſer Weiſe eingeſchloſſenen Waſſerraum 
dem allgemeinen Gebrauch zu entziehen. Dagegen kann die Hafenpolizei⸗ 
behörde geſtatten, Hölzer, welche am Ufer lagern, vorübergehend mit Päſſen 
zu umſchließen, und innerhalb derſelben das Holz zu braafen. Hierdurch 
wird jedoch kein Recht auf dauernde Benutzung der in dieſer Weiſe ent» 
ſtandenen Braakſtelle erworben; vielmehr iſt die Hafenpolizeibehörde befugt, 
jederzeit die Wegräumung bezw. die Veränderung der Päſſe anzuordnen. 
a n keinem Falle dürfen ſolche vorübergehend zugelaſſene Braakplätze 
in das Fahrwaſſer hineinragen. Die innerhalb der Päſſe lagernden Hölzer 
müſſen derartig befeſtigt oder geſtapelt werden, daß ihr Forttreiben ver⸗ 
hindert wird. 


41. 
Bewachung 8 lagernden Holzes. 

Die Eigenthümer des im Hafenbezirke lagernden Holzes ſind ver⸗ 
pflichtet, geeignete Perſonen zur Bewachung deſſelben zu beſtellen. Wenn 
deren Verhalten zu Ausſtellungen Veranlaſſung geben ſollte, jo find die⸗ 
ſelben auf desfallſige Aufforderung der Hafenpolizeibehörde zu entlaſſen und 
durch andere taugliche Wächter zu erſetzen. 

8 42. 
Obliegenheiten der Holzwächter. 

Die Wächter haben ſich dauernd auf den ihnen anvertrauten Hölzern 
oder in der Nähe derſelben aufzuhalten. Sie müſſen mit den nöthigen 
Geräthſchaften, Stricken, Troſſen, Stangen und Booten verſehen ſein. 
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§ 43. 
Dauer der Lagerung des Holzes. 

Das in den Hafengewäſſern lagernde Holz muß ſofort beſeitigt 
werden, wenn Verkehrsſtockungen dadurch entſtehen, bezw. die Aufnahme 
neuer Zufuhren behindert wird. Den von der Hafenpolizeibehörde nach 
Anhörung, bezw. auf Antrag des Vorſteheramtes der Kaufmannſchaft zu 
Danzig ausgehenden Anordnungen über Räumung oder Stapelung ſämmt⸗ 
licher in den Hafengewäſſern lagernden Hölzer bezw. einzelner Kategorien 
derſelben, iſt von den Betheiligten pünktlich Folge zu leiſten 


§ 44. 
Strafbeſtimmung. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Polizeiverordnung 
bezw. Unterlaſſungen der durch dieſelbe vorgeſchriebenen . werden, 
ſoweit nicht nach den Reichs- oder Landesgeſetzen, insbeſondere nach § 366 
unter Nr. 9 und 10 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich, eine 
höhere Strafe eintritt, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 


Dieſe Strafe trifft unter allen Umſtänden die Führer der Schiffe 
und Fahrzeuge, bezw. diejenigen Perſonen, welchen die Verfügung über die 
Flöße zuſteht, in Anſehung der hinſichtlich der betreffenden Schiffe, Fahr⸗ 
zeuge und Flöße begangenen Uebertretungen, ferner die Mannſchaften, ſo⸗ 
weit ihnen beſtimmte Verpflichtungen durch dieſe Polizeiverordnung auf⸗ 
erlegt ſind. 

Danzig, den 19. Auguſt 1880. 

Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 
(gez.) v. Ernſth auſen. 


Anhang a. (Amtsblatt 1882, Seite 205.) 


Mit Bezug auf § 74 des Geſetzes über die Organiſation der allge⸗ 
meinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 wird, unter Zuſtimmung des 
Bezirksraths, der 8 16 der Polizeiverordnung für den Hafen zu Danzig 
vom 19. Auguſt 1880 (Amtsblatt S. 173) hierdurch aufgehoben und in 
folgender Faſſung wieder hergeſtellt: 

Im Hafenkanal, im ee und in der Mottlau iſt das Segeln 
der Fahrzeuge, mit Ausnahme der Boote unterſagt. Dampfſchiffe von 
mehr als 3,5 Meter Tiefgang dürfen im Hafenkanal und im Hafenbaffin 
mit eigener Dampfkraft, jedoch nur mit einer Geſchwindigkeit von 2 Knoten 
oder 1 Meter in der Sekunde fahren, wenn die Schraube ſich in einem 
Abſtande von mindeſtens 15 Meter von der Ufereinfaffung befindet. Dampf: 
ſchiffe, welche 3,5 Meter oder weniger tief gehen, dürfen im Hafenkanal 
und im Hafenbaſſin, jedoch nur mit einer Geſchwindigkeit von 3 Knoten 
oder 1,5 Meter in der Sekunde fahren, wenn die Schraube fi in einem 
Abſtande von mindeſtens 6 Meter von der Ufereinfaſſung befindet. 

Die Führer von Segelſchiffen und Dampfſchiffen, welche nicht mit 
eigener Kraft fahren dürfen, haben wenn ſie den Hafenkanal paſſiren 
wollen, dem Lootſenkommandeur Anzeige zu machen und die Beſtimmung 
darüber einzuholen, wann ſie fahren können. 

Danzig, den 24. Juni 1882. 

er Regierungs⸗Präſident. 
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Anhang b. (Amtsblatt 1884, Seite 65.) 

Auf Grund der SS 73 und 74 des Organiſationsgeſetzes vom 
26. Juli 1880 wird unter Zuſtimmung des Bezirksraths in Ergänzung 
der Hafenpolizeiverordnung für Danzig vom 19. Auguſt 1880 verordnet: 

Das Feuermachen und Kochen auf Schiffen und Waſſerfahrzeugen, 
welche innerhalb einer Entfernung von 120 Meter von der Redoute Ham— 
burger bei Weichſelmünde anlegen, iſt verboten. 

E werden mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 

anzig, den 15. März 1884. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Anhang c. (Amtsblatt 1884, Seite 231) 


Auf Grund der 88 138 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landes Verwaltung vom 30. Juli 1883 wird unter Zuſtimmung des 
Bezirksausſchuſſes zuſätzlich zu § 32 Nr. 3. der Hafenpolizeiverordnung 
vom 19. Auguſt 1880 verordnet: 

Die Beſchränkung, daß innerhalb des Raumes von 8 bis 11 Metern 
landwärts von der Vorderkannte der Kaimauer abgerechnet, die Kais nur 
bis zu einer Belaſtung von höchſtens 1800 Kilogramm auf den Quadrat⸗ 
meter mit Gütern belegt werden dürfen, wird für die Strecke der Kaimauer 
von der Zollabfertigungsſtelle am Hafenkanal bis zur Schulſtraße auf 
gehoben. 

Danzig, den 1. Oktober 1884. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


Anhang d. (Amtsblatt 1887, Seite 17.) 


Auf Grund des § 138 des Geſetzes über die allgemeine Yandesver- 
waltung vom 30. Juli 1883 (G.⸗S. S. 195) verordne ich hierdurch 
vorbehaltlich der Zuſtimmung des Bezirks⸗Ausſchuſſes: 

Der § 30 der Polizeiverordnung für den Hafen zu Danzig vom 
19. Auguſt 1880 (Extra-Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig 
vom 4. September 1880 Nr. 36) wird durch nachſtehende Beſtim⸗ 


mung erſetzt: 
$ 30. 


Aufeiſen. 
a Das Aufeiſen behufs Verholung, Aus- und Einlaufen von Fahrzeugen 
iſt nur mit ausdrücklicher Genehmigung der Hafenpolizeibehörde geſtattet. 
Wenn ſich das Bedürfniß zum Aufeiſen ergiebt, jo wird dem Vor: 

ſteheramt der Kaufmannſchaft von der Hafenpolizeibehörde anheimgeſtellt, 
für das Aufeiſen und die Unterhaltung einer Fahrrinne Sorge zu tragen. 
Erklärt das Vorſteheramt ſich hierzu bereit, ſo werden nach Anhörung des⸗ 
ſelben die Bedingungen, unter denen die Benutzung der Fahrrinne jtatt- 
finden darf, und die Entſchädigungen, welche dafür zu entrichten ſind, von 
der Hafen⸗Polizei⸗Behörde für einen beſtimmten Zeitraum feſtgeſetzt. 

„Die Schiffe werden während deſſelben nur gegen den Nachweis der 
Erfüllung dieſer Bedingungen und der Zahlung der feſtgeſetzten Entſchädi⸗ 
gungen zur Benutzung der Fahrrinne zugelaſſen. 

„Lehnt das Vorſteheramt der Kaufmannſchaft das Unternehmen ab, 
ſo iſt den Führern das Aufeiſen ſelbſt zu überlaſſen. 
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Die Art des Aufeiſens unterliegt in allen Fällen der Beſtimmung 
der Hafen⸗Polizeibehörde. 
ER 5 Polizei⸗Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündigung 
in Kraft. 
Danzig, den 20. Januar 1887. 
Der Regierungs-Präſident. 


Anhang e. (Amtsblatt 1887, Seite 83.) 


Zu der von mir unter dem 20. Januar 1887 vorläufig erlaſſenen 
Polizeiverordnung, betreffend die Abänderung des § 30 der Polizei-Ver⸗ 
ordnung für den Hafen zu Danzig vom 19. Auguſt 1887 (Amtsblatt Nr. 3) 
hat der Bezirksausſchuß in der Sitzung vom 5. Februar 1886 nachträglich 
ſeine Zuſtimmung ertheilt. 

Danzig, en 9. März 1887. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


64. Polizei⸗Verordnung betreffend die Annahme von Lootſen 
für die nach dem Hafen von Danzig beſtimmten und die von 
dort ausgehenden Schiffe. 


(Amtsblatt 1880, Seite 180.) 


Auf Grund des § 115 des die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbe⸗ 
hörden und der Verwaltungsgerichtsbehörden im Geltungsbereiche der 
Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 (G.⸗S. S. 335) betreffenden Ge⸗ 
ſetzes vom 26. Juli 1876 (G.⸗S. S. 297) bezw. der 88 77 und 78 der 
gedachten Provinzialordnung in Verbindung mit den SS 6, 12 und 15 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (Geſ.⸗S. S. 265) 
und dem Geſetze, betreffend die Erleichterung des Lootſenzwanges in den 
Häfen und Binnengewäſſern der Provinzen Preußen und Pommern, vom 
9. Mai 1853 (G.⸗S. S. 216) verordne ich mit Zuſtimmung des Provinzial⸗ 
raths der Provinz Weſtpreußen unter Aufhebung der beiden Polizei⸗Ver⸗ 
ordnungen der Königl. Regierung zu Danzig vom 20. April 1865 (Reg. 
Amtsblatt S. 135 und 136) was folgt: 


8 1. 

Jeder Führer eines den Hafen von Danzig berührenden Schiffes iſt, 
ſoweit nicht nach den Beſtimmungen im § 2 dieſer Polizei⸗Verordnung 
Ausnahmen zugelaſſen ſind, verpflichtet, bei dem Einlaufen aus der See 
in den Hafen und beim Auslaufen aus demſelben in die See, ſowie auf 
der Binnenfahrt innerhalb des Hafens ſich der Hülfe eines Lootſen nach 
den in dieſer Polizeiverordnung enthaltenen Beſtimmungen zu bedienen. 

Zu dieſem Ende haben die Führer der Schiffe, welche in den Hafen 
einlaufen wollen, beim Anlangen auf der Rhede die Lootſenflage aufzuziehen 
And auf der Rhede die Ankunft eines Lootſen an Bord abzuwarten. 


8 2. r 
Von der Verpflichtung zur Annahme eines Yootjen find, abgeſehen 
von den Kriegsfahrzeugen der Deutſchen Marine und den zum Dienſte für 
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dieſelbe herangezogenen, von Kaiſerlichen Marine⸗Ofizieren geführten Fahr⸗ 
zeugen, befreit die Führer 
a. von Schiffen der Hafenbau⸗Verwaltung, 
b. von offenen 5 jeder Art, 
3 von Lichterfa 
e 


rzeugen jeder Art, 

von bedeckten, ohne Kiel mit dem flachen Boden gebauten Fahrzeugen 

von Küſtenfahrzeugen, welche nur zu Fahrten zwiſchen den Häfen der 

Oſtſee einſchließlich der Häfen am Sunde und an den Belten beſtimmt 

ſind, inſofern dieſelben nicht mehr als 170 Kubikmeter Rauminhalt 

haben, und nicht tiefer als 2,2 Meter gehen, jedoch nur beim Aus⸗ 
gehen aus dem Hafen und nachdem ſie ſich vorher im Lootſenbüreau 

zu Nenfahrwaſſer gemeldet haben, 8 

„von Paſſagier⸗ und Bugſirdampfſchiffen des Danziger Hafens. Es 
bleiben jedoch die Führer der von letzteren bugſirten Schiffe zur An⸗ 
nahme eines Lootſen verpflichtet, ſoweit nicht in Anſehung derſelben 

a Befreiung nach den Beſtimmungen unter a bis g eintritt. Ferner 

önnen 

. die Führer von regelmäßig fahrenden Dampfſchiffen durch ein ſchriftlich 
zu ertheilendes Atteſt der Hafenbehörde vom Lootſenzwange befreit 
werden. Für die Führer der unter b., d. f. und g. bezeichneten 

Schiffe tritt die Befreiung von der Verpflichtung, ſich der Hülfe 

eines Lootſen zu bedienen, nicht ein, wenn die Schiffe entweder mit 

Ballaſt oder mit Gütern und Ballaſt beladen ſind, es ſei denn, daß 

im letzteren Falle die Güter den Ballaſt derartig bedecken, daß er nicht 

ohne Löſchung der Ladung oder eines Theiles derſelben aus dem 

Seeſchiffe entfernt werden kann, oder daß der Ladungsraum ſolcher 

Ballaſt führenden Schiffe von der Steuerbehörde unter Verſchluß 

gelegt iſt. Die Verpflichtung zur Annahme von Lootſen fällt für 
die Führer einlaufender Schiffe überhaupt weg in den Fällen der 
äußerſten Noth. 
8 3. 

Der Lootſe hat die Fahrt des Schiffes zu leiten und die hierzu er⸗ 
forderlichen Anordnungen zu treffen. 

Der Schiffer hat den Lootſen dabei zu unterſtützen, ſich während der 
Fahrt in unmittelbarer Nähe deſſelben aufzuhalten und dafür zu ſorgen, 
daß die Anordnungen des Lootſen gehörig ausgeführt werden; insbeſondere 
hat der Schiffer die zur Ausführung erforderlichen Befehle zu ertheilen und 
darauf zu halten, daß dieſelben von der Schiffsmannſchaft pünktlich befolgt 
werden. Sollte aber der Lootſe, nach der Ueberzeugung des Schiffers, 
durch ſeine Anordnungen das Schiff gefährden oder ſolche Fehler machen, 
welche ihn als unfähig zur Leitung der Fahrt erſcheinen laſſen, ſo iſt der 
Schiffer befugt, den Lootſen außer Thätigkeit zu ſetzen und die Leitung der 
Fahrt ſelbſt zu übernehmen. Ein ſolcher Fall muß aber von dem Schiffer 
gleich nach feiner Ankunft der Hafenpolizeibehörde zur weiteren Unterſuchung 
angezeigt werden. 

8 4 


Kommt dem Schiffe ein Lootſenboot zum Beſetzen entgegen, ſo hat 
der Schiffer das Anlegen des Boots auf jede Weiſe zu erleichtern. Der 
Sgiffer iſt verpflichtet, dem Lootſen jede von dieſem erforderte Auskunft 


252 Abſchnitt IV. Wege: (Eifenbahn-) und Waſſer⸗ (Schifffahrts⸗) Polizei. 


5 5 das Schiff, deſſen Mannſchaft und Ladung wahrheitsgetreu zu er⸗ 
theilen. 

Die den Vorſchriften dieſer Polizei⸗Verordnung zuwiderhandelnden 
Schiffsführer und Mannſchaften werden nach § 2 des im Eingange er⸗ 
wähnten Geſetzes vom 9. Mai 1853 mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark 
oder mit Haft bis zu ſechs Wochen beſtraft. 

Danzig, den 19. Auguſt 1880. 

Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
gez. v. Ernſthauſen. 


Anhang. (Amtsblatt 1887. Seite 69.) 


Polizeiverordnung. 

Auf Grund der §§ 138 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Sen 1883 — Geſetz-Sammlung Seite 195 
— in Verbindung mit dem Geſetze betreffend die Erleichterung des Lootſen⸗ 
zwangs in den Häfen und Binnengewäſſern der Provinzen Preußen und 
Pommern vom 9. Mai 1853 — Geſetz⸗Sammlung Seite 216 — wird 
unter Aufhebung der Polizei-Verordnung vom 7. Oktober 1882 — Amts- 
blatt Seite 320 Nr. 505 — mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes der 
§ 2 der Polizei-Berordnung betreffend die Annahme von Lootſen für die 
nach dem Hafen von Danzig beſtimmten und die von dort ausgehenden 
Schiffe vom 19. Auguſt 1880 — Amtsblatt Seite 180 hierdurch in der 
Weiſe abgeändert, daß er fortan lautet: 


Von der Verpflichtung zur Annahme eines Lootſen find, 5 9 5 


von den Kriegsfahrzeugen der Deutſchen Marine und den zum Dienſte für 
dieſelbe herangezogenen von Kaiſerlichen Marine⸗Offizieren geführten Fahr⸗ 
zeugen befreit die Führer 

a. von Schiffen der Hafenbauverwaltung, 

b. von offenen Fahrzeugen jeder Art, 

0. von Lichterfahrzeugen jeder Art, 

von bedeckten, ohne Kiel mit flachem Boden gebauten Fahrzeugen, 

e. von Küſtenfahrzeugen, welche nur zu Fahrten zwiſchen den Häfen der 
Oſtſee einſchließlich der Häfen am Sunde und an den Belten be⸗ 
ſtimmt find, inſofern dieſelben nicht mehr als 170 ebm Rauminhalt 
haben und nicht tiefer als 2,2 m gehen, ſowie von Fahrzeugen, 
welche ausſchließlich zur Fiſcherei benutzt werden und ihren Heimaths⸗ 
hafen im Regierungsbezirk Danzig haben, ſofern der Schiffsführer nach 
dem Ermeſſen des Lootſen-Kommandeurs zur lootſenfreien Einführung 
des Fahrzeuges befähigt iſt, . 

von Paſſagier⸗ und Bugſirdampfſchiffen des Danziger Hafens. Es 
bleiben jedoch die Führer der von letzteren bugſirten Schiffe zur An⸗ 
nahme eines Lootſen verpflichtet, ſoweit nicht in Anſehung derſelben 
eine Befreiung nach den Beſtimmungen unter a bis g eintritt. 

Ferner können 

die Führer von regelmäßig fahrenden Dampfſchiffen durch ein 
ſchriftlich zu ertheilendes Atteſt der Hafenbehörde vom Lootſenzwange 
befreit werden. Für die Führer der unter b, d, e, k und g er 
neten Schiffe tritt die Befreiung von der Verpflichtung, ſich der 
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Hülfe eines Lootſen zu bedienen, nicht ein, wenn die Schiffe entweder 
mit Ballaſt oder mit Gütern und Ballaſt beladen ſind, es ſei denn, 
daß im letzteren Falle die Güter den Ballaſt derartig bedecken, daß 
er nicht ohne Löſchung der Ladung oder eines Theiles derſelben aus 
dem Seeſchiffe entfernt werden kann, oder daß der Ladungsraum 
ſolcher Ballaſt führenden Schiffe von der Steuerbehörde unter Ver⸗ 
ſchluß gelegt iſt. Die Verpflichtung zur Annahme von Lootſen fällt 
für die Führer einlaufender Schiffe überhaupt weg in den Fällen 
der äußerſten Noth. 
Danzig, den 24. Februar 1887. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


65. Polizei⸗Verordnung zum Schutze der Schifffahrtszeichen. 
(Amtsblatt 1880, Seite 22.) 


Auf Grund des § 115 des Zuſtändigkeits⸗Geſetzes vom 26. Juli 
1876 (Geſetz Sammlung S. 297) und beziehungsweiſe der 88 77 und 78 
der Provinzial⸗Ordnung für die Provinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 
1875 (Geſetz- Sammlung S. 335), in Verbindung mit den SS 6, 12 und 
15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung S. 265) verordne ich, unter Zuſtimmung des Provinzialraths, 
für den Umfang der ganzen Provinz Weſtpreußen und deren Küſtengebiet, 
was folgt: 

8 1. 

Wer die zur Sicherung der Schifffahrt ausgelegten Bojen, Tonnen 
oder ſonſtige Merkmale, welche zu dieſem Zwecke aufgeſtellt oder ausgelegt 
ſind, aus Fahrläſſigkeit zerſtört, beſeitigt oder unbrauchbar macht, wird, 
ſoweit nicht nach beſtehenden anderweiten Beſtimmungen eine ſchwerere 
Strafe eintritt, auf Grund des § 366, Nr. 10 des Strafgeſetzbuchs für 
das deutſche Reich, mit einer Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft 
bis zu 14 Tagen beſtraft. | 


Zur Vermeidung der gleichen Strafe hat jeder Schiffer, welcher von 
einer Zerſtörung, Beſeitigung oder Beſchädigung derartiger Schifffahrts⸗ 
zeichen Kenntniß erhält, hiervon der Polizeibehörde desjenigen Hafens, 
welchen er zuerſt erreicht, alsbald nach ſeiner Ankunft Anzeige zu machen. 
Danzig, den 8. Januar 1880. > 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


66. Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßzens von 
Schiffen. 
(Amtsblatt 1880, Seite 182.) 

Die in Nr. 1 des diesjährigen Reichsgeſetzblattes bekannt gemachte 
Verordnung zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See 
vom 7. Januar 1880, welche mit dem 1. September d. J. in Kraft tritt, 
findet auch auf die mit der See im Zuſammenhange ſtehenden, von See⸗ 
ſchiffen befahrenen Gewäſſer Anwendung. Alle dieſer Verordnung entgegen 
ſtehenden Beſtimmungen, alſo auch die früher über die Führung von Lichtern 
erlaſſenen Vorſchriften treten mit dem 1. September d. J. außer Gültigkeit. 
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Solches wird mit Bezug auf die Amtsblatts-Bekanntmachung vom 
28. Oktober 1858, S. 265 und mit dem Bemerken in Erinnerung gebracht, 
daß die Befolgung der vorbemerkten Verordnung von allen Schifffahrts⸗ 
und Hafenpolizeibehörden, dem Lootſenperſonal und den Fiſchereibeamten zu 
überwachen iſt. 
Danzig, den 25. Auguſt 1880. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


67. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Annahme von Haff⸗ 
lootſen für den Schiffsverkehr zwiſchen Königsberg und 
Pillau, Braunsberg und Elbing. 


(Amtsblatt 1881, Seite 85.) 


Auf Grund der SS 76, 77 und 78 der Provinzial-Ordnung für die 
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, Schleſien und Sachſen vom 
29. Juni 1875 (Geſetz-Sammlung Seite 335) beziehungsweiſe des § 115 
des Geſetzes, betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und der 
Verwaltungsgerichtsbehörden im Geltungsbereiche der gedachten Provinzial⸗ 
ordnung vom 26. Juli 1876 (Geſetz⸗Sammlung Seite 297) in Verbindung 
mit den §§ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) und den SS 1 und 2 des 
Geſetzes, betreffend die Erleichterung des Lootſenzwanges in den Häfen und 
Binnengewäſſern der Provinz Preußen und Pommern vom 9. Mai 1853 
(Geſetz- Sammlung Seite 216) verordnen wir mit Zuſtimmung der Provinzial⸗ 
räthe der Provinzen Oſtpreußen und Weſtpreußen, unter Aufhebung der 
Beſtimmungen der Polizeiverordnung der Königlichen Regierung zu Königs⸗ 
berg und Danzig vom 11. November 1853, ſowie der Polizei⸗Verordnungen 
der Königlichen Regierung zu Königsberg vom 4. Juni 1853, vom 16. Juni 
1864, vom 15. Juli 1864 und vom 31. März 1876, ſoweit dieſelben den 
Schiffsverkehr zwiſchen Königsberg und Pillau, Braunsberg und Elbing 
betreffen, was folgt: 

6; 


Jeder Führer eines Schiffes iſt verpflichtet, ſich bei der Fahrt zwiſchen 
Königsberg, Pillau. Braunsberg und Elbing und zwiſchen Elbing, Brauns- 
berg, Pillau und Königsberg eines Hafflootſen nach den in dieſer Polizei- 
Verordnung enthaltenen Beſtimmungen und zwar auch für den Fall zu 
bedienen, daß ſein Schiff von einem Dampfer geſchleppt wird. 

8 2. 
Von dieſer Verpflichtung ſind frei: i 

1. die zur Kaiſerlichen Marine gehörenden Kriegsfahrzeuge und die für 
die Kaiſerliche Marine verwendeten Priontfobrgenge jo lange dieſe 
von Offizieren der Kaiſerlichen Marine geführt werden, 

2. die unter einer Königlichen Verwaltung und unter den Aelteſten der 
Kaufmannſchaft zu Elbing ſtehenden, beziehungsweiſe die von denſelben 
zu Hafen- und Pilotagezwecken verwendeten Privatfahrzeuge für die 
Zeit dieſes Gebrauchs, 

3. die Führer von offenen Fahrzeugen jeder Art, 
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4. die Führer von bedeckten, nicht tiefer als 2,85 Meter gehenden 
Schiffen und Fahrzeugen, 

5. die Führer von Lichterfahrzeugen jeder Art, 

6. die Führer anderer Fahrzeuge und Seeſchiffe, ſowie der Dampfſchiffe 
und Dampfſchleppſchiffe, welche vor dem Lootſen⸗Commandeur zu 
Pillau oder dem Vorſteher der ee de in Elbing im 
Beiſein eines Lootſen nachgewieſen haben, daß ſie mit der Fahrt 
zwiſchen Pillau und Königsberg beziehungsweiſe zwiſchen Pillau, Brauns⸗ 
berg und Elbing und zwiſchen Elbing, Braunsberg, Pillau und 
Königsberg vollſtändig bekannt ſind. Das hierüber auf ein Jahr 
auszuſtellende Zeugniß kann dem Schiffer von Jahr zu Jahr bei 
ſeiner Anweſenheit in Pillau oder Elbing prolongirt werden. 

Sind die unter Nr. 3, 4, 5 und 6 bezeichneten Schiffe und Fahrzeuge 
entweder mit Ballaſt oder mit Gütern und Ballaſt beladen, ſo ſind die⸗ 
ſelben — ausgenommen bei Fahrten von Königsberg nach Pillau und von 
Elbing nach Pillau — zur Annahme von Hafflootſen verbunden. 

ſt aber bei der Beladung mit Gütern und Ballaſt der letztere von 
den Gütern jo bedeckt, daß er nicht ohne Löſchung der Ladung oder eines 
Theiles derſelben aus dem Schiff entfernt werden kann, oder iſt der Ladungs⸗ 
raum eines ſolchen Ballaſt führenden Schiffes von der Steuerbehörde ge⸗ 
ſchloſſen, fo iſt deſſen Führer zur Annahme eines Lootſen nicht verpflichtet. 


2 


2. 
Die Zuordnung eines Lootſen iſt beim Lootſenkommandeur, in Elbing 


bei dem Vorſteher der Hafenbau-Deputation nachzuſuchen, und es iſt dabei 
die Lootſengebühr gegen Quittung zu erlegen. Dem Lootſenkommandeur 
ſteht die Befugniß zu, die Zuordnung eines Lootſen zu verweigern, ſofern 
das Schiff zu tief liegt, und deſſen Leichterung anzuordnen, auch zu be⸗ 
ſtimmen, welche Anzahl von Leichter-Schiffen einem Dampfſchiffe anzuhängen 
ſind. Dem an Bord kommenden Lootſen hat der Schiffer beim Ein⸗ und 
Ausgehen die Leitung des Schiffes zu überlaſſen, auch dafür Sorge zu 
tragen, daß den Befehlen des Lootſen von Seiten der Schiffsmannſchaft 
ſchnell und pünktlich Folge geleiſtet wird. 

Ebenſo hat der Schiffer jede gewünſchte Auskunft über Tiefgang des 
Schiffes und deſſen ſonſtige Eigenſchaften wahrheitsgetreu zu ertheilen. 

Sollte der Lootſe bei Führung des Schiffes Fehler machen, die das 
Schiff in Gefahr ſetzen und ſich nicht warnen laſſen, jo ſteht es dem Schiffer 
frei, dem Lootſen die Führung des Schiffes abzunehmen. Ein ſolchec Fall 
muß aber der Hafen-⸗Polizeibehörde ſogleich angezeigt werden. 

§ 4. 

Die den vorſtehenden Beſtimmungen zuwiderhandelnden Schiffsführer 
oder Schiffer werden nach § 2 des im Eingange erwähnten Geſetzes vom 
9. Mai 1853 mit Geldbuße bis zu 150 Mark oder Haft bis zu ſechs 
Wochen beſtraft. 

Königsberg, den 24. März 1881. 

f Der Ober-Präfident der Provinz Oſtpreußen. 

Wirkliche Geheime Rath v. Horn. 

Danzig, den 26. März 1881. 

Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
v. Ernſthauſen. 
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68 Polizei⸗Verorduung, betreffend die Regelung des Schiff⸗ 
fahrts⸗Verkehrs auf dem Tinefluß bei der öffentlichen Fähre 
zwiſchen Streckfuß und Unterkerbswalde. 

(Amtsblatt 1881, Seite 164.) 

Auf Grund der SS 73, 74 und 75 des Geſetzes über die Organi⸗ 
ſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 wird unter 
Zustimmung des Bezirksrathes zur Aufrechterhaltung der Ordnung bei der 
Schifffahrt auf dem Tinefluß und zur Sicherſtellung der öffentlichen An⸗ 
lagen in demſelben Nachſtehendes 9 


8 1. 
Alle Waſſerfahrzeuge und Fand offer die den Tinefluß paſſiren, 
müſſen bei der öffentlichen Tinefähre zwiſchen Streckfuß und Unterkerbs⸗ 
walde, ſobald dieſelbe zum Zwecke des Ueberſetzens im Gange iſt, 30 Meter 
von der Fähre entfernt anhalten und ſo lange warten, bis die Fähre am 
Ufer angekommen und entleert und die Fährkette geſenkt iſt. 

2 


Das Senken der Fährkette hat ſofort nach dem Entleeren der Fähre 
zu erfolgen. 


8 3. 

Wird die Fähre bei Dunkelheit in Thätigkeit geſetzt, ſo iſt dieſes 
durch eine hellbrennende, ſtromauf- und abwärts mit rothem Lichte 
leuchtende Laterne, welche an einer Stange 3 Meter über dem Waſſerſpiegel 
auf der Fähre anzubringen iſt, zu bezeichnen. 

Sobald die Fähre außer Thätigkeit geſetzt wird, iſt die Laterne 
wieder einzuziehen und die Fährkette ſofort zu ſenken. 

> 4 * 


Uebertretungen der Vorſchriften zu 1 und 2 dieſer Polizeiverordnung 
werden mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfall mit verhält- 
nißmäßiger Haft beſtraft. 

Danzig, den 6. Juli 1881. 

Der Regierungs-Präfident. 


69. Strom⸗Polizei⸗Verordnung für den Elbingfluß. 
a. (Amtsblatt 1881, Seite 206 u. f) 


Auf Grund der SS 74 und 75 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (Geſetz-Sammlung 
Seite 291) und des Geſetzes betreffend die Erleichterung des Lootſenzwanges 
in den Häfen und Binnengewäſſern der Provinzen Preußen und Pommern 
vom 9. Mai 1853 (Geſetz-Sammlung Seite 216) verordne ich mit Zu⸗ 
Feten des Bezirksraths unter Aufhebung nachſtehender polizeilicher Vor⸗ 
ſchriften: 

1. der Strompolizei-Ordnung für Elbing vom 9. Dezember 1852 

(Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig von 1853 S. 2); 

2. des Nachtrags zu dieſer Verordnung vom 9. Dezember 1859 (Re⸗ 

gierungs⸗Amtsblatt von 1859 Seite 262); 

3. der Bekanntmachung der Königlichen Regierung zu Danzig vom 

3. Oktober 1860 (Regierungs⸗Amtsblatt von 1860, Seite 194 und 

von 1873, Seite 61); 
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des Nachtrags zur Strompolizeiordnung für Elbing vom 9. Juni 
1863 (Regierungs⸗Amtsblatt von 1863 S. 98) ſowie: 
des Nachtrags zu dieſer Verordnung vom 25. Februar 1864 (Re⸗ 
gierungs Amtsblatt von 1864 S. 52); und 
des Nachtrags zu derſelben Polizeiverordnung vom 30. Januar 1873 
(Regierungs⸗Amtsblatt von 1873 S. 23); g 
der ortspolizeilichen Verordnung vom 3. April 1866, betreffend die 
Schonung der Bohlwerke beim Ein- und Ausladen von Holz und 
der ortspolizeilichen Verordnung vom 23. September 1872, betreffend 
das Verbot der Befeſtigung der Schiffsgefäße an den Waſchbänken ꝛc.; 
was folgt: 
J. Allgemeine Beſtimmungen. 


8 
3 

Der Geltungsbereich dieſer Polizei⸗Verordnung, von welcher jedem 
Schiffer bei ſeiner Ankunft im Hafen von Elbing oder an der Kraffohl⸗ 
ſchleuſe vom Hafen- bezw. Schleuſeninſpektor ein Exemplar gegen Erlegung 
des Betrages von 10 Pf. auf Verlangen ausgehändigt werden ſoll, umfaßt: 

die Schifffahrtsſtrecke im Elbingfluſſe von dem Zuſammenlaufe der 

Elbinger Laache mit der engen Thiene oberhalb der Eiſenbahnbrücke 

bis zum äußerſten Molenkopfe an der Ausmindung des Elbingfluſſes 

in das friſche Haff. 
§ 2. 
Zuſtändige Beamte. 

Innerhalb des im 8 1 bezeichneten Bezirks wird die Strom⸗Schiff⸗ 
fahrts⸗ und Hafenpolizei durch die von der Königlichen Staatsregierung 
hiermit betraute Behörde, zur Zeit den Königlichen Waſſerbauinſpektor zu 
Elbing unter Zuhülfenahme der demſelben untergeordneten Beamten, 
insbeſondere: 

1. des Stromaufſehers, 
2. des Hafeninſpektors, 
3 der Ober⸗ und Haff⸗Lootſen, ſowie der etwa noch anzuſtellenden 

Strompolizeibeamten verwaltet. 


9 
Allgemeine Verpflichtung der aa Befugniſſe der Strompolizeibeamten. 
Die auf dem Strom ($ 1) verkehrenden Schiffsführer und Flößer, 
Schiffsleute, Arbeiter und ſonſtigen im Schifffahrtsverkehre beſchäfligten Per⸗ 
ſonen haben den von der Strom⸗Schifffahrts⸗ und Hafenpolizeibehörde und 
von den derſelben untergeordneten Strompolizeibeamten in Ausübung ihrer 
geſetzlichen Befugniſſe und insbeſondere nach Maßgabe der gegenwärtigen 
Strompolizei⸗Verordnung ausgehenden Anordnungen unweigerlich und 
ungeſäumt Folge zu leiſten. Die genannte Behörde und bezw. die Strom⸗ 
polizeibeamten ſind befugt, dieſe ihre Anordnung erforderlichen Falles durch 
Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel durchzuſetzen. Auch ſteht dem 
Ben in den Fällen, wo er die an Bord von Schiffen, derer 
erholung angeordnet wird, befindliche Mannſchaft oder Wache zu dieſem 
Behufe nicht für ausreichend erachtet, die Befugniß zu, weitere Mannſchaft 
anzunehmen, wonächſt der Koſtenbetrag im Wege der Execution einge⸗ 
zogen wird. 
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Auskunft in Beziehung auf die ſür Seefahrer ergangenen Bekannt⸗ 
machungen über Schifffahrtszeichen, Sicherheit der Häfen, ſanitätspolizei⸗ 
liche Anordnungen u. ſ. w kann während der Dienſtſtunden im Bureau 
der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung und im Bureau der Strompolizei— 
behörde eingezogen werden. 62 


Beſchwerden. 

Die Erhebung von Beſchwerden, welche, wenn fie ſich gegen Anord⸗ 
nungen des Hafeninſpektors, des Stromaufſehers und der übrigen Strom⸗ 
polizeibeamten richten, zunächſt bei der Strom⸗Schifffahrts⸗ und Hafen⸗ 
polizeibehörde (gegenwärtig dem Königlichen Waſſerbauinſpektor zu Elbing) 
anzubringen ſind, hemmt die ſofortige Ausführung der angefochtenen An— 
ordnung nicht, ſofern dieſelbe nach dem Ermeſſen des zuſtändigen Beamten 
ohne Nachtheil für das Gemeinwohl nicht ausgeſetzt bleiben kann. 


II. Einlaufen der Schiffe. 
5 


85. 

Der Lootſe aus Pillau oder Königsberg hat das nach Elbing be- 
ſtimmte Schiff, inſoweit daſſelbe dem Lootſenzwange unterworfen iſt, bis 
zum Hafenbaum zu führen und die Lootſenflagge aufzuſtecken, worauf ſich 
der Elbinger Lootſe an Bord des Schiffes begiebt, um daſſelbe, wenn es 
mit Gütern beladen iſt, bis zum Packhofe, wenn aber die Ladung aus 
Steinen und Ballaſt beſteht, zum Ballaſtplatze, welchen der Hafeninſpektor 
jedesmal anweiſt, zu führen. Die Löſchung geſchieht in beiden Fällen dann, 
wenn das Schiff nach geſchehener Abgabe der Bezettelung bei dem Haupt⸗ 
zollamt durch deſſen Beamte entbleiet und revidirt worden iſt. Während 
der Ballaſt⸗Löſchung bleibt der Lootſe und nach dem Ermeſſen der Steuer⸗ 
behörde auch der Steuerbeamte an Bord des Schiffes. Hiernach fährt der 
Lootſe das Schiff bis zur Stadt oder an den Ort, wo die Ladung ange 
nommen werden ſoll und verläßt daſſelbe, ſobald es gehörig befeſtigt iſt. 


$ 6. 

Der Lootſe hat die Fahrt des Schiffes zu leiten und die hierzu 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. Der Schiffer hat den Lootſen dabei 
zu unterſtützen, ſich während der Fahrt in unmittelbarer Nähe deſſelben 
aufzuhalten und dafür zu ſorgen, daß die Anordnungen des Lootſen gehörig 
ausgeführt werden; insbeſondere hat der Schiffer die zur Ausführung 
erforderlichen Befehle zu ertheilen und darauf zu halten, daß dieſelben von 
der Schiffsmannſchaft pünktlich befolgt werden. Sollte aber der Lootſe 
nach der Ueberzeugung des Schiffers das Schiff durch ſeine Anordnungen 
gefährden, oder ſolche Fehler machen, welche ihn als unfähig zur Leitung 
der Fahrt erſcheinen laſſen, fo iſt der Schiffer befugt, den Lootſen außer 
Thätigkeit zu ſetzen und die Leitung der Fahrt ſelbſt zu übernehmen. Ein 
ſolcher Fall muß aber von dem Schiffer ſogleich nach ſeiner Ankunft der 
Strom⸗Schifffahrts⸗ und Hafenpolizeibehörde (dem Königl. Waſſerbau⸗ 
inſpector zu Elbing) zur weiteren Unterſuchung angezeigt werden. 


Ss 7. 

Jeder Schiffer, welcher mit Gütern oder Ballaſt in den Elbing⸗ 
ſtrom einfährt, muß ſeine Ladung dergeſtalt einrichten, daß das Schiff 
nicht zu tief gehe und hat ſich deshalb nach der vorhandenen Tiefe bei dem 
Lootſen zu erkundigen. 
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8 8. 

Wenn der Lootſe behauptet, daß das Schiff zu ſehr beladen ſei 
und deshalb zu tief gehe, dey Schiffer ſich aber zur Entlöſchung der zu 
viel eingenommenen Ladung nicht verſtehen will, ſo hat der Lootſe hiervon 
zunächſt dem Oberlootſen und eintretenden Falles der Strom ⸗Schifffahrts⸗ 
und Hafenpolizei⸗Behörde Anzeige zu erſtatten, worauf die Ermittelung 
des Tiefganges veranlaßt und Entſcheidung getroffen werden wird. 

9 


Beim Durchgange durch den Hafenbaum, deſſen Oeffnung jedesmal 
abgewartet werden muß, hat ſich jeder See⸗ und Stromſchiffer der Kontrole 
wegen Entrichtung der Hafengelder zu unterwerfen. 

Im Uebrigen bewendet es hinſichtlich der zollamtlichen Behandlung 
der Ladungen, der Erhebung der Strom- und Bohlwerksſteuern der Stadt 
Elbing, ſowie der Hafenungelder bei den beſtehenden Einrichtungen und 


Vorſchriften. 
§ 10. 


Bevor der Schiffer den früheren Oberbaum gegenüber der Branden⸗ 
burger Straße oder den früheren Fiſcherbaum in der Stadt erreicht, 
müſſen die Segel feſtgemacht fein. Innerhalb der beiden Bäume darf kein 
Schiff mit Ausnahme kleiner Boote die Segel gebrauchen. Der Schiffer 
muß mit gehöriger Vorſicht die Taue ausbringen und mit deren Hülfe 
das Schiff bis zum Anlegeplatz fortarbeiten; auch müſſen am Hinterkheile 
des Schiffes die nöthigen Stopptaue befeſtigt werden, damit das Schiff 


nicht unvermuthet fortgetrieben werde oder durch Anſchlagen Schaden anrichte. 
81 = 


Ss 0 
Werden Anker ausgeworfen, ſo ſind dieſelben mit einer Boje zu ver⸗ 
ſehen oder ſonſt wie gehörig zu bezeichnen 


2 3 7 

Bei dem Paſſiren der Inſel beim Dorfe Bollwerk haben Segel 
Fact ausschließlich die öſtliche Fahrt, Dampfſchiffe ausſchließlich die weſtliche 
2 rt zu benutzen. Bei der Einfahrt in die Stromenge hat jeder Dampf⸗ 
ſcit dier ein Signal mit der Dampfpfeife zu geben. Wenn zwei Dampf⸗ 
it ig entgegengeſetzter Richtung an die Stromenge, gelange Ie 

wärts i : is ür 

gehende paſſirt is. . 

III. Verhalten im Strombezirke, insbeſondere Loslegen 
der Schiffe. 


Schi 925 13. 1 : 
chiffe, welche von unterhalb ganz oder theilweiſe befrachtet ein⸗ 
kommen, müſſen vorläufig an dem weſtlichen Ufer zwiſchen dem früheren 
Oberbaum gegenüber der Brandenburger Straße und dem erſten Mühl⸗ 
graben anlegen. Alsdann hat ſich der Schiffer ſofort bei dem Stromauf⸗ 
ſeher zu melden, welcher im Einverſtändniſſe mit dem Königlichen Haupt⸗ 
ſteueramte den Anlegeplatz anweiſen wird. 

Schiffe, welche von oberhalb kommen, müſſen vorläufig an den Ufern 
oberhalb der hohen Brücke anlegen und ſich ebenfalls ſofort beim Strom⸗ 
aufſeher Behufs Anweiſung des Anlageplatzes melden. . 

Bei dem Packhofe dürfen Schiffe nur mit ausdrücklicher Genehmigung 
des Königlichen Hauptſteueramtes und nach beſonderer Anweiſung des 
Stromaufſehers angelegt werden. 
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S 14. 

Schiffe dürfen nicht unmittelbar an den Molen, Kais, Bohlwerken 
oder Gordungswänden angelegt, ſondern es müſſen geeignete Fender aus- 
gehängt, auch dürfen Schiffe nur an den dazu beſtimmten Haltepfählen oder 
Ringen befeſtigt werden. Stopppfähle dürfen nur zum Hüven benutzt 
werden, ſo lange die Schiffe flott ſind, nicht aber zum Abhüven der Schiffe 
vom Grunde. 


$ 15. 

Von auswärts kommende Schiffe und Schiffsgefäße, welche ausge⸗ 
laden haben, und nicht ſogleich Ladung wieder einnehmen, desgleichen Schiffe, 
welche leer einkommen, ſind, ſofern der Stromaufſeher nicht einen anderen 
Platz für dieſelben anweiſt, hinter dem zuletzt liegenden Schiffsgefäße am 
weſtlichen Ufer anzulegen und müſſen dort ſo lange liegen bleiben, bis das 
Laden beginnen kann. Nur mit beſonderer polizeilicher Erlaubniß dürfen 
leere Schiffsgefäße oberhalb des früheren Oberbaumes (gegenüber der 
Brandenburger Straße) liegen bleiben. 

16 


Zur Gewinnung von Raum muß das Anlegen der Schiffe ſo nahe 
als möglich am Ufer und unmittelbar aneinander erfolgen. 

Die Breite, welche nebeneinander liegende Schiffe einnehmen, darf 
nicht 15 Meter, auf der Weſtſeite vom Packhofe bis zum ehemaligen Fiſcher— 
baume nicht 22 Meter vom Ufer überſteigen. 

Kleine Waſſerfahrzeuge, welche angelegt ſind, müſſen ſtets angeſchloſſen 
gehalten werden. 

Im Dorfe Bollwerk und Terranowa dürfen Fiſcherfahrzeuge nur 
längs des Ufers liegen. 


9 
Am öſtlichen Stromufer von der 97507 Ecke bis zum Treideldamme 
dürfen keine Schiffsgefäße ohne beſondere polizeiliche Genehmigung anlegen, 
und es müſſen diejenigen, welche dort ein- oder ausladen, ſo ſchnell als 
möglich abgefertigt werden. Dagegen ſteht es den Eigenthümern der auf 
dieſer Strecke anſtoßenden Grundſtücke frei, die zu ihrem Geſchäftsverkehre 
dienenden Schiffsgefäße an den Ufern ihrer Grundſtücke anlegen zu laſſen. 
8 18 


Am Treideldamme dürfen Schiffsgefäße nur anlegen, während Treidel- 

pferde angelegt oder abgenommen werden. Es wird jedoch geſtattet, am 
Anfange des Treideldammes, dort wo die dritte Niederſtraße am Elbing 
ausmündet, desgleichen an dem von der Wielaſchen Ziegelei nach dem Elbing 
führenden Wege im ſogenannten Ziegelwerder, ſowie gegen den Karpfenteich 
in Engliſchbrunnen, auch gegenüber dem Etabliſſement Schneidemühle und 
am Bohlwerkskruge das Ufer zum Laden zu benutzen und dort Schiffs 
gefäße zu dieſem Zwecke anzulegen. Der Leinpfad muß aber ſtets frei 
bleiben. Auch hat die Bemannung des in Ladung liegenden Schiffes die 
Verpflichtung, ſo oft es nöthig iſt und ohne den geringſten Zeitverluſt die 
Treidelleine herumzureichen; weshalb ein am Treidelſtege ladendes Fahrzeug 
die Mannſchaft ſtets an Bord haben muß. Während der Nachtzeit und 
wenn nicht wirklich geladen wird, muß das Fahrzeug an das weſtliche Ufer 
gelegt werden. Es wird die Benutzung der erwähnten Ladeſtellen noch da= 
von abhängig gemacht, daß jedes Schiffsgefäß täglich mindeſtens 50,000 Kilo 
an Gewicht oder fünfzig Kubikmeter ladet oder entlöſcht. Um dieſes Quan⸗ 
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tum zu bewältigen, ift es erforderlich, daß von Beginn der Beladung ein 
Theil der Ladung an der Oſtſeite des Treideldammes bereit ſteht, ohne 
daß der Leinpfad behindert wird. 

$ 19. | 

Haben Schiffsgefäße an den Anlegeplätzen der Dampfſchiffe angelegt, 
ſo müſſen ſie bei Annäherung von ſolchen auch ohne beſondere Aufforderung 
zeitig fortgebracht werden, damit für die Dampfſchiffe der nöthige Raum 
zum Anlegen beſchafft werde. 

8 20. 

Beſondere Vorſchriften für die Ankunft und Abfahrt der Dampfſchiffe: 

Sobald von einem Dampfſchiffe das erſte Zeichen zur Abfahrt, welches 
5 Minuten vor der Abfahrt zu erfolgen hat, oder das Zeichen ſeiner An⸗ 
kunft gegeben wird, darf kein Schiffsgefäß losgelegt werden, bis das 
Dampfſchiff vorübergefahren iſt. Nachdem das Signal zur Abfahrt eines 
Dampfſchiffes gegeben iſt, darf die lege Brücke ſo lange nicht aufgezogen 
werden, bis das Dampfſchiff wirklich abgeht. a 

Bei der Abfahrt dürfen Dampfſchiffe in der Nähe des Ufers höchſtens 
die halbe Dampfkraft entwickeln. 
8 21. 
Verbot des Fahrens mit zuſammengekoppelten Schiffen. 

Auf der Stromſtrecke innerhalb der Stadt Elbing dürfen zuſammen⸗ 
gekoppelte Schiffsgefäße, mit Ausnahme kleiner Boote, nicht in Fahrt 
geſetzt werden. 8 

§ 22. 


Vorbeifahren an Fähranſtallen. 
Die Führer ſolcher Schiffsgefäße, deren Größe oder Ladung beim 
Pailtven der Fähranſtalten das Werfen der Fährſeile nothwendig macht, 
ER en ſich bei ihrer Annäherung an die Fähre den Fährleuten durch Zuruf 
N zu machen. Sie dürfen nur nach erfolgtem Werfen der Jahrſeile 
Fa iefen Anſtalten vorüberfahren und müſſen erforderlichen Falles. die 
müſſen ff Die Maſten der Boote, welche die ſcharfe Ecke paſſiren, 
ut i 0 3 die 37 i 1 u 
werden Bea re niedergelegt werden, daß die Fährleine nicht geworfen z 
§ 23. 
Bei Treideln der Schiſſe und Fahrzeuge. 
ei der Benutzung des Treideldammes muß gehörige Vorſicht 
beobachtet werden. Es darf auf demſelben weder Feuer angezündet, noch 
i oder niedergelegt werden, was dem Treideln hinderlich 
ein könnte. 
Beim Treideln ſind folgende Vorſchriften zu beachten: 
1. Alle Fahrzeuge, welche von Mena getreidelt werden, müſſen den 
von Pferden getreidelten die Leine werfen. 
2. Bei den Fahrzeugen, welche auf gleiche Weiſe fortbewegt werden, muß 
f das von der Stadt kommende Fahrzeug die Leine werfen. 
3. Böte und kleine Fahrzeuge, ſie mögen von der Stadt kommen oder 
dahin gehen, haben den Seeſchiffen und größeren Fahrzeugen die 
Leine zu werfen. 
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8 24. 


Schonung der Doſſirungen und der Bohlwerke. 

Beſchädigungen und Verunreinigungen der Doſſirungen der Flußufer 
ſind unterſagt. Das Kielholen, ſowie das Umlegen der Schiffe und Fahr⸗ 
zeuge an den Bohlwerken iſt nicht geſtattet. 

8 25. 
Ablaufen der Schiffe von der Werft. 

Das Ablaufen eines neu erbauten oder auf der Werft ausgebeſſerten 
Schiffes muß von dem Schiffsbaumeiſter der Strompolizeibehörde Behufs 


Anordnung der nothwendigen Sicherheitsmaßregeln rechtzeitig vorher ange⸗ 
zeigt werden. 
8 26. 


Kahnfahren. 
Kähne und ähnliche Fahrzeuge dürfen nicht an Kinder unter 14 Jahren 
und an ſolche Perſonen, welche mit der Behandlung ſolcher Fahrzeuge nicht 
vertraut ſind, überlaſſen bezw. vermiethet werden. 


8 27. 
Baden. 

Außerhalb der beſtehenden Badeanſtalten und der ſtrompolizeilich be- 

ſtimmten Badeplätze darf nicht gebadet werden. 
8 § 28. 
Aufeiſen und Sicherheitsmaßregeln gegen Gefahr auf dem Eiſe. 

Das Aufeiſen des Stromes zur Winterszeit insbeſondere auch Behufs 
Verholung von Fahrzeugen iſt nur mit ausdrücklicher Genehmigung der 
Strompolizeibehörde und an den von derſelben bezeichneten Stellen geſtattet. 

Die Oeffnung im Eiſe iſt mit Eisſchollen gehörig zu umſtellen und 
mit Fuſen zu bezeichnen und es iſt dafür zu ſorgen, daß dieſe Sicherung 
erhalten wird. 

Jede Beſchädigung und Zerſtörung dieſer Fuſen, ſowie ſolcher, welche 
zur Bezeichnung unſicherer Stellen auf dem Eiſe angebracht werden, iſt 
unterſagt. Stellen auf dem Eiſe, welche durch Fuſen bezeichnet ſind, dürfen 
nicht betreten werden. 3 

§ 29. 


Anbringung von Pritken. 

Pritken zur Befeſtigung der Netze im Winter dürfen im Elbingſtrome 
nur mit beſonderer, für jeden einzelnen Fall einzuholenden Genehmigung 
der Strompolizeibehörde an den von derſelben beſtimmten Stellen und 
bezw. innerhalb der von ihr feſtgeſetzten Grenzen angebracht werden. 

Bei der Wiedereröffnung der Schifffahrt ſind auf ergehende polizei⸗ 
liche Anordnung die Pritken ſofort zu entfernen, widrigenfalls deren Be⸗ 
ſeitigung auf Koſten des Säumigen erfolgt. 


§ 30. 
Ueberwinterung. 

Wenn ein Schiffer mit ſeinem Fahrzeuge in Elbing überwintert, ſo 
hat er daſſelbe für die Zeiträume, während welcher er nicht ſelbſt am Orte 
anweſend iſt, einer zuverläſſigen Perſon, welche für die Befolgung der Vor⸗ 
ſchriften der gegenwärtigen Polizeiverordnung und der beſonderen Anord⸗ 


reer 9 en h Ne 
en * * * en er 
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nungen der zuſtändigen Behörden und Beamten einſtehen muß, zu übergeben 
und dieſelbe dem Stromaufſeher namhaft zu machen. 


IV. Feuerpolizeiliche Beſtimmungen. 


§ 31. 

Innerhalb der Stadt iſt das Feuermachen auf den Schiffen zur Zu⸗ 
bereitung der Speiſen, ſowie das Brennen von Licht unter folgenden Be⸗ 
dingungen gejtattet; 

a. die Koch⸗ und Heizöfen dürfen nicht tragbar jein, ſondern ſie müſſen 
feſtſtehen und aus Ziegeln, Kacheln oder Eiſen gefertigt ſein; 

b. jeder Ofen muß, wenn er aus Eiſen gefertigt iſt, mindeſtens 18 Centi⸗ 
meter, und wenn er aus Kacheln oder Ziegeln gefertigt iſt, mindeſtens 
10 Centimeter von allem Holzwerke entfernt bleiben; 

c. die hölzernen Umfaſſungswände find, ſoweit fie nicht mehr als 45 
Centimeter vom Feuerheerde oder Ofen abſtehen, vom Fußboden bis 
zur Decke derart mit Eiſenblech zu bekleiden, daß dieſe Eiſenbekleidung 
3 Centimeter vom Holze entfernt, zwiſchen beiden alſo eine iſolirende 
Luftſchicht bleibt; 

% d. der Fußboden unter dem Ofen iſt gleichfalls in der Weiſe mit Eiſen⸗ 

41 blech zu bekleiden, daß dieſes den Umfang des Heerdes bezw. Ofens 

1 nach allen Seiten hin um 50 Centimeter überragt. Ebenſo muß die 
Decke mit Eiſenblech bekleidet werden; 

der Schornſtein muß von Eiſen hergeſtellt ſein und in der Nähe von 

1 Holzwerk, ſowie da, wo derſelbe durch die Decke geht, einen Mantel 
7 von Eiſenblech erhalten, ſo zwar, daß zwiſchen dem Schornſtein und 
y dem Mantel eine Luftſchicht von 3 Centimetern verbleibt; 

. der Schornſtein und der Mantel müſſen durch eine in der Decke be⸗ 

| findliche eiſerne Platte geführt werden, ſodaß der Mantel von jedem 

* Holzwerke acht Centimeter entfernt bleibt; 

* g. der Schornſtein iſt mindeſtens 1,25 Meter hoch über das Verdeck zu 

| führen und es ift in demſelben ein Funkenfang von Drahtgeflecht an⸗ 

| zubringen. Um den Schornſtein herum, auch oberhalb der Decke, 


© 


— 


dürfen auf mindeſtens 1 Meter Entfernung feuerfangende Gegenſtände, 
b namentlich Tauwerk, nicht gelagert werden. . 
0 h. Aſche und Kohlen dürfen nur in feuerſicheren d. h. in eiſernen Be— 
hältern aufbewahrt werden. . 
„Licht darf nur in feuerſicheren Laternen gebrannt werden. Soll es 
über Nacht unterhalten werden, jo muß es in einer mit Waſſer ge 
| füllten Schüſſel ſtehen. 
| k. In der Regel darf auf den Schiffen in der Zeit vom 1. Mai bis 
Ende October nur von Sonnenaufgang bis 10 Uhr Abends, in den 
übrigen Monaten nur bis 9 Uhr Abends Feuer unterhalten oder 
* Licht gebrannt werden. Nur in Krankheitsfällen können Ausnahmen 
1 hiervon auf die Beſcheinigung des Arztes über vorliegende Nothwen⸗ 
digkeit hin von der Strompolizeibehörde, deren Erlaubniß in jedem 
einzelnen Falle rechtzeitig nachzuſuchen iſt, zugelaſſen werden. 
„Bei ſtürmiſcher Witterung muß jedoch Feuer und Licht unter allen 
1 Umſtänden auf den Schiffen ausgelöſcht werden. 
m. Diejenigen Schiffer, welche von der Erlaubniß zum Feuermachen und 
zum Brennen von Licht unter den bei k. bezeichneten Bedingungen 


— 


— 


1 
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Gebrauch machen wollen, haben dies Behufs Ausübung der Kontrole 
hinſichtlich der Befolgung dieſer Vorſchriften dem Stromaufſeher be⸗ 
kannt zu geben, welcher hiervon der Strompolizeibehörde Anzeige zu 
erſtatten hat. > 


8 32. 
In Betreff der Dampfſchiffe verbleibt es bei dem in der Extra» 
Beilage zum Amtsblatt Nr. 12 Jahrgang 1845 publicirten Regulative vom 
18. April und 6. Mai 1844 und bei den Polizeiverordnungen vom 
28. Februar 1845, vom 18. Februar 1859, Amtsblatt S. 46 und vom 
1. Juli 1878 Amtsblatt S. 126. ih 


8 
Das Kochen von Pech, Theer und anderen feuergefährlichen Stoffen 
auf den Schiffen iſt gänzlich verboten und darf in der Nähe von Schiffen 
auf dem Lande nur mit ſtrompolizeilicher Genehmigung ſtattfinden. 


Das Tabakrauchen auf den Schiffen iſt nur innerhalb der Tageszeit, 
in welcher nach $ 31 dieſer Polizeiverordnung Feuer unterhalten werden 
darf, geſtattet. 

In der Nähe einer Ladung, welche aus leicht feuerfangenden Gegen- 
ſtänden beſteht, darf gar nicht geraucht werden. 
35 


8 35. 
Leicht feuerfangende Gegenſtände, als Pech, Theer, Flachs, Hanf, 
Wolle, Garn u. ſ. w. dürfen zur Nachtzeit nicht unbedeckt auf dem Verdecke 
gelaſſen werden. 9 86 


Behandlung exploſiver Stoffe. 

Hinſichtlich des Transports exploſiver Stoffe auf den im Strombe— 
zirke verkehrenden Schiffen und Fahrzeugen ſind die desfalls beſtehenden 
Vorſchriften, gegenwärtig die Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit 
exploſiven Stoffen vom 29. Auguſt 1879 (Reg.⸗Amtsbl. S. 226) zu be⸗ 
folgen. Die Anzeige, daß und welche Mengen derartiger Stoffe auf einem 
Schiffe oder Fahrzeuge geführt werden, iſt ſofort beim Eintritte in den 
Strombezirk dem fungirenden Strompolizeibeamten zu machen. 


8 37. : 
Verkehr mit Petroleum. 
Wegen des Verkehrs mit Petroleum bewendet es bei den desfallſigen 
Beſtimmungen der Polizeiverordnung der Königl. Regierung zu Danzig 
vom 21. Februar 1863 (Reg.⸗Amtsbl. S. 25). 


V. Vorſchriften über den Holztransport und die Holzlagerplätze. 
§ 38. 

Holztraften dürfen von dem früheren Oberbaume (gegenüber der 
Brandenburger Straße) bis zum früheren Fiſcherbaume höchſtens in einer 
Breite bis zu 10 Metern, in einer Länge von höchſtens 120 Metern, wenn 
die Traften von Menſchen geſchoben, und von 200 Metern, wenn dieſelben 
von Dampfſchiffen bugſirt werden, auf dem Strome fortbewegt werden. 
Die zum Bugſiren benutzten Dampfſchiffe müſſen jo eingerichtet ſein, daß 
ſie die Schornſteine beim Paſſiren der Brücke niederlegen können, und dürfen 
dort keinen Aufenthalt verurſachen. 
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§ 39. 
Zu Lagerplätzen für Holztraften werden beſtimmt: 

a. Das linke Elbingufer unterhalb der Stadt vom erſten Mühlengraben 
an. Auf dieſer Strecke dürfen aber nur von auswärts kommende 
Holztraften gelagert werden und es ſind dieſelben innerhalb 14 Tagen 
nach ihrer Ankunft fortzuſchaffen. 

b. Die Strecke im oberen Laufe des Elbingfluſſes von der Elbinger 
Laache ab, am linken Ufer bis auf 20 Meter, am rechten Ufer bis 
auf 60 Meter oberhalb der Eiſenbahnbrücke; ſodann die Strecke 
unterhalb der Eiſenbahnbrücke und zwar am linken Ufer bis zum 
Etabliſſement der dortigen Cementfabrik mit Ausſchluß der Strecke 
bis zum linken Ufer der einmündenden Fiſchau; am rechten Ufer bis 
zur ſtädtiſchen Schwimmanſtalt mit Ausſchluß der erſten 100 Meter, 
ſowie der letzten 100 Meter des Eiſenbahnzweiggleiſes, das von der 
Eiſenbahnbrücke längs des Ufers zur Badeſtelle führt, an welcher 
große Stopppfähle eingerammt ſind. 

Auf dieſen Strecken darf jedoch die Lagerung von Holztraften 
nur in einer ſolchen Breite erfolgen, daß in der Mitte überall min⸗ 
deſtens die halbe Strombreite frei bleibt. Von der Eiſenbahnbrücke 
aufwärts aber dürfen Traften längs des rechten Ufers nur bis zu 
½ der Breite des Stromes angelegt, dadurch auch die Ausmündungen 
der Waſſerläufe und Gräben nicht verſperrt werden. 

c. Das Ufer von den Holzhöfen und Schiffswerften darf nur von den 
Eigenthümern derſelben zur Holzlagerung benutzt werden. 


An den Lagerplätzen a. und c. dürfen die lagernden Holztraften 
nicht mehr als / der ganzen Strombreite einnehmen und es darf 
regelmäßig nur eine Holztraft der Breite nach liegen. An den 7 


0. bezeichneten Lagerplätzen können ausnahmsweiſe mit beſonderer Ge⸗ 
nehmigung der Strompolizeibehörde 2 Traften der Breite nach neben⸗ 
einander gelegt werden. 
An allen übrigen Stellen des Stromes iſt die Lagerung von Holz 
unterſagt. 
Ss 40. 


Das während des Sommers im Strome gelagerte Holz muß bis 
zum Anfange des Monats November jeden Jahres weggeſchafft werden. 
Wer Holz im Strome überwintern will, hat dies bis zum 15. November 
des betreffenden Jahres der Königl. Strompolizeibehörde unter genauer 
Angabe der Quantität und der Lagerſtelle anzuzeigen. Die Erlaubniß zur 
Ueberwinterung von Hölzern kann nur mit der Maßgabe ertheilt werden, 
daß die Beſitzer für völlig ſichere Befeſtigung und gehörige Beaufſichtigung 
des Holzes verantwortlich ſind und für die durch Mangel an Sorgfalt 
verurſacht werdenden Beſchädigungen, ſowie für alle hierdurch entſtehenden 
Koſten aufkommen müſſen. 

§ 41. 

Wenn Holztraften ſich auflöſen, ſo müſſen die einzelnen Hölzer ſofort 
wieder geſammelt und feſtgelegt werden. 

Unterläßt dies der Eigenthümer, jo iſt die Strompolizeibehörde be⸗ 
fugt, es auf feine Koſten ausführen zu laſſen. Das aufgefangene Holz 
wird bis zur Erſtattung der entſtandenen Koſten zurückbehalten. 
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9 8 42. 

Wenn Holztraften mit Getreide beladen ankommen, ſo dürfen nur 
die wirklich belafteten Traften in die Stadt gebracht werden. Die übrigen 
Gelenke des Flöſſes müſſen außerhalb der Stadt an den in § 39 bezeichneten 
Stellen gelagert werden. 

§ 43. 


Das Aufwaſchen von Holz darf nur an den hierfür von der Strom⸗ 
polizeibehörde beſtimmten Stellen erfolgen. 


VI Sicherung des Telegraphen Kabels. 


§. 44. 

Um das oberhalb der legen Brücke in Elbing durch den Elbing- Fluß 
verlegte Telegraphenkabel vor Beſchädigungen zu behüten, wird jedes Werfen 
oder Schleppen von Ankern von der legen Brücke ab bis 15 Meter ober⸗ 
halb derſelben unterſagt. Dieſerhalb ſind zu beiden Seiten des Elbings 
oberhalb der legen Brücke 2 Tafeln an den Bohlwerken angeſchlagen mit 
der Aufſchrift: „von hier bis zur legen Brücke nicht ankern.“ 

Außerdem werden 2 rothe Bojen in der Richtungslinie der beiden 
Tafeln mit dem Beginne der Schifffahrtsperiode in den Elbing vor Anker 
gelegt, um ſelbige zu kennzeichnen. 


VII. Reinhaltung des Stromes. 

8 45. i 
Es iſt unterſagt, Auswurfſtoffe und ſonſtige Unreinlichkeiten, ſchmutziges 
Eis oder Schnee in den Strom, auf das Eis oder auf die Flußufer zu 
werfen. Steine, Ballaſt und Steinkohlenſchlacken dürfen nicht in den 
Strom eingeworfen werden. Abgeſehen von der verwirkten Strafe erfolgt 
die Entfernung der bezeichneten Gegenſtände, ſoweit möglich auf Koſten des- 

jenigen, welcher dieſelben eingeworfen hat g f 

Das Füttern oder Stehenlaſſen von Pferden oder anderen Thieren 
auf dem Eiſe iſt unterſagt. 

§ 47. 

Auf dem Eiſe des Elbingfluſſes dürfen keine Holzſchneidegeräthe auf- 
geſtellt, noch ähnliche Arbeiten vorgenommen, vielmehr müſſen alle Verun⸗ 
reinigungen des Eiſes ſorgfältig vermieden werden. 

§ 48. g 

Beim Verladen von Kohlen, Kalk, Schutt, Faſchinen, Heu u. ſ w. 

iſt darauf zu achten, daß der Strom nicht verunreinigt werde. 


VIII. Strafbeſtimmung. 
§ 49. 72 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Strompolizeiver⸗ 
ordnung bezw. Unterlaſſungen der durch dieſelbe vorgeſchriebenen Handlungen 
werden, ſoweit nicht nach den Reichs oder Landesgeſetzen, insbejondere nach 
§ 366 unter Nr. 9 und 10 des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich 
eine höhere Strafe eintritt, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 

Dieſe Strafe trifft unter allen Umſtänden die Führer der Schiffe 
und Fahrzeuge bezw. diejenigen Perſonen, welchen die Verfügung über die 
Flöße zuſteht, in Anſehung der hinſichtlich der betreffenden Schiffe, Fahr⸗ 
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zeuge und Flöße begangenen Uebertretungen, ferner die Mannſchaften, 
I; ihnen beſtimmte Verpflichtungen durch dieſe Polizeiverordnung aufs 
erlegt ſind. 
Danzig, den 22. Auguſt 1881. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
b. (Amtsblatt 1882. Seite 110.) 


Der im Stück 8 des diesjährigen Amtsblatts S. 32 Nr. 76 pub⸗ 
licirte Nachtrag zur Strompolizeiverordnung für den Elbingfluß wird 
wegen mehrfacher Druckfehler ꝛc. mit Bezug auf die Ss 74 und 75 des 
Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 
26. Juli 1880 Geſ.⸗Samml. S. 291 unter Zuſtimmung des Bezirksraths 
aufgehoben und ſtatt deſſen verordnet: 

„Jedes Werfen oder Schleppen von Ankern von 10 Metern oberhalb 
bis 10 Meter unterhalb des am ſogenannten Fiſcherbaum zu Elbing im 
Elbingfluſſe verlegten Feuertelegraphenkabels, deſſen Lage und Richtung durch 
zwei Tafeln zu beiden Seiten des Elbings mit der Aufſchrift „Telegraph“ 
gekennzeichnet iſt, wird bei dreißig Mark Geldſtrafe hiermit unterſagt.“ 

Danzig, den 24. April 1882. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
c. (Amtsblatt 1856. Seite 146) 


Auf Grund der §§ 138 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſ.⸗S. S. 231) verordne ich mit 
Zuſtimmung des Bezirks⸗Ausſchuſſes, was folgt: 

Der $ 32 der Strom-Polizeiverordnung für den Elbingfluß vom 
22. Auguſt 1831 (Amtsblatt Nr. 37 S. 210) wird dahin ergänzt, daß 
auf der Strecke von der Schichau'ſchen Werft bis zum Molenkopfe Dampf⸗ 
ſchiffe nur mit einer Geſchwindigkeit von höchſtens 4 Knoten in der Stunde 
fahren dürfen. 

Danzig, den 12. Juni 1886. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


70. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Bezeichnung 
manövrirunfähig er Binnenfahrzeuge. 
(Amtsblatt 1882, Seite 46). 


Auf Grund der SS 74 und 75 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (G.⸗S. S. 291), 
in Verbindung mit § 366 Nr. 10 des Reichsſtrafgeſetzbuchs wird unter 
Zuſtimmung des Bezirksraths Nachſtehendes verordnet: 


2 

Die auf dem zum Regierungsbezirk Danzig gehörigen Theile des 
Friſchen Haffs und auf den Binnengewäſſern innerhalb dieſes Regierungs⸗ 
bezirks verkehrenden Binnenfahrzeuge brauchen, wenn ſie ſich in einem 
manövrirunfähigen Zuſtande befinden oder in einen ſolchen Zuſtand ge- 
rathen, nicht die im Artikel 5 der Kaiſerlichen Verordnung vom 7. Januar 
1880 (R⸗G. Bl. S. 1) vorgeſchriebenen beſonderen Zeichen bei Tage — drei 
ſchwarze Körper oder Bälle, bei Nacht drei rothe Lichter — zu führen. 

Die manövrirunfähigen Binnenfahrzeuge dürfen aber, wenn ſie die 
erwähnten Zeichen nicht zeigen, nicht Fahrt machen oder treiben, ſondern 
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müſſen zu Anker gehen und haben alsdann, falls ſie nicht am Ufer liegen, 
bei Nacht ein weißes Licht in einer kugelförmigen Laterne von mindeſtens 
zwanzig Zentimetern Durchmeſſer zu führen, und zwar an der Stelle, wo 
daſſelbe am beſten geſehen werden kann, jedoch nicht höher als ſechs Meter 
über dem Schiffsrumpf und ſo eingerichtet, daß ein helles gleichmäßiges 
und ununterbrochenes Licht über dem ganzen Horizont und auf eine Ent⸗ 
fernung von mindeſtens einer Seemeile ſichtbar wird. 
Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden mit 
Geldſtrafe bis zu ſechszig Mark oder mit entſprechender Haft beſtraft. 
Danzig, den 2. März 1882. 
Der Regierungs-Präſident. 


71. Polizei: Verordnung für a. das Hafenbaſſin und die 
daſſelbe umſchließende Ladeſtelle zu Putzig; b. den an der 
Fahrrinne nördlich anſchließenden Theil des Putziger Wieck, 
in einem Umfange von 400 Meter nördlicher, öſtlicher⸗ und 
weſtlicherſeits von der letzten Boje der Fahrrinne ab gerechnet. 


(Amtsblatt 1882, Seite 34.) ö 


Auf Grund der SS 74 und 75 des Organiſationsgeſetzes vom 
26. Juli 1880 verordne ich, unter Zuſtimmung des Bezirksraths, was folgt: 


„Die Hafenpolizei wird von der ſtädtiſchen Polizei-Verwaltung zu 
dert unter Zuhilfenahme des vom Magiſtrat beauftragten Beamten 
verwaltet. 


9.2. 

Die im Hafenbezirke verkehrenden Schiffsführer, Schiffs⸗ und Boots⸗ 
leute, Arbeiter und ſonſtigen im Hafenverkehr beſchäftigten Perſonen haben 
den von der ſtädtiſchen Polizei-Verwaltung und den derſelben unterſtellten 
Beamten, in Ausübung der Hafenpolizei und insbeſondere nach Maßgabe 
der gegenwärtigen Polizei-Verordnung ausgehenden Anordnungen unweigerlich 
und ungeſäumt Folge zu leiſten. 

Die ſtädtiſche Polizei = Verwaltung iſt befugt, dieſe Anordnungen 
. Falls durch Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel durch⸗ 
zuſetzen. g 


8 3. 

Die Erhebung von Beſchwerden gegen Anordnungen des beauftragten 
Beamten, welche bei der ſtädtiſchen Polizei-Verwaltung anzubringen ſind, 
hemmt die ſofortige Ausführung der angefochtenen Anordnung nicht, ſofern 
dieſelbe nach dem Ermeſſen der Behörde bezw. des beauftragten Beamten 
ohne Nachtheil für das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt bleiben kann. 

5 4 


Wenn der Arm an der auf der nördlichen Spitze der Moole aufge⸗ 
ſtellten Stange wagrecht ſteht, ſo dürfen Schiffe unter keinen Umſtänden 
in die Hafenfahrrinne bezw. ins Hafenbaſſin einlaufen. 


§ 5. 
Werden auf der Rhede Anker ausgeworfen, ſo ſind dieſelben mit 
einer Boje zu verſehen. Im Hafen ſelbſt iſt das Auswerfen von Ankern 


SDR u u e 8 
r 


Abſchnitt IV. Wege (Eifenbahn-) und Waſſer⸗ (Schifffahrts⸗ (Polizei. 269 


nur im Nothfalle geſtattet. Erfolgt dies hier, ſo ſind die Anker ebenfalls 
mit einer Boje zu bezeichnen und nach Beſeitigung der Gefahr ſofort wieder 
aufzuholen. 

S 6. 

Im Hafenbaſſin dürfen Schiffe nur an den vom beauftragten Be— 
amten angewieſenen Plätzen anlegen, Schiffer und Führer von Fahrzeugen 
jeder Art ſind verpflichtet, auf Anordnung dieſes Beamten nach andern 
Plätzen zu verholen. 


n 

Schiffe dürfen nicht unmittelbar an den Bohlenwerken angelegt, 
ſondern es müſſen geeignete Tenders ausgehängt, auch dürfen Schiffe nur 
an den dazu beſtimmten Haltepfählen und Ringen feſtgemacht werden 

88. 

Sofort nach dem Einlaufen der Schiffe in den Hafen ſind auf An⸗ 
ordnung des Hafenpolizeibeamten von Maſt und Bugſpriet alle Gegenſtände 
zu entfernen, die dem Hafenverkehr hinderlich ſein könnten. 

9. 

Segelſchiffe dürfen nicht mit vollen Segeln in das Hafenbaſſin ein⸗ 
laufen. Dampfſchiffe dürfen die Schraube nur in 4 Meter Abſtand 
derſelben von den Bohlwerken in Bewegung ſetzen. 

8 10. 

Dampfſchiffe ſollen vor dem Einlaufen in die Fahrrinne und vor 
dem Auslaufen aus dem Hafenbaſſin mit einer Glocke oder Dampfpfeife 
Signale geben. 


Sa 

Von zwei ſich begegnenden Segel- oder Dampfſchiffen muß, ſoweit 

die Oertlichkeit es geſtattet, jedes dem anderen rechts ausweichen. 
8 12. 

In Betreff der Beleuchtung der Schiffe gelten die Verordnungen 
zur Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See vom 1. Januar 
1880 und vom 16. Februar 1881 auch für den Putziger Hafen. 

$ 13. 

Der Führer eines Dampfſchiffes, welches in die Nähe eines kleinen 
Fahrzeuges kommt, hat die Dampfkraft zu vermindern und ſich von dem 
letzteren ſoweit entfernt zu halten, als es nach der Oertlichkeit zuläſſig iſt. 
Im Nothfalle muß der Führer des Dampfſchiffes, ſofern dies ohne Gefahr 
geſchehen kann, ſtoppen oder das Schiff rückwärtsgehen laſſen. 

Die Führer kleiner Fahrzeuge, d. h. ſolcher, welche weniger als 
50 ebm Rauminhalt haben, ſind verpflichtet, den Dampfſchiffen aus⸗ 
zuweichen. a 


8 14. 

Das Zubereiten und Kochen von Theer, Pech, Harz, Oel und 
anderen feuergefährlichen Stoffen auf den Schiffen iſt unterſagt, und kann 
nur an beſtimmten Stellen, welche vom beauftragten ſtädtiſchen Polizei- 
beamten hierzu werden angewieſen werden, ſtattfinden. 


Jedes Schiff muß während des Aufenthaltes im Hafenbezirke mit 
mindeſtens einem Manne beſetzt ſein. 


. 
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§ 16. 

Die Führer von Schiffen und Fahrzeugen, durch welche Beſchädi⸗ 
gungen der Hafenwerke oder Hafenanſtalten verurſacht worden ſind, dürfen 
den Hafen nicht eher verlaſſen, als bis der Schaden hergeſtellt, oder eine 
Caution in dem vom Magiſtrate zu Putzig vorläufig feſtzuſetzenden Betrage 
der vorausſichtlich erwachſenden Koſten hinterlegt iſt. 

17 


Verunreinigungen des Hafens und der Hafenanlagen ſind unterſagt. 
Steine, Erde, Schutt, Aſche, Schlacken, Kehricht und ähnliche Gegenſtände 
dürfen weder im Hafen noch auf der Rhede ins Waſſer geworfen, noch auf 
den Löſchplätzen gelagert werden. 


§ 18. 
Außerhalb der beſtehenden Badeanſtalt und der polizeilich beſtimmten 
öffentlichen Badeplätze darf im Hafenbezirke nicht gebadet werden. 
Desgleichen iſt es unterſagt, Kähne und ähnliche Fahrzeuge an 
Kinder unter 14 Jahren und an ſolche Perſonen, welche mit der Behand⸗ 
lung ſolcher Fahrzeuge nicht vertraut ſind, zu überlaſſen oder zu vermiethen. 
> 19 


Hinſichtlich des Transports exploſiver Stoffe auf den im Hafenbezirk 
verkehrenden Schiffen und Fahrzeugen ſind die deshalb beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, gegenwärtig die Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit 
exploſiven Stoffen, vom 29. Auguſt 1879 (Reg.⸗Amtsbl. Seite 226) zu 
befolgen. Die Anzeige, daß und welche Mengen derartiger exploſiver Stoffe 
auf einem Schiffe oder Fahrzeuge geführt werden, iſt ſofort beim Eintritt 
in den Hafenbezirk dem Hafenpolizeibeamten zu machen. 

8 20 


Beim Laden und Löſchen leicht entzündlicher Gegenſtände, als Hanf, 
Petroleum ꝛc. darf nicht Taback geraucht und in der Nähe nicht mit Feuer 
oder Licht verkehrt werden. 

Behufs der Controle über die Befolgung dieſer Vorſchrift iſt die 
ſtädtiſche Polizei-Verwaltung befugt, den Schiffen auf Koften des Rheders 
oder des Schiffsführers eine Wache beizugeben. 

Im Uebrigen bewendet es wegen des Verkehrs mit Petroleum bei 
den desfallſigen Beſtimmungen der Polizei-Verordnung der Königlichen 
Regierung zu Danzig vom 21. Februar 1863 (Reg.⸗Amtsbl. S. 25). 


21. 

Wenn Feuer im Hafen oder in der Nähe deſſelben ausbricht, ſo 
haben ſich alle Schiffsleute unverzüglich auf ihre Fahrzeuge zu begeben, um 
die nöthigen Maßregeln zur Verhütung der Weiterverbreitung des Feuers 
nach den Anordnungen der Polizei⸗Verwaltung bezw. des Hafenpolizei⸗ 
beamten ungeſäumt zur Ausführung zu bringen. 

22 


Ueber die Zulaſſung zur Benutzung der Lade- und Löſchſtellen ent⸗ 
ſcheidet für das Hafenbaſſin ausſchließlich der ſtädtiſche Hafenpolizeibeamte. 
23 


Beim Laden und Löſchen am Hafenbaſſin ſind folgende Vorſchriften 
zu beachten: 
1. Güter dürfen nicht über das Bohlwerk gerollt und geſchleift und 
3 dem Hafenbohlwerke und dem Güterſchuppen nicht gelagert 
werden; 
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2. Boote dürfen in die Hafenfahrrinne und in das Hafenbaſſin nur an 
ſolchen Stellen einfahren oder aus denſelben austreten, an welchen 
das Boot frei ſchwimmt, und nicht den Grund berührt; 

3. Schwimmende Hölzer dürfen in das Hafenbaſſin nicht eingeführt 
und dort nicht gelagert werden; 

Jin die Bohlwerke darf mit Bootshacken oder mit Eiſen beſchlagenen 
Stangen weder gehackt noch gegen dieſelben geſtoßen werden. 

§ 24. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Polizei⸗ 
verordnung bezw. Unterlaſſungen der durch dieſelben vorgeſchriebenen 
Handlungen werden, ſoweit nicht nach den Reichs- und Landesgeſetzen, 
insbeſondere nach $ 366 unter Nr. 9 und 10 des Strafgeſetzbuchs für das 
555 Reich eine höhere Strafe eintritt, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark 
beſtraft. 

Dieſe Strafe trifft unter allen Umſtänden die Führer der Schiffe 
und Fahrzeuge in Anſehung der hinſichtlich der betreffenden Schiffe und 
Fahrzeuge begangenen Uebertretungen, ferner die Mannſchaften, ſoweit ihnen 
beſtimmte Verpflichtungen durch dieſe Polizei-Verordnung auferlegt ſind. 

Danzig, den 17. Februar 1882. 

Der Negierungs-Präfident. 


72. Polizeiverordnung für die Schwente und Tiege von 
der Drehbrücke in Neuteich bis zur Platenhöfer Schleuſe. 


(Amtsblatt 1882, Seite 203.) 


Auf Grund der SS 74 und 75 des Eeſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung vom 2. Juli 1880 (Geſetz-Sammlung 
Seite 291) wird unter Zuſtimmung des Bezirksraths nachſtehende Verord⸗ 
nung für die Schwente und Tiege von der Drehbrücke in Neuteich bis zur 
Platenhöfer Schleuſe erlaſſen. 


Die polizeiliche Aufſicht über die Schwente und Tiege in obigen 
Grenzen liegt der, von der Staatsbehörde beſtellten, gegenwärtig zu Elbing 
ſtationirten Waſſerbauinſpektion ob, welche für die Beachtung aller auf die 
Kanalverwaltung bezüglichen Vorſchriften Sorge zu tragen und die etwaigen 
Kontraventionen zur Unterſuchung und Beſtrafung zu bringen hat. Der⸗ 
ſelben untergeordnet ſind: der Schleuſenmeiſter und Kanalaufſeher zu 
Platenhof, denen, ſowie deren legitimirten Stellvertretern, Folge zu leiſten 
iſt. Beſchwerden gegen das Verfahren derſelben werden zunächſt bei der 
Kanalpolizeibehörde angebracht. 

5 

Beim Eintritt niedriger Waſſerſtände ſind die die Schwente und die 
Tiege zwiſchen Neuteich und der Platenhöfer Schleuse paſſirenden Kähne 
verpflichtet, ſelbſt während der Fahrt, abzuleichten. Es wird hierbei be⸗ 
merkt, daß die gedachte Waſſerſtraße bei dem mittleren Hafenwaſſerſtande 
von 0,58 m am Platenhöfer Pegel und unveränderter Sohle 1,70 m Tiefe 
hat, welche in den Sommermonaten bei ganz niedrigen Waſſerſtänden bis 
auf 0,9 m abnehmen kann. Bei ſolchen Waſſerſtänden iſt nur ein Tief⸗ 
gang der die Schwente und die Tiege paſſirenden Kähne und Böte von 
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reſp. 1,4 m bis zu 0,6 m zuläſſig und müſſen tiefer gehende Fahrzeuge 
je nach den Umſtänden ableichten. 

Diejenigen Schiffer, welche über die Waſſerſtände in der Schwente 
und Tiege im Zweifel ſein ſollten, erfahren dieſelben ſtets beim Schleufen- 
meiſter zu Platenhof. 


Kein Fahrzeug darf ſo beladen werden, daß die Ladung über den 
Bord des Gefäßes ſeiner Breite nach hervorragt. 

Nur bei Ladungen von Heu, Rohr, Faſchinen und Stroh iſt eine 
über den Bord hervorragende Ladung in einer Breite von überhaupt 5 m 
erlaubt. N 

Das Ueberladen von einem Schiffe in das andere iſt an ſchmalen 
Stellen verboten. 


8 4. 
Steuerruder dürfen mit Steinen nicht belaſtet werden. 
5. 
Wenn mit Pferden getreidelt wird, ſo darf nur mit einem Pferde 
und im Schritt getreidelt werden. 


8 6. 

Dampfböten iſt die Fahrt in der Tiege von Platenhof aufwärts bis 
zum bisherigen Wendeplatze in Tiegenhof nach wie vor geſtattet. Oberhalb 
dieſer Stelle dürfen nur Dampfböte bis 3 m Breite fahren und zwar von 
der Chauſſeebrücke in Tiegenhof bis zur Brücke in Marienau bei einer 
Länge von 8,5 km mit einer Maximalgeſchwindigkeit von 1 Stunden 
und von da ab bis zur Chauſſeebrücke in Neuteich bei einer Länge von 
6 km mit einer Maximalgeſchwindigkeit von 1!', Stunden. 


8 
Holz darf nicht unverbunden, ſondern nur in Flößen, welche jedoch 
höchſtens eine Breite von 4 m haben dürfen, transportirt werden. 


8 8. 

Die Länge der Holzflöße darf nicht über 90 m betragen und müſſen 
die Holzflöße jo bemannt fein, daß bis zu 30 m Länge 2, bei größerer 
Länge 3 Mann auf dem Holzfloſſe mit dem Transport beſchäftigt find. 

8 9. 

Die Lagerung von Holztraften, wo fie geſtattet wird, darf nur ſtatt⸗ 
finden: 

N a. von unterhalb des Baſſins bei Neuteich bis zur Brücke in Marienau 
am rechten Ufer, 
b. von der Brücke in Marienau bis zum Rathhauſe in Tiegenhof am 

linken Ufer, N 

c. in der Tiege durch Tiegenhof dürfen an den daſelbſt befindlichen Holz⸗ 
feldern in der Regel niemals Holztraften lagern und iſt dieſes nur 
dann und zwar nur an einem Ufer geſtattet, wenn die Hölzer zum 

Zweck des Aufwaſchens herbeigeſchafft werden müſſen, wobei aber 

ausdrücklich beſtimmt wird, daß ein Fahrwaſſer von mindeſtens 10 m 

Breite frei bleiben muß. 

In den beiden erſt genannten Fällen sub a und b dürfen die 
lagernden Holztraften eine Breite von höchſtens 4 m und eine Länge 
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von nur 30 m haben, müſſen in Entfernungen von wenigſtens 120 m 
von einander liegen, mittelſt Schricken befeſtigt und fortwährend be— 
wacht werden. 

In den Wendeplätzen reſp. an den Ladeſtellen dürfen keine Holz— 
traften lagern. 


8 10. 
: Das Anbinden an die Uferbefeftigungen, das Auswerfen von Ankern 
in denſelben, ſowie das Feſthalten an denſelben mit Bootshaken iſt verboten. 
11 


Holztraften dürfen nur in Entfernungen von 250 m hintereinander 
getreidelt werden. 
§ 12. 
Das Einſetzen mit Eiſen beſchlagener Ruder oder Schiebeſtangen in 
die Brücken iſt verboten. 5 
§ 13. 


Beim Oeffnen der Aufzugbrücken in Marienau und Tiegenhof iſt 
jeder Schiffer verpflichtet, wenn beide Klappen aufgezogen werden ſollen, 
jedesmal auf Erfordern einen Mann zur Hilfe zu ſtellen, bei Verwehrung 
des Durchlaſſes. 

Das eigenmächtige er der Brücken iſt unzuläſſig. 

4 


Bei einer Ladung von 2 bis 3 m Höhe über dem Waſſerſpiegel 
müſſen je nach dem Waſſerſtande, um Beſchädigungen zu verhüten, jederzeit 
die Brückenklappen geöffnet eg * 

0. 

Wer außer den vorgedachten Fällen auf irgend eine Weiſe aus Vorſatz 
oder Fahrläſſigkeit die Brücken beſchädigt, muß den verurſachten Schaden 
erſetzen und wird ſtraffällig. 8 16 g 

Vor Sonnenaufgang und nach Sonnenuntergang dürfen die Brücken 
nicht auf chen werden. An Sonn- und Feſttagen geſchieht das Oeffnen 
von 4 Uhr Nachmittags an. 


8 17. 
Die in Tiegenhof über die Tiege führende, mit Maſſenklappen ver⸗ 
ſehene Stobbe'ſche Brücke iſt von den Schiffern zu öffnen und ordnungs⸗ 
mäßig zu ſchließen. 


§ 18. 

Jeder Kahn, welcher in der Schwente und Tiege anhält, muß ſo nahe 
als möglich an dem jenſeitigen Ufer des Treideldammes geſtreckt anlegen 
und in dieſer Lage, ſowohl vorne, als auch hinten, gut befeſtigt werden. 

Ebenſo muß auch das Flößholz geſtreckt neben dem Ufer befeſtigt 
werden und zwar an ſogenannten „ 


Kein Fahrzeug darf einem andern gegenüber oder zur Seite angelegt 
werden, es ſei denn, daß dieſes des Ableichtens wegen geſtattet würde. 
20. 


Das Aus⸗ und Einladen von Waaren darf in der Regel nur an 
den dazu beſtimmten Ladeſtellen vorgenommen werden. 

An andern Orten iſt das Aus- und Einladen blos den an der 
Schwente und an der Tiege angrenzenden Grundbeſitzern geſtattet. 
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Der betreffende Schiffer hat vor Beginn des Ein- und Ausladens 
dem Kanal-Aufſeher Anzeige zu erſtatten. 

Die bei dem Neuteicher Löſch- und Ladeplatze ankommenden Gefäße 
haben die Reihenfolge zu beobachten, daß der erſte Schiffer am ſüdlichen 
Ende anlangt und löſcht, der zweite dicht unterhalb u. ſ. w. ſoweit der 
Platz reicht. Die ſpäter kommenden Gefäße müſſen auf der weſtlichen Seite 
des Kanals anlegen und rücken auf die Stelle der gelöſchten Gefäße ein. 
Die gelöſchten Gefäße ſind ſogleich von ihrer Stelle abzubringen. Die 
Gefäße dürfen ſich nicht quer über den Kanal oder im Wendebaſſin feſt⸗ 
legen, ſondern müſſen ſtets mit der Längsſeite dem Zuge des Kanals folgen. 

Die Güter find auf dem Ausladeplatze jo aufzuſtellen, daß bis zur 
waſſerſeitigen oberen Kante ein Zwiſchenraum von 3,5 m frei bleibt. Die 
Güter ſind innerhalb 72 Stunden nach Erlöſchung des Fahrzeuges von 
dem Ausladeplatze zu entfernen. Jeder dem Kanal und deſſen Doſſirungen 
bei Gelegenheit des Aus- und Einladens zugefügte Schaden muß von dem 
betreffenden Schiffer erſetzt werden. 


8.21: 

Das Segeln iſt nur den Hand- und Obſtkähnen, Fiſcherſicken und 

ähnlichen kleinen Fahrzeugen von zwei Laſt Tragfähigkeit geſtattet. 
22. 

Wenn zwei treidelnde Fahrzeuge oder Holzflöße ſich begegnen, muß 
das Fallenlaſſen der Treidelleine bei dem abwärts (d. h. von Neuteich nach 
Tiegenhof) fahrenden bewirkt werden. 

Die Beſatzung von den am Ufer liegenden, ladenden oder löſchenden 
Schiffen haben die Treidelleine herumzureichen. Vor den Brücken müſſen 
die Treidelleinen ſchon in einer Entfernung von 50 m niedergelegt werden. 
Die Schiffer der langſamer fahrenden Kähne müſſen die nachkommenden 
ſchneller fahrenden Kähne ſtets vorbeilaſſen. 


8 23. 

Das Baden in der Schwente ſowohl, wie in der Tiege, iſt nur an 
den polizeilich zu beſtimmenden Stellen geſtattet. Das Fiſchen mit Stell⸗ 
netzen und Steckſeln iſt während der Schifffahrtzeit unbedingt verboten. 
Dagegen kann das Fiſchen mit Stellnetzen und Steckſeln zur Winterzeit 
auf Grund eines von der Königlichen Waſſerbau⸗Inſpektion zu Elbing aus⸗ 
zuſtellenden Erlaubnißſcheines, in welchem der Ort der Aufftellung und die 
zuläſſige Ausdehnung der Stellnetze ſpeziell angegeben iſt, ſtattfinden. 

8 24. 
Aus der Schwente und Tiege darf während der Winterzeit Eis für 


die Eiskeller nur mit Genehmigung der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde ent— 
nommen werden. 
§ 25. 


Zur Vermeidung der Beſchädigung der Uferbefeſtigungen darf das 
Vieh nur an den zu Tränken beſtimmten Stellen an die Schwente getrieben 
werden. 

Von Station 25 in der Feldmark Neuteichsdorf bis zur Aufzugbrücke 
in Marienau dient als Treidelweg für die die Schwente paſſirenden Schiffer 
der linksſeitige, von der Brücke in Marienau bis zum ſogenannten breiten 


Waſſer der rechtsſeitige Kanaldamm. 
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§ 26. 
Das Verunreinigen des Fluſſes durch Hineinwerfen von Schutt, Steinen, 
Kehricht, Aſche u. dergl. iſt verboten. 


8 27. 
Niemand darf die am Flußborde und den Böſchungen befindlichen 
Anpflanzungen beſchädigen. 


8. 

Die Uebertretung der vorſtehenden Vorſchriften wird, unabhängig 
von dem Erſatze des durch das Vergehen herbeigeführten Schadens, mit 
une Geldbuße bis zu 30 Mark oder verhältnißmäßiger Haft geahndet 
werden. 

Danzig, den 31. Mai 1882. 

Der Regierungspräſident. 


73. Polizei: Verordnung zum Schutz der unterhalb der 
Kaiſerlichen Werft nach dem Holm und zwiſchen den Forts 
Quarré und Bousmard in der Weichſel liegenden Tele⸗ 
graphen⸗Kabel. 
(Amtsblatt 1882, Seite 7.) 


Auf Grund der SS 74 und 75 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (Geſetz-Sammlung 
Seite 291) verordne ich mit Zuſtimmung des Bezirksraths Folgendes: 

Wer 100 Meter ober⸗ oder unterhalb der vier an den beiden 

Ufern der Weichſel aufgeſtellten Markzeichen — 45 Meter hohe 

Pfähle mit darüber befeſtigtem hellfarbenen Korbe von 0,75 Meter 

Durchmeſſer — einen Anker auswirft oder Schiffe, Kähne oder Flöße 

an Ankern oder anderen Hemmungsmitteln, welche an den Fahrzeugen 

befeſtigt ſind und auf der Sohle des Stromes nach ſchleppen, treibt 
oder treiben läßt, wird, ſoweit nicht nach beſtehenden anderweiten 

Beſtimmungen eine höhere Strafe eintritt, auf Grund des $ 366 

Nr. 10 des Reichs⸗Straf⸗Geſetzbuches mit einer Geldſtrafe bis zu 

60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft. 

Danzig, den 3. Januar 1882. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


74. Polizei⸗Verordnung wegen des Schutzes der Hafen⸗ 
Anlagen in Putzig. 
(Amtsblatt 1882, Seite 323.) 
Mit Bezug auf § 74 des Geſetzes über die Organiſation der all- 


gemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 wird unter Zuſtimmung 
des Bezirksraths hiermit nachſtehende Polizei-Verordnung erlaſſen: 
1 


Das Anlegen von Fahrzeugen an der öſtlichen Faſchinenwand der im 
Stadtbezirke Putzig belegenen Hafenanlagen, ſowie das Betreten der qu. 
Faſchinenwand wird hiermit unterſagt. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden mit Geldſtrafe 
8 185 
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bis zu 9 Mark, an deren Stelle im Falle des Unvermögens verhältniß⸗ 
mäßige Haft tritt, beſtraft. 
Danzig, den 14. Oktober 1882. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


75. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Verhütung 
von Sandwehen. 
(Amtsblatt 1882, Seite 313.) 


Zur Verhütung bezw. Beſeitigung von Sandwehen erlaſſe ich auf 
Grund des § 6 des Geſetzes vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung 
Seite 265) und des § 73 des Organiſations⸗Geſetzes vom 26. Juli 1880 
(Geſetz- Sammlung Seite 291) unter Zuſtimmung des Bezirksraths für 
den Umfang der Kreiſe Berent, Neuſtadt und Pr. Stargard, ſowie des 
Landkreiſes Danzig nachfolgende Polizei⸗Verordnung: 

3 1 


Das Hüten und Durchtreiben von Vieh auf den in vorgenannten 
Kreiſen vorhandenen oder neu entſtehenden für die angrenzenden Kultur⸗ 
ländereien Gefahr bringenden Sandwehen, ſowie jede andere, eine Ver⸗ 
flüchtigung der Bodenfläche herbeiführende Benutzung iſt unterſagt. 

2 


Die Feſtſtellung dieſer einzelnen Wehflächen, ſowie ihres räumlichen 
Umfanges erfolgt von den Königlichen Landräthen der betreffenden Kreiſe. 
Die geſchehene Begrenzung wird durch Anſchlag am Landrathsamtsſitze und 
durch ortsübliche Verkündigung in den betreffenden Gemeinden zur öffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. 

Etwaige Beſchwerden über die Feſtſtellung und Begrenzung der 
ee durch die Königlichen Landräthe haben keine aufſchiebende 

irkung. 


§ 3. 

Die Uebertretung der vorſtehenden Vorſchriften wird, ſofern nicht 
nach allgemein geſetzlichen Beſtimmungen insbeſondere durch die 88 10, 14 
und 15 des Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 230) ſtrengere Strafe verwirkt iſt, mit Geldbuße bis 
zu 30 Mark, wofür im Unvermögensfalle Haft eintritt, geahndet. 

8 4. 
a gegenwärtige Polizeiverordnung tritt mit dem 1. November 1882 

in Kraft. 

Danzig, den 13. Juni 1882. 

er Regierungs⸗Präſident. 


76. Verbot, betreffend die Beſchädigung der Telegraphen- 
Kabel. 
(Amtsblatt 1883, Seite 13.) 
Zur Sicherung der mit Drahtkörben und eiſernen durchbrochenen 
rothen Scheiben an den Mottlauufern bei der Gasanſtalt, an den Ufern 
des Heckergrabens bei der Kaiſerlichen Werft, an den Ufern der Schuiten⸗ 


laake reſp. des Grabens bei Fort Kronprinz, an den Ufern der Gräben 


des Forts Quarré und an den Ufern der Gräben des Forts Bousmard 


. 
CH 
. 
4 
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bei Neufahrwaſſer bezeichneten Telegraphenkabel wird auf Grund der 88 74 
und 75 des Organiſationsgeſetzes vom 26. Juli 1880 das Ankerwerfen 
und Schleppen von Ankern 10 Meter oberhalb und unterhalb der durch 
obige Warnungszeichen markirten Linien hierdurch bei 30 Mark Strafe 
unterſagt. 
Danzig, den 23. Dezember 1882. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


77. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Ausrüſtung 
der Dampfſchiffe. 


(Amtsblatt 1883, Seite 102.) 


Unter Bezugnahme auf die SS 74 und 75 des Geſetzes über die 
Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 wird 
§ 4 der Polizei⸗Verordnung vom 18. Februar 1859, Amtsblatt Seite 46, 
mit Zuſtimmung des Bezirksraths 2 5 abgeändert: 


Jedes Dampfſchiff, deſſen Dampfſignal⸗Apparate als Heuler ſo ein⸗ 
zurichten ſind, daß ſie einen dumpfen von der Eiſenbahnpfeife verſchiedenen 
Ton angeben, muß: 

1. mit einer geeigneten Landungsbrücke, deren Breite den Pforten des 
Schiffes enkſprechend ift, ein größeres Dampfſchiff außerdem mit einer 
Fallreepstreppe verſehen ſein; 

2. mit 1—2 kleineren Begleitbooten ausgerüſtet ſein, ſofern es die 
Ströme des Bezirks ſowie die See oder das 1 befährt; 

3. mit einer, von der Strompolizei-Behörde feſtzuſtellenden Anzahl 
Rettungsbojen oder Rettungsringen; 

4. mit einer Druckpumpe als Spritze auf Deck oder einem Spritzen⸗ 

ſchlauch, welcher mit einer Dampfpumpe der Maſchine in Verbindung 

geſetzt werden kann, und ſo lang iſt, daß derſelbe in allen Theilen 
des Schiffes gebraucht werden kann; 

5. bei Fahrten auf See oder dem Haff mit einem richtigen Kompaß 
verſehen ſein. 

Danzig, den 16. April 1833. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


78. Verbot, betreffend die Beſchädigung der Ußnitzer 
Vorfluth. 
(Amtsblatt 1883, Seite 227.) 


Mit Bezug auf die 88 74 und 75 des Geſetzes über die Organi⸗ 
ſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. 5 1880 (Geſetz⸗ 
Sammlung pro 1880 Seite 291) verordne ich bezüglich der Benutzung der 
Ußnitzer Vorfluth als öffentliche Schifffahrtsſtraße unter Zuſtimmung des 
Bezirksraths Folgendes: 

1. Das Einſetzen von Bootshaken, Rudern, Stangen und ähnlichen Ge— 
räthen in die Uferſchutzwerke iſt verboten. 

2. In der Ußnitzer Vorfluth dürfen keine Kähne, Lommen, Prähme 
oder andere Fahrzeuge feſtgelegt werden. 

3. Fahrzeuge mit aufgerichtetem Maſt dürfen die Bänken über die Vor⸗ 

fluth nur nach vorhergegangener Anmeldung bei dem Revier⸗Buhnen⸗ 
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meiſter in Wernersdorf und unter deſſen ſpezieller Leitung paſſiren. 
Das Oeffnen der Klappen durch Schiffer oder andere Privatperſonen 
iſt verboten. 

4. Wer der vorſtehenden Verordnung zuwider handelt, verfällt, abgeſehen 
von den Koſten für die Beſeitigung etwaiger Beſchädigungen in eine 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark. 

Danzig, den 28. Auguſt 1883. 
Der Königliche Regierungs-Präſident. 


79. Polizeiverordnung, betreffend die Anzeige von Unglücks⸗ 
fällen auf Flußſchiffen und Flößen. 


(Amtsblatt 1883, Seite 228.) 


Auf Grund der SS 74, 75 und 76 des Geſetzes über die Organi⸗ 
ſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (Gejeß- 
Sammlung Seite 291) in Verbindung mit SS 6, 12 und 15 des Geſetzes 
über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung 
Seite 265) verordne ich mit Zuſtimmung des Provinzialraths für den 
ganzen Umfang der Provinz Weſtpreußen was folgt: 


8 1. 

Die Führer von Flußſchiffen und Flößen haben jeden auf dem von 
ihnen geführten Schiffe oder Floſſe vorgekommenen Unglücksfall, welcher 
den Tod oder die ſchwere Verletzung einer oder mehrerer Perſonen zur 
Folge gehabt hat, ſofort und jedenfalls innerhalb 24 Stunden entweder 
ſelbſt oder durch einen Beauftragten der Behörde desjenigen Gemeinde⸗ 
bezirks, innerhalb deſſen das Schiff oder Floß zunächſt anlegt oder Anker 
wirft, und zwar in Städten der Ortspolizeibehörde, in den ländlichen 
Kommunalbezirken dem Gemeinde- bezw. Gutsvorſteher, anzuzeigen. Die 
Anzeige muß entſtehenden Falles unter allen Umſtänden vor dem Verlaſſen 
des preußiſchen Staatsgebiets ſeitens des betreffenden Schiffes oder Floſſes 
erſtattet werden. 72 


Iſt ein Unglücksfall der bezeichneten Art auf einem inländiſchen Fluß⸗ 
ſchiffe oder auf einem von Inländern geführten Floſſe im Auslande ein⸗ 
getreten, jo iſt die im § 1 vorgeſchriebene Anzeige der Behörde desjenigen 
inländiſchen Ortes zu erſtatten, welchen das Fahrzeug zunächſt anläuft. Iſt 
das Floß, auf welchem ein ſolcher Unglücksfall ſtattgefunden hat, im Aus⸗ 
lande aufgelöſt worden, oder iſt das betreffende Schiff im Auslande zu 
Grunde gegangen, jo hat der Führer die Anzeige der Behörde feines in- 
ländiſchen Domizils ſpäteſtens innerhalb der im § 1 bezeichneten Friſt nach 
ſeiner Rückkehr dorthin zu erſtatten. 

8 3. 

Schiffs⸗ oder Floßführer, welche den Vorſchriften der 88 1 und 2 
dieſer Polizei⸗Verordnung zuwider handeln, werden mit Geldſtrafe bis zu 
60 Mark beſtraft. 

Danzig, den 18. Auguſt 1883. 

Der Ober ⸗Präſident. 
v. Ernſthauſen. 
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SO, Polizeiverordnung für den Hafen und die Rhede 
zu Tolkemit. 
(Amtsblatt 1883, Seite 270.) 


Unter Aufhebung der im Elbinger Kreisblatt bekannt gemachten 
Hafenpolizeiordnung für die Stadt Tolkemit vom 20. Februar 1864 wird 
auf Grund der 85 74 und 75 des Geſetzes über die Organiſation der all— 
gemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1881 unter Zuſtimmung des 
Bezirksraths, Nachſtehendes verordnet: i 


Die Hafenpolizei wird von der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung zu 
Tolkemit unter Zuhülfenahme des vom Magiſtrate beauftragten Beamten 
verwaltet. 

8 2. 

Die im Hafenbezirke verkehrenden Schiffsführer, Schiffs- und Boots⸗ 
leute, Arbeiter und ſonſtigen im Hafenverkehr beſchäftigten Perſonen haben 
den von der ſtädtiſchen Polizeiverwaltung und den derſelben unterſtellten 
Beamten in Ausübung der Hafenpolizei und insbeſondere nach Maßgabe 
der gegenwärtigen Polizeiverordnung ausgehenden Anordnungen unweigerlich 
und ungeſäumt Folge zu leiſten. 


Die Erhebung von Beſchwerden gegen Anordnungen des beauftragten 
Beamten, welche bei der ſtädtiſchen Polizei-Verwaltung anzubringen ſind, 
hemmt die ſofortige Ausführung der angefochtenen Anordnung nicht, ſofern 
dieſelbe nach dem Ermeſſen der Behörde beziehungsweiſe des beauftragten 
Beamten ohne Nachtheil für das Gemeinweſen nicht ausgeſetzt bleiben kann. 


4. 

Werden auf der Rhede Anker ausgeworfen, ſo ſind dieſelben mit 
einer Boje zu verſehen. Im Hafen ſelbſt iſt das Auswerfen von Ankern 
nur im Nothfalle geſtattet. Erfolgt dieſes hier, ſo ſind die Anker ebenfalls 
mit einer Boje zu bezeichnen und nach Beſeitigung der Gefahr ſofort wieder 
aufzuholen. 

8 5 


Im Hafenbaſſin dürfen Schiffe nur an den vom beauftragten 
Beamten angewieſenen Plätzen anlegen. Schiffer und Führer von Fahr⸗ 
zeugen jeder Art ſind verpflichtet, auf Anordnung dieſes Beamten nach 
andern Plätzen zu verholen. 

§ 6. 

Schiffe dürfen nicht unmittelbar an die Bohlenwerke angelegt, ſondern 
es müſſen geeignete Fender ausgehängt, auch dürfen Schiffe nur an den 
dazu beſtimmten Haltepfählen feſtgemacht werden. Auch darf in die Bohlen- 
werke, wo dieſelben nicht mit Schwarten bekleidet ſind, mit Bootshaken 
oder mit Eiſen beſchlagenen Stangen weder gehackt noch gegen dieſelben 
geſtoßen werden. 5 

8 

Segelſchiffe dürfen nicht mit vollen Segeln in das Hafenbaſſin ein- 
laufen. Dampfſchiffe dürfen nur mit der zu ihrer Fortbewegung ev: 
forderlichen geringſten Geſchwindigkeit der Maſchine ſich im Hafen bewegen. 
Von zwei ſich begegnenden Schiffen muß, ſoweit die Oertlichkeit es geſtattet, 
jedes dem andern rechts ausweichen. N 
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§ 8. 

In Betreff der Beleuchtung der Schiffe gelten die Verordnungen zur 
Verhütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See vom 1. Januar 1880 
und vom 16. Februar 1881 auch für den Tolkemiter Hafen. 

9 


Jede Störung der Schifffahrt und Beſchädigung der Hafenwerke, der 
Pflanzungen und das Betreten der Spreitlage iſt verboten. An den Molen 
außerhalb des Hafens dürfen Fahrzeuge nicht anlegen und in der durch 
Fuſen reſp. Klotzbojen bezeichneten äußeren Hafeneinfahrt dürfen Fuß zeuge 
nicht ankern, vielmehr muß das Ankern auf der Rhede ſo erfolgen, daß 
auch bei umgehendem Winde die ae nicht geſtört wird. 

1 


Verunreinigungen des Hafens und der Hafenanlagen ſind unterſagt. 
Weder Ballaſt noch loſe Steine, Erde und andere Materialien oder Un⸗ 
reinigkeiten wie Kehricht ꝛc. dürfen innerhalb des Fahrwaſſers und des 
Hafenbaſſins ins Waſſer geworfen werden. 

11 


Holzvorräthe und andere Gegenſtände dürfen nicht über das Bohlen⸗ 
werk gerollt und geſchleift und dürfen auch zwiſchen dem Hafenbohlwerk 
und den Ladeplätzen nicht gelagert werden. Die am 2 zu ver⸗ 
ladenden oder zu löſchenden Gegenſtände müſſen vielmehr in und aus den 
Fahrzeugen getragen oder gekarrt werden. Das Koppeln des Holzes zu 
Flößen innerhalb des Hafenbaſſins iſt Pag geſtattet. 

N 1 


Niemand darf ohne vorherige Anmeldung bei der Hafen⸗Kommiſſion 
und ohne vorherige Anweiſung des Platzes Holz oder andere Gegenſtände 
auf dem zur Lagerung beſtimmten Haffufer ablagern. 

13. 


Das Kochen auf den Schiffen im Hafen bei offener Feuerſtätte auf 
dem Deck iſt unſtatthaft. Desgleichen iſt das Kochen von Theer, Pech, 
Harz, Oel und anderen feuergefährlichen Stoffen auf den Schiffen unter⸗ 
ſagt und darf nur an beſtimmten Stellen, welche von dem beauftragten 
ſtädtiſchen Polizei⸗Beamten hierzu werden angewieſen werden, ſtattfinden. 

4 


Niemand darf Vieh auf den Lagerplatz und in die Pflanzungen am 
Hafen treiben, widrigenfalls der Eigenthümer das in dem Feldpolizeigeſetz 
vom 1. April 1880 feſtgeſetzte Pfandgeld zu entrichten hat. 

15 


Wegen des Verkehrs mit explofiven Stoffen und mit Petroleum be⸗ 
wendet es bei den desfallſigen Beſtimmungen der Verordnungen vom 
29. Auguſt 1879 und vom 21. Dezember 1863. 

1 


6. 

Wenn Feuer im Hafen oder in der Nähe deſſelben ausbricht, haben 
ſich alle Schiffsleute unverzüglich auf ihre Fahrzeuge zu begeben, um die 
nöthigen Maßregeln zur Verhütung der Weiterverbreitung des Feuers nach 
den Anordnungen der Polizeiverwaltung bezw. der Hafenpolizei⸗Beamten 
ungeſäumt zur Ausführung zu 5 

1 


Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmun en dieſer Polizeiverordnung 
und Unterlaſſungen der durch dieſelbe vorgeſchriebenen Handlungen werden, 
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ſoweit nicht nach den Reichs⸗ und Landesgeſetzen, insbeſondere nach 8 366 
unter Nr. 9 und 10 des Strafgeſetzbuches für das deutſche Reich eine höhere 
Strafe eintritt, mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 

Dieſe Strafe trifft die Führer der Schiffe und Fahrzeuge in An- 
ſehung aller hinſichtlich der betreffenden Schiffe und Fahrzeuge begangenen 
Uebertretungen, daneben die Mannſchaften, ſoweit ihnen beſtimmte Ver⸗ 
pflichtungen durch dieſe Polizei⸗Verordnung auferlegt ſind. 

Danzig, den 19. Oktober 1883. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


81. Polizei Verordnung zum Schutze des unterhalb des 
Weichſel⸗Nogat-Canals bei Pieckel in der Weichſel liegenden 
Telegraphenkabels. 

(Amtsblatt 1884. Seite 26.) 


Auf Grund der SS 74 und 75 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (G.⸗S. S. 291) 
verordne ich mit Zuſtimmung des Bezirksraths Folgendes: Wer 100 m 
ober- oder unterhalb der beiden an den Ufern der Weichſel bei Pieckel auf- 
geſtellten, je 1 qm großen Warnungstafeln mit der Inſchrift: „Telegraph“ 
„nicht ankern“ einen Anker auswirft oder Schiffe, Kähne oder Flöße an 
Ankern oder anderen Hemmungsmitteln, welche an den Fahrzeugen befeſtigt 
ſind und auf der Sohle des Stromes nachſchleppen, treibt oder treiben 
läßt, wird, ſoweit nicht nach beſtehenden anderweiten Beſtimmungen eine 
härtere Strafe eintritt, gemäß § 366 Nr. 10 des Reichs⸗Straf-Geſetzbuchs 
= einer Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 14 Tagen 
eſtraft. 

Danzig, den 26. Januar 1884. 

er Regierungs⸗Präſident. 


82. Polizei⸗ Verordnung, die Verbindungsbahn vom Bahn⸗ 
hof nach dem neuen Hafenbaſſin Neufahrwaſſer betreffend. 
(Abgedruckt im Amtsblatt 1880, Seite 37.) 


83. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Bahnſtrecke Graudenz⸗ 
Marienburg. 
(Abgedruckt im Amtsblatt 1883, Seite 209.) 
84 Polizei⸗Verordnung, 9 die Bahnſtrecke Hohenſtein⸗ 
erent. 


(Abgedruckt im Amtsblatt 1884, Seite 222.) 


85. Polizei⸗Verordnung, betreffend das Bahn⸗Polizei⸗ 
Reglement. 
(Amtsblatt 1886, Seite 39.) 
Nachdem das Bahnpolizei⸗Reglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands 
nach der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers vom 30. November 1885 
in Nr. 32 des Reichsgeſetzblatks (S. 289 ff.), ſowie in Nr. 50 des Central⸗ 
blattes für das Deutſche Reich (S. 541 ff.) durch Beſchluß des Bundes⸗ 
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rathes vom 26. November 1885 verſchiedene Aenderungen erfahren hat, 
wird daſſelbe in feiner veränderten Faſſung auf Grund der SS 136 und 
140 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195 ff.) mit dem Bemerken hierdurch zur öffentlichen Kenntniß 
gebracht, daß das Bahnpolizei⸗Reglement vom 4. Januar 1875 nebſt den 
Abänderungen vom 12. Juni 1878 und 17. Mai 1881 mit dem 1. April 
1886 außer Kraft tritt. 
Berlin, den 31. Dezember 1885. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
(gez.) May bach. 
Vorſtehende Polizeiverordnung bringe ich unter Hinweis auf die dieſer 
Amtsblatts-Nummer beiliegende Extrabeilage, enthaltend: 
1. das Bahnpolizei-Reglement für die Eiſenbahnen Deutſchlands, 
2. die Signalordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands, 
3. die Normen für die Conſtruction und Ausrüſtung der Eiſenbahnen 
Deutſchlands, 
mit dem Bemerken zur allgemeinen Kenntniß, daß vom 1. April 1886 ab 
die Signalordnung für die Eiſenbahnen Deutſchlands vom 4. Januar 1875 
nebſt Abänderungen vom 12. Juni 1878 und 20. Juni 1880, ſowie die 
Normen für die Conſtruction und Ausrüſtung der Eiſenbahnen Deutſchlands 
vom 12. Juni 1878 außer Kraft treten, 
Danzig, den 10. Februar 1886. 
N Der Regierungs Präſident. 


86. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Bahnſtrecke von 
Simonsdorf nach Tiegenhof. 
(Abgedruckt im Amtsblatt 1886, Seite 201.) 


87. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Bahnſtrecke von Prauſt 
nach Carthaus. 
(Abgedruckt im Amtsblatt 1886, Seite 237.) 


88. Verordnung bezüglich der Strandungen. 
(Amtsblatt 1887, Seite 138.) 


Nach § 4 der Strandungsordnung vom 17. Mai 1874 (Reichsgeſetz— 
blatt S. 73) hat derjenige, welcher ein auf Strand gerathenes oder ſonſt 
unweit deſſelben in Seenoth befindliches Schiff wahrnimmt, hiervon ſofort 
— zuſtändigen Strandvogt oder der nächſten Gemeindebehörde Anzeige zu 
machen. f 

Die Unterlaſſung der Anzeige iſt auch dann nach § 43 des Geſetzes 
ſtrafbar, wenn der Schiffer gemäß der ihm nach § 7 zuſtehenden Befugniß 
die Ergreifung von Maßregeln zum Zweck der Bergung oder Hülfsleiſtung 
von vorn herein abgelehnt hat. 

Die Gemeindebehörden haben auch in dieſem Falle nach § 5 des Ge— 
ſetzes unverzüglich für die Mittheilung der Nachricht an den Strandvogt 
zu ſorgen. 

Danzig, den 25. April 1887. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
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89. Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit Dampf: 
pflügen. 
(Amtsblatt 1897, Seite 144.) 


Auf Grund der 88 137 und 139 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (GG ⸗S. S. 195 ff.) und der SS 6, 
12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 
(G.⸗S. S. 265) verordne ich mit Zuſtimmung des Bezirks⸗Ausſchuſſes für 
den Verkehr mit Dampfpflügen auf und in der Nähe von öffentlichen Wegen 
im diesſeitigen Regierungsbezirke, was folgt: 


ST: 
Auf allen öffentlichen Wegen bedarf der Transport von Dampfpflügen 
der vorherigen polizeilichen Genehmigung. 


2. 

Diagonal geriefelte Nadrelfen der Lokomotiven von Dampfpflügen, 
welche auf öffentlichen Wegen transportirt werden, ſind nur bei einer Stärke 
der aufgenieteten Laſchen von höchſtens 20 mm, und in einer Anordnung 
zuläſſig, daß die Laſchen in einer Breite von mindeſtens 20 em den völlig 
eben und feſt gedachten Boden gleichzeitig berühren. 


1 2 8 3. 
Die Breite dieſer Lokomotiven darf 3 m nicht überſteigen. 


8 § 4. 

Die Dampfpflug⸗Lokomotiven dürfen beim Befahren von Chauſſeen 
nur auf der Steinbahn fahren. Zwei hintereinander fahrende Lokomotiven 
dürfen nicht Spur halten. 


8 5. 

Das Anhängen von mehr als zwei Geräthen oder Fahrzeugen iſt in 
der Regel nicht geſtattet. Jedoch kann von der zur Ertheilung der Ge— 
nehmigung zum Befahren des Weges zuſtändigen Behörde für beſtimmte 
Wegeſtrecken die Erlaubniß zum Anhängen von drei Geräthen oder Wagen 
gegeben werden. Zuſtändig zur Ertheilung der Genehmigung ſind die 
Landräthe. 

Geräthe oder Wagen, welche nicht unmittelbar zum Betriebe des 
Dampfpfluges gehören, dürfen nicht angehängt werden. 


§ 6. 
An den Lokomotiven iſt das Gewicht, welches die Lokomotive bei 
voller Ausrüſtung mit Einſchluß von Waſſer und Kohlen beſitzt, anzugeben. 
7 


Die Fahrgeſchwindigkeit eines Dampfpflugtransportes darf ein Kilometer 
in 10 Minuten nicht überſteigen. 


8. 

Außer den zur Bedienung =, Transports ſelbſt erforderlichen Leuten 
(3 bei einer Lokomotive, 5 bei zwei Lokomotiven) muß denſelben je eine 
Perſon begleiten, welche in einer Entfernung von 20 m vor dem Zuge 
hergeht und den zu Pferde oder zu Wagen Paſſirenden Beiſtand leiſtet. 
Folgen bei derartigen Pflügen die beiden Maſchinen nicht unmittelbar auf⸗ 
einander, ſo bedarf es für jede derſelben einer voraufgehenden bezw. nach⸗ 
folgenden Perſon. Auf Verlangen des zu Pferde oder zu Wagen oder mit 
Pferden Paſſirenden muß außer der vor oder hinter dem Zuge hergehenden 
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Perſon von einer zweiten zu dem Perſonal des Dampfpfluges gehörigen 
Perſon Beihülfe zum Vorüberfiven der Pferde gegeben werden. 
99 


Der Dampfpflugtransport muß Fuhrwerken, Reitern, Viehtransporten 
und Transporten von größeren Laſten ſoviel Platz machen, als möglich iſt; 
er muß ſtets nach rechts ausweichen. 


§ 10. i 
Die Benutzung der Lokomotivpfeife iſt bei dem Transport ausdrücklich 
Bi, verboten; der Dampfdruck darf während deſſelben nicht ſo hoch geſpannt 
* werden, daß die Sicherheitsventile abblaſen. Angeſichts von Perſonen, welche 
R Pferde reiten, fahren oder führen, dürfen die Eylinderhähne nicht geöffnet 
werden. 
§ 11. 


Be: Sobald die vorausgehende Perſon oder ein Paſſant, welcher Pferde 
. reitet, fährt oder führt, die Hand als Halteſignal aufhebt, muß ſofort ange⸗ 
. halten werden. Ferner muß unbedingk angehalten werden, ſobald ſich mar⸗ 
* ſchirende Truppen oder Heerden nähern. 
Be: § 12. 
. Der Verkehr mit Dampfpflügen iſt in der Zeit zwiſchen einer Stunde 
5 nach Sonnenuntergang bis einer Stunde vor Sonnenaufgang unterſagt. 
Ausnahmsweiſe kann der Nachtverkehr von der zur Ertheilung der Fahrer— 
0 laubniß zuſtändigen Behörde für beſtimmte Fälle und unter den Bedingungen 
En geftattet werden, daß ſowohl die Lokomotiven als auch die Wagen und der 
3 vor und hinter dem Zuge gehende Mann mit rothen Laternen verſehen Ab 
jein und die Laternen am letzten Gefährt des Zuges hinten angebracht # * 
werden. be 
13 135 


$ 13. 
Die Aſchkaſten der Lokomotiven müſſen gegen das . von 
Brennſtoffen geſichert ſein und dürfen während der Fahrt nicht entleert „ 
1 werden. 1 
2 9 14. f 
Be: Der Betrieb von Dampfpflügen in der Nähe von öffentlichen Fahr⸗ 1 
. wegen unterliegt, wenn die Lokomotive innerhalb einer Entfernung von 1 
* 25 m von dem Wegekörper aufgeſtellt iſt, den Beſtimmungen der folgenden 115 
Be: 88 15 bis 17. i 1 


8 15. 
Auf dem Wege iſt ein Mann aufzuſtellen behufs Hilfsleiſtung bei dem 
Paſſiren mit Pferden. 


$ 16. 
2 Die Dampfpfeife darf Angeſichts von Pferden, welche den Weg paſſiren 
BR nicht gebraucht werden. 


5 § 17. 
* Wenn der auf dem Wege aufgeſtellte Mann ($ 15) oder ein Paſſant, 
. welcher Pferde reitet, fährt oder ie Hand erhebt, iſt anzuhalten. 
. 18. 
* Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehenden Beſtimmungen werden mit 
3 Geldſtrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger 
: \ Haft beſtraft. 


4 Danzig, den 9. März 1887. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
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90. Polizeiverordnung, betreffend den Schiffsverkehr in den 
Schleuſen. 
(Amtsblatt 1887, Seite 145.) 


Auf Grund des § 138 Abſ. 1 des Geſetzes über die allgemeine Lan⸗ 
desverwaltung vom 30. Juli 1883 und der SS 6 und 11 des Geſetzes vom 
11. März 1850 wird unter Zuſtimmung des Bezirks-Ausſchuſſes für den 
Regierungsbezirk Danzig Folgendes beſtimmt: 

1. bei allen Schleuſen ſollen die auf der Fahrt befindlichen Dampf⸗ 
ſchiffe der gewöhnlichen Reihenfolge enthoben ſein, und vor den übrigen 
Fahrzeugen durch die Schleuſen befördert werden; 

2. die von den Dampfſchiffen geſchleppten Anhänge genießen mit den⸗ 
ſelben dies Vorrecht in folgenden Fällen, deren Vorhandenſein ſie dem 
Schleuſenmeiſter nachzuweiſen haben: 

a. wenn ſie vom Abgangsort des Dampfſchiffes an geſchleppt wurden, 

b. wenn ſie die für Zuckerfabriken beſtimmte Ladung von Kohlen oder 
Zuckerrüben enthalten, 

o. wenn fie aus Prähmen beſtehen, welche den Transport zu baulichen 
Zwecken vermitteln, 

d. bei der Rothebuder Schleuſe, wenn fie mit dem Dampfſchiffe 
bereits von der Plehnendorfer Schleuſe, dem Friſchen Haff, Dirſchau 
oder der Platenhofer Schleuſe kommen, 
bei der Platenhofer Schleuſe, wenn fie mit dem Dampfſchiffe 
bereits von der Rothebuder Schleuſe, der Kraffohl-Schleuſe, dem 
Friſchen Haff oder Stobbendorf kommen, 
bei der Kraffohl-Schleuſe, wenn ſie mit dem Dampfſchiffe be⸗ 
reits von der Platenhofer Schleuſe, Tiegenhof, Elbing, Marie nburg 
oder aus dem Friſchen Haff kommen, 
bei der Plehnendorfer Schleuſe, wenn fie mit dem Dampf- 
ſchiffe bereits von Danzig, der Rothebuder Schleuſe oder aus dem 
Friſchen Haff kommen. 

Danzig, den 11. Mai 1887. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Abſchnitt V. 
Gewerbepolizei. 


1. Schankwirthe müſſen bei Abweſenheit einen Stellvertreter 
beſtellen. 


(Amtsblatt 1831, Stück 32.) 


Um Mißbräuchen vorzubeugen, welche durch willkührliche Subſtitution 
conceſſionirter Schankwirthe in Fällen, wo dergleichen Gewerbetreibende 
vom Orte ihres Wohnſitzes entfernt ſind, entſtehen können, wird hierdurch 
in Gemäßheit einer Verordnung der hohen Miniſterien des Innern für 
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Gewerbe- und Handelsangelegenheiten, und des Innern und der Polizei 
vom 18. v. Mts. feſtgeſetzt, daß den conceſſionirten Schänkern zwar nach⸗ 
gelaſſen wird, für die Fälle ihrer Abweſenheit vom Orte ſich Stellvertreter 
zu beſtelleu, daß jedoch zur Vermeidung einer Strafe von 1 bis 5 Thlr. 
die desfallſige Genehmigung der Ortspolizeibehörde eingeholt werden muß. 

Die Polizeibehörden unſeres Departements werden angewieſen, auf 
die Beobachtung dieſer Vorſchrift ſtrenge zu halten. 

Danzig, den 1. Auguſt 1831. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


2. Verbot des Verkaufs von Fahrbillets an Auswanderer 
durch die Agenten. 
(Amtsblatt 1856, Seite 29.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 wird der Verkauf von Billets zur Weiterbeförderung der 
Auswanderer von dem überſeeiſchen Landungsplatze nach dem Beſtimmungs⸗ 
orte im ar auf Eiſenbahnen, Dampfſchiffen, Kanalböten zc., ſowie das 
Anbieten ſolcher Billets und das Ausgeben gewiſſer in dem Einwanderungs⸗ 
lande zu benutzender Beförderungsmittel, bei Vermeidung einer Strafe 
von 10 Thalern für jeden einzelnen Fall oder verhältnißmäßiger Gefäng⸗ 
nißſtrafe hierdurch verboten. 

Den Auswanderungs⸗Unternehmern und Agenten wird zugleich ange⸗ 
kündigt, daß ſie bei Uebertretung dieſer Beſtimmung ſich außerdem auf die 
Erneuerung ihrer Conceſſionen keine Ausſicht zu machen haben. 

Danzig, den 7. Februar 1856. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


3. Einrichtung von Min eralwaſſer⸗Fabriken. 
(Amtsblatt 1863, Seite 64.) 

Behufs Abwendung der Exploſions⸗Gefahr bei dem Betriebe der 
Fabriken von künſtlichen Mineralwaſſern und anderen kohlenſauren Ge— 
tränken verordnen wir, für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks, auf 
Grund der SS 6 und 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850, Folgendes: 

A. Bezüglich der Apparate mit Selbſtentwicklern. 


8 1. 

Alle einzelnen Theile der in den oben bezeichneten Fabriken zu be⸗ 
nutzenden ſogenannten Selbſtentwickler müſſen, mit Ausnahme der Garni⸗ 
turen, aus gutem Kupferblech gefertigt ſein und in ihren Wandungen eine 
ſolche Stärke beſitzen, daß ſie einem mittelſt einer Druckpumpe auszu⸗ 
übenden Drucke von 6 Atmosphären mit Sicherheit zu widerſtehen im 
Stande ſind. 2 

Die aus Blei gefertigten Entwickelungsgefäße müſſen mit einem den 
vorſtehenden Anforderungen (conf. $ 1) entſprechenden Mantel aus Kupfer⸗ 
blech verſehen ſein. 


8 3. 
Die Entwickelungsgefäße ſind mit einem Sicherheits⸗Ventil von min⸗ 
deſtens 1 Q;⸗Zoll lichter Oeffnung zu verſehen, welches jo belaſtet ſein 


B. Bezüglich der Pumpenapparate. 
S. B. 
Bei Anwendung ſogenannter Pumpenapparate gilt die Vorſchrift des 
S 1 nur für die Komprefjions- oder Miſchungs⸗Cylinder nebſt Pumpe. 
Die Beſtimmung des 8 2 findet auf die zu Pumpen⸗Apparaten gehörigen 
Entwickelungsgefäße keine Anwendung. 


8 6. 

Die Kompreſſions⸗ oder Miſchungs⸗Gefäße müſſen mit einem nach 
Inhalt des $ 3 eingerichteten Sicherheits⸗Ventil, die Entwickelungs⸗Gefäße 
aber mit einem Ventil verſehen ſein, welches nur ſo ſtark belaſtet werden 
darf, daß ſich daſſelbe ſchon bei einem Drucke von 2 Athmosphäre öffnet. 

7 


Die Kompreſſions⸗ oder Miſchungs-Gefäße ſind außerdem mit einem 
Manometer nach Vorſchrift des 8 4 zu verſehen. 
5 8 


Wer den vorſtehenden Beſtimmungen ($ 1 bis 7) zuwiderhandelt, 
wird mit einer Geldbuße bis zu 10 Thlrn., im Unvermögensfalle mit 
verhältnißmäßigem Gefängniß beſtraft. 

Danzig, den 10. April 1863. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

Die vorſtehende Polizei-Verordnung wird hiermit von Neuem pub- 
licirt und der im 16. Stück des Amtsblatts von dieſem Jahre Seite 61 
sub Nr. 136 befindliche Abdruck derſelben für ungültig erklärt, weil in 
dem letzteren beim $ 6 ein den Sinn entſtellender Druckfehler vorge⸗ 
kommen iſt. 

Danzig, den 27. April 1863. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


4. Handel mit gebrauchten Sachen. 
(Amtsblatt 1870, Seite 96.) 


In Gemäßheit der Beſtimmungen des $ 35 al. 2 und § 38 der 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 und zufolge der uns nach $ 11 des 
Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung zuſtehenden Be⸗ 
fugniß, verordnen wir, bezüglich der polizeilichen Controle des Trödlerge⸗ 
werbes, für den Umfang unſeres Verwaltungsbezirks, was folgt: 

1 


Wer mit gebrauchten Kleidern, gebrauchten Betten, oder gebrauchte r 
Wäſche Handel, oder mit altem Metallgeräth oder Metallbruch Kleinhandel 
treibt, ift verpflichtet, ein nach dem hinter $ 4 abgedruckten Schema ange⸗ 
legtes, durchweg mit Seitenzahlen verſehenes und von der Ortspolizeibehörde 
geſtempeltes Buch über ſeinen Ein- und Verkauf zu führen und die nach 


ee 
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den einzelnen Rubriken erforderlichen Eintragungen in daſſelbe deutlich zu 
bewirken, auch jeden einzelnen Gegenſtand mit einer der laufenden Nummer 
entſprechenden Bezeichnung zu verſehen. 

Das Geſchäftsbuch muß ſich ſtets in ordnungsmäßigem Zuſtande bes 
finden, namentlich dürfen darin keine Raſuren vorgenommen, oder Ein⸗ 
tragungen unleſerlich gemacht werden. 


8 2. 

Vor Abſchluß eines jeden Einkaufs hat der Gewerbetreibende (Trödler) 
ſich darüber zu vergewiſſern, ob der Verkäufer zur Verfügung über den 
Gegenſtand berechtigt iſt. Stellt ſich dabei der Verdacht heraus, daß letz⸗ 
terer auf unredlichem Wege erworben fein möchte, jo iſt der Trödler ver- 
pflichtet, denſelben anzuhalten und an die Polizeibehörde abzuliefern. Letzteres 
gilt insbeſondere auch von denjenigen Gegenſtänden, von welchen der Trödler 
durch polizeiliche Bekanntmachung oder ſonſtige amtliche Mittheilung Kenntniß 
erhält, daß ſie dem Eigenthümer durch ein Vergehen oder Verbrechen oder 
durch Verlieren abhanden gekommen ſind. 


8 3. 

Gegenſtände, von denen der Trödler erfahren hat, daß ſie mit Men⸗ 
ſchen oder Thieren in Berührung gekommen ſind, welche an anſteckenden 
Krankheiten litten, dürfen nur gekauft werden, nachdem ſich der Trödler 
überzeugt hat, daß dieſelben eee desinficirt worden ſind. 

4. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Anordnungen werden mit einer Strafe 
von 1 Thaler bis 10 Thaler, eventl. entſprechender Gefängnißſtrafe, inſo⸗ 
fern das Strafgeſetzbuch nicht höhere Strafen im einzelnen Falle vorgeſehen, 


belegt. 
Sch e m a 
für das von den Trödlern zu führende Geſchäftsbuch. 


Name, Stand 
und Wohnort des 
Verkäufers. 


Danzig, den 2. Juni 1870. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


5. Gebrauch der Lokomobilen und deren polizeiliche Controle. 
(Amtsblatt 1871, Seite 133.) 


Die unterzeichnete Königliche Regierung verordnet hierdurch, auf 
Grund des $ 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 und unter Aufhebung der Polizeiverordnung über die Lokomobilen 
vom 6. Juli 1855 Folgendes über die Aufſtellung und deu Gebrauch der 
beweglichen Dampfkeſſel oder ſogenannten Lokomobilen. 
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8 1. 

Die Genehmigung zur Anlegung und Jnubetriebſetzung iſt für Loko— 
mobilen ebenſo wie für unbewegliche Dampfkeſſel erforderlich und zu bean- 
tragen. 

8 2. 


Auch find die im Betriebe befindlichen Lokomobilen gleich den im Be- 
triebe befindlichen unbeweglichen Dampfkeſſeln einer regelmäßigen Nevifion 
nach dem Geſetze, betreffend den Betrieb der Dampfkeſſel vom 7. Mai 
1856, und dem dazu erlaſſenen Regulative vom 23. Auguſt 1856, unter⸗ 
worfen. 4 

8 8. 


Der Dampfkeſſel einer Lokomobile, deſſen Anlegung und Inbetrieb⸗ 
ſetzung genehmigt worden, iſt, zur Feſtſtellung ſeiner Identität, mit der 
Bezeichnung des Namens und Wohnorts des Fabrikanten und mit einer 
fortlaufenden Fabriknummer in dauerhafter und leicht kenntlicher Weiſe zu 
verſehen. 

8 4. 


Zur Vermeidung von Feuersgefahr ſind an den Lokomobilen geeignete 
Vorrichtungen, durch welche dem Verwehen glühender Kohlentheile vorgebeugt 
wird, namentlich verſchließbare Aſchkaſten, ähnlich wie bei Lokomotiven, an⸗ 
zubringen. 

8 5. 


Lokomobilen dürfen, wenn ſie mit untadelhaften Funkenfängen verſehen 
ſind oder bei einer nicht auf Gebäude ſtehenden Windrichtung arbeiten, in 
mindeſtens 6,25 Meter Entfernung, ſonſt aber von maſſiven und feuerſicher 
eingedeckten Gebäuden nur in mindeſtens 7,5, von ſonſtigen Gebäuden nur 
in mindeſtens 18 Meter Entfernung aufgeſtellt werden. 


8 6. 

Zur Verhütung der Beläſtigung der Nachbarſchaft durch Rauch iſt 
der Schornſtein der Feuerung ſo anzulegen, daß derſelbe die Firſte der in 
geringerer Entfernung als 15 Meter vom Aufſtellungsorte belegenen Wohn⸗ 
gebäude um 1.5 Meter überragt; jedoch kann von dieſer Bedingung Abſtand 
genommen werden, wenn die Beſitzer der in ſolcher Nähe befindlichen Häuſer 
ſich damit einverſtanden erklären. 


8 7. i 

Die polizeiliche Controle in Betreff der Aufſtellung und des Betriebes 

der Lokomobilen wird von den Ortspolizeibehörden ausgeübt, gegen deren 
Anordnungen den Betheiligten der Weg der Beſchwerde eintretenden Falls 


zuſteht. 8 8. 


Wer den Vorſchriften dieſer Polizeiverordnung gar nicht oder nicht 
gehörig nachkommt, kann in eine Geldſtrafe bis zu zehn Thalern genommen 
werden. 

Danzig, den 29. Auguſt 1871. 


Königliche Regierung. 
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6. Auweiſung für die Ortspolizei⸗Behörden, betreffend die 

Ausführung der Vorſchriften der Gewerbe⸗Ordnung über 

die Arbeitsbücher und die Beſchäftigung der Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeiter in Fabriken ꝛc. 


(Amtsblatt 1878, Seite 222.) 


A. Arbeitsbücher. 

J. Eines Arbeitsbuches bedürfen die aus der Volksſchule (d. h. der 

gewöhnlichen Werktagsſchulen mit Ausnahme der Fortbildungs- und ähn⸗ 
lichen Schulen) entlaſſenen gewerblichen Arbeiter unter 21 Jahren ohne 
Unterſchied des Geſchlechts. 

Ob die Arbeiter ausdrücklich als „Geſellen, Gehülfen, Lehrlinge oder 
Fabrikarbeiter“ angenommen ſind, oder nur thatſächlich als ſolche beſchäftigt 
werden, ob fie von Handwerkern oder von größeren Gewerbe-Unternehmern 
angenommen ſind, ob ſie in deren Behauſung, ob ſie in Werkſtuben, 
Werkſtätten, in Fabriken, im Freien insbeſondere auch auf Bauplätzen und 
bei Bauten arbeiten, iſt unerheblich. 

Die Arbeiter in Hüttenwerken, in Bauhöfen und Werften, gehören 
zu den gewerblichen Arbeitern und find demnach zur Führung eines Arbeits- 
buches verpflichtet. 

II. Von der Verpflichtung zur Führung eines Arbeitsbuches ſind 
ausdrücklich entbunden: 

1) Arbeiter unter 14 Jahren, welche nach Beſtimmung des Geſetzes eine 
Arbeitskarte zu führen haben; 

2) Gehülfen und Lehrlinge in Apotheken und Handelsgeſchäften. 

III. Zu den gewerblichen Arbeitern im Sinne des Geſetzes ſind 
unter Anderen nicht zu rechnen und zur Führung eines Arbeitsbuches nicht 
verpflichtet: 

1) Kinder, welche bei ihren Eltern und für dieſe und zwar nicht auf 
Grund eines Arbeitsvertrages mit gewerblichen Arbeiten beſchäftigt ſind; 

2) Perſonen, welche im Geſindeverhältniſſe ſtehen; 

3) die mit gewöhnlichen auch außerhalb des Gewerbes vorkommenden 
Arbeiten beſchäftigten Tagelöhner und Handarbeiter; 

4) Perſonen, die in der Stellung von Angeſtellten (Geſchäftsführer, 
Buchführer, Werkmeiſter und dergleichen) in gewerblichen Betrieben 
beſchäftigt werden. 

IV. Perſonen, welche nach der Auffaſſung der Behörde vermöge der 
Art ihrer Beſchäftigung eines Arbeitsbuches nicht bedürfen, iſt die Aus⸗ 
ſtellung eines ſolchen, wenn fie von ihnen beantragt wird, nicht zu ver⸗ 
weigern. 8 

V. Die Arbeitsbücher müſſen nach Format Papier und Druck der 
von dem 1455 Reichskanzler feſtgeſtellten Einrichtung entſprechen und ins⸗ 
beſondere für die Eintragungen der Arbeitgeber mindeſtens die beſtimmte 
Seitenzahl (24) enthalten. Arbeitsbücher mit größerer Seitenzahl ſind zu— 
läſſig, doch müſſen die Angaben der Seitenzahl ſowie die Vordrucke für die 
Eintragungen und deren Nummerirung bis zur letzten Seite fortlaufen. 

VI. ueber die ausgeſtellten Arbeitsbücher iſt ein für jedes Kalender— 
jahr abſchließendes Verzeichniß zu führen. 

VII. Die Ortspolizei-Behörde hat Arbeitsbücher nur für ſolche Ar- 
beiter auszuſtellen, welche im Bezirk ihren letzten dauernden Aufenthalt ge⸗ 
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habt haben ($ 108) und glaubhaft machen, daß für fie bis dahin ein Ar⸗ 
beitsbuch noch nicht ausgeſtellt iſt, oder daß das für ſie ausgeſtellte Arbeits⸗ 
buch vollſtändig ausgefüllt, oder unbrauchbar geworden, oder verloren 
gegangen oder vernichtet iſt (58 109, 112). 

VIII. Wird der Antrag auf Ausſtellung eines Arbeitsbuches nicht 
von dem Vater oder Vormunde geſtellt, ſo iſt der Nachweis zu fordern, 
daß der Vater oder Vormund dem Antrage zuſtimmt, oder in den Fällen, 
wo die Erklärung des Vaters nicht beſchafft werden kann, daß die Ge— 
meindebehörde desjenigen Ortes, wo der Arbeiter ſeinen letzten dauernden 
Aufenthalt gehabt hat, die Zuſtimmung des Vaters ergänzt hat ($ 108). 

Der Nachweis iſt durch Beibringung einer mündlichen oder ſchrift— 
lichen Erklärung des Vaters oder Vormundes, bezw. durch eine ſchriftliche 
Beſcheinigung der Gemeindebehörde zu erbringen. 


IX. Soweit nicht anderweit feſtſteht, daß der Arbeiter zum Beſuch 
der Volksſchule nicht mehr verpflichtet iſt, iſt darüber eine Beſcheinigung 
des Schul⸗Inſpeltors desjenigen Ortes zu erfordern, wo der Arbeiter aus 
der Volksſchule entlaſſen iſt. 


X. Sofern Jahr, Tag und Ort der Geburt des Arbeiters nicht 
anderweit feſtſtehen, iſt die Beibringung einer Geburtsurkunde (Geburts-, 
Tauf⸗Scheines) zu fordern. 

XI. Die Ausſtellung des Arbeitsbuches erfolgt durch Ausfüllung 
der beiden erſten Seiten des Formulars nach dem anliegenden Muſter. 
Die Nummer des Arbeitsbuches muß mit der laufenden Nummer des Ver⸗ 
zeichniſſes der Arbeitsbücher (VI.) übereinſtimmen. 

Die Aushändigung des Arbeitsbuches darf erſt erfolgen, wenn ſämmt⸗ 
liche Kolonnen des Verzeichniſſes der Arbeitsbücher ausgefüllt ſind. 

XII. Wird die Ausſtellung eines neuen Arbeitsbuches an Stelle eines 
früheren beantragt, ſo iſt feſtzuſtellen, von welcher Behörde und in welchem 
Jahre das letztere ausgeſtellt war, ſowie, ob daſſelbe vollſtändig ausgefüllt, 
oder unbrauchbar geworden, oder verloren gegangen, oder vernichtet iſt. 

Das Ergebniß dieſer Feſtſtellung iſt in das Arbeitsbuch Seite 2 
unten, und in das Verzeichniß der Arbeitsbücher, Kolonne „Bemerkungen“ 
einzutragen (8 109 Abſatz 1). 

Iſt das frühere Arbeitsbuch vollſtändig ausgefüllt oder unbrauchbar 
geworden, ſo iſt daſſelbe auf der letzten Seite durch amtlichen Vermerk zu 
ſchließen ($ 109 Abſatz 1). 

Die Ausſtellung des neuen Arbeitsbuches iſt der Behörde, welche das 
frühere Arbeitsbuch ausgeſtellt hat, unter Angabe des Jahres der Ausftellung 
anzuzeigen und von dieſer in ihrem Verzeichniſſe der Arbeitsbücher unter 
der Rubrik „Bemerkungen“ zu vermerken. Die Ausſtellung eines neuen 
Arbeitsbuches kann auch dann nicht verweigert werden, wenn das frühere 
Arbeitsbuch von dem Inhaber abſichtlich unbrauchbar gemacht oder vernichtet 
iſt. In dieſem Falle iſt aber die Beſtrafung des Arbeiters nach Maßgabe 
des $ 150 Nr. 3 der Gewerbeordnung herbeizuführen. 

XIII. Die Ausſtellung der Arbeitsbücher hat koſten⸗ und ſtempelfrei 
zu erfolgen. Nur für die Ausſtellung eines neuen Arbeitsbuches an Stelle 
eines unbrauchbar gewordenen, verloren gegangenen oder vernichteten kann 
eine Gebühr bis zum Betrage von 50 Pf. erhoben werden ($ 109 Abſ. 2). 

XIV. Die Ortspolizei-Behörden haben ſich ſofort mit einer hin⸗ 
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reichenden Anzahl von Formularen zu Arbeitsbüchern zu verſehen und ſolche 
fortlaufend vorräthig zu halten. 

Für den erſtmaligen Bedarf an Formularen kommt in Betracht, daß 
vom 1. Januar 1879 an ſämmtliche gewerbliche Arbeiter unter 21 Jahren, 
und zwar auch diejenigen, welche ſchon vorher in Arbeit geſtanden haben, 
im Beſitz eines Arbeitsbuches ſein müſſen, worauf Arbeiter wie Arbeitgeber 
durch mehrfache Bekanntmachungen unter Hinweis auf die Strafbeſtimmung 
des § 150 ad 1 der Gewerbe-Ordnung aufmerkſam zu machen ſind. 
Sollten die Ortspolizei-Behörden einen für die erſten Anforderungen ge- 
nügenden Vorrath von Formularen nicht zeitig genug beſchaffen können, 
ſo ſind zunächſt diejenigen Arbeiter, welche eine neue Beſchäftigung anzu⸗ 
treten beabſichtigen, und ſodann unter den übrigen bereits in Beſchäftigung 
befindlichen Arbeitern die „jungen Leute“ zwiſchen 14 und 16 Jahren in 
Fabriken und denſelben gleichgeſtellten Anlagen (§ 135 Abſatz 4 und 8 154 
Abſatz 2 und 3 des Geſetzes) mit Arbeitsbüchern zu verſehen. 

B. Arbeitskarten. 

J. Einer Arbeitskarte bedürfen alle Kinder unter 14 Jahren, welche 
in Fabriken, in Werkſtätten, in deren Betriebe eine regelmäßige Benutzung 
von Dampfkraft ſtattfindet, in Hüttenwerken, Bauhöfen und Werften, ſowie 
in Bergwerken, Salinen, Aufbereitungs-Anſtalten, unterirdiſch betriebenen 
a und Gruben beſchäftigt werden ($ 137 Abja 1, § 154 Abſatz 2 
und 3). 

Für Kinder, welche das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
dürfen Arbeitskarten nicht ausgeſtellt werden ($ 135 Abſatz 1). 

Für die auszuſtellenden Arbeitskarten ſind Formulare zu be⸗ 
nutzen, welche in Format, Papier und Druck mit dem Probe⸗Exemplare 
übereinſtimmen. 

Ueber die ausgeſtellten Arbeitskarten iſt ein für jedes Kalender- 
jahr abzuſchließendes Verzeichniß zu führen. 

IV. Die Arbeitsbücher ſind von denjenigen Ortspolizei⸗Behörden 
auszuſtellen, in deren Verwaltungsbezirk die Kinder, für welche ſie beſtimmt 
ſind, Beſchäftigung annehmen oder während dieſer Beſchäftigung ſich auf⸗ 
halten ſollen. 

V. Die Beſtimmung unter A. VIII. findet auch auf die Ausſtellung 
von Arbeitskarten Anwendung ($ 137 Abſatz 2). Für jedes Kind, für 
welches die Ausſtellung einer Arbeitskarte beantragt wird, iſt die Vorlegung 
einer Geburtsurkunde (Geburts-, Tauf⸗Scheines) zu fordern. 

VI. Die Ausſtellung der Arbeitskarte erfolgt durch Ausfüllung des 
Formulars nach dem Muſter des betreffenden er den 

Die Nummer der Arbeitskarte muß mit der laufenden Nummer des 
Verzeichniſſes der Arbeitskarten (III.) übereinſtimmen. Unter „Schul⸗ 
verhältniſſe“ find die Schule, welche das Kind während der bevorſtehenden 
Beſchäftigung zu beſuchen hat, ſowie die Tage und Stunden, an welchen 
dies zu geſchehen hat, einzutragen. Soweit die Verhältniſſe der Ortspolizei⸗ 
Behörde nicht bereits amtlich bekannt ſind, iſt darüber eine Erklärung des 
e derjenigen Schule zu erfordern, welche das Kind zu be⸗ 
uchen hat. 

Unter „Bemerkungen“ ſind diejenigen Verhältniſſe einzutragen, von 
welchen die Anwendung beſonderer auf Grund der §8 139 “ein 2 und 
139a. erlaſſener Vorſchriften abhängt. (Vergleiche auch Nr. VII.) 
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VII. Vor Ausſtellung einer Arbeitskarte iſt thunlichſt feſtzuſtellen 
ob für daſſelbe Kind bereits früher eine Arbeitskarte ausgeſtellt iſt. In 
dieſem Falle iſt darauf zu halten, daß die bisherige Arbeitskarte vor Aus⸗ 
händigung der neuen abgeliefert wird, es ſei denn jene verloren gegangen, 
vernichtet oder von dem Arbeitgeber nicht wieder ausgehändigt. Nicht mehr 
brauchbar iſt eine Arbeitskarte namentlich dann, wenn die Angabe derſelben 
über die Schulverhältniſſe in Folge eines Wechſels des Arbeitsgebers oder 
des Aufenthaltsortes oder ſonſtiger Veränderungen unzutreffend geworden iſt. 

Die Ausſtellung einer neuen Arbeitskarte unterliegt denſelben Vor— 
ſchriften, wie diejenige der erſten; jedoch bedarf es der Vorlegung einer 
Geburtsurkunde nicht, wenn die bisherige Arbeitskarte eingeliefert wird. 
Daß eine Arbeitskarte an Stelle einer früheren, unbrauchbar gewordenen, 
verloren gegangenen ꝛc. ausgeſtellt iſt, hat die ausſtellende Behörde unter 
„Bemerkungen“ in die Arbeitskarte und in das Verzeichniß der Arbeits- 
karten einzutragen. 

VIII. Die Aushändigung der Arbeitskarte erfolgt nicht an das Kind, 
ſondern an den Vater oder Vormund, oder an den Arbeitgeber deſſelben, 
und zwar erſt nachdem ſämmtliche Kolonnen des Verzeichniſſes der Arbeits- 
karten ausgefüllt ſind. 

IX. Die Ortspolizei-Behörden haben ſich zeitig mit einer hin— 
reichenden Anzahl von Formularen zu Arbeitskarten zu verſehen und ſolche 
fortlaufend vorräthig zu halten. 

Für den erſtmaligen Bedarf an Formularen kommt in Betracht, daß 
vom 1. Januar 1879 an auch diejenigen Kinder zwiſchen 12 und 14 Jahren 
mit Arbeitskarten verſehen ſein müſſen, welche bisher ein nach Maßgabe 
des früheren $ 131 der Gewerbe-Ordnung ausgeſtelltes Arbeitsbuch geführt 


en. 

Sollten die Ortspolizei-Behörden einen für die erſten Anforderungen 
genügenden Vorrath von Formularen nicht zeitig genug beſchaffen können, 
ſo ſind zunächſt diejenigen Kinder mit Arbeitskarten zu verſehen, welche eine 
neue Beſchäftigung anzutreten beabſichtigen. 


C. Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter. 


J. Die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken und denſelben 
gleichſtehenden Anlagen (vgl. B. I.) darf nicht ſtattfinden, bevor der Arbeit- 
geber der Ortspolizei⸗Behörde die in § 138 Abſatz 1 und 2 vorgeſchriebene 
Anzeige gemacht hat. 

Die Anzeige muß erſehen laſſen, ob in der betreffenden Anlage 
Kinder zwiſchen 12 und 14 Jahren und junge Leute zwiſchen 14 und 16 

ahren oder nur eine von beiden Altersklaſſen beſchäftigt werden ſollen. 

de eingehende Anzeige iſt darauf zu prüfen, ob fie ſämmtliche in $ 138 
Abſatz 2 vorgeſchriebenen Angaben enthält, und wenn dies nicht der Fall, 
zur Vervollſtändigung zurückzugeben 

Die eingehenden Anzeigen, ſowie die ſpäter etwa eingehenden Ver— 
änderungsanzeigen find zu den Akten zu nehmen, welche für jede Fabrik ꝛc. 
beſonders zu führen ſind. 

II. Auf Grund der eingehenden Anzeigen und Veränderungsanzeigen 
iſt ein Verzeichniß der im Verwaltungsbezirke belegenen Fabriken ꝛc., welche 
jugendliche Arbeiter beſchäftigen, zu führen. 

III. Jeder Arbeitgeber, welcher die in § 138 Abſatz 1 und 2 vor- 
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geſchriebene Anzeige gemacht hat, iſt ſchriftlich darauf hinzuweiſen, daß er 
in den Arbeitsräumen, wo jugendliche Arbeiter beschäftigt find, das in 8 138 
Abſatz 2 erwähnte Verzeichniß derſelben und den eben daſelbſt erwähnten 
Auszug aus den Beſtimmungen über die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter 
e hat. 

IV. Ueber das Verfahren, welches bei Ausführung des § 139 Abſ. ! 
innezuhalten iſt, wird beſondere Anweiſung erfolgen. 


D. Aufficht 
über die Ausführung der Beſtimmungen über die Arbeitsbücher und die 
Beſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlicher Arbeiter. 


I. Die Auſſicht über die Ausführung der die Arbeitsbücher und die 
Beſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlicher Arbeiter betreffenden Be⸗ 
ſtimmungen liegt den Ortspolizei-Behörden ob, und zwar hinſichtlich dieſer 
letzteren Beſtimmungen — unter Ausſchluß der unter der Auſſicht der 
Bergbehörden ſtehenden Anlagen — auch da, wo beſondere Aufſichtsbeamte 
auf Grund des § 139 b der Gewerbe-Ordnung angeſtellt find. 

II. Die Befolgung der die Arbeitsbücher betreffenden Beſtimmungen 
iſt von den Ortspolizei-Behörden bei jeder ſich darbietenden Gelegenheit 
und durch beſondere bei den Gewerbe⸗Unternehmern ihres Verwaltungs- 
Bezirks von Zeit zu Zeit vorzunehmende Reviſionen ſorgfältig zu über⸗ 
wachen. 

In jeder gewerblichen Anlage, auf welche die Beſtimmungen über die 
Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter Anwendung finden, ſind in Zukunft 
jährlich mindeſtens zwei Reviſionen vorzunehmen. Bei jeder derſelben hat 
die revidirende Behörde folgende Punkte feſtzuſtellen: 

1) Wie groß iſt die Zahl der in der revidirten Anlage zur Zeit be— 
ſchäftigten Arbeiter: 

a) zwiſchen 16 und 21 Jahren? 
b) zwiſchen 14 und 16 Jahren? 
c) zwiſchen 12 und 14 Jahren? 

Zu b und e find die Zahlen getrennt nach Geſchlechtern feſtzuſtellen. 

2) Sind ſämmtliche Arbeiter zwiſchen 14 und 21 Jahren mit vor⸗ 
ſchriftmäßig ausgefüllten Arbeitsbüchern und ſämmtliche Arbeiter 
zwiſchen 12 und 14 Jahren mit Arbeitskarten verſehen? 

3) Sind in den Arbeitsräumen, in welchen jugendliche Arbeiter be⸗ 
ſchäftigt werden, der Auszug aus den geſetzlichen Beſtimmungen und 
das Verzeichniß der jugendlichen Arbeiter ausgehängt? 

4) Stimmen die Angaben des Verzeichniſſes über Arbeitszeit und Pauſen 
mit der der Ortspolizei⸗Behörde gemachten Anzeige überein? 

5) Stimmen die in die Verzeichniſſe eingetragenen jugendlichen Arbeiter 
mit dem Befunde und mit den vom Arbeitgeber verwahrten Arbeits: 
büchern und Arbeitskarten überein? 

6) Stimmen Arbeitszeit und Pauſen der jugendlichen Arbeiter mit den 
geſetzlichen Vorſchriften und den auf den Verzeichniſſen eingetragenen 
Angaben überein? f 

7) Beinen die jugendlichen Arbeiter die Schule nach Maßgabe der in 
den Arbeitskarten angegebenen Einrichtung? 

8) Werden Arbeiterinnen entgegen der Vorſchrift des § 135 Abſatz 5 

der Gewerbe⸗Ordnung beſchäftigt? 


De 
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III. Für diejenigen Anlagen, hinſichtlich deren Ausnahmen nach 
Maßgabe der 88 139 und 1392 Abſatz 2 nachgelaſſen oder Beſchränkungen 
nach Maßgabe des § 139 a Abſatz 1 vorgeſchrieben ſind, iſt bei der Re⸗ 
vifion feſtzuſtellen, ob die Beſchäftigung der Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeiter in Uebereinſtimmung mit den erlaſſenen beſonderen Beſtimmungen 
ſtattfindet. 

Anlagen, welche auch in der Zeit zwiſchen 8 ¼ Uhr Abends und 
5½ Uhr Morgens oder an Sonn⸗ und Feſttagen betrieben werden, ſind 
von Zeit zu Zeit einer bei Nacht oder Sonntags auszuführenden Reviſion 
zu unterziehen. 

IV. Ueber jede Reviſion, welche in einer den Beſtimmungen über 
die Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter entworfenen Anlage ſtattgefunden 
hat, iſt auf den in den Arbeitsräumen aushängenden Verzeichniſſen ein 
Reviſionsvermerk zu machen. Das Datum derſelben und die dabei vor⸗ 
gefundene Anzahl der jugendlichen Arbeiter ſind in das nach C. II. zu 
führende Verzeichniß der Fabriken ꝛc. einzutragen. ö 

Die gegen Beſitzer von Fabriken ꝛc. wegen Zuwiderhandlungen 
gegen die der Beſchäftigung jugendlicher Arbeiter betreffenden Beſtimmungen 
rechtskräftig erkannten bezw. feſtgeſetzten Strafen ſind in das Verzeichniß 
der Fabriken ꝛc. einzutragen. 

VI. Alljährlich im Monat Dezember haben die Ortspolizei⸗Behörden 
der vorgeſetzten höheren Verwaltungs ⸗Behörde eine Ueberſicht der in ihrem 
Verwaltungs⸗Bezirke vorhandenen Fabriken ꝛc., in welchen jugend liche Ar⸗ 
beiter beſchäftigt werden, einzureichen. 

VII. Im Laufe der Monate März und April des Jahres 1879 iſt 
eine erſtmalige allgemeine Reviſion ſämmtlicher gewerblichen Anlagen vor⸗ 
zunehmen, bei welcher hauptſächlich feſtzuſtellen iſt, ob die zur Zeit beſchäf⸗ 
ligten Arbeiter unter 21 Jahren mit vorſchriftsmäßig ausgeſtellten und 
ausgefüllten Arbeitsbüchern bezw. Arbeitskarten verſehen ſind. Bei dieſer 
erſtmaligen Reviſion find die Arbeitgeber auf die vorgefundenen Mängel 
aufmerkſam zu machen und zu deren ungeſäumten Abſtellung unter Hinweis 
auf die betreffenden Strafbeſtimmungen (§ 146 ad 2 8 149 ad 7 8 150 
ad 1 und 2) aufzufordern. 

Ob dieſer Aufforderung entſprochen iſt, iſt durch eine im Laufe des 
Jahres vorzunehmende Nachreviſion feſtzuſtellen. 

Vorſtehendes wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht mit 
dem Bemerken, daß die zu benutzenden Formulare bei den Ortspolizei⸗ 
Behörden einzuſehen ſind. 

Danzig, den 11. November 1878. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


7. Beſtimmungen über die Beſchäftigung von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Walz⸗ und Hammerwerken. 


(Amtsblatt 1879. Seite 88.) 


J. 


Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Walz⸗ und Hammerwerken unterliegt folgenden Beſchränkungen: 
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1) Arbeiterinnen dürfen bei dem unmittelbaren Betriebe der Werke nicht 
beſchäftigt werden; 
2) Kinder zwiſchen 12 und 14 Jahren dürfen in den Werken überhaupt 
nicht beſchäftigt werden. f 
II. 


Für die Beſchäftigung der jungen Leute männlichen Geſchlechts 
treten die Beſchränkungen des § 136 der Gewerbe-Ordnung mit folgenden 
Maßgaben außer Anwendung: 


1) Vor Beginn der Beſchäftigung iſt dem Arbeitgeber für jeden Arbeiter 
ein ärztliches Zeugniß einzuhändigen, nach welchem die körperliche Ent⸗ 
wickelung des Arbeiters eine Beſchäftigung in dem Werke ohne Gefahr für 
die Geſundheit zuläßt. Der Arbeitgeber hat mit dem Zeugniſſe nach § 137 
Abſatz 3 der Gewerbeordnung zu verfahren. 

2) Die Arbeitsſchicht darf einſchließlich der Pauſen nicht länger als 
12 Sunden, ausſchließlich der Pauſen nicht länger als 10 Stunden dauern. 
Unterbrechungen der Arbeit von weniger als / Stunde Dauer kommen 
auf die Pauſen nicht in Anrechnung. Eine der Pauſen muß mindeſtens 
1 Stunde dauern und zwiſchen das Ende der 4. und den Anfang der 
7. Arbeitsſtunde fallen. 

Die Geſammtdauer der Beſchäftigung darf innerhalb einer Woche 
ausſchließlich der Pauſen 60 Stunden betragen; davon dürfen innerhalb 
zweier Wochen in die Zeit von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens nicht 
mehr als 60 Stunden fallen. Von letzterer Vorſchrift iſt eine vorüber⸗ 
gehende Ausnahme geſtattet, wenn dieſelbe durch eine, im ntereſſe der 
Arbeiter erfolgende Aenderung in der Art des Schichtenwechſels bedingt wird. 

3) Zwiſchen zwei Arbeitsſchichten muß eine Ruhezeit von mindeſtens 
12 Stunden liegen. Innerhalb der Ruhezeit iſt eine Beſchäftiguug mit 
Nebenarbeiten nicht geſtattet. 

4) An Sonn⸗ und Feſttagen darf die Beſchäftigung nicht in die Zeit 
von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends fallen. In die Stunden vor 
oder nach dieſer Zeit darf an Sonntagen die Be chäftigung nur dann 
fallen, wenn vor Beginn oder nach Abſchluß der Arbeitsſchicht den jungen 
Leuten eine ununterbrochene Ruhezeit von mindeſtens 24 Stunden ge- 
ſichert bleibt. 

5) Während der Pauſen für die Erwachſenen dürfen junge Leute nicht 
beſchäftigt ſein. 55 


Die Beſtimmungen des § 138 der Gewerbe⸗Ordnung finden in Walz. 
und Hammerwerken mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1) Das in den Fabrikräumen auszuhängende Verzeichniß der jugendlichen 
Arbeiter iſt in der Weiſe aufzuſtellen, daß die in derſelben Schicht 
Beſchäftigten je eine Abtheilung bilden. 

2) In Räumen, in welchen junge Leute nach Maßgabe der Vorſchriften 
unter II. beſchäftigt werden, muß neben der nach § 138 Abſatz 3 
auszuhängenden Tafel eine zweite Tafel ausgehängt werden, welche in 
deutlicher Schrift die Beſtimmungen unter I. und II. wiedergiebt. 

Berlin, den 23. April 1879. 


Der Reichskanzler. 
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S. Beſtimmungen über die Beſchäftigungen von Arbeiterinnen 
und jugendlichen Arbeitern in Glashütten. 
(Amtsblatt 1879, Seite 88.) 
1 


Die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in 
Glashütten unterliegt folgenden Beſchränkungen: 

1. In ſolchen Räumen, in welchen vor dem Ofen (Schmelz-, Kühl⸗ 
Glühe⸗, Streckofen) gearbeitet wird, darf Arbeiterinnen überhaupt, und in 
ſolchen Räumen, in welchen eine außergewöhnlich hohe Wärme herrſcht 
(Häfenkammern und dergleichen) darf jugendlichen Arbeiterinnen eine Be⸗ 
ſchäftigung nicht gewährt und der Aufenthalt nicht geſtattet werden. Aus⸗ 
nahmen hiervon kann der Bundesrath zulaſſen. 


2. Die Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern männlichen Ge⸗ 
ſchlechts unter 14 Jahren (Knaben) iſt nur geſtattet, wenn mit Genehmigung 
der Schulaufſichtsbehörde eine Schuleinrichtung getroffen iſt, welche den 
Knaben einen wöchentlichen Unterricht von mindeſtens 12 Stunden ſichert 
und zwiſchen dem Ende der Arbeitszeit und dem Beginn des Unterrichts 
eine Ruhezeit von ausreichender Dauer, nach dem Ende einer Nachtſchicht 
eine Ruhezeit von mindeſtens 7 Stunden frei läßt. 

Knaben, welche zum Beſuche der Vorſchule verpflichtet ſind, dürfen in 
Zukunft zur Beſchäftigung nur angenommen werden, wenn vorher dem 
Arbeitgeber ein Zeugniß des zuſtändigen Schulaufſichtsbeamten eingehändigt 
iſt, nach welchem die Knaben den Anforderungen der Schule vollſtändig 
genügen. 


Das Zeugniß iſt halbjährlich zu erneuern, der Arbeitgeber hat mit 
demſelben nach 8 137 Abſatz 3 der Gewerbeordnung zu verfahren. 

3. Mit Schleifarbeiten dürfen jugendliche Arbeiterinnen und Knaben 
nicht beſchäftigt werden. In Tafelglashütten dürfen Knaben vor dem 
Schmelz⸗ oder Streckofen oder mit dem Tragen der Walzen nicht be— 
ſchäftigt werden, wenn die Hütten Walzen von mehr als 5 kg Gewicht 
herſtellen. 

II. 


n Glashütten mit ununterbrochenem Tag⸗ und Nachtbetriebe und 
regelmäßig wechſelnden Schichten treten die Beſchränkungen des $ 136 der 
Gewerbeordnung für jugendliche Arbeiter männlichen Geſchlechts (Knaben 
und junge Leute) mit folgenden Maßgaben außer Anwendung: 

1. Die Beſchäftigung der Knaben darf innerhalb 24 Stunden ein- 
ſchließlich der Pauſen nicht länger als 6 Stunden dauern. Die Geſammt⸗ 
dauer darf innerhalb einer Woche einſchließlich der Pauſen nicht mehr als 
36 Stunden betragen; davon dürfen innerhalb zweier Wochen in die Zeit 
von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens nicht mehr als 36 Stunden fallen. 

2. Die Arbeitsſchicht der jungen Leute darf einſchließlich der Pauſen 
nicht länger als 12 Stunden, ausſchließlich der Pauſen nicht länger als 
10 Stunden dauern. Unterbrechungen der Arbeit von weniger als 
„ Stunde Dauer werden auf die Pauſen nicht in Anrechnung gebracht; 
eine der Pauſen muß mindeſtens / Stunde dauern. 

Die Geſammtdauer der Beſchäftigung darf innerhalb einer Woche 
ausſchließlich der Pauſen 60 Stunden betragen; davon dürfen innerhalb 
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zweier Wochen in die Zeit von 6 Uhr Abends bis 6 Uhr Morgens nicht 
mehr als 60 Stunden fallen. 

3. Während der Pauſen für die Erwachſenen dürfen jugendliche Ar- 
beiter überhaupt nicht, während der Pauſen für junge Leute dürfen Knaben 
nicht beſchäftigt ſein. 

4. Zwiſchen zwei Arbeitsſchichten muß eine Ruhezeit von mindeſtens 
12 Stunden liegen. 

5. An Sonn⸗ und Feſttagen darf die Beſchäftigung nicht in die 
Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends fallen. Die Vorſchrift 
findet, wenn mehrere Feſttage auf einander folgen, nur auf den erſten 
Feſttag Anwendung. - 


III. 

n Glashütten mit zeitweiſen Betriebsunterbrechungen und mit 
Arbeitsſchichten von unregelmäßiger Lage oder Dauer treten die Be⸗ 
ſchränkungen des § 135 Abſatz 2, 4 und § 136 der Gewerbeordnung für 
Ingenblige Arbeiter männlichen Geſchlechts (Knaben und junge Leute) mit 
folgenden Maßgaben außer Anwendung: 

1. Die Arbeitsſchicht der Knaben darf nicht länger als die halbe 
Arbeitsſchicht der Erwachſenen dauern. Die Beſchäftigung darf nicht länger 
als 6 Stunden dauern, wenn zwiſchen den Arbeitsſtunden nicht Pauſen von 
zuſammen mindeſtens einſtündiger Dauer gewährt werden. Die Geſammt⸗ 
dauer darf innerhalb zweier Wochen einſchließlich der Pauſen nicht mehr als 
72 Stunden betragen; von der Geſammtdauer darf in die Zeit von 6 Uhr 
Abends bis 6 Uhr Morgens nicht mehr als die Hälfte fallen. 

2. Die Geſammtdauer der Beſchäftigung darf für junge Leute 
innerhalb einer Woche ausſchließlich der Pauſen nicht mehr als 60 Stunden 
betragen. Die Dauer der Pauſen muß für Schichten von höchſtens 10 
Arbeitsſtunden mindeſtens 1 Stunde, für Schichten mit längerer Arbeits⸗ 
zeit mindeſtens 1¼ Stunde betragen. Unterbrechungen der Arbeit von 
weniger als / Stunde Dauer werden auf die Pauſen nicht in Anrechnung 
gebracht; eine der Pauſen muß mindeſtens / Stunde dauern. 

3. Zwiſchen 2 Arbeitsſchichten muß eine Ruhezeit liegen. Bei 
Knaben muß dieſelbe mindeſtens die Dauer einer vollen Arbeitsſchicht der 
Erwachſenen, bei jungen Leuten mindeſtens die Dauer der zuletzt beendigten 
Schicht erreichen. Innerhalb der Ruhezeit iſt eine Beſchäftigung mit Neben⸗ 
arbeiten für Knaben nicht geſtattet. Für junge Leute iſt ſie gehattet, wenn 
dieſelben vor Beginn oder nach dem Ende dieſer Beſchäftigung noch 
für eine Zeit von der Dauer der zuletzt beendeten Schicht ohne jede Be⸗ 
ſchäftigung bleiben. Die Dauer der Beſchäftigung mit Nebenarbeiten kommt 
auf die Geſammtdauer der wöchentlichen Arbeitszeit in Anrechnung. 

4. An Sonntagen darf die Beſchäftigung nur einmal innerhalb 
zweier Wochen in die Zeit von 6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends fallen. 

5. Während der Pauſen für die Erwachſenen dürfen jugendliche 
Arbeiter überhaupt nicht, während der Pauſen für junge Leute dürfen 
Knaben nicht beſchäftigt ſein. 


Für Glashütten, welche von den unter II. und III. nachgelaſſenen Aus- 
nahmen Gebrauch machen, finden die Beſtimmungen des § 138 der Ge⸗ 
werbe⸗Ordnung mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1. Das in den Fabrikräumen auszuhängende Verzeichniß der jugend⸗ 
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lichen Arbeiter iſt getrennt für Knaben und für junge Leute in der Weiſe 
aufzuſtellen, daß die iu derſelben Schicht Beſchäftigten je eine Abthei⸗ 
lung bilden. 

2. Das Verzeichniß braucht in Glashütten der unter II. gedachten 
Art eine Angabe über die Pauſen nicht zu enthalten. Statt deſſen iſt dem 
Verzeichniſſe eine Tabelle beizufügen, in welche während jeder Arbeitsſchicht 
Anfang und Ende der darin gewährten Pauſen eingetragen wird. In 
Glashütten der unter III. gedachten Art braucht das Verzeichniß eine An⸗ 
gabe über die Arbeitstage, die Arbeitszeit und die Pauſen nicht zu enthalten. 
Statt deſſen iſt dem Verzeichniſſe eine Tabelle nach dem anliegenden Muſter“) 
beizufügen, in welche während jeder Arbeitsſchicht die vorgeſehenen Ein⸗ 
tragungen bewirkt werden. 

ede Tabelle muß mindeſtens über die letzten 14 Arbeitsſchichten 
Auskunft geben. Der Name Desjenigen, welcher die Eintragungen bewirkt, 
muß daraus zu erſehen ſein. 

3. In Räumen, in welchen jugendliche Arbeiter beſchäftigt werden, 
muß neben der nach § 138 Abſatz 3 auszuhängenden Tafel eine zweite 
Tafel ausgehängt werden, welche in deutlicher Schrift, außer den Beſtim⸗ 
mungen unter I., für Glashütten der unter II. gedachten Art die Be- 
ſtimmungen unter II., für Glashütten der unter III. gedachten Art die 
Beſtimmungen unter III. wiedergiebt. 

Berlin, den 23. April 1879. 

Der Reichskanzler. 


9. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Wanderlager. 
(Amtsblatt 1879, Seite 190.) 


Auf Grund der §s 76 bis 78 der Provinzialordnung für die Pro⸗ 
vinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 (Geſetz»Sammlung Seite 335), in 
Verbindung mit §8 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei-Verwal- 
tung vom 11. März 1850 (Geſetz»Sammlung Seite 265), verordne ich, 
unter Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen, für den 
Umfang der ganzen Provinz, was folgt: 

§ 1. Die Inhaber von Wanderlagern dürfen öffentliche Ankündigung 
ihrer Waaren nur unter dem in ihrem Legitimationsſcheine aufgeführten 
Namen, mit Hinzufügung der Angabe des Wohnortes, erlaſſen 

Sie ſind verpflichtet, einen ihren Namen und Wohnort in deutlicher 
Schrift enthaltenden Aushang vor ihrem Geſchäftslokale an einer für Jeder⸗ 
mann ſichtbaren Stelle anzubringen. 

Als Wanderlager werden diejenigen Unternehmungen angeſehen, bei 
welchen außerhalb des Wohnorts des Unternehmers und außer dem Maß⸗ 
und Markt⸗Verkehr, von einer feſten Verkaufsſtätte (Laden, Magazin, Zimmer, 
Schiff und dgl.) aus Waaren vorübergehend feilgehalten werden. 

§ 2. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften des § 1 werden mit 
einer Geldſtrafe von zehn bis dreißig Mark beſtraft. 

Danzig, den 15. Auguſt 1879. 

Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


Anm. Die Tabelle befindet ſich im Amtsblatt von 187 Seite 90 abgedruckt 
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10. Polizeiverordnung, betreffend die Einrichtung und Be⸗ 
handlung der Bierdruckapparate. 
a. (Amtsblatt 1881, Seite 124.) 


Auf Grund des $ 73 des Geſetzes über die Organiſation der allge⸗ 
meinen Landes Verwaltung vom 26. Juli v. J. (Geſetz-Sammlung Seite 
201) in Verbindung mit 88 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) verordne 
ich mit Zuſtimmung des Provinzialraths der Provinz Weſtpreußen unter 
Aufhebung aller entgegenſtehenden orts-, kreis- und bezirkspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften für den Umfang der ganzen Provinz was folgt: 

S 1. Die Anwendung von Bierdruckapparaten in Gaſt⸗ und Schank⸗ 
Por ift vom 1. Oktober 1881 ab nur unter folgenden Bedingungen 
geſtattet: 

R a. Die zum Drucke erforderliche Luft muß dem Freien entnommen 
werden 

Das Luftleitungsrohr iſt an dem im Freien befindlichen Ende behufs 
Fernhaltung gröberer Unreinigkeiten mit einem Trichter zu verſehen, welcher 
durch eine Siebplatte abgeſchloſſen iſt. Daſſelbe darf nicht in der Nähe 
von Aborten, Düngergruben oder ähnlichen Anlagen, auch nicht unmittelbar 
über der Erde, ſondern muß einige Meter über dem Boden ausmünden. 
Die Ortspolizeibehörden haben hierüber nach Lage des einzelnen Falles das 
Nöthige anzuordnen. 

Die zum Drucke dienende Luft muß, bevor ſie in den Luftkeſſel 
tritt, mittelſt Salizylſäure⸗Watte filtrirt werden. Die Letztere ift mindeſtens 
alle vierzehn Tage zu erneuern. 

e. Das zum Schmieren der Luftpumpe verwandte Oel oder Fett 
darf nicht in den Windkeſſel gelangen können. Zu dieſem Ende iſt zwiſchen 
Luftpumpe und Luftkeſſel ein Apparat einzuſchalten, in welchem ſämmtliches 
von der Luftpumpe fortgeführte Schmieröl ꝛc. ſich ſammelt. Daſſelbe muß 
hier von Zeit zu Zeit durch einen Hahn abgelaſſen werden. 

d. Der Luftkeſſel muß an der tiefſten Stelle eine verſchließbare 
Oeffnung enthalten, welche durch die Einführung eines Armes eine gründliche 
Reinigung geſtattet. 

e. Die Rohrleitung für das Bier muß aus reinem Zinne beſtehen, 
und mindeſtens einen Centimeter weit ſein. In dieſes Rohr iſt eine Glas⸗ 
röhre von 0,3 Meter Länge einzuſchalten. 

f. Im Spundaufſatze des Faſſes muß ein Ventil angebracht werden, 
welches das Zurücktreten des Bieres in den Windkeſſel verhütet. 

g. In der Nähe des Bierkrahns iſt ein Indikator aufzuſtellen. 
Mittelſt v gaben iſt der Luftdruck nach Bedürfniß zu reguliren und auf 
höchſtens einen Atmosphärendruck zu beſchränken. 

Die Benutzung von Kohlenſäure als Druckgas anſtatt der Luft 
iſt nur auf Grund beſonderer Erlaubniß der Ortspolizeibehörde und nur 
dann geſtattet, wenn Gewähr dafür geleiſtet wird, daß die Darſtellung und 
Reinigung der Kohlenſäure durch Sachverſtändige erfolgt. 

$ 2. Die im Gebrauche befindlichen Bierdruckapparate find ſtets 
rein zu halten. Die Ortspolizeibehörden ſind befugt, nach Lage des einzelnen 
Falles anzuordnen, nie oft eine regen Neinigung zu erfolgen hat. 

§ 3. Inhaber von Schanklokalen, welche einen Bierdruckapparat neu 


— — 
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in Benutzung nehmen wollen, ſind verpflichtet, der Ortspolizeibehörde min⸗ 
deſtens 3 Tage vor dem Beginne der Benutzung Anzeige zu machen. 
§ 4. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Polizeiver- 
ordnung werden mit einer Geldſtrafe bis zu Sechzig Mark beſtraft. 
Danzig, den 16. Mai 1881. 
Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen. 
von Ernſthauſen. 


- 


11. Verordnung, betreffend die Bezeichnung des Naumgehalts 
der Schankgefäße. a 
a (Amtsblatt 1883, Seite 162.) 


Die Gaſt⸗ und Schankwirthe des Regierungsbezirks werden auf die 
Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend die Bezeichnung des Raumgehaltes 
der Schankgefäße vom 20. Juli 1881 (R.⸗G.⸗Bl. S. 249.), welches lautet: 

§ 1. Schankgefäße (Gläſer, Krüge, Flaſchen ꝛc.), welche zur Verab⸗ 
reichung von Wein, Obſtwein, Moſt oder Bier in Gaſt- und Schankwirth— 
ſchaften dienen, müſſen mit einem bei der Aufſtellung des er auf einer 
horizontalen Ebene den Sollinhalt begrenzenden Strich (Füllſtrich) und in 
der Nähe des Strichs mit der Bezeichnung des Sollinhalts nach Litermaaß 
verſehen ſein. Der Bezeichnung des Sollinhalts bedarf es nicht, wenn der- 
ſelbe ein Liter oder ein halbes Liter beträgt. 

Der Strich und die Bezeichnung müſſen durch Schnitt, Schliff, 
Brand oder Aetzung äußerlich und in leicht erkennbarer Weiſe angebracht ſein. 

Maaagaſſ ſind nur Schankgefäße, deren Sollinhalt einem Liter oder 
einer Maaßgröße entſpricht, welche vom Liter aufwärts durch Stufen von 
½ Liter, vom Liter abwärts durch Stufen von Zehntheilen des Liters ge⸗ 
ne wird. Außerdem find zugelaffen Gefäße, deren Sollinhalt '/, Liter 

eträgt. 

§ 2. Der Abſtand des Füllſtrichs von dem oberen Rande der Schank— 
gefäße muß 

a. bei Gefäßen mit verengtem Halſe, auf dem letzteren angebracht, 
zwiſchen 2 und 6 Centimeter, 
b. bei anderen Gefäßen zwiſchen 1 und 3 Centimeter 
betragen. 

Der Maximalbetrag dieſes Abſtandes kann durch die zuſtändige höhere 
Verwaltungsbehörde hinſichtlich ſolcher Schankgefäße, in welchen eine ihrer 
Natur nach ſtark ſchäumende Flüſſigkeit verabreicht wird, über die vorſtehend 
bezeichneten Grenzen hinaus [eigene werden. 

105 8 1 8 durch den Füllſtrich begrenzte Raumgehalt eines Schank⸗ 
gefäßes dar 
a. bei Gefäßen mit verengtem Halſe höchſtens 0, 
b. bei anderen Gefäßen höchſtens ¼0 geringer fein, als der Sollinhalt. 
§ 4. Gaſt⸗ und Schankwirthe haben gehörig geſtempelte Flüſſig⸗ 
feitsmaaße von einem zur Prüfung ihrer Schankgefäße geeigneten Einzel- 
oder Geſammtinhalt bereit zu halten. 

§ 5. Gaſt⸗ und Schankwirthe, welche den vorſtehenden Vorſchriften 
zuwirerhandeln, werden mit Geldſtrafe bis zu einhundert Mark oder mit 
Haft bis zu vier Wochen beſtraft. Gleichzeitig iſt auf Einziehung der vor⸗ 
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ſchriftswidrig befundenen Schankgefäße zu erkennen, auch kann die Vernichtung 
derſelben ausgeſprochen werden. r 
§ 6. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auf feſtverſchloſſene 
(verſiegelte, verkapſelte feſtverkorkte u. ſ. w.) Flaſchen und Krüge, ſowie auf 
Schankgefäße von ½0 Liter oder weniger nicht Anwendung. 
§ 7. Dieſes Geſetz tritt am 1. Januar 1884 in Kraft. 


mit dem Bemerken hierdurch aufmerkſam gemacht, daß ſie rechtzeitig die er- 
forderliche Vorbereitung zu treffen haben, um ſich in ihren Gaſt⸗ und 
Schankwirthſchaften bis zum 1. Januar 1884 mit vorſchriftsmäßigen Schank⸗ 
gefäßen für die Verabreichung von Wein, Obſtwein, Moſt oder Bier 
($ 1-3), ſowie mit gehörig geſtempelten Flüſſigkeitsmaaßen zur Prüfung 
ihrer Schankgefäße (S 4) zu verſehen. Für die ſäumigen Gewerbetreiben⸗ 
den würden ſonſt die empfindlichſten Nachtheile eintreten, da vom 1. Januar 
1884 ab ſämmtliche in den Gaſt⸗ und Schankwirthſchaften zur Verabreichung 
der fraglichen Getränke dienenden Schankgefäße, welche die vorſchriftsmäßige 
Inhaltsbezeichnung nicht tragen, oder ſonſt den Anforderungen des Geſetzes 
nicht genügen, ausnahmslos der Einziehung unterliegen. 

Den Gaſt⸗ und Schankwirthen bleibt es überlaſſen, ſich auf beliebige 
Weiſe die Bezeichnung der in Rede ſtehenden Gefäße mit dem Sollinhalt zu 
verſchaffen, wobei es ſelbſtverſtändlich iſt, daß ſie für die Richtigkeit der 
Bezeichnung haften. 

Danzig den 22. Mai 1883. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
b. (Amtsblatt 1883, Seite 251.) 


Auf Grund des § 2 Abſatz 2 des am 1. Januar 1884 in Kraft 
tretenden Geſetzes vom 20. Juli 1881 (R.⸗G.⸗Bl. S. 249) betreffend die 
Bezeichnung des Raumgehalts der Schankgefäße wird hiermit für den Um⸗ 
fang des Regierungsbezirks Danzig verordnet wie folgt: 

„der Abſtand des Füllſtrichs von dem oberen Rande ſolcher im 8 2 

unter 6 des Geſetzes gedachten Schankgefäße, in denen Berliner Weiß- 

bier oder Stolper Weißbier verſchänkt wird, darf zwiſchen 1 und 12 

Centimeter, ſolcher Schankgefäße, in denen Grätzerbier verſchänkt wird, 

zwiſchen 1 und 8 Centimeter betragen“. 

Danzig, den 15. September 1883. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


12. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Verkleidung der 
Maſchinentheile. 
(Amtsblatt 1833, Seite 305.) 

Auf Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei- Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 und des $ 73 des Geſetzes über die Orga⸗ 
niſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juni 1880 wird unter 
Aufhebung der Verordnung der Königlichen Regierung zu Danzig vom 
4. Mai 1864 (Amtsblatt S. 101 unter Nr. 165) nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bezirksraths für den Umfang des Regierungsbezirks Danzig verordnet: 

Verkleidung umgehender Maſchinentheile. 

$ 1. Die umgehenden und freiliegenden Theil: von Ma ſchinen in 

gewerblichen Anlagen und von ſtehenden landwirthſchaftlichen Maſchinen 
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ſind vom 1. Februar 1884 ab, inſoweit ſie den in ihrer Nähe befindlichen 
Arbeitern gefährlich werden können, mit einer feſten Bekleidung von Holz 
oder Metall zu verſehen. Dieſe Anordnung bezieht ſich ſowohl auf bereits 
vorhandene, wie auch auf neu herzuſtellende Maſchinen. 

Bekleidung der Arbeiter. 

8 2. Alle Arbeiter, welche durch ihre Beſchäftigung in die unmittel⸗ 
bare Nähe umgehender und freiliegender Maſchinentheile geführt werden, 
dürfen während der Arbeit nur eine an den Körper anſchließende Kleidung 
tragen. Das gilt auch für weibliche Arbeiter, ſoweit es ausführbar iſt, 
jedenfalls aber müſſen deren weite Kleider, insbeſondere auch unten durch 
Bänder zuſammengehalten werden. 

$ 3. Uebertretungen dieſer Vorſchrift werden mit einer Geldſtrafe 
bis zu 30 Mark oder mit verhältnißmäßiger Haft beſtraft und zwar 
Uebertretungen des S 2 ſowohl an dem Arbeiter wie an dem Arbeitgeber. 

Danzig, den 5. Dezember 1883. 

Der Regierungs-Präſident. 


13. Verordnung, betreffend den Geſchäftsbetrieb 
Kr a leihen. ſchäft 


(Amtsblatt 1881, Seite 213.) 


Auf Grund des $ 38 der Reichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1869 
in der Faſſung des Geſetzes vom 23. Juli 1879 (Reichsgeſetz-Blatt ©. 
267) werden hiermit über den Umfang der Befugniſſe und Verpflichtungen 
ſowie über den Geſchäftsbetrieb der Pfandleiher im Anſchluß an das Ge- 
ſetz betreffend das Pfandleihgewerbe vom 17. März 1881 (G. S. S. 265) 
die nachfolgenden Vorſchrifteu erlaſſen: 

1. Das vom Pfandleiher nach §S 5 des Geſetzes vom 17. März 1881 
zu führende Pfandbuch muß dauerhaft gebunden und durchweg mit 
Seitenzahlen verſehen ſein. Daſſelbe iſt, bevor es in Gebrauch ge— 
nommen wird, der Ortspolizeibehörde zur Prüfung unb Beglaubigung 
vorzulegen. In demſelben dürfen weder Raſuren vorgenommen 
werden, noch unleſerliche Eintragungen gemacht werden. Das Pfand⸗ 
buch darf ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde weder ganz 
noch theilweiſe vernichtet werden. 

B dem Pfandduch find außer den im § 5 des Geſetzes vom 17. 
März 1881 vorgeſchriebenen die folgenden Rubriken zu führen und 
prompt in beſtimmungsmäßiger Weiſe auszufüllen: 

sub 3 b, Stand und Wohnung des Verpfänders; Angabe, wie er ſich 
legitimirt hat; 

ub 8, falls das Geſchäft zur Verlängerung eines früheren Geſchäfts 
dient. Hinweis auf die Nummer der Eintragung des früheren Ge⸗ 
ſchäftes; 

sub 9 Tag, an welchem die Einlöſung des Pfandes erfolgte, eventl. Hinweis 
auf die Nummer, unter welcher eine Verlängerung des Geſchäfts 
bemerkt iſt; 

sub 10, Tag, an welchem der Verkauf des Pfandes erfolgte. Name, Stand, 

Wohnung des Käufers; Betrag des Kaufpreiſes. 

3. Die Pfandſtücke find vom Pfandleiher gegen Feuersgefahr ange⸗ 
meſſen zu verſichern und in einem beſonderen Raume oder Behältniſſe 
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getrennt von anderen Gegenſtänden aufzubewahren. Jedes Pfand⸗ 

ſtück iſt mit einer der Eintragung im Pfandbuche correſpondirenden 

Nummer zu verſehen. 

Es iſt an einer in die Augen fallenden Stelle des Geſchäftslolals 
ein Exemplar des Geſetzes betreffend das Pfandleihgewerbe vom 
17. März 1881 ſowie ein Exemplar dieſer Inſtruktion und eine 
gedruckte Zinstabelle auszuhängen 

5. Alle dem Pfandleiher von Behörden oder Privatperſonen zugehenden 
Benachrichtigungen über verlorene oder dem Eigenthümer wider⸗ 
rechtlich entfremdete Gegenſtände find nach der Zeitfolge geordnet auf⸗ 
zubewahren. 

Bei Einlöſung eines Pfandes iſt dem Verpfänder auf Verlangen 
eine Quittung auszuſtellen. Die eingelöſten Pfandſcheine hat der 
Pfandleiher mindeſtens ein Jahr lang aufzubewahren. 

Der Verkauf von Pfandobjecten erfolgt nur auf Grund einer orts- 
polizeilich beglaubigten Liſte, in welcher jedesmal die betreffenden 
einzelnen Pfänder nach den Nummern des Pfandbuchs unter An⸗ 
gabe des Tages der Verpfändung und der Fälligkeit der Forderung 
ee des 3 der Forderung an Capital und Zinſen aufzu⸗ 
führen ſind. 

Der Ortspolizeibehörde bleibt vorbehalten, jederzeit Reviſionen des 
geſammten Geſchäftsbetriebes der Pfandleiher vorzunehmen. 

uwiderhandlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden, ſoweit 
nicht nach allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften eine höhere Strafe ein⸗ 
tritt, gemäß § 360 Nr. 12 des Reichsſtrafgeſetzbuchs mit Geldſtrafe 
bis zu 150 Mk. oder mit Haft beſtraft. 
Berlin, den 16. Juli 1881. 
Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage 
Herrfurth. 

Vorſtehende Bekanntmachung wird mit dem Bemerken zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht, daß die von dem Herra Ober-Präſidenten der früheren 
Provinz Preußen unter dem 7. März 1878 erlaſſenen Polizei ⸗Ver⸗ 
ordnungen, betreffend den Geſchäftsbetrieb der Rückkaufshändler bezw. der 
Pfandleiher (Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Danzig S. 50/51, 
der Königlichen Regierung zu Marienwerder S. 70/72) für die Provinz 
Weſtpreußen außer Kraft treten. 

Danzig, den 16. Auguſt 1881. 

Der Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen. 
von Ernſthauſen. 


14. Polizei⸗Verordnung, betreffend Triebwerke. 
(Amtsblatt 1883, Seite 106.) 


Auf Grund des § 28 der Gewerbe⸗Ordnung vom 21. Juni 1869, 
der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 
11. März 1850, ſowie des § 73 des Organiſationsgeſetzes vom 26. Juli 
1880 wird mit Zuſtimmung des Bezirksraths für den diesſeitigen Regie- 
rungsbezirk beſtimmt, daß durch Wind bewegte Triebwerke in der Regel 
nur in einer Entfernung: 
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a. von 75 Meter von öffentlichen Wegen und Straßen, 
b. von 37,5 Meter von benachbarten fremden Grundſtücken 
errichtet werden dürfen. 

Geringere Entfernungen können, ſoweit ſie nach den obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen wünſchenswerth und zuläſſig erſcheinen, durch beſondere Genehmi⸗ 
gung des Regierungs⸗Präſidenten geſtattet werden. f 

Uebertretungen dieſer Polizei⸗Verordnung werden mit einer Geldſtrafe 
von 1 bis 60 Mark, welcher im Unvermögensfalle eine angemeſſene > 
ſtrafe zu ſubſtituiren ift, geahndet, vorbehaltlich des der Ortspolizeibehörde 
zuſtehenden Rechtes, die Beſeitigung der vorſchriftswidrig ausgeführten 
Anlage herbeizuführen. 

Danzig, den 24. April 1883. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


15. Polizei⸗Verordnung betreffend die Conceſſion für 
gewerbliche Anlagen. 


(Amtsblatt 1884, Seite 65.) 


Auf Grund der § 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
waltung vom 11. März 1850 und des § 73 des Geſetzes über die Orga⸗ 
niſation der allgemeinen Landes⸗Verwaltung vom 26. Juli 1880 wird 
unter Zuſtimmung des Bezirksraths für den Regierungs-Bezirk Danzig 


Folgendes verordnet: 

§ 1. Gewerbetreibende, welche eine auf Grund des § 16, 24, 25, 27 
der Gewerbeordnung für das Deutſche Reich (R.⸗G.⸗B. für 1883 Seite 177) 
genehmigte gewerbliche Anlage oder einen Dampfkeſſel betreiben, ſind ver⸗ 
pflichtet, die Conceſſions⸗Urkunde mit Zubehör, ſowie das nach Maßgabe 
des Miniſterial⸗Regulativs vom 24. Juni 1872 (Regierungs⸗Amts⸗Blatt 
für 1872 S. 139) für jeden Dampfkeſſel vorgeſchriebene Reviſionsbuch 
am Orte der Betriebsſtätte aufzubewahren und auf Erfordern den revidi⸗ 
renden Beamten, insbeſondere den zuſtändigen Polizeibeamten und den 
Gewerberäthen, ſowie bei . Dampffefjel-Anlagen den Keſſelreviſoren vor⸗ 
zulegen. 

§ 2. Unternehmer von Privat⸗Kranken, Privat⸗Entbindungs⸗ und 

rren⸗Anſtalten, Schauſpielunternehmer, Gaſtwirthe, Schankwirthe und 
leinhändler mit Branntwein oder Spiritus haben die ihnen auf Grund 

der $$ 30, 32, 33 der Reichsgewerbeordnung ertheilten Conceſſionen eben⸗ 
falls in der Anſtalt und im Geſchäftslokale aufzubewahren und auf Ver⸗ 
langen den zuſtändigen Beamten vorzulegen. 

§ 3. Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch auf diejenigen 
noch in Betrieb befindlichen gewerblichen Anlagen und Geſchäftsbetriebe 
Anwendung, welche auf Grund der früheren geſetzlichen Vorſchriften con⸗ 
ceſſionirt ſind. 

Uebertretungen der vorſtehenden Vorſchriften werden mit einer Geld- 
ſtrafe bis zu 60 Mark oder mit verhältnißmäßiger Haft beſtraft. 

Danzig, den 16. März 1884. 

Der Regierungs⸗Präſident. 
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16. Verordnung über den Verkauf von Obſtbäumen pp. 
(Amtsblatt 1886, Seite 69). 


Auf Grund der SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei 
Verwaltung vom 11. März 1850 (G -S. S. 265) und des § 137 des 
Geſetzes über die allgemeine Landes-Verwaltung vom 30. Juli 1883 
(G.⸗S. S. 195) 9 55 ich unter Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes 
für den Umfang des Regierungsbezirks Danzig, was folgt: 

§ 1. Perſonen, welche Obſtbäume, Baum- und Etrouchpflänzlinge 
verkaufen oder feilhalten, müſſen mit einem Urſprungsatteſte des zuſtän⸗ 
digen Forſtbeamten oder des Ortsvorſtehers ihres Wohnortes oder des 
Erwerbsortes verſehen ſein. 

Das Urſprungsatteſt muß enthalten: 

1. Stand, Namen und Wohnort desjenigen, welcher die gedachten Gegen⸗ 

ſtände verkauft oder feilhält. 

2. Die Bezeichnung der Gegenſtände nach Gattung, Menge oder Zahl 
in Worten. 

3. Datum der Ausſtellung und Unterſchrift des Ausſtellers und hat 
nur dann Gültigkeit, wenn es nicht früher, als am Tage vor dem 
Verkaufen oder Feilhalten ausgefertigt iſt. 
§ 2. Zuwiderhandlungen ziehen eine Geldſtrafe bis zu 30 Mark 

nach ſich, an deren Stelle im Unvermögensfalle verhältnißmäßige Haft tritt. 

Danzig, den 13. März 1886. 

Der Regierungs-Präſident. 


Abſchnitt VI. 


Ban⸗ und Feuer⸗-Polizei. 


1. Baupolizei⸗Verordnung für das platte Land. 
a. (Amtsblatt pro 1858, Seite 286.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetzſammlung Seite 215) wird von der unterzeichneten 
Königl. Regierung, unter Aufhebung der Amtsblatt-Verordnung vom 
17. April 1823 (Amtsblatt No. 18, Seite 265), der Amtsblatt⸗Verord⸗ 
nung vom 25. Juni 1825 (Amtsblatt No. 28, Seite 456), der Amts⸗ 
blatt⸗Verordnung vom 23. Mai 1830 (Amtsblatt Nr. 26, Seite 266), 
der Amtsblatt⸗Verordnung vom 3. Mai 1839 (Amtsblatt Nr. 23, 
Seite 150), der Amtsblatt-Verordnung vom 18. Juni 1841 (Amtsblatt 
Nr. 26, Seite 131), ſowie der entgegenſtehenden Vorſchriften des Publi- 
candums vom 22. September 1841, mit Bezug auf die 88 66 bis 72 
des allgemeinen Landrechts Theil I. Tit. 8, und die §S§ 345 Nr. 12 und 
347 No. 3 des Strafgeſetzbuchs vom 14. April 1851, hiermit Nachſtehen⸗ 
des verordnet: 
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8.1. Vom 1. Februar 1859 ab treten im Regiernngsbezirk Danzig 
die Beſtimmungen der nachſtehenden Baupolizei-Ordnung für das platte 
Land in Kraft. 
A. Allgemeine Beſtimmungen. 

§ 2. Zur Errichtung eines neuen Gebäudes, Verlegung eines ſolchen 
an einen anderen Ort, Ausführung eines Anbaues, ſowie Erweiterung eines 
ſchon vorhandenen Gebäudes, ferner zur Vornahme einer Hauptreparatur 
oder ne an irgend einem Gebäude, iſt jedesmal die polizeiliche 
Erlaubniß einzuholen. 

§ 3. Unter Hauptreparaturen und Hauptveränderungen ſind ſolche 
zu verſtehen, bei welchen ganze Theile eines Gebäudes entweder in ihrer 
Bauart oder hinſichts des Materials eine Veränderung erfahren, die auf 
Feſtigkeit oder Feuerſicherheit Einfluß hat, oder wodurch der bisherige 
Zweck des Gebäudes verändert werden ſoll. 

Hierher gehören bejonders: 
a. die Erneuerung der ſämmtlichen Fundamente unter den Umfaſſungs⸗ 
wänden der Gebäude von Holz oder Fachwerk, das Unterfahren maſſiver 
Wände, wenn ſolches auf die Hälfte (oder darüber) einer Front- oder 
Giebelmauer ausgedehnt werden ſoll, ingleichen die Unterſchwellung 
von Wänden eines Gebäudes; 
„Anlegung eines Kellers in einem ſchon vorhandenen Gebäude; 
». Abbrechen eines oder mehrerer Stockwerke; 
die Aufführung eines oder mehrerer Stockwerke auf einem ſchon vor- 
handenen Gebäude, oder auf einem ſolchen, welches urſprünglich, ſeiner 
Bauart nach, nicht ſo hoch zu bauen beſtimmt geweſen iſt; 
„eine Aenderung der inneren Einrichtung eines Gebäudes zu andern 
Zwecken, wenn eine Feuerung neu angelegt, verändert, verlegt werden 
ſoll, oder wenn Verbindungswände im Innern, Pfeiler, Unterzüge und 
Träger verlegt, verändert oder weggenommen werden ſollen; 
Einziehung neuer Balken und Unterzüge; 
g. Anbringung eines neuen Dachſtuhls oder neuer Sparren, wenn ſolche 
ſich über / der ganzen Anlage erſtreckt; 
Aufführung neuer Schornſteine oder Anlegung einer Kg ö 
i. in Anſehung der Dachdeckung, wenn ein Dach von feuerſicherem Material 
in ein Stroh-, Rohr⸗ oder Schindeldach umgewandelt, oder auch nur 
der vierte Theil eines Stroh- oder Rohrdaches neu gelegt werden ſoll. 
§ 4. Die polizeiliche Erlaubniß iſt bei der Ortspolizeibehörde, oder 
wenn dieſe ſelbſt Bauintereſſent iſt, bei dem Kreislandrathe nachzuſuchen. 

§ 5. Jedem Geſuche um Ertheilung eines Bauconſenſes muß wenigſtens 
eine Handzeichnung, mit Angabe der Dimenſionen, der Bauart und 
namentlich der Art der Bedachung der auszuführenden, und der Bauart 
der bereits vorhandenen Gebäude, ſowie der zwiſchen jenen und dieſen 
beſtehenden Entfernungen, in zwei Exemplaren beigefügt werden, von 
denen eines mit dem Bauconſens zurückgegeben wird, das andere bei der 
Conſens ertheilenden Behörde bleibt. 

§ 6. Die Erlaubniß zur Ausführung des beabſichtigten Baues iſt 
allemal ſchriftlich zu ertheilen. Alle desfallſigen Geſuche und Ausferti- 
gungen find ftempelfrei. 

§ 7. Jeder Bauunternehmer iſt verpflichtet, ſich in allen den Fällen, 
in denen ein Bauconſens nachgeſucht werden muß, zur Ausführung des 
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Baues reſp. der Reparatur, qualificirter Bau⸗Gewerkmeiſter zu bedienen 
und hat bei Einreichung des Geſuches um Ertheilung des Bauconſenſes 
der betreffenden Behörde den Bau⸗Gewerkmeiſter anzuzeigen, unter deſſen 
Leitung und Verantwortlichkeit der Bau ausgeführt werden ſoll. 

Hinſichtlich der Bauausführungen durch Geſellen und andere nicht 
Qualifieirte, ohne die Leitung und Beaufſichtigung durch geprüfte Bau⸗ 
Gewerksmeiſter, hat es bei den beſtehenden Vorſchriften ſein Bewenden. 

In Betreff der Bauten in der Nähe der Eiſenbahnen behält es bei 
der Amtsblatt⸗ Bekanntmachung vom 23. Dezember 1847 (Amtsblatt 
pro 1848, Seite 4), und vom 31. März 1848 (Amtsblatt, Seite 64) und 
in Betreff der Bauten in der Nähe von Chauſſeen, bei den Beſtimmungen 
des Miniſterial-Reſcripts vom 17. September 1827 (v. Kamptz Annalen, 
Seite 771) und vom 10. Januar 1834 (v. Kamptz Annalen Seite 551), 
nach welchen bei Bauten an der Chauſſee die Genehmigung des Kreis⸗ 
Landraths und des Kreisbaumeiſters eingeholt werden, und die Bauanlage 
mindeſtens 10 Fuß vom äußeren Rande des Straßengrabens abgeſetzt 
werden muß, ſein Bewenden. 

In gleicher Weiſe bleiben durch dieſe Baupolizei-Ordnung unberührt 
die Beſtimmungen der Allgemeinen Gewerbe-Ordnung vom 17. Ja- 
nuar 1845, namentlich die 88 26—41, die Beſtimmungen über die Er⸗ 
theilung von Bau-Conſenſen bei neuen Anſiedelungen (Geſetz vom 3. Ja⸗ 
nuar 1845, Geſetzſammlung Seite 25: Geſetz vom 24. Februar 1850, 
Geſetzſammlung Seite 68; Geſetz vom 24. Mai 1853 (Gefeklammlung 
Seite 241), die Beſtimmungen des Rayon⸗Regulativs vom 10. Septem⸗ 
ber 1828 (Geſetzſammlung Seite 120) und die Beſtimmungen des 8 23, 
Tit I. der Forſt⸗ und Jagd⸗Ordnung für Weſtpreußen vom 8. Octo- 
ber 1805. 

B. Beſondere Beſtimmungen über das Auseinauderbauen der Gebäude. 

§ 8. Scheunen und Schoppen dürfen weder mit Wohnhäuſern noch 
mit anderen Gebäuden, die mit einer Feuerung verſehen ſind, unter einem 
Dache erbaut werden. 

Erfordern ganz beſondere Umſtände eine Ausnahme von dieſer Regel, 
ſo muß die Scheune, der Stall oder Schoppen von dem anderen Gebäude 
durch eine, von Grund auf bis zum Dache aufgeführte Brandmauer, in 
der ſich keine Thür oder andere Oeffnung befindet, geſchieden werden; 
auch dürfen die Dachlatten nur bis an dieſe Wand, nicht hinein oder hin⸗ 
durch reichen; endlich müſſen beide, durch die Brandmauer getrennten Ge⸗ 
bäudetheile ſeuerſicher eingedeckt fein. 

Zu ſolchem Zuſammenbau iſt jedoch jedesmal der Conſens der Königl. 
Regierung einzuholen. 

b. (Amtsblatt 1862, Seite 161.) 


Auf Grund des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850 (Geſetzſamml. S. 215) wird der Schlußſatz des § 8 der am 6. De⸗ 
zember 1858 erlaſſenen Polizeiverordnung wegen Einführung einer neuen 
Baupolizeiordnung für das platte Land im Regierungsbezirk Danzig 
hiermit, wie folgt, abgeändert: 

Bei Bauten, welche in dem Inundationsgebiete der Weichſel und 
Nogat ausgeführt werden, iſt zu dem Zuſammenbau der in dem 
qu. 8 8 bezeichneten Gebäude nicht die Genehmigung der Königl. Regierung 
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erforderlich; dieſelbe iſt vielmehr von derjenigen Behörde zu ertheilen, 
welche nach § 4 der gedachten Polizeiverordnung den Bau-Conſens aus⸗ 
zuſtellen hat. 
Danzig, den 30. Mai 1862. 
Königl. Regierung. Abthl. des Innern. 


§ 9. Die Wirthſchaftsgebäude dürfen niemals einen ſo geſchloſſenen 
Hof bilden, daß zwiſchen den einzelnen Gebäuden kein Zwiſchenraum 
bleibt, vielmehr müſſen ſtets an mehreren Stellen offene Eingänge von 
mindeſtens 15 Fuß Breite bleiben, durch welche beim Ausbruch eines 
Feuers Löſchgeräthe geſchafft werden können, und durch welche die Ver⸗ 
breitung der Flamme über alle Gebäude verhindert, oder doch erſchwert 
wird. Zu empfehlen iſt hierbei das Pflanzen von Bäumen zwiſchen den 
einzelnen Gebäuden. 

§ 10. Im Uebrigen wird das Maß der Entfernungen, in welchen 
der Aufbau der Gebäude, ſowohl in dem Verhältniſſe zu einander, als zu 
den ſchon vorhandenen Gebäuden zu geſtatten iſt, den Behörden, die den 
Konſens zu ertheilen haben, überlaſſen. 

Das Minimum der inne zu haltenden Entfernungen wird jedoch, wie 
folgt, feſtgeſtellt: 

1. Zwiſchen Gebäuden mit feuerſicherer Bedachung ($ 11), gleichviel, ob 
dieſelben mit einer Feuerung verſehen ſind oder nicht, genügt in der 
Regel ein Zwiſchenraum von 15 Fuß. Sind dieſe Gebäude ganz 
maſſiv, ſo dürfen ſie auch näher als 15 Fuß aneinander gebaut 
werden (efr. § 9). 

. Ebenſo iſt zwiſchen zwei Gebäuden ohne feuerſichere Bedachung, ſo⸗ 
fern beide zu Feuerungen nicht beſtimmt ſind, ein Zwiſchenraum von 
15 Fuß erforderlich; ſind ſie dagegen für Feuerung beſtimmt, ſo 
müſſen ſie 30 Fuß von einander bleiben. 

Von den mit Feuerung verſehenen, aber nicht feuerſicher gedeckten 
Gebäuden dürfen bei nicht feuerſicherer Bedachung Ställe nur in einer 
Entfernung von 30, Scheunen dagegen nur in einer Entfernung von 
60 Fuß aufgeführt werden. 

Von feuerſicher eingedeckten, mit einer Feuerung verſehenen Gebäuden 
müſſen Ställe und Scheunen ohne feuerſichere Bedachung, die erſteren 
20, die letzteren 40 Fuß, mit feuerſicherer Bedachung aber beide 
15 Fuß (Nr. 1) entfernt gehalten werden. 

Gebäude, die mit einer Feuerung verſehen ſind, von denen jedoch nur 
das eine feuerſicher eingedeckt iſt, müſſen 20 Fuß von einander ent⸗ 
fernt bleiben. a 

z. Schmieden müſſen 40 Fuß von allen Gebäuden entfernt ſtehen, feuer⸗ 
ſicher eingedeckt ſein und einen ganzen maſſiven Heerd und eben ſolche 
Feuereſſe haben. Alle Holzflächen in den Mauern der Werkſtätten 
an Decken und Wänden müſſen einen feuerſicheren Lehm⸗ oder Kalkputz 
haben, und der Schornſtein muß bei einer Stärke von mindeſtens 
einem Steine, wenigſtens in einer Poe von 20 Fuß über die Fläche 
des Heerdes und 5 Fuß über das Dach hinausgehen, und eine, das 
Rohr umſchließende, mit nicht zu großen Zugöffnungen verſehene 
Kappe erhalten. Die Fenſter der Schmiede müſſen verſchließbar und 
beim Betriebe des Gewerbes ſtets verſchloſſen ſein. Soll die Woh⸗ 
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nung des Schmieds mit der Schmiede zuſammengebaut werden, ſo 
müſſen beide durch eine maſſive Wand ohne Oeffnungen getrennt ſein. 

7. Brachſtuben ſind 300 Fuß von allen Gebäuden entfernt, und zwar 
ſtets maſſiv (in Wellerwand, Piſce oder Luftziegel) zu errichten und 
feuerſicher einzudecken. 

8. Backöfen, welche außerhalb der Wohnungen errichtet werden, ſind 
von nicht feuerſicher gedeckten Gebäuden wenigſtens 10 Fuß, und von 
denen, die feuerſicher gedeckt ſind, wenigſtens 50 Fuß entfernt zu halten. 

Backhäuſer ſind maſſiv, mit feuerſicherem Dache zu erbauen und 
müſſen gleich den Schmieden in der Regel mindeſtens 40 Fuß von 
allen Gebäuden entfernt ſtehen. 


c. (Amtsblatt 1859, Seite 56.) 


Als Ergänzung zu § 10 der Polizeiverordnung, wegen Einführung 
einer neuen Bau-Polizeiverordnung für das platte Land im Regierungsbezirk 
Danzig vom 6. Dezember v. J., wird auf Grund des § 11 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 von der unterzeichneten 
Königlichen Regierung hiermit Nachſtehendes verordnet. 

§ 10 Nr. ga. Die Anlegung von Backöfen in ländlichen Wohn⸗ 
und Wirthſchaftsgebäuden, jedoch mit Ausnahme der Scheunen, Ställe 
Schuppen und anderer Baulichkeiten, in welchen leicht entzündliche Gegen— 
ſtände aufbewahrt werden, iſt unter beſonders zu treffenden baulichen Vor— 
kehrungen nachzugeben. 

In maſſiven Gebäuden iſt die Errichtung von Backöfen unter 
der Bedingung zu geſtatten, daß: 5 

1. das Dach derſelben mit einem feuerſicheren Material eingedeckt iſt; 

2. das Vorgelege des Ofens nebſt dem Schornſtein feuerſicher ans 
gelegt wird; 

3. das Mauerwerk des Backofens mit den Umfaſſungsmauern des 
Backofens nicht in unmittelbarer Verbindung ſteht, ſondern zwiſchen beiden 
ein Raum von 3 Zoll frei verbleibt; 

4. der Fußboden des Backraums mindeſtens bis auf 4 Fuß Ent- 
fernung von dem Ofen mit einem Pflaſter verſehen wird; 

5. zwiſchen der Decke des Backofens und der mit Rohrputz zu be⸗ 
kleidenden Decke des Backraumes ein Luftraum von mindeſtens 4 Fuß 
verbleibt; 

6. im Fall dieſer Luftraum wegen geringer Höhe des Backraums 
nicht inne zu halten iſt, entweder der Backofen ſelbſt in ſechszölliger Ent- 
fernung von ſeiner Decke, mit einem feſten Schutzgewölbe verſehen, oder der 
ganze Backraum überwölbt wird, und 

7. das Holzwerk der zum Backraum führenden Thüren von der 
Feuerungsthür des Ofens wenigſtens 4 Fuß entfernt iſt. 

c. Unter den, in dem vorſtehenden $ sub 1 bis 7 bezeichneten Be⸗ 
dingungen iſt die Anlage von Backöfen auch in Fachwerksgebäuden zu ge 
ſtatten, wenn außerdem nicht blos das Vorgelege des Ofens nebſt dem 
Schornſtein feuerſicher aufgeführt, ſondern auch der Vorplatz der Feuerung 
und der ganze Raum, in welchem ſich der Ofen befindet, mit maſſiven 
Wänden eingeſchloſſen iſt. ! 

Danzig, den 2. März 1859. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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8 11. Unter feuerſicheren Dächern werden für jetzt Dächer von 
Steinen, Metall oder Stein-Pappe verſtanden. 
6 12. Sämmtliche Schornſteine und Feuerungsanlagen müſſen maſſiv, 
von gebrannten Ziegeln, erbaut werden. 
d. (Amtsblatt 1860, Seite 197.) 


Als Ergänzung zu $ 12 der Polizeiverordnung wegen Einführung 
einer neuen Baupolizeiordnung für das platte Land im Regierungsbezirk 
Danzig vom 6. Dezember 1858 wird auf Grund des § 11 des Geſetzes 
über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, Geſetz- Sammlung 
Seite 215, hiermit Nachſtehendes verordnet: 

Luftſteine dürfen zu befahrbaren Schornſteinen einſtöckiger Gebäude 
auf dem platten Lande unter der Bedingung in Anwendung kommen, daß 

1. ſolche Schornſteine nicht geſchleift ſein dürfen, 

2. deren Fundamente 18 Zoll über dem Erdboden, in Niederungen 
über dem höchſten Waſſer, deren Köpfe aber über dem Dache und noch bis 
wenigſtens 3 Fuß unter der Dachfläche hinab aus gebrannten Ziegel⸗ 
ei reſp. geeigneten feſten Bruchſteinen und in Kalkmörtel hergeſtellt 
werden, 

3. daß die aus Luftſteinen herzuſtellenden Wangen mindeſtens einen 
Stein — zehn Zoll — Stärke erhalten, und 

4. daß zu den dabei vorkommenden Rauchmänteln keine Luftſteine, 
ſondern nur gebrannte Ziegelſteine, reſp. geeignete feſte Bruchſteine vers 
wendet werden. 

Zu dieſer ausnahmsweiſen Anwendung von Luftſteinen iſt jedoch 
jedesmal der Konſens der unterzeichneten Königlichen Regierung einzuholen. 

Uebertretungen dieſer Vorſchrift werden mit einer Geldſtrafe bis zu 
10 Thalern oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet werden. 

Danzig, den 15. Oktober 1860. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
Strafen. 

§ 13. Wer ohne polizeiliche Erlaubniß eine neue Feuerſtätte er— 
richtet, oder eine bereits vorhandene an einen anderen Ort verlegt, wird 
mit einer Geldbuße von 20 Thlr., oder mit Gefängniß bis zu 14 Tagen 
beſtraft (Allg. Strafgeſetzbuch S 347 ad 3). 

§ 14. Mit einer Geldbuße von 50 Thlr. oder mit Gefängniß bis 
6 Wochen wird beſtraft, wer als Bauherr, Baumeiſter oder Bauhandwerker 
einen Bau oder eine Reparatur, wozu die polizeiliche Genehmigung er⸗ 
forderlich iſt, ohne dieſe Genehmigung, oder mit eigenmächtiger Abweichung 
von dem, durch die Behörde genehmigten, Bauplane ausführt oder aus⸗ 
führen läßt (Strafgeſetzbuch S 345 ad 12). 

§ 15. Die in den vorſtehenden SS angedrohten Strafen ſind ſelbſt 
dann verwirkt, wenn die ohne Erlaubniß begonnenen Bauten für untadel— 
haft, oder die Abweichungen von den baupolizeilichen Vorſchriften oder be— 
ſonderen Bedingungen des Konſenſes für zuläſſig und gefahrlos erachtet 
werden müſſen. Entgegengeſetzten Falls hat die Ortspolizeibehörde reſp. 
der Landrath außerdem noch dafür zu ſorgen, daß durch zweckmäßige 
Aenderung, oder nöthigenfalls durch gänzliche Abbrechung und Wegſchaffung 
der gemachten Anlage jede Gefahr entfernt wird. 

$ 16. Jeder Bauunternehmer, der unterläßt, ſich zu einem Bau, zu 
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dem der polizeiliche Konſens erforderlich war, eines qualificirten Werk⸗ 
meiſters zu bedienen (5 7), verfällt in eine Geldbuße bis 10 Thlr. oder 
in eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe bis 8 Tage. 
Danzig, den 6. 1 1858. 
Königliche Regierung. 


e. (Amtsblatt 1862, Seite 198.) 


Auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizei⸗ 
verwaltung wird die Polizeiverordnung vom 6. Dezember 1858, betreffend 
die Baupolizeiordnung für das platte Land unſeres Regierungsbezirks, wie 
folgt abgeändert. 

S8 1. Die Königliche Regierung behält ſich die Befugniß vor, von 
der qu. Polizeiverordnung in denjenigen Fällen Ausnahmen zu geſtatten, 
wo ihre Anwendung zu Härten führen ſollte. 

Bei den fiskaliſchen Bauten, ſowie bei denjenigen Kirchen-, 
Pfarr⸗, Organiſten und Schulbauten, bei welchen der Königliche Fiskus 
als Patron einen Theil der Baukoſten trägt, genügt es, daß den im § 4 
der qu Polizeiverordnung benannten Behörden die Handzeichnung, die nach 
9.5 a. a. O. erforderlich ift, in einem Exemplar vorgelegt wird. Dieſelbe 
iſt demnächſt der Behörde reſp. dem Beamten, welcher die Ertheilung der 
Zustimmung zu dem beabſichtigten Bau beantragt hat, mit der ſchriftlichen 
Erklärung über die polizeiliche Zuläſſigkeit des Baues unter event. Angabe 
der zu ſtellenden Bedingungen zurückzugeben. 5 

Danzig, den 23. Auguſt 1862. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
f. (Amtsblatt 1874, Seite 206.) 


Auf Grund des Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizei⸗ 
Verwaltung wird der 8 5 der Polizei⸗Verordnung vom 6. Dezember 1858, 
betreffend die Baupolizei⸗Ordnung für das platte Land dahin ergänzt, daß 
mit dem Antrage auf Ertheilung des Baukonſenſes für jedes Gebäude, 
welches für einen gewerblichen Zweck beſtimmt iſt und für jedes bereits 
vorhandene Gebäude, welches durch Um⸗ oder Erweiterungsbau für einen 
gewerblichen Betrieb in Benutzung 8 werden ſoll: 

Ort und Umfang des gewerblichen Betriebs, 

Zahl, Größe und Beſtimmung der Arbeitsräume, 

deren Zugänglichkeit, Licht und Luftverſorgung, 

die Maximalzahl der in jedem Raume zu beſchäftigenden Arbeiter und 

der aufzuſtellenden Maſchinen 
angegeben werden müſſen. 

Danzig, den 18. Auguſt 1874 

önigliche Regierung. 


g. (Amtsblatt 1876, Seite 149.) 


hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht: 
Ergänzung zum § 12 der für das platte La 9 en 
„ Baupolizei-Ordrimg-non S erlaſſene Polizei⸗Ver⸗ 
ordnung vom 15. Oktober 186 der Anwendung von 
0 \ ſteine in einftödigen 
er Königlichen Re⸗ 
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gierung vorbehaltene Genehmigungs⸗Ertheilung von jetzt ab den 
Herren Amtsvorſtehern übertragen wird; 
$ 8 derſelben Bau⸗Polizei⸗O g ausnahmsweiſe 
zuläſſige Genehmigung zum Zuſammenbäu von Scheunen und 
Schoppen mit Gebä vel it einer Feuerung verſehen ſind, 
nicht mehr von der Königli ierung, ſondern durch die Herren 
Landräthe zu ertheilen i in dieſer Beziehung bei der 
Polizei⸗Verord 


2 
= 
= 
— 5. 
2 
—— 
1 
2 
os 
1 


Härten führen würde, auf die Herren Landräthe übertragen wi 
Danzig, den 30. Juni 1876. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


2. Bau⸗Polizei⸗Ordnung für die Städte des Regierungs⸗ 
Bezirks Danzig mit Ausſchluß der Stadt Danzig 
a. (Amtsblatt 1881, Seite 216 ff.)“) 


Da das Königliche Oberverwaltungsgericht die Rechtsgültigkeit der 
Baupolizeiverordnung vom 24. Januar 1860 für die Städte des 
Danziger Regierungsbezirkes mit alleinigem Ausſchluß der Stadt Danzig 
in Frage geſtellt hat, jo werden von mir unter Aufhebung der bis dahin 
beſtandenen, die Baupolizei betreffenden ortspolizeilichen oder von der 
Königlichen Regierung erlaſſenen Vorſchriften auf Grund des § 73 des 
Geſetzes über die Organiſation der allgemeinen Landesverwaltung vom 
26. Juli 1880 und gemäß SS 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗ 
Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz⸗Sammlung Seite 265) die 
Vorſchriften jener Verordnung vom 24. Januar 1860 bis zum Erlaß der 
neuen in der Bearbeitung begriffenen Baupolizeiverordnung im Weſent⸗ 
lichen unverändert für ſämmtliche Städte des Regierungsbezirks Danzig, 
mit alleinigem Ausſchluß der Stadt Danzig innerhalb der Thore, hiermit 
als Polizei⸗Verordnung von Neuem feſtgeſetzt: 

J. Abſchnitt. 
Bau⸗Erlaubniß. 
Von der von den Ortspolizei⸗Behörden zu ertheilenden Exlaubniß. 
8 1. Zu jedem Neubau, ſowie zu jeder Reparatur oder Veränderung 
einer baulichen Anlage iſt die Genehmigung der Ortspolizei⸗Behörde er⸗ 
forderlich. Ausgenommen hiervon ſind allein: 
1. die Fälle, in denen nach den beſtehenden Beſtimmungen anderen Be⸗ 
hörden die Entſcheidung vorbehalten bleibt, und 
2. 2 — Reparaturen, die der polizeilichen Genehmigung nicht be⸗ 
ürfen: 
a. das Abputzen der Due inſofern hierdurch nicht die bisherige Farbe 
derſelben auf der Straßenſeite verändert wird; 
b. die Einziehung neuer Balken; 
c. die Anfertigung neuer Fußböden; 


2 Im 8 13 und 8 14 iſt ſtatt „Auseinanderbau“ „Aneinanderbau“ und 
im $ 32 ſtatt „Ausſtattelung“ „Auſſattelung“ zu leſen. (S. Amtsbl, 1882, S. 2.) 
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d. die Reparaturen an Thüren und Fenſtern, und die Anlegung von 
Dachfenſtern, und allen andern Thüren und Fenſtern, außer in 
Brandmauern und Wänden an der Straße, oder in Wänden, welche 
nicht mindeſtens 5,33 Meter (17 Fuß) von der nachbarlichen Grenze 
entfernt ſind; 

e. die Deckung der Dächer, inſofern dieſelben feuerſicher gedeckt werden 
ſollen, conf. 88 18, 19; 

„die Reparatur der Schornſteine und Schornſteinkaſten durch Putz⸗ 

arbeit, oder Einziehung einzelner Steine; 

g. das Setzen und Verändern von Oefen, Kaminen und Feuerheerden, 
die nicht zu einem Gewerbebetriebe gehören, in bisher ſchon bewohnten 
Räumen, und inſofern damit keine Veränderung der Feuerſtätten 
verbunden iſt; f 

die maſſive Untermauerung der nicht nach der Straße belegenen 
Wände, ſofern die Gebäude ſelbſt nicht vor einer Fluchtlinie vor⸗ 
treten; 

i. die Abtragung oder Aufführung von Wänden mit Ausnahme folder, 
auf welchen Balken oder Gewölbe ruhen; 

k. die Reparatur des Bürgerſteiges, oder einer Rinnſteinbrücke, wenn nur 
einzelne ſchadhafte Stellen auszubeſſern, oder nur neue Bohlen ein- 
zulegen ſind. 

Jedoch iſt von einer ſolchen Reparatur vor dem Beginne derſelben der 

Polizeibehörde Anzeige zu machen. 

§ 2. Bezüglich der in dem § 16 der Reichs-Gewerbe-Ordnung vom 

21. Juni 1869 und in dem Reichsgeſetze vom 2. März 1874 aufgeführten 

gewerblichen Anlagen bewendet es bei den Beſtimmungen dieſer Geſetze in 

Verbindung mit denjenigen der 88 123—-127 des Zuſtändigkeits⸗Geſetzes 

vom 26. Juli 1876. 

$ 3. Aus feuer- bau⸗ oder geſundheitspolizeilichen Rückſichten iſt die 
beſondere Genehmigung der Ortspolizei⸗Behörde von dem Beſitzer des be- 
treffenden Grundſtücks nachzuſuchen, wenn: 
1. Lakirfabriken, 
2. Kautſchuk⸗, Wachs⸗, Stearin⸗, Wallrath⸗Schmelzereien und Licht⸗ 
ziehereien, . 

„Knochenkochereien zur Gewinnung von Oel und Fett, 

„Kochereien des Theers, Pechs und des Terpentins, 

Syrupskochereien, 

. Kattuns, Seiden⸗ und Wollendruckereien, 

g eee 
engereien und Appreturanſtalten, 

Papier- und Pergamentfabriken, 

10. Siegellackfabriken, 

11. Holzeſſigfabriken, 

12. Deſtilliranſtalten, 

13. Laboratorien zu phyſikaliſchen Präparaten, 

14. Darren aller Art, 

15 Räucherkammern, 

16. Anlagen zur Anfertigung von Schwefelhölzern, 

17. Schwefelkammern, 

18. Wattenfabriken und 
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9. Bettfedern-Reinigungs⸗Anſtalten, 
). Bäcker⸗ und Konditoröfen, 
Brennöfen für Töpfer, Thonpfeifen, Stein⸗ und Cement⸗ 
Brennereien, 
2. Werkſtätten der Schmiede, Kupferſchmiede, Schloſſer, Tiſchler, 
Böttcher, Stellmacher und Drechsler, 
23. Glühöfen aller Art, 
4. Schriftgießereien, 
Kaffeebrennereien, 
3. Große Waſchküchen und Trockenſtuben, 8 
27. Ställe zu gewerbsmäßig betriebener Mäſtung von Vieh, 
„Niederlagen von animaliſchen Subſtanzen, bei welchen die Er⸗ 
zeugung einer Fäulniß bezweckt wird, und von Knochen, 
angelegt oder verändert werden ſollen. 

Form der Bau⸗Erlaubnißgeſuche. 3 

8 4. Die Geſuche um Ertheilung einer Bau⸗Erlaubniß find ſchriftlich 
der Ortspolizeij⸗ Behörde einzureichen, und find denſelben bei Neubauten 
und Bauveränderungen vollſtändige, nach techniſchen Vorſchriften angefertigte 
Zeichnungen von dem beabſichtigten Bau, mit der nöthigen Erläuterung 
verſehen, ſowie ein Situationsplan, aus welchem die Straßenfluchtlinie und 
die benachbarten Gebäude zu erſehen ſind, in zwei Exemplaren beizufügen. 
Bei Reparaturen und Veränderungsbauten, durch welche die Front der 
Gebäude nicht verändert wird, bedarf es der Einreichung der Zeichnungen 
erſt auf Erfordern der Polizeibehörde. 

Die Zeichnungen müſſen von dem Baumeiſter, welcher ſie angefertigt 
hat, oder von der zur Anfertigung befähigten und berechtigten Perſon, und 
wenn dieſe den Bau nicht ſelbſt ausführt, von den ausführenden Werk⸗ 
meiftern, ſowie jedenfalls von dem Bauherrn unterzeichnet ſein, und Letzterer 
iſt verpflichtet, ſofort der Polizeibehörde Anzeige zu machen, wenn er die 
Bau⸗Ausführung einem andern Meiſter überträgt, welcher dann die Zeich⸗ 
nungen ebenfalls unterſchreiben muß. 

Ertheilung der Bau⸗Erlaubniß. 

§ 5. Die Polizeibehörde hat die Zuläſſigkeit des beabſichtigten Baues 
zu prüfen, und ſofern nicht Gründe zur Verſagung der nachgeſuchten Er⸗ 
laubniß vorliegen, durch einen, auf das dem Bittſteller zurückzugebende 
Exemplar des Bauplanes zu ſetzenden, oder mit demſelben zu verbindenden 
Vermerk, die Erlaubniß zum Bau entweder unbedingt, oder unter den vor⸗ 
zuſchreibenden Bedingungen zu ertheilen. 

Bei Bauten in den zu den Ravons einer Feſtung gehörigen Um⸗ 
gebungen iſt die Genehmigung der Kommandantur, bei Anlagen, durch 
welche der Lauf oder die Breite von Gewäſſern verändert oder beſchränkt 
wird, die Genehmigung des betreffenden Königlichen Bezirksbaubeamten, 
und bei Bauten neben und an der Chauſſee, beſonders aber bei ſolchen, 
durch welche die Fluchtlinie von Chauſſeeſtrecken verändert wird, die Ge. 
nehmigung desjenigen Baubeamten einzuholen, welcher die Aufſicht über die 
betreffende Chauſſee führt. 

In allen dieſen Fällen hat die Polizeibehörde das Geſuch um Er⸗ 
theilung der Bau⸗Erlaubniß der Kommandantur oder den betreffenden 
Baubeamten zur Prüfung vorzulegen, und der Baukonſens iſt von dieſen 
mit zu unterzeichnen. 
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§ 6. Der Bauherr hat von der Vollendung jedes Rohbaues, bevor 
der Abputz der Decken und Wände beginnt, der Ortspolizei⸗Behörde Anzeige 
zu machen. 

Umfang der Bau-Erlaubniß. 

§ 7. Die Bauerlaubniß betrifft nur die polizeiliche Zuläſſigkeit 
des Baues und erfolgt unbeſchadet etwaiger Rechte dritter. 

Ein polizeilicher Zwang zur Innehaltung des im § 139 Titel 8 
Theil 1 des Allgemeinen Landrechts bei Neubauten beſtimmten Abſtandes 
von vorhandenen Gebäuden findet nicht ſtatt. 

Dauer der Bauerlaubniß. 

$ 8. Die von der Polizeibehörde ertheilte Bauerlaubniß verliert 
ihre Gültigkeit, wenn innerhalb Jahresfriſt, vom Tage der Aushändigung 
des Bauerlaubnißſcheines ab gerechnet, die Bauausführung nicht begonnen iſt. 


II. Abſchnitt. 
Beſtimmungen über die Ausführung des Baues und innere Einrichtung der Gebäude. 
§ 9. Bei allen Neubauten iſt ein, für die Wirkſamkeit der Feuer 
löſchgeräthſchaften genügender ee von mindeſtens 5,33 m (17 Fuß) 
in der Länge uud Breite erforderlich. Eine Verengerung vorhandener Hof- 
räume unter dieſes Maaß iſt nicht geſtattet. 

Ausnahmen, welche bei Eckgrundſtücken und in Fällen der Herſtellung 
eingegangener Gebäude zugelaſſen werden können, bedürfen der Genehmigung 
des Bezirksraths. 

Jedes mit einem Wohnhauſe bebaute Grundſtück ſoll in der Regel 
an geeigneter Stelle einen Brunnen erhalten. Bei größeren, mit mehreren 
Gebäuden beſetzten Grundſtücken, namentlich bei Errichtung von Fabrik⸗ 
und Speichergebäuden, iſt nach Bedürfniß die Anlegung mehrerer Brunnen 
anzuordnen. 

Die Ortspolizeibehörde hat bei Ertheilung des Baukonſenſes nach 
näherer Prüfung hierüber zu befinden, und wird nur in dem Falle davon 
entbinden, wenn die Anlegung eines Brunnens durch die Bodenbeſchaffen⸗ 
heit weſentlich erſchwert, oder durch einen hinreichenden, ſtets zugänglichen 
Waſſervorrath in der Nähe entbehrlich wird 

Maſſivbau. 

$ 10. Alle Neubauten in den Städten, wie in den Vorſtädten, 
ſoweit nicht in den folgenden 88 11, 17 Ausnahmen geſtattet ſind, müſſen 
maſſiv ausgeführt werden, worunter in dieſer Verordnung ein aus Bruch⸗ 
ſteinen oder gebrannten Ziegeln mit Kalkmörtel ausgeführtes Mauerwerk 
verſtanden wird. 

Ausnahmen. 

$ 11. Mauern im Innern der Gebäude, auf denen keine Balken 
ruhen und welche weder zu Schornſteinen dienen, noch Brandgiebel, Feuer⸗ 
oder Umfaſſungsräume bilden, dürfen nach dem Ermeſſen der Ortspolizei⸗ 
behörde aus Piſé, Lehmſtampfwerk oder durch an der Luft getrocknete 
Lehmſteine oder aus Fachwerk gefertigt werden. 

Wohn⸗, Stall und Remiſe⸗Gebäude bis zu einer Wandhöhe von 6,28 m 
(20 Fuß) dürfen ausnahmsweiſe mit Genehmigung des Bezirksraths in 
ausgemauertem Fachwerk errichtet werden. 

Die Umfaſſungswände jedoch, welche an die Straße oder unmittelbar 
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an die Nachbargrenze ſtoßen, oder von anderen Gebäuden nicht mindeſtens 
5,33 m (17 Fuß) entfernt find, müſſen maſſiv oder maſſiv verblendet ſein. 
Beſtimmungen bei beſonders feuergefährlichen Gebäuden. 

$ 12. In der Nähe von Theatern und ähnlichen, beſonders feuer- 

1 oder zur Aufbewahrung größerer Vorräthe leicht brennbarer 
toffe beſtimmten Gebäuden, iſt in der Regel eine Entfernung von 15,06 m 
(4 Ruthen) für die nachbarlich zu erbauenden Gebäude zu verlangen. 

In größerer Nähe zur Zeit ſchon beſtehende Wohngebäude dürfen 
auf derſelben Stelle wieder aufgeführt werden. Andererſeits dürfen die 
Theater u. ſ. w. nur in einer Entfernung von 15,06 m (4 Ruthen) von 
anderen Gebäuden und von der nachbarlichen Grenze neu errichtet werden. 

Eine geringere Entfernung iſt zuläſſig, wenn die in Rede ſtehenden 
Gebäude vollkommen feuerſicher erbaut werden. 

Eine leichtere Bauart kann unter der Bedingung des Abbruchs oder 
des den allgemeinen Vorſchriften entſprechenden Neubaues nach dem Er- 
meſſen der Regierung geſtattet werden. 

Speicher⸗Bezirke. 

9 13. Wo der gewerbliche und Handwerksverkehr, namentlich an 
ſchiffbaren Gewäſſern und in der Nähe von Eiſenbahnen, die Anlegung von 
Speichern bedingt, darf der Auseinanderbau ſolcher Gebäude bei Erfüllung 
der, zu mehrerer Feuerſicherheit erforderlichen, beſonderen Bedingungen nach 
den, von der Regierung in jedem einzelnen Falle oder nach Befinden für 
gewiſſe Bezirke zu ertheilenden Vorſchriften geſtattet werden. Zu derartigen 
Bedingungen gehören neben der möglichſt feuerſicheren inneren Einrichtung: 
Die Errichtung von Brandmauern in entſprechender Stärke, welche um 
einige Fuß über die Dachfläche hinauszuführen ſind, und die Anwendung 
von Metalldächern mit möglichſt geringer Steigung; der Verſchluß der 
Fenſter und Oeffnungen mit Klappen von Eiſenblech, welche durch Gewichte 
an verbrennlichen, über Rollen laufenden Schnüren offen erhalten werden 
und beim Verbrennen der Schnur von ſelbſt zufallen; die ſorgfältige Ein⸗ 
deckung der 1 und Pfannendächer mit Kalk; bei Kornſpeichern, welche 
ſteile und hohe Dächer erhalten, iſt das Hinausführen der Brandmauern 
in größerer Höhe als bei Dächern mit geringerer Steigerung erforderlich. 

Bei Salzſpeichern darf eine maſſive Verblendung des Giebels und 
der Frontwände geſtattet werden; beim Zuſammenbau mit andern Gebäuden 
ſind jedoch Brandmauern von angemeſſener Stärke erforderlich. 

Scheunen. 

§ 14. Scheunen ſind außerhalb der Städte in genügenden Entfer⸗ 
nungen von bewohnten Häuſeru, und in der Regel auch von einander ge- 
trennt, jedenfalls mit feuerſicherer Bedachung und maſſiv zu erbauen. 

Im Falle geſtatteten Auseinanderbaues ſind die Brandgiebel und 
Brandmauern 0,63 m (2 Fuß) über die Dachfläche hinauszuführen. 

Der Wiederaufbau eingegangener Scheunen innerhalb der Städte und 
Vorſtädte darf ausnahmsweiſe von dem Bezirksrath nachgelaſſen werden, 
ſofern durch die Oertlichkeit und Bauart den Anforderungen der Feuer- 
ſicherheit genügt wird, und der Antrag durch erhebliche Gründe unter- 
ſtützt wird. 

Balkons und Altane, Gallerien und bedeckte Gänge. 
§ 15. Vorſpringende Balkons müſſen von Stein oder Metall aus- 
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geführt werden, nur für die Fußböden und Geländer derſelben ſind andere 
Materialien zuläffig. 

Altane, welche mehr als 1,25 m b Fuß) über den Erdboden 
ſich erheben, müſſen in gleicher Art ausgeführt werden, Gallerien und be⸗ 
deckte Gänge an Gebäuden oder quer über die Höfe ſind maſſiv oder von 


Metall, namentlich mit ſolchen Decken und Dächern zu erbauen. Die 


Fenſterrahmen an denſelben dürfen von Holz ſein. 
Trockenthürme. 

$ 16. Die Errichtung von nicht maſſiven Trockenthürmen, Trocken⸗ 
gerüſten oder ähnlichen gewerblichen Anlagen kann unter Berückſichtigung 
der örtlichen Verhältniſſe von der Regierung ausnahmsweiſe geſtattet werden, 
wenn keine Feuersgefahr vorhanden ſein ſollte. 

Ausnahme bei Feſtungen. 
N $ 17. Innerhalb des erſten und zweiten Rayonbezirks einer Feſtung iſt 
der vollſtändige Maſſivbau verboten, und es dürfen hier, mit Rückſicht auf 
S 8, 9 und 10 des Regulativs vom 10. September 1828 (Geſetz-Samm⸗ 
lung Seite 119) nur die in dieſen Paragraphen angeführten Bauten aus- 
geführt werden. 
Feuerſichere Bedachung. 
0 § 18. Bei Neubauten find überall feuerſichere Bedachungen anzu—⸗ 

wenden. 

$ 19. Bereits beſtehende nicht feuerſichere Bedachungen müſſen, bei 
eintretenden Reparaturen, in feuerſichere umgewandelt werden, wenn die 
feuerpolizeilichen Vorſchriften dies nothwendig erſcheinen laſſen. 

Kommen dergleichen aber auch nicht in Betracht, jo ſoll die Um— 
wandlung dennoch erfolgen, ſofern: 

a. die Vermögens⸗Verhältniſſe des Beſitzers, und 

b. der bauliche Zuſtand des Gebäudes 
die Ausführung eines feuerſicheren Daches geſtatten. 

Ausnahmen. 

§ 20. Treffen die Bedingungen § 19 unter a. und b. nicht zu, ſo 
darf die Ortspolizei⸗Behörde Reparaturen an nicht feuerſicheren Bedachungen 
ausnahmsweiſe geſtatten, wenn ſich bei der Prüfung des diesfälligen An⸗ 
trages ergiebt, daß die Schadhaftigkeit des Daches, welche eine Reparatur 
bedingt, insgeſammt noch nicht den fünften Theil der ganzen Dachfläche 
austrägt, und daß nicht etwa größere anderweite Reparaturen am Dache 
oder an den Grundmauern und Umfaſſungswänden des Gebäudes in naher 
Ausſicht ſtehen. 

§ 21. Wenn beſondere dringende Umſtände vorliegen, welche im 
Falle des § 19 für die Zulaſſung einer größeren Reparatur als ein Fünftel 
— Dachfläche ſprechen, iſt nur der Bezirksrath befugt, eine Ausnahme zu⸗ 
zulaſſen. 


Brand⸗ und Feuermauern. 
§ 22. Mauern, welche die Verbreitung des Feuers verhindern ſollen 
(Brandmauern), oder an denen Feuerungen liegen (Feuermauern), müſſen 
von Grund aus maſſiv und in gehöriger Stärke ausgeführt werden und 
dürfen keine Thüren, Fenſter oder ſonſtige Oeffnungen haben. In Wänden, 
welche nur theilweiſe zu Feuermauern dienen und nicht zugleich Brandgiebel 
oder Feuermauern bilden, ſind neben den Feuerungsanlagen Oeffnungen 
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geſtattet. Die Stärke der Brand- und Feuermauern darf nirgend weniger 
als die Länge eines gebrannten Ziegels betragen. 

§ 23. Wände, welche an der Grenze eines nachbarlichen Gebäudes 
oder gegenüber dieſer Grenze weniger als 5,33 m (17 Fuß) von der⸗ 
ſelben entfernt ſind, gelten als Brandmauern, auf welche die Beſtimmung 
$ 22 Anwendung findet. 

§ 24. Gebäude mit dem Giebel nach der Straße müſſen bei Neu- 
bauten oder Reparaturen nach dem benachbarten Gebäude zu eine über den 
Dachwinkel um 0,63 bis 1,88 m (2,6 Fuß) hervorragende Brandmauer 
erhalten. 

Entfernung der Feuerungen von Holz. a 
25. An Fachwerks⸗ oder Holzwänden dürfen Oefen nicht neu auf- 

geſtellt, auch Rauchröhren durch dergleichen Wände nicht geleitet werden. 

§ 26. In den Stubenöfen muß der Heerd, wenn das Fundament 
deſſelben mit Steinen, Sand oder Lehm ausgefüllt iſt, wenigſtens eine 
Höhe von 0,31 m (1 Fuß) vom Boden des Zimmers haben, ruht er 
auf Füßen, ſo muß mindeſtens ein freier Raum von 0,16 m (6 Zoll) 
Höhe zwiſchen demſelben und dem Boden des Zimmers ſein. 

§ 27. Von einer hölzernen, mit Lehm oder Gyps beworfenen Decke 
des Zimmers muß die obere Kante des Ofens wenigſtens 0,47 m 
(1’/; Fuß), von einer unbeworfenen Decke aber mindeſtens 0,63 m 
(2 Fuß) entfernt bleiben. 

§ 28. Balken müſſen von den äußeren Seiten der Schornſteinwände 
mindeſtens 0,08 m (3 Zoll) entfernt und der dadurch entſtehende 
Zwiſchenraum mit Dachziegeln und Lehm oder mit anderem unverbrenn— 
lichem Material ausgefüllt werden. 

Beſtimmungen bezüglich der Schornſteine. 

§ 29. Die Schornſteinröhren müſſen aus gebrannten Steinen und 
Kalk hergeſtellt werden. Auch eiſerne Schornſteinröhren ſind geſtattet 
(conf. 8 31). 

$ 30. Zwiſchen nebeneinanderlaufenden Schornſteinröhren, welche 
in einer ſtarken Mauer ausgeführt werden müſſen, darf kein Balken durch— 
geführt werden, ſelbſt dann nicht, wenn derſelbe mit einem halben Ziegel 
verblendet wird. 

$ 31. Eiſerne Schornſteinröhren dürfen, wenn fie nicht von anderen, 
aus Metall gefertigten Röhren umgeben, oder durch Blechplatten von 
Holzwerk gehörig iſolirt find, nicht weniger als 0,63 m (2 Fuß) unter 
er a weniger als 0,31 m (1 Fuß) über oder neben Holz vor⸗ 
eigehen. 

§ 32. Das Schleifen der Schornſteine durch Holz, ſowie die Aus⸗ 
ſtattelung und Unterſtützung derſelben durch Balken, Wechſel ꝛc., ſowie über- 
haupt durch brennbare Konſtruktionstheile iſt verboten. 

Ebenſo auch die Unterſtützung der Schornſteine durch Trageeiſen oder 
Bolzen, welche an brennbaren Gebäudetheilen befeſtigt find. 

$ 33. Die Schornſteine und Feuereſſen müſſen über den Dachforſt 
hinaus wenigſtens 0,94 m (3 Fuß), nach Maßgabe der Lage des Ge⸗ 
bäudes aber noch höher aufgeführt werden. Bei flachen, mit Metall ein- 
"ig Dächern kann ein geringeres Maß von der Polizeibehörde geftattet 
werden. 
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§ 34. In die unterhalb offenen Schornſteinröhren von Kamin⸗ 
heizungen und Küchenfeuern dürfen die Rauchröhren derartiger Feuerungen 
der oberen Etagen nicht einmünden. Für dergleichen Feuerungen muß jede 
Etage ihren eigenen, bis zum Dache hinausreichenden Schornſtein haben. 

Treppen. 

§ 35. Alle Treppen eines bewohnten Gebäudes müſſen feuerſicher 
gebaut, d. h. von maſſiven Wänden umſchloſſen, und mindeſtens mit ge⸗ 
rohrten und geputzten Decken verſehen ſein, auch dürfen keine Bretterverſchläge 
unter den Treppen angebracht werden. 

In Gebäuden, welcher außer dem Erdgeſchoſſe noch ein Stockwerk 
oder mehrere zum Wohnen oder zum Aufenthalte von Menſchen beſtimmte 
Stockwerke erhalten, iſt wenigſtens eine unverbrennliche Treppe erforderlich, 
welche aus Eiſen ohne Holzbekleidung, oder aus Stein, mit oder ohne Holz- 
belag auszuführen iſt. 

Von allen Wohnungen, Schlafſtellen, oder zum Aufenthalte von 
Menſchen beſtimmten Räumen muß ein feuerſicherer Zugang zu einer feuer⸗ 
ſicheren oder unverbrennlichen Treppe ſtattfinden. 

In allen Städten, für welche dieſe Polizeiverordnung beſtimmt iſt, 
indeß in der Stadt Elbing blos bei Erbauung von nur zwei Geſchoß (das 
miteingeſchloſſene Erdgeſchoß) hohen Häuſern, iſt die Regierung befugt, die 
Anlage hölzerner Treppen zu geſtatten. 

$ 36. Theater und ſolche Gebäude, in welchen feuergefährliche Ge⸗ 
werbe betrieben werden, oder leicht feuerfangende Gegenſtände aufbewahrt 
werden, müſſen ohne Ausnahme unverbrennliche, zwiſchen maſſiven Mauern 
liegende, von den inneren Räumen aus leicht zugängliche Treppen erhalten. 

§ 37. Für Seitenflügel eines Gebäudes von 15,69 m (50 Fuß) 
oder mehr Länge iſt eine beſondere Treppe erforderlich. 

§ 38. Jede Treppe, welche nicht zwiſchen feuerſicheren Wänden liegt, 
muß mit einem Geländer verſehen ſein. 

Thüren, Fenſter und Flure. 

§ 39. Jedes Gebäude muß einen beſonderen Ausgang, und Ge⸗ 
bäude, welche 31,39 m (100 Fuß) und darüber in der Front haben, 
müſſen zwei Ausgänge nach der Straße, von genügender Breite, ſowie 
einen geräumigen Flur erhalten. 

Die Thüren und Fenſter müſſen ebenfalls die erforderliche Breite 
aben. 

5 Das Maß der Breite iſt in jedem einzelnen Falle nach dem be- 
ſondern, durch den Zweck des Gebäudes bedingten Bedürfniſſe zu bemeſſen. 


III. Abſchnitt. 
Vorſchriften hinſichtlich der Straßen und Plätze und aus Rückſichten des öffentlichen 
Verkehrs. 
Beſtimmung der Fluchtlinie. 
§ 40. Die Fluchtlinie für Gebäude und bauliche Anlagen an 
Straßen und Plätzen wird von der Ortspolizei⸗Behörde beſtimmt. 5 
$ 41. Kellerhälſe und Treppen, Läden, Schilder ꝛc., welche über die 
Frontlinie des Hauſes hinaus auf den Bürgerſteig reichen, Thüren, Fenſter 
und Läden im Erdgeſchoſſe, welche nach außen aufſchlagen, ſind nicht zu 
geſtatten. Nur wenn der Bürgerſteig an einem Hauſe wenigſtens eine 
Breite von 2,51 m (8 Fuß) hat, dürfen Kellerhälſe und Freitreppen 
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bis höchſtens 0,63 m (2 Fuß) über die Frontlinie des Hauſes auf den 
Bürgerſteig hinausreichen. 
Blitzableiter. 
§ 42. Blitzableiter dürfen nicht auf die Straße geleitet werden. 
Dachrinnen. 

§ 43. Die Regierung behält ſich vor, diejenigen Städte zu bezeichnen, 
in denen Gebäude, deren Dachflächen eine Neigung nach der Straße haben, 
mit feuerſicheren Dachrinnen und Abfallröhren bis zur Erde hinab zu ver- 
ſehen ſind. 

Schnabelgoſſen, Goſſen zwiſchen Giebelhäuſern. 

§ 44. Rinnen, welche das von den Dächern herabfallende Regen⸗ 
waſſer von größerer Höhe herab auf die Straße gießen, ſogenannte 
Schnabelgoſſen, ſowie hölzerne, unter dem Saume des Daches hängende 
Dachrinnen und hölzerne Abfallröhren find nirgend geſtattet. Die vor- 
handenen derartigen Anlagen ſind binnen einer Friſt von 2 Jahren, vom 
Tage der Bekanntmachung dieſer Verordnung ab, zu beſeitigen. 

Iſt zwiſchen Häuſern, welche mit den Giebeln an der Straßenfront 
ſtehen, das Regenwaſſer von den Dächern ſeither mittelſt Schnabelgoſſen 
oder hölzernen Abfallröhren abgeleitet worden, ſo ſind gleichzeitig mit deren 
Beſeitigung Metallröhren anzubringen, welche das Waſſer bis zur Erde 
hinabführen. Das von den Dächern herabgeleitete Waſſer muß unter dem 
Bürgerſteige in die Straßenrinnſteine fortgeführt werden. 

Gerinne. 

$ 45. Alle aus den Häuſern nach dem Straßenrinnſtein führenden 
Gerinne müſſen dergeſtalt verdeckt ſein, daß die Ebene des Bürgerſteiges 
dadurch nicht geſtört wird. 

Ausgüſſe. 

§ 46. Nach der Straße dürfen Ausgüſſe oder Abflüſſe übelriechender 
Unreinigkeiten nicht ſtattfinden. Bi 

vaken. 


§ 47. Die Böden und Mauern von Kloaken müſſen waſſerdicht 
aufgeführt fein und dergeftalt verdeckt werden, daß fie die Luft nicht ver⸗ 
erben. 


Ställe. 
S8 48. Die Anlegung von Ställen nach der Straßenſeite zu iſt 
nicht geſtattet. 
Vorkehrung gegen Gefährdung des Publikums während des Baues. 

§ 49. Während des Baues eines Gebäudes dürfen Straßen und 
öffentliche Plätze nicht durch Baumaterialien oder dergleichen verengt oder 
verunreinigt werden; vielmehr ſind dieſe Gegenſtände bis zu ihrer Ver⸗ 
wendung in den Gehöften dergeſtalt aufzubewahren, daß eine Gefährdung 
oder Beläſtigung des Publikums nicht entſtehen kann. 

Wo die Aufbewahrung in Höfen nicht möglich iſt, hat der Bauende 
die Ortspolizei⸗Behörde um Anweiſung eines geeigneten Platzes zur Auf⸗ 
bewahrung zu erſuchen, und darf dann den ihm überwieſenen Platz nicht 
überſchreiten. 

§ 50. Bei jedem Baue, bei welchem durch herabfallende Gegenſtände 

mand auf der Straße beſchädigt werden könnte, iſt das Publikum durch 
Verzäunung des Platzes oder durch Fanggerüſte nach Anordnung der 
Polizeibehörde zu ſchützen. 
2¹ 
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§ 51. Wenn ſich aus Veranlaſſung eines Baues Materialien, Ver⸗ 
zäunungen u. ſ. w. auf der Straße befinden, ſo müſſen dieſelben von Be⸗ 
ginn der Dunkelheit, vom Abend bis zum Morgen, durch eine Laterne er⸗ 
leuchtet werden. Etwaige Gruben ſind ſorgfältig zu bedecken und zu 
umzäunen. 

Das Beziehen von Wohnungen iu neuen Häuſern oder Stockwerken. 

§ 52. Wohnungen in neuen Häufern oder in neu erbauten Stock- 
werken dürfen erſt nach Ablauf von 9 Monaten, nach Vollendung des Roh- 
baues bezogen werden; wird eine frühere wohnliche Benutzung der Woh⸗ 
nungsräume beabſichtigt, jo iſt die Erlaubniß der Ortspolizei⸗Behörde dazu 
nachzuſuchen, welche nach den Umſtänden die Friſt bis auf 4 Monate, 
und bei Wohnungen in neu erbauten Stockwerken bis auf 3 Monate er⸗ 


mäßigen kann. 
IV. Abſchnitt. 


Vorſchriften bezüglich der einen Bau leitenden Werkführer. 

§ 53. Die einen Bau leitenden Baumeiſter, Baugewerksmeiſter oder 
Werkführer find verpflichtet, alle zur gefahrloſen Ausführung des Baues 
erforderlichen Anordnungen zu treffen, für eine genügende und ſich ere 
Fundamentirung der Gebäude zu ſorgen, haltbare und dauerhafte Bauſtoffe 
zu verwenden, die Mauern und Wände der Gebäude in der, nach Maß⸗ 
gabe ihrer Höhe, Beſtimmung und Einrichtung erforderlichen Stärke auf- 
zuführen, auf den feſten Verband des Mauerwerks und des Holzwerks 
ſorgfältig zu achten, bei Wohnungsräumen auf die, für die Geſundheit 
nothwendige Höhe von mindeſtens 2,67 m (8 ¼½æ Fuß), auf das er⸗ 
forderliche Licht und auf die Lüftung Bedacht zu nehmen, den Thüren, 
Fenſtern, Treppen, Hausfluren und Durchfahrten die, den beſonderen ürt- 
lichen Verhältniſſen und der Beſtimmung des Gebäudes erforderliche Höhe 
und Breite zu geben, auch hierbei die im Falle eines Brandes nöthige 
Zugänglichkeit der Höfe und Wohnungsräume gehörig zu berückſichtigen. 

Sollen Wohnräume eine geringere Höhe als 2,67 m (8½ Fuß) 
erhalten, ſo iſt hierzu die beſondere Genehmigung der Ortspolizei-Behörde 
erforderlich. Niedriger als 2,35 m (7½ Fuß) darf indeß kein Wohngelaß 
angelegt werden. 

Vernachläſſigungen dieſer Obliegenheiten unterliegen der im $ 57 
enthaltenen Strafbeſtimmung. 


V. Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Anwendung der Verordnung auf vorhandene Baulichkeiten. 
§ 54. Soweit in dieſer Verordnung in Bezug auf Abänderungen 
einzelner Arten beſtehender baulicher Anlagen beſondere Beſtimmungen ge 
troffen ſind, behält es dabei ſein Bewenden. | 
Auf andere, bereits vorhandene Anlagen und Einrichtungen finden 
die Vorſchriften dieſer Verordnung dergeſtalt Anwendung, daß, wenn ſolche 
auf Grund polizeilicher Genehmigung, dieſer gemäß ausgeführt ſind, oder 
in Betreff derſelben zur Zeit ihrer Ausführung eine polizeiliche Genehmi⸗ 
gung nicht vorgeſchrieben war, deren Fortſchaffung oder Abänderung binnen 
einer nach den Umſtänden zu bemeſſenden Friſt von der Ortspolizeibehörde 
nur angeordnet werden wird, ſofern überwiegende Gründe der öffentlichen 
Sicherheit dies unerläßlich und unaufſchieblich erſcheinen laſſen. 
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Soweit zur Reparatur und Wiederherſtellung derartiger Anlagen 
polizeiliche Erlaubniß erforderlich iſt, kann ſolche in allen Fällen verſagt 
werden. 8 

Ergänzende Beſtimmungen für einzelne Orte. 

§ 55. Sollten die Verhältniſſe einzelner Städte ergänzende Beftim- 
mungen zu dieſer Bauordnung bedingen, ſo ſind ſolche von den Ortspolizei⸗ 
Behörden zuſammenzuſtellen und dem Bezirksrath zur weiteren Veranlaſſung 
einzureichen. 

§ 56. Wenn bei Bauten für militäriſche Zwecke die örtlichen Ver⸗ 
hältniſſe oder beſondere Umſtände Abweichungen von den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften nothwendig machen ſollten, bleibt der Regierung in jedem einzelnen 
Falle vorbehalten, über die Zuläſſigkeit derſelben zu befinden. 


VI. Abſchnitt. 
Strafbeſtimmungen. 


§ 57. Ueberall, wo die allgemeinen Strafgeſetze keine andern Straf- 
beſtimmungen enthalten, ſollen Uebertretungen der Vorſchriften dieſer Ver— 
ordnung mit einer Geldbuße bis zu 30 Mark oder im Falle des Un— 
vermögens mit verhältnißmäßiger Haftſtrafe geahndet werden. 
Danzig, den 1. Juli 1881. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
b. (Amtsblatt 1882, Seite 263.) 


Auf Grund des § 73 des Geſetzes über die Organiſation der all⸗ 
gemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 und gemäß §s 6, 12 und 
15 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 265) wird in Abänderung der Polizei-Verordnung vom 
I. Juli 1881, welche von mir für ſämmtliche Städte des Regierungsbezirks 
Danzig mit alleinigem Ausſchluß der Stadt Danzig innerhalb der Thore 
als Baupolizei-Ordnung erlaſſen und durch Nr. 38 des Amtsblatts pro 
1881 veröffentlicht worden iſt, mit Zuſtimmung des Bezirksraths hiermit 
Folgendes feſtgeſetzt: 

§ 1. Zu § ! der gedachten Polizeiverordnung: 

Bei den fiskaliſchen Bauten, ſowie bei denjenigen Kirchen-, Pfarr-, 
Organiſten⸗ und Schulbauten, bei welchen der Königliche Fiskus als Patron 
einen Theil der Baukoſten trägt, iſt es nicht erforderlich, von den Nepara- 
turen, welche in dem § 1 unter Nr. 2 namhaft gemacht find, der Orts- 
polizei-Behörde Anzeige zu machen. 

§ 2. Zu 88 4 und 5 der Polizeiverordnung: 

Bei den vorſtehend benannten Bauten genügt es, daß der Orts- 
polizei-Behörde von dem beabſichtigten Bau im Allgemeinen Mittheilung 
ei und anſtatt der im $ 4 angegebenen Zeichnungen eine von einem 

öniglichen Baubeamten unterſchriebene Situationsſkizze, aus welcher die 


Straßenfluchtlinie, der beabſichtigte Bau und die Lage, Bauart und Dach- 
deckung der auszuführenden und der benachbarten Gebäude zu erſehen ſind, 
in einer Ausfertigung vorgelegt wird, und daß die Ortspolizei⸗Behörde ihre 
Erklärung über die polizeiliche Zuläſſigkeit des Baues auf dem vorgelegten 
oder in einem beſonderen Schreiben entweder unbedingt oder unter den 
namhaft zu machenden Bedingungen ertheilt. 
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83. Zu 8 6 der Polizeiverordnung: 
12 Bei den unter Nr. 1 bezeichneten Bauten bedarf es der im 8 6 vor- 
2 geſchriebenen Anzeige bei der Ortspolizei-Behörde nicht. 
17 § 4. Unter Aufhebung der Beſtimmung im zweiten Abſatze des 87 
* der Polizeiverordnung wird in Abänderung der SS 139 und 140 Th. I. 
3 Tit. 8 des Allgemeinen Landrechts verordnet, daß ſämmtliche Neubauten 
* entweder unmittelbar an der Grenze des zu bebauenden und des nachbar⸗ 
* lichen Grundſtücks oder, falls Oeffnungen in den dem Nachhargrundſtücke 
. zugekehrten Mauern angelegt werden ſollen, mindeſtens 5,33 Meter von 
57 dieſer Grenze entfernt, zu errichten ſind. 

A § 5. An Stelle des § 35 der Polizeiverordnung treten folgende 
712 Vorſchriften: 

19 Elle Treppen eines bewohnten Gebäudes müſſen von maſſiven Wänden 
. umſchloſſen und mindeſtens mit gerohrten und geputzten Decken verſehen 
* ſein, auch dürfen keine Bretterverſchläge unter den Treppen angebracht 
werden. 

In den Wohngebäuden, welche außer dem Erdgeſchoß und dem darüber 
befindlichen Stockwerk noch ein oder mehrere Stockwerke oder über dem 
oberhalb des Erdgeſchoſſes belegenen Stockwerk eine oder mehrere zum 
Wohnen oder zum Aufenthalt von Menſchen beſtimmte Räumlichkeiten, wie 
Bi" Giebelzimmer oder Schlafkammer enthalten, iſt wenigſtens eine unverbrenn- 
liche Treppe erforderlich, welche aus Eiſen ohne Holzbekleidung oder aus 
* Stein mit oder ohne Holzbelag auszuführen iſt. 

. Von allen Wohnungen, Schlafſtellen oder zum Aufenthalt von 


„ nenſchen beſtimmten Räumen muß ein bequemer Zugang zu der feuer— 
E ſicheren Treppe vorhanden ſein. 

1 Danzig, den 11. Juli 1882. 
ur 7 Der Regierungspräfident. 


c. (Amtsblatt 1885, Seite 25.) 
Auf Grund des § 137 des Geſetzes über die Allgemeine Landes⸗ 


E- verwaltung vom 30. Juli 1883 und der $$ 6, 12 und 15 des Geſetzes 
4 über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 wird unter Zuſtimmung 
Bi des Bezirks⸗Ausſchuſſes für die Stadt Elbing Folgendes verordnet: 


Der $ 14 der Baupolizei⸗Ordnung vom 1. Juli 1881 wird durch 
folgen den Zuſatz ergänzt: 


5 Für außerhalb der Stadt und der geſchloſſenen Vorſtadttheile ge— 
* legene, lediglich zum Betriebe der Landwirthſchaft dienende Grundſtücke 
72 kann nach dem Ermeſſen der Polizeibehörde ausnahmsweiſe der Bau 
Ya hölzerner Scheunen und Schuppen mit harter Bedachung geſtattet 
1 werden; jedoch müſſen dieſe von allen anderen Gebäuden mindeſtens 


5,33 m entfernt errichtet werden. 
Danzig, den 14. Januar 1885. 


Der Regierungs-Präſident. 
. 3. Vorſchriften zur Verhütung von Fener. 
% a. (Amtsblatt 1819, Stück 33.) 


Aus vorgekommenen einzelnen Fällen überzeugen wir uns, daß die 
beſtehenden feuerpolizeilichen Vorſchriften auf dem platten Lande nicht durch⸗ 
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gehends genau befolgt werden, und wir finden uns hierdurch veranlaßt, 
nicht nur den ländlichen Polizeibehörden die ſtrengſte Handhabung der 
Feuer⸗Polizei in den ihnen anvertrauten Kreiſen und Diſtrikten, nach den 
Vorſchriften der Feuerordnung für das platte Land in Preußen und 
Litthauen, vom 3. Juli 1770 wiederholentlich zur Pflicht zu machen, ſondern 
auch dieſe Vorſchriften in einer gedrängten Ueberſicht für die Einſaſſen, 
welchen die Befolgung derſelben obliegt, zuſammen zu ſtellen. 

1. Im Innern der Häuſer ſoll jeder Hauswirth nicht allein ſelbſt 
mit Feuer und Licht behutſam umgehen, ſondern auch darauf halten, daß 
ſolches von feinen Hausgenoſſen geſchehe. Zu den vorgeſchriebenen Vor- 
ſichtsmaßregeln gehört: daß die Oefen mit eiſernen Thüren verſehen, daß 
zur Winterszeit von dem Geſinde nicht warme Ziegel oder Steine in die 
Lagerſtellen mitgenommen, daß nicht Licht-Enden an Thüren, Treppen, 
Pfoſten u. ſ. w. angeklebt werden, daß mit der Aſche aus den Oefen und 
von den Kücheſtellen vorſichtig umgegangen werde u. ſ. w. 

2. Hölzerne, oder mit Papier oder Blaſen bezogene Laternen ſind 
bei CO Groſchen Strafe verboten, und zur Erleuchtung auf Luchten, in 
Ställen u. ſ. w. ſind Holzſpähne oder ſogenannte Szibbers und die in 
Holz gefaßten Laternen ganz unterſagt, und nur in Wohnzimmern, Küchen, 
Kellern, nicht aber auf den obern Räumen unter Strohdächern oder in 
Kammern, wo feuerfangende Sachen aufbewahrt liegen, darf von freiem 
Lichte Gebrauch gemacht werden. Die Uebertretung dieſer Vorſchrift wird 
mit einer Geldbuße von 4 Thlr. oder mit Feſtungs- und Zuchthaus⸗Arbeit 
beſtraft. 
3. Flachs oder Hanf ſoll bei 10 Thlr. Geld- oder verhältnißmäßiger 
Feſtungs⸗ oder Zuchthausſtrafe nicht in Stuben» oder Backöfen, ſondern 
in den vorhandenen, oder wo ſie fehlen, in hinlänglicher Entfernung von 
den Dorfs⸗Gebäuden, und zwar nicht von Holz, zu erbauenden Brad) 
ſtuben, bei Tage gedörret und gebracht werden. 

4. Backöfen ſollen in den Häuſern bei 10 Thlr. Geld- oder verhält⸗ 
nißmäßiger Gefängnißſtrafe nicht geduldet, ſondern öffentliche Backöfen in 
den Dörfern, und zwar bei 5 Thlr. Strafe, nicht von Holz, ſondern maſſiv 
angelegt werden. 

5. Stuben⸗Oefen, welche den Balken oder hölzernen Wänden zu nahe 
treten, ſind ebenfalls nicht zu dulden, und es iſt bei 2 Thlr. Geld⸗ oder 
verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe verboten, Kiehn, Holz oder andere leicht 
feuerfangende Sachen unter, auf, oder nahe bei den Stuben-Oefen zu 
trocknen. 

6. Brennender Tabakspfeifen darf ſich Niemand in Scheunen, 


Stallungen, auf Böden und überhaupt da, wo feuerfangende Sachen vor⸗ 


handen ſind, bedienen Die Uebertretung dieſes Verbots wird nach der in 
der Geſetzſammlung pro 1816 befindlichen Immediat⸗Deklaration vom 31. 
Auguſt 1815 mit 2 Thlr. beſtraft. 

7. Das Schießen bei Hochzeiten und anderen Gelagen, beſonders in 
der Nähe von Strohdächern, iſt bei Gefängnißſtrafe unterſagt. 

8. Schmieden müſſen bei 20 Thlr. Strafe maſſiv, und wenigſtens 
40 Fuß von anderen Gebäuden entfernt, erbaut, und die vorhandenen, nicht 
ſo gebauten Schmieden hiernach abgeändert, und, wo es angeht, mit Bäumen 
umpflanzt werden. ; 

9. Wegen der abzuſchaffenden, hölzernen und geklebten Schornfteine 
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haben die Einſaſſen die durch das Amtsblatt bekannt gemachten Verfügungen, 
ſowie diejenigen Anweiſungen, die ſie von den ihnen zunächſt vorgeſetzten 
Behörden dieſerhalb erhalten haben und noch erhalten werden, auf das 
Genaueſte zu befolgen. 

Bei Errichtung maſſiver Schornſteine find die Vorſchriften des 8 15 
des erwähnten Reglements zu beachten. 

10. Die Reinigung der Schornſteine ſoll in den Herbſt⸗ und Winter⸗ 
Monaten wenigſtens 4 Mal, in den Frühlings- oder Sommer-Monaten 
wenigſtens 3 Mal regelmäßig geſchehen, inſofern nicht noch öftere Reinigung 
nothwendig wird. 

11. Die Feuer⸗Viſitationen, die in den Winter⸗Monaten alle ſechs 
Wochen und in den Sommer⸗Monaten alle Viertel⸗Jahre bei 4 Thlr. 
Strafe regelmäßig zu halten ſind, ſollen in jedem Hauſe nicht blos auf die 
Schornſtein⸗Reinigung, ſondern auch auf die Feuer⸗Sicherheit im All⸗ 
gemeinen und die Beſchaffenheit der Schornſteine insbeſondere, und vor— 
züglich auch auf 

12. die Feuer⸗Löſch⸗Geräthſchaften ſich erſtrecken. 

Jeder Wirth ſoll wenigſtens: 

einen ledernen Feuer-Eimer, eine Handſpritze, eine Feuerleiter haben, 

und außerdem jede Gemeine mit jo viel (im Sommer mit Waſſer 

angefüllten, im Winter leer ſtehenden) Waſſer⸗Küven auf Schleifen, 

Feuerhaken und Feuerleitern verſehen ſein, daß auf 6 Häuſer eine 

tüchtige lange Feuerleiter, welche über die höchſten Gebäude in dem⸗ 

ſelben Dorfe reicht, und auf 3 Häuſer ein Feuer-Haken und ein 

Waſſer-Küven gerechnet werden. 

13. Damit es nicht an Waſſer fehle, muß dafür geſorgt werden, daß 
die Viehtränken, Teiche, Pfühle u. ſ. w. jederzeit mit hinlänglichem Waſſer 
verſehen ſind. 

Die vorhandenen Brunnen ſind gehörig zu reinigen und im Stande 
zu erhalten. Wo es an Brunnen fehlt, müſſen ſie gegraben werden. 

14. In Hinſicht der Nachtwachen und Nachwächter ſind die diesfälligen 
Beſtimmungen genau zu befolgen. 

Dies ſind diejenigen feuerpolizeilichen Vorſchriften, die auf dem platten 
Lande als Vorbeugungs-Mittel gegen etwaige Feuersbrünſte zu berückſich⸗ 
tigen ſind, und es wird daher den ländlichen Einſaſſen und Behörden 
deren genaue Beachtung hiemit wiederholentlich zur ſtrengſten Pflicht 
gemacht. 

Die Vorſchriften, wie bei entſtandenen Feuersbrünſten zu verfahren, 
ſind kein Gegenſtand dieſer Verfügung; es werden die Einſaſſen und Be— 
hörden daher auf die dieſerhalb beſtehenden polizeilichen Vorſchriften, die 
letzteren aber insbeſondere wegen der abzuhaltenden Unterſuchungen bei 
Feuersbrünſten, auf die in neueren Zeiten durch das Amtsblatt bekannt 
gemachten diesfälligen Verfügungen (S. Verf. vom 5. Mai d. J. in Nr. 21 
des Amtsblattes) Biemit lediglich verwieſen. 

Den Herren Landräthen, die auch in feuerpolizeilicher Hinſicht die 
Oberaufſicht in den ihnen anvertrauten Kreiſen führen, vertrauen wir, daß 
ſie das Feuer⸗Polizei- Weſen zum Gegenſtande ihrer beſonderen Aufmerk— 
ſamkeit machen, ſelbiges bei ihren Kreis-Bereiſungen öfters revidiren und 
den entdeckten Mängeln abhelfen laſſen werden. 
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ährlich, mit Ausgang des Dezembers, erwarten wir von ihnen einen 
allgemeinen Bericht über dieſen Gegenſtand. 
Danzig, den 30. Juli 1819. ; 
Königlich Preußiſche Regierung. Abtheilung des Innern. 
b. (Amtsblatt 1829, Stück 59) 


Es iſt zu unſerer Kenntniß gekommen, daß Brennholz in den Stuben 
und Backöfen, wie in den Rauchfängen, auch das Schirrholz auf Gerüſten 
in den Schornſteinen, getrocknet wird. Das für Weſtpreußen geltende 
Reglement vom 3. Juli 1770 verbietet indeß ſchon das Trocknen des 
Holzes pp auf, unter und neben den Oefen und Schornſteinen, und bei 
der drohenden Gefahr, welche durch die Entzündung des Holzes in den 
Oefen und Schornſteinen für die Gebäude erwächſt, find wir veranlaßt, 
das Trocknen der Hölzer jeder Art in Oefen, welche in oder neben den 
Gebäuden erbaut find, wie in den Schornſteinen bei 2 bis 10 Thlr. Geld⸗ 
oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe, in ſofern aber Schaden oder eine 
Feuersbrunſt entſtanden, bei den im Allg. L.⸗R. Thl. II. Tit. XX. 8 1 
557 seg. beſtimmten Strafen, hiedurch zu unterſagen. 

Danzig, den 4. Juli 1829. a 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
c. (Amtsblatt 1834 Nr. 50.) 


Inhalts § 19 des Reglements für das platte Land in dem Königreich 
Preußen vom 3. Juli 1770, wegen Verhütung der Feuersbrünſte, iſt an⸗ 
geordnet, daß auf den Luchten (Hausböden) und in der Nähe der Schorn⸗ 
ſteine nichts Brennbares gelegt und aufgeſetzt, noch weniger daſelbſt oder an 
ſonſt gefährlichen Orten und in hölzernen Gefäßen Aſche ausgeſchüttet 
werden ſoll, weil in der Aſche oft noch Feuer verborgen ſteckt und dadurch 
eine Feuersbrunſt erregt werden kann. 5 

Auf Uebertretung des hiernach geſetzlich feſtſtehenden Verbots iſt in⸗ 
deſſen in dem bezeichneten Reglement die Strafe nicht ausdrücklich beſtimmt, 
weshalb wir uns veranlaßt finden, ſolche, kraft der durch den § 11 der 
Regierungs⸗Inſtruktion vom 23. Oktober 1817 uns zuſtehenden Befugniß, 
hiermit dahin feſtzuſetzen und bekannt zu machen, daß derjenige, welcher ſich 
eine Verletzung des bezeichneten Verbots ſollte zu Schulden kommen laſſen, 
wenn dadurch noch keine Feuersbrunſt entſtanden iſt, nach Maßgabe der 
aus den jedesmaligen örtlichen Umſtänden des zutreffenden Falls abzu⸗ 
meſſenden Gefahr und Schädlichkeit der Uebertretung mit einer polizeil ichen 
Geldbuße von 1 bis 20 Thlr. oder verhältnißmäßiger Arreſtſtrafe bis auf 
14 Tage belegt werden ſoll, wogegen die geſetzliche höhere Strafe vor⸗ 
behalten bleibt, wenn aus jener Vernachläſſigung wirklich verderbliche Folgen 
erwachſen. 

Danzig, den 30. November 1834. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


d. (Amtsblatt 1838, Stück 13.) 

Zur Verhütung von Feuersgefahr machen wir ſämmtliche Eingeſeſſene 
unſeres Bezirks auf die 88 1544 und 1545 Tit. 20. Theil II. des Allgem. 
Landrechts, wonach ſowohl jeder Hauswirth ſchuldig iſt, dafür zu ſorgen, 
daß die Feuerſtellen in ſeinem Hauſe beſtändig im baulichen brandſichern 
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Stande unterhalten und beſonders die Schornſteine zur geſetzten Zeit, alſo 
wenigſtens alle vier Wochen einmal, gefegt werden, als auch die Schorn⸗ 
ſteinfeger dafür haften ſollen, daß die Reinigung der Schornſteine gehörig 
erfolge, aufmerkſam und verordnen zugleich mit Rückſicht auf § 1555 loc eit. 
des Allgem. Landrechts und den $ 11 der Regierungs⸗Inſtruction vom 
23. October 1817, daß die Uebertretung oben bezeichneter Polizei-Vor⸗ 
ſchriften mit einer Geldbuße von 2 bis 5 Thlr., oder verhältnißmäßiger 
Gefängnißſtrafe geahndet werden ſoll. 

Danzig, den 15. März 1838. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


e. (Amtsblatt 1841, Stück 52.) 


Inhalts eines uns zugekommenen Erlaſſes des Königlichen Minifterii 
des Innern und der Polizei vom 23. November c. iſt es zur Sprache ge⸗ 
bracht, daß auf dem Eiſenbahnhofe zu Magdeburg eine Selbſtentzündung 
der dort aufgehäuften Steinkohlen ſtattgefunden habe, und daraus Veran⸗ 
laſſung genommen worden, über das Vorkommen ſolcher Selbſtentzündungs⸗ 
fälle und die möglichen Vorbeugungsmittel dagegen nähere Nachrichten und 
Vorſchläge zu ſammeln. 

Hiernach gehört die Selbſtentzündung der Steinkohlen allerdings 
zu den ſeltenen Erſcheinungen; ſie fand nur dann ſtatt, wenn die Kohlen 
friſch gefördert worden und erſt eine kurze Zeit an der Luft gelegen hatten, 
ehe ſie zu großen Haufen zuſammen gebracht wurden, aber auch dann 
nur in dem Falle, wenn die Kohlen nicht aus großen Stücken, ſondern aus 
ſogenanntem Gruß (klaren Kohlen, Staubkohlen) beſtanden, wenn ſie 
dabei zugleich ſtarke Beimengungen von Schwefelkies erhielten und wenn 
dem Kohlenhaufen eine Höhe von mindeſtens ſechs Fuß und darüber ge⸗ 
geben wurde. 

Ein zuverläſſiges Mittel, die Selbſtentzündung ſelbſt bei den am 
mehrſten dazu geneigten kleinen Kohlen zu verhüten, beſteht darin, daß in 
den aufzuſtürzenden Haufen horizontale und ſenkrechte Kanäle aus Faſchinen 
oder aus hölzernen Butten mit durchbohrten Wänden gebildet werden. 
Es wird dadurch der Luft Zutritt verſchafft und der Haufen ſo abgekühlt, 
daß ſich die Hitze nicht bis zur Entzündung ſteigern kann. Will man die 
Koſten und die Zeit ſparen, welche zu der Einrichtung ſolcher Kanäle er⸗ 
fordert werden, ſo genügt es auch, einige Eiſenſtäbe in die Kohlenhalden zu 
ſtecken und deren Temperatur von Zeit zu Zeit zu unterſuchen. 

Nehmen die Stäbe eine hohe Temperatur an, ſo müſſen alsdann die 
Haufen durchbrochen oder auch wohl aus einander geworfen werden, wo⸗ 
durch der Selbſtentzündung vollſtändig vorgebeugt wird. g 

Iſt nun auch bei einer wirklich eintretenden Entzündung der Halden 
die Gefahr nicht ſehr groß und meiſtens nur auf Unbrauchbarwerden der 
Kohlenhalden beſchränkt, ſo kann ſie doch bei ſtarken Stürmen und in der 
Nähe von Gebäuden oder von brennbaren Gegenſtänden eine wirkliche 
Feuersgefahr allerdings herbeiführen. Wir beſtimmen deshalb hierdurch, 
daß Steinkohlenhalden in unmittelbarer Nähe von Gebäuden oder brenn- 
baren Gegenſtänden nicht anders als unter Beobachtung der oben be— 
ſchriebenen Vorſichtsmaßregeln aufgeſchüttet werden dürfen und ſetzen zugleich 
auf Grund der durch § 11 der Regierungs⸗Inſtruction vom 23. October 
1817 uns beigelegten Befugniß hierdurch feſt, daß jede Vernachläſſigung 
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dieſer Vorſichtsmaßregeln mit einer Polizeiſtrafe von 10 bis 50 Thalern 
geahndet werden ſoll; indem wir noch darauf aufmerkſam machen, daß die⸗ 
ſelbe bei wirklich entſtehendem Unglück nach $ 1107. Tit. 20. Th. II. des 
Allgem. Landrechts kriminelle Beſtrafung zur Folge haben wird. 
Danzig, den 17. Dezember 1841. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


f. (Amtsblatt 1842, Nr. 24) 


Des Königs Majeſtät haben mittels Allerhöchſter Kabinetsordre vom 
9. v. M. ſtatt der im § 4 der Feuer⸗Ordnung für das Königreich Preußen 
und Litthauen vom 3. Juli 1770 auf das verbotene Dörren von Flachs 
oder Hanf an Stubenöfen oder in Backöfen geſetzten Strafe von zehn 
Thalern, beziehungsweiſe vier Wochen Zuchthaus oder Feſtungs Arbeit, 
eine Geldbuße bis zu fünf Thalern oder verhältnißmäßige Gefängnißſtraſe 
anzuordnen geruht. 

Danzig, den 8. Juli 1842. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
g. (Amtsblatt 1843, Stück 18.) 


Da bei der Anfertigung von Streichfeuerzeugen und deren Aufbe- 
wahrung in großen Maſſen häufig Unglücksfälle vorgekommen ſind, ſo wird 
hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die Anfertigung der bezeich⸗ 
neten Feuerzeuge nur alsdann geſtattet werden kann, wenn zuvor die dazu 
beſtimmte Oertlichkeit der Polizeibehörde angezeigt und von derſelben ge⸗ 
eignet befunden worden iſt; ſowie, daß die Aufbewahrung fertiger Streich⸗ 
zündwaaren in ſo bedeutender Menge, daß von ihrer etwaigen Entzündung 
erheblicher Schaden zu befürchten ſein würde, nur in gehörig feuerſichern 
Räumen erfolgen darf. 

Wer dieſen oder den für die einzelnen Anlagen von den Polizeibe⸗ 
hörden zu ertheilenden beſonderen Vorſchriften zuwider handelt, verfällt in 
eine Polizeiſtrafe von 5 bis 25 Thlr. 

Einer gleichen Strafe unterliegt auch derjenige, der den ihm geſtellten 
Bedingungen bei Ertheilung der baupolizeilichen Erlaubniß zu Zündholz⸗ 
Trockenöfen nicht gehörig nachkommt. 

Danzig, den 19. April 1843. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
h. (Amtsblatt 1843, Stück 28.) 


Nach einem uns zugegangenen Reſcripte des Königl. Miniſterii des 
Innern vom 12. d. M. hat die Erfahrung gezeigt, daß der ſogenannte 
Maſchinen⸗Ausputz in den Wollſpinnereien zur Selbſtentzündung ſehr geneigt 
und deshalb zur Verhütung von Feuersbrünſten die vorſichtigſte Aufbe⸗ 
wahrung deſſelben dringend nothwendig iſt. 

Das gedachte Königl. Miniſterium hat ſich daher veranlaßt gefunden, 
Folgendes zu beſtimmen: 

1. Die Eigenthümer ſolcher Fabriken, in welchen dergleichen Abgänge 
bei der Verarbeitung der Wolle auf Maſchinen ſich bilden, find verpflichtet, 
für die tägliche Reinigung der Fabrikations⸗Lokalien von dieſen Abgängen 
Sorge zu tragen. 

2. Die Aufbewahrung des Maſchinen⸗Ausputzes innerhalb der Gebäude 
darf nur in vollkommen feuerfihern Gefäßen Statt finden. 
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3. Außerhalb der Gebäude darf der Maſchinen⸗Ausputz nicht im 
Freien aufgehäuft, ſondern er muß in Gruben gelegt und ſicher bedeckt 
werden ; dies iſt beſonders erforderlich, wenn beabſichtigt wird, den Ma⸗ . 
ſchinen⸗Ausputz als Düngungsmittel zu verwenden. an 

4. Soll derſelbe jedoch zu anderweitiger Verarbeitung aufbewahrt 
werden, ſo muß er ſofort ausgewaſchen und vom Fett und Oel möglichſt 


gereinigt; er darf aber auch dann nicht in hohe Haufen geſchichtet, vielmehr = 
nur 3 bis 4 Zoll hoch über einander gelegt werden. . 

5. Wenn Maſchinen⸗Ausputz verfahren wird, ſo darf er zugleich mit 1 
andern Waaren nicht ohne Vorwiſſen der Eigenthümer derſelben verpackt 1 


werden; auch müſſen Wagen, die mit Maſchinen⸗Ausputz befrachtet ſind, 
die Nähe von Stallungen und leicht entzündlichen Gegenſtänden meiden. 

Indem wir dieſe Beſtimmungen hierdurch zur allgemeinen Kenntniß 
des Publikums bringen, machen wir zugleich bekannt, daß die Uebertretung 1 
oder Vernachläſſigung derſelben, abgeſehen von der im Fall eines entſtehen⸗ 8 
den Schadens eintretenden, weiteren Verantwortlichkeit, mit einer Geldſtrafe 
von 5 bis 25 Thlr. geahndet werden wird. 

Danzig, den 27. Juni 1843. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


i. (Amtsblatt 1852, Stück 17.) 


Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 1 
Polizei⸗Verwaltung, ſetzen wir hiermit für den Regierungs⸗Bezirk Danzig 1 
feſt, daß, außer den unter Nr. 11 des Pnublicandums vom 22. September 

1841 bezeichneten Fällen, ein Jeder eine Geldbuße bis zur Höhe von zehn 

Thalern, oder verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe zu erwarten hat, welcher 

mit Feuer, auch ſelbſt wenn kein Schaden dadurch entſteht, unvorſichtig 

umgeht. 

Danzig, den 22. April 1852. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


4. Feuer Verpflichtung zur Hilfeleiſtung bei Feuersbrunſt. 
(Amtsblatt 1845, Stück 7.) 

Der § 24 des ſämmtlichen Polizeibehörden unſeres Verwaltungsbe⸗ 
zirks mitgetheilten Publicandi vom 22. September 1846, die zur Verhütung 
von Feuersbrünſten pp. geſetzlich beſtehenden Vorſchriften betreffend, ver⸗ 
ordnet: 
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Entſteht in einem Dorfe ein Brand, ſo ſind die benachbarten Ort⸗ 
ſchaften verbunden, wenigſtens mit der Hälfte ihrer Einwohner nebſt einem 
Theil der im Dorfe befindlichen Feuerlöſchgeräthſchaften zur Halle zu eilen, 
und müſſen für dieſen Fall immer beſtimmte Pferde bereit gehalten werden, 
welche die Waſſerküwen fortbringen. 

Auch die im Dorfe befindlichen Maurer- und Zimmerleute ſind ver⸗ 
bunden, dem Brande zuzueilen, um bei Einreißung der zunächſt dem Brande 
befindlichen Gebäude Hilfe zu leiſten, und auf dieſe Weiſe die weitere Ver⸗ 
breitung des Feuers zu verhindern. 

Danzig, den 29. Januar 1845. 


Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


5. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Ruſſiſchen Rauchröhren. 
(Amtsblatt 1853, Seite 281.) 


Durch den Allerhöchſten Erlaß vom 12. April d. J. betreffend das 
Maß der ruſſiſchen Rauchröhren — iſt die Allerhöchſte Kabinetsordre vom 
4. Oktober 1821 aufgehoben (Geſetz⸗Sammlung 1853 Nr. 51, S. 753) 
und nach der Beſtimmung der Königlichen Miniſterien des Innern und 
für Handel und Gewerbe ſoll auch die, in Folge der zuletzt allegirten Ordre 
erlaſſene allgemeine Inſtruktion vom 14. Januar 1822 (Geſetz-Sammlung 
1822 Nr. 3 S. 43) zugleich außer Kraft treten. — Da es uns nun aber 
in baupolizeilicher Beziehung nothwendig erſcheint, einige Vorſchriften aus 
der Inſtruktion, wegen der Konſtruktion der engen Rauchröhren beizu⸗ 
behalten, ſo verordnen wir hiermit auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 
11. März 1850, über die Polizeiverwaltung, für den ganzen Umfang 
unſeres Verwaltungsbezirkes: 


1. Die Wangen der Schornſteinröhren und die Zungen zwiſchen den⸗ 
ſelben müſſen bei gewöhnlichen Stuben⸗ und Heerdfeuern wenigſtens einen 
halben Stein ſtark angelegt werden und alles Holzwerk von denſelben drei 
Zoll entfernt bleiben. Wo aber wegen anhaltender oder ſtarker Feuerung 
eine bedeutende Erhitzung der Röhren zu erwarten ift, find die Wangen 
nach Maßgabe der Umſtände von einem bis auf zwei und einen halben 
Stein zu verſtärken. 

2. Wenn die Röhren nicht lothrecht aufgeführt, ſondern gezogen oder 
geſchleift werden ſollen, ſo darf dies Schleifen nur ſtattfinden, entweder in 
einer Mauer von gehöriger Stärke oder auf einem maſſiven Bogen oder 
maſſiven Wangen. 


Die Richtung der geſchleiflen Röhre muß aber mit der Horizontal- 


linie einen Winkel von wenigſtens 45 Graden bilden, und die Ecken, welche 


aus veränderter Richtung der Röhre entſtehen, innerhalb in einem Bogen 


von mindeſtens 3 Fuß Halbmeſſer abgerundet werden. Auch kann die 
Schleifung in einem nach unten gelehrten Bogen geſchehen, der von den 
damit in Verbindung ſtehenden geraden Richtungslinien tangirt wird. 

Das Schleifen der Röhren unter einem kleineren Winkel als 45 Grad 
kann nur in einzelnen Fällen mit Genehmigung der betreffenden Regierung 
geſtattet werden. 


Eine Aufſattelung der Röhren auf Holzwerk darf nicht ſtattfinden. 
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3. Wenn Röhren durch den Dachraum oder durch hohe Stockwerke 
außer Verbindung mit Mauern, alſo freiſtehend aufgeführt werden, iſt auf 
gehörige Stabilität Bedacht zu nehmen und bei den desfallſigen Beſtim⸗ 
mungen in jedem einzelnen Falle die Tüchtigkeit der zu verwendenden 
Materialien und die Genauigkeit der Arbeit, nach örtlichen Verhältniſſen 
zu berückſichtigen. 

Als Regel iſt anzunehmen, daß 

a. einzelne Röhren, welche mit Einſchluß der Wangen nicht über 2 Fuß 
im Durchmeſſer, oder wenn ſie ein Viereck bilden, nicht über 2 Fuß 
breit ſind, höchſtens 12 Fuß hoch, 

b. zwei oder mehrere mit einander verbundene Röhren, welche in einer 
Reihe liegen und einen Röhrkaſten von dieſer oder geringerer Breite 
bilden, nicht über 16 Fuß hoch frei aufgeführt, bei größerer Höhe 
aber mit Pfeilern in gehörigem Verbande verſehen, und dieſe Pfeiler 
an den langen Seiten der Röhren oder Röhrkaſten angebracht werden 
müſſen, inſofern der Querſchnitt der Röhren oder Röhrkaſten von 
dem Kreiſe oder Quadrate abweicht, wogegen es 

c. bei Aufführung von Röhrkaſten nach den nebenſtehenden Figuren in 
den gewöhnlich vorkommenden Fällen keiner Verſtärkung durch Pfeiler 
bedarf. Röhren, die entweder einzeln oder in einer Reihe liegend, 
mehr als 4 Fuß hoch über der Dachfläche aufgeführt werden, müͤſſen 
einen Stein ſtarke Wangen erhalten oder tüchtig geankert werden. 
Eine gehörige Ankerung iſt jedenfalls nöthig, wenn die Höhe mehr 
als 8 Fuß beträgt. 

Bei dieſen Regeln, welche als Anhalt zu näheren Beſtimmungen 
dienen, werden überall gute Materialien und ſorgfältige Arbeit vor- 
ausgeſetzt. 

4. Jede Röhre iſt unten, wo ſie anfängt, und über dem oberſten 
Dachboden, imgleichen bei mehr als zweimal veränderter Richtung auch in 
der Mitte, Behufs der Reinigung mit einer Seitenöffnung von der er- 
forderlichen Größe zu verſehen und dieſe Oeffnungen ſind mit eiſernen, in 
Falze ſchlagenden Thüren genau zu verſchließen. 

Münden mehrere enge Röhren in der Höhe des oberſten Dachbodens 
in einen weiteren Aufſatz aus, ſo erhält nur der letztere eine Thür. 

Alle dieſe Thüren dürfen jedoch weder unter einer hölzernen Treppe, 
noch in der Nähe von anderem Holzwerk angebracht werden, ſondern müſſen 
wenigſtens 3 Fuß von letzterem entfernt bleiben, auch ein Vorpflaſter auf 
dem zunächſt darunter befindlichen Voden erhalten, welches 2 Fuß breit iſt 
und in der Länge auf jeder Seite um 2 Fuß über die Thürbreite hin⸗ 
ausgeht. 

Vorſtehende Feſtſetzungen ſind kei allen Neubauten, Reparaturen und 
Veränderungen der engen Rauchröhren von den Baugewerksmeiſtern genau 
zu befolgen und dieſelben haben in Fällen, in welchen feine härtere Ahn- 
dung nach dem Strafgeſetzbuche eintritt, für die bloße Nichtbeachtung der 
gegebenen Vorſchriften eine Geldbuße bis zum Betrage von 10 Thalern 
zu gewärtigen. 

Danzig, den 6. Oktober 1853. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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6. Polizei: Verordnung, betreffend die Abwendung der 
Feue rsgefahr bei den in der Nähe von Eiſenbahnen befind⸗ 
lichen Gebäuden und lagernden Materialien. 
(Amtsblatt 1875, Seite 63.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 265 bis 268) beſtimmen wir, unter Aufhebung unſerer, 
den gleichen Gegenſtand betreffenden Amtsblattbekanntmachungen vom 23. 
Dezember 1847 (Amtsblatt pro 1848, Seite 4) und vom 31. März 1848 
(Amtsblatt, Seite 64) was folgt: 

$ 1. Zur Errichtung von Gebäuden und Lagerung leicht entzünd⸗ 
barer Gegenſtände in der Nähe von Eiſenbahnen iſt behufs Abwendung 
der Fenersgefahr die polizeiliche Genehmigung erforderlich, wenn die Ent⸗ 
fernung von der nächſten Schiene — in der Horizontale gemeſſen — nicht 
mindeſtens 38 Meter beträgt. 

§ 2. Liegt die Eiſenbahn auf einem Damme, jo iſt die im 8 1 
gedachte Genehmigung ſchon dann erforderlich, wenn die Entfernung von 
der nächſten Schiene das Maß von 38 Meter nicht mindeſtens um das 
Anderthalbfache der ohe des Dammes über dem Terrain überſteigt; alſo 
bei einem 10 Meter hohen Damme nicht mindeſtens 38 + (1 ¼ 10) = 53 
Meter von der nächſten Schiene beträgt. 

$ 3. Die nach $ 1 erforderliche Genehmigung wird in den Land⸗ 
kreiſen von dem Kreislandrathe und in denjenigen Städten, welche einen 
eigenen Stadtkreis bilden, oder in welchen die Ortspolizei durch einen be- 
ſonderen Staatsbeamten verwaltet wird, von der Ortspolizeibehörde ertheilt. 
In der Provinz Hannover erfolgt die Ertheilung der Genehmigung in den 
Amtsbezirken durch die Amtshauptmänner und in den ſelbſtſtändigen Städten 
durch die nach $ 71 und 78 der revidirten Städte-Ordnung vom 24. Juni 
1858 (Geſetz Sammlung für das Königreich Hannover de 1858, eite 
141 bis 169) zuſtändigen Polizei⸗Behörden. 

§ 4. Die Genehmigung iſt nach vorgängiger gutachtlicher Aeußerung 
der Eiſenbahn⸗Verwaltung nur dann zu ertheilen, wenn entweder durch 
eine genügend feuerſichere Bedeckung der zu errichtenden Gebäude und der 
zu lagernden Materialien oder durch die beſonderen örtlichen Verhältniſſe 
auch bei geringerer Entfernung die Feuersgefahr ausgeſchloſſen wird. 

§ 5. Die unter den ßs 1 bis 3 enthaltenen Vorſchriften finden 
auch dann, wenn die Eiſenbahngleiſe, in deren Nähe die Errichtung von 
Gebäuden oder die Lagerung von Materialien ftattfinden ſoll, noch nicht 
hergeſtellt ſind, Anwendung, ſobald die projektirte Anlage der Gleiſe unter 
Mittheilung einer beglaubigten Copie des genehmigten Projekts der zu⸗ 
ſtändigen Polizeibehörde angezeigt und Seitens derſelben die Anzeige durch 
das Amtsblatt des Bezirkes bekannt gemacht iſt. 

§ 6. Hinſichtlich der bei der Anlage einer Eiſenbahn innerhalb der 
unter den SS 1 und 2 feſtgeſetzten Entfernungen bereits vorfindlichen Ge⸗ 
bäude und Materialien bleibt die Beſtimmung derjenigen Vorkehrungen, 
welche zum Schutz gegen die durch die Nähe der Eiſenbahn bedingte 
a: erforderlich find, dem Ermeſſen der Landespolizeibehörde vor⸗ 
behalten. 

§ 7. Wer den in den SS 1 bis 4 enthaltenen Vorſchriften zuwider 
in der Nähe von Eiſenbahnen Gebäude errichtet oder Materialien nieder⸗ 
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legt, hat deren Fortſchaffung im Wege der Exekution zu gewärtigen und 

. verfällt in die im § 367 Nr. 6 und 15 des Strafgeſetzbuches angedrohete . 
* Strafe. I 
$ 8. Auf die zu dem Betriebe einer Eiſenbahn erforderlichen Ge— 75 


| bäude und Materialien findet die vorſtehende Polizeiverordnung keine An- 

N wendung. | 
4 Danzig, den 23. Februar 1875. 

. Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 

* 
ö 8 7. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Abänderung der Be⸗ 

jr ſtimmung im $ 139 Thl. l. Tit 8 des Allgemeinen Land⸗ g 


rechts, wegen des bei Neubauten einzuhaltenden Abſtandes 
von vorhandenen Gebäuden. 


(Amtsblatt 1880, Seite 62) 


3 
995 Auf Grund der §§ 76, 77 und 78 der Provinzial⸗Ordnung für die 
. Provinzen Preußen ꝛc. vom 29. Juni 1875 (Geſetz- Sammlung S. 335), 
13 in Verbindung mit $$ 6, 12 und 15 des Geſetzes über die Polizei⸗Ver⸗ 
* waltung vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265), verordne 
ich, mit Zuſtimmung des Provinzial-Raths der Provinz Weſtpreußen, unter 
2 Aufhebung der Beſtimmung im zweiten Abjage des § 7 der Baupolizei⸗ 
E Verordnung für die Städte des Regierungsbezirks Danzig, mit Ausſchluß 
& der Stadt Danzig, vom 24. Januar 1860 (Regierungs⸗Amtsblatt von 
1860, außerordenkliche Beilage zu Nr. 7) und des zweiten Satzes des § 7 
b der Baupolizei⸗Verordnung für die Städte des Regierungsbezirks Marien⸗ 
Er werder, vom 16. Juli 1861 (Regierungs⸗Amtsblatt von 1861, S. 127), 
e in Abänderung der 88 139 und 140 Th. I. Tit. 8 des Allgemeinen Land⸗ 
x rechts für den Umfang der ganzen Provinz Weſtpreußen, was folgt: 
* § 1. In ſämmtlichen Städten der Provinz Weſtpreußen, mit Aus- 
* ſchluß der Stadt Danzig, ſind Neubauten entweder unmittelbar an der 
Grenze des zu bauenden und des nachbarlichen Grundſtücks oder mindeſtens 
5,33 Meter von dieſer Grenze entfernt, zu errichten. 
§ 2. Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchrift unterliegen den 
Strafbeſtimmungen der Eingangs erwähnten Polizei-Verordnungen der 
Königlichen Regierungen zu Danzig und Marienwerder vom 24. Januar 5 
1860 und bezw. vom 16. Juli 1861. 1 
Danzig, den 4. März 1880. 8 . 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


8. Polizei⸗ Verordnung wegen Dispenſation von der Be⸗ 

ſtimmung des $ 1 der Polizei-Verordnung vom 4. Mär 

1880, betreffend die Abänderung der Beſtimmung im $ 13 

Theil 1 Titel 8 des Allgemeinen Landrechts wegen des bei 

Neubauten eee * weg von vorhandenen 
ebäuden 


(Amtsblatt 1887, Seite 403). 


Auf Grund des § 137 des Landes⸗Verwaltungs⸗Geſetzes vom 30. 
Juli 1883 in Verbindung mit den 8s 6, 12 und 15 des Geſetzes über 
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die Polizei Verwaltung vom 11. März 1850 verordne ich in Ergänzung 
der Polizei Verordnung, betreffend die Abänderung der Beſtimmung in 
§ 139 Th. 1 Titel 8 des Allgemeinen Landrechts wegen des bei Neubauten 
einzuhaltenden Abſtandes von vorhandenen Gebäuden, vom 4. März 1880 
unter Zuſtimmung des Provinzial⸗Rathes der Provinz Weſtpreußen für 
den Geltungsbereich der vorbezeichneten Polizei-Verordnung vom 4. März 
1880, nämlich für ſämmtliche Städte der Provinz Weſtpreußen mit Aus⸗ 
nahme der Stadt Danzig, was folgt: 
Einziger Paragraph. 

Ausnahmen von der Vorſchrift des § 1 der Polizei Verordnung vom 
4. März 1880 ſind zuläſſig, wenn: 

1. nach Lage des einzelnen Falles die ſtrenge Durchführung dieſer Vor⸗ 
ſchrift die Bebauung des Grundſtückes entweder unmöglich macht oder 
dem Bauenden zu einem erheblichen Nachtheil gereichen würde, und 
wenn 

. eine Abweichung von derſelben im gegebenen Falle entweder überhaupt 
oder bei Anwendung gewiſſer Vorſichtsmaßregeln ohne Gefährdung 
des Gemeinwohles, insbeſondere ohne Herbeiführung oder weſentliche 
Erhöhung der Feuersgefahr zuläſſig erſcheint. 

Danzig, den 19. Dezember 1887. 
Der Ober-Präfident. 


Abſchnitt VII. 


Fiſcherei. 
1. Verbot des Stellnetz⸗Fiſchens in der Weichſel und Nogat. 
(Amtsblatt 1848, Stück 5.) 


Mit Genehmigung des Königlichen Miniſteriums des Innern wird 
hiermit das früher bereits beſtandene Verbot des Betriebes der Fiſcherei 
mit ae (Zuſteckſeln) in dem Weichſel⸗ und Nogatſtrom im Intereſſe 
der Schifffahrt, Flößerei und Strombau⸗Polizei dahin erneuert, daß auch 
fernerweit: 

1. in der Weichſel jede, auch nur theilweiſe Verſperrung des Stromes 
mit Stellnetzen unbedingt verboten iſt; 

2. in der Nogat aber der Gebrauch der Stellnetze nur auf Grund eines 
von dem betreffenden Waſſerbau⸗Inſpektor für beſondere Lokalitäten 
zu ertheilenden Erlaubnißſcheines, in welchem der Ort der Aufſtellung 
und die Ausdehnung der Stellnetze ſpeziell angegeben fein muß, ſtatt⸗ 
finden darf. 

Kontraventionen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden mit einer 
Geldbuße bis zu 50 Thlr., im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger 
Gefängnißſtrafe geahndet werden. 

Danzig, den 24. Januar 1848. 

Königliche Regierung. 
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2 Verbot des Stelluetz⸗Fiſchens in der Tiege. 
(Amtsblatt 1854, Seite 49.) 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſetz»Sammlung pro 1850. S. 265 pp.) wird 
hiemit verordnet: 

1. Für die im Kanal-Zuge des Weichſel⸗Haff⸗Kanals liegenden Theile 
der Tiege iſt das Fiſchen mit Stellnetzen und Steckſeln während der 
Schifffahrtszeit unbedingt verboten. 

2. Das Fiſchen mit Stellnetzen und Steckſeln in den bezeichneten Theilen 
der Tiege für die Zeit, wo dieſelbe mit Eis bedeckt iſt, darf nur auf 
Grund eines von dem Königl. Waſſerbaubeamten in Rothebude aus⸗ 
zuſtellenden Erlaubnißſcheines, in welchem der Ort der Aufſtellung 
und die zuläſſige Ausdehnung der Stellnetze ſpeciell anzugeben iſt, 
ſtattfinden. 

Kontraventionen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden mit einer Geldbuße 
bis zu 10 Thlr., im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Gefängniß⸗ 
ſtrafe geahndet werden. 

Danzig, den 16. Februar 1854. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


3. Verbot des Fiſchens im Weichſel⸗Nogat⸗Kanal. 
(Amtsblatt 1857, Seite 128.) 

Auf Grund des $ 11 d s Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetzſammlung pro 1850, Seite 265) wird das Fiſchen 
in dem Weichſel⸗Nogat⸗Kanale bei Pieckel bei einer Geldſtrafe von 5 bis 
10 Thlr. vorbehaltlich des Erſatzes für die dem Kanale und deſſen Ufern 
etwa zugefügten Schäden und Nachtheile hiermit verboten. 

Danzig, den 5. Juni 1857. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


4. Fiſcherei im Drauſenſee. 
(Amtsblatt 1872, Seite 87.) 

Auf Grund der SS 11 und 12 des Geſetzes vom 11. März 1850 
über die Polizeiverwaltung und des 8 21 des Geſetzes über die Fiſcherei 
in den Binnengewäſſern der Provinz Preußen vom 7. März 1845, wird 
bezüglich der Ausübung der Fiſcherei auf dem im Departement der unter⸗ 
zeichneten Königlichen Regierung gelegenen Drauſenſee hiermit feſtgeſetzt: 

§ 1. Eine jede zur Ausübung der cee auf dem Drauſenſee be⸗ 
rechtigte Perſon iſt verpflichtet, die Ausſtellung eines Legitimationsſcheines, 
welcher nicht nur die Bezeichnung der betreffenden fiſchereiberechtigten Perſon, 
ſondern auch die genaue Angabe der Zeichen der von ihr zu gebrauchenden 
Netze enthalten muß, bei dem Königl. Domainen⸗Rentamte in Elbing zu 
erwirken; auch dieſen Legitimationsſchein bei Ausübung der Fiſcherei auf 
dem Drauſenſee ſtets bei ſich zu führen. Der Legitimakionsſchein wird un⸗ 
entgeltlich ertheilt. 

$ 2. Zuwiderhandlungen gegen die Anordnungen des § 1 werden 
mit Geldbuße bis zu 10 Thlr., oder im Falle des Unvermögens, mit ver⸗ 
hältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet. 

Danzig, den 23. April 1872. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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5. Polizei⸗Verordnung über die Bezeichnung der zur Fiſcherei 
im friſchen und kuriſchen Haff gebrauchten Pricken. 
(Amtsblatt 1873, Seite 55.) 


Unter Aufhebung unſerer Polizei-Verordnung über die Bezeichnung 
der Pricken bei der Sackfiſcherei im friſchen und kuriſchen Vol vom 7. Juni 
v. J. wird, auf Grund des Geſetzes über die Polizei-Verwaltung vom 
11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) und unter Hinweis auf den $ 54 der 
Fiſcherei⸗Ordnung für das friſche Haff vom 7. März 1845 (G.⸗S. S. 121) 
und § 53 der Fiſcherei-Ordnung für das kuriſche Haff vom 7. März 1845 
(G.⸗S. S. 139), für den Bezirk des friſchen und kuriſchen Jul und die 
damit in Verbindung ſtehenden Gewäſſer, inſofern für dieſe die genannten 
Fiſcherei⸗ Ordnungen Anwendung finden, nachſtehende anderweite Polizei⸗ 
Verordnung erlaſſen. 

§ 1. An jedem ſtehenden Fiſcherei⸗Geräth iſt eine Pride nicht allein 
mit der Hausnummer, ſondern auch mit dem abgekürzten Vor⸗ und voll⸗ 
ſtändigen Zunamen und dem Wohnorte des Eigenthümers zu bezeichnen. 

§ 2. Stehen mehrere ein und demſelben Fiſcher gehörige Geräthe 
ununterbrochen neben einander, jo genügt eine Bezeichnung der beiden End- 
pricken und zwar am vordern und hintern Ende je eine. 

8 3. Die qu. Bezeichnung darf nur allein durch Einbrennen, Ein⸗ 
ſchneiden oder mittelſt einer durch Draht an der Pride haltbar befeſtigten 
und mit Oelfarbe beſchriebenen Blechtafel erfolgen. 

Sie muß zuſammenhängend leſerlich und ſo angebracht ſein, daß ſie 
ſelbſt bei dem höchſten Waſſerſtande oberhalb des Waſſerſpiegels reſp. der 
Eisdecke ſich befindet. 

§ 4. Uebertretungen dieſer Vorſchriften, insbeſondere auch eine andere 
als die vorgeſchriebene Bezeichnung der Pricken, werden mit einer Geldſtrafe 
bis zu fünf Thalern event. verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe geahndet. 

Königsberg, den 28. März 1873. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


6. Polizei: Verordnung zur Ausführung des $ 19 des 
Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874, betreffend die Kenn⸗ 
zeichnung der ohne Beiſein des Fiſchers zum Fiſchfauge aus⸗ 
liegenden Fiſcherzeuge. 
(Amtsblatt 1875, Seite 159.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 verordnen wir zur Ausführung des § 19 des Fiſchereige⸗ 
ſetzes vom 30. Mai 1874 hierdurch das Folgende: 

$ 1. Die ohne Beiſein des Fiſchers zum Fiſchfange ausliegenden 
Fiſcherzeuge müſſen Behufs Ermittelung der Perſon des Fiſchers in der 
Art gekennzeichnet ſein, daß an der äußerſten Spitze eines jeden Netzflügels 
auf deſſen oberer Seite, und falls ein Gezeuge ohne Flügel zum Fiſchfange 
ausgelegt wird, an dem oberen Theile des Sackes, unmittelbar an der Sack⸗ 
öffnung eine weiße, hölzerne, viereckige Tafel von mindeſtens 16 Centimeter 
Länge, 8 Centimeter Breite und 1 Centimeter Stärke gehörig befeſtigt iſt, 
auf deren einer Seite die drei erſten Anfangsbuchſtaben des Vornamens, 
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der volle Zuname und der Wohnort des Fiſchers, und auf deren anderer 
Seite die Benennung und der Sitz der Polizei beziehungsweiſe Aufſichtsbe⸗ 
7 » hörde, von welcher der dem Fiſcher ertheilte Fiſcherei⸗Erlaubnißſchein oder 
7 die Fiſchereiꝙ⸗Beſcheinigung ausgeſtellt iſt, mit Buchſtaben, und außerdem die 
Nummer des Erlaubnißſcheines beziehungsweiſe der Beſcheinigung in Zahlen 
deutlich lesbar eingebrannt ſtehen. 


* In derſelben Weiſe müſſen die ohne Beiſein des Fiſchers ausliegen⸗ 
% den Angelſchnüre und die Priden, an welchen die ausgelegten Fiſchſäcke be⸗ 


feſtigt werden, gekennzeichnet ſein. Bei den Angelſchnüren muß die Tafel 
am oberen Ende derſelben angebracht ſein, und bei den Pricken kann die 
vorgeſchriebene Kennzeichnung entweder auf einer am oberen Ende derſelben 
zu befeſtigenden viereckigen Tafel oder auch auf dem oberen Ende der Pricke 
3 ſelbſt eingebrannt ſtehen. Sind von einem und demſelben Fiſcher mehrere 
5 Pricken ununterbrochen nebeneinander aufgeſtellt, jo genügt die Kennzeichnung 
N der beiden Pricken am oberen und unteren Ende der Reihe. 

* § 2. Wer Fiſcherzeuge ohne die hier vorgeſchriebene Kennzeichnung 
ausgelegt, wird in Gemäßheit des § 49 zu 2 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874 mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark Reichsmünze oder mit Haft 


* bis zu einer Woche beſtraft. 
| Danzig, den 30. Juni 1875. 
Be: Königliche Regierung. 


7. Verordnung, betreffend Laichſchonreviere in der Weichſel. 
0 (Amtsblatt 1878, Seite 67.) 

* Im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Miniſter für die landwirth⸗ 
* ſchaftlichen Angelegenheiten werden hierdurch folgende fünf Reviere in der 
= untern Weichſel, nämlich: 


2 J. Revier: von dem Harderſchen Gaſthauſe in Bohnſacker⸗Troyl auf- 
3 wärts bis zur vierten Buhne und in der Breite der letzteren; 

3 II. Revier: von dem Fährkruge in Bohnſack aufwärts, bis zu der 
2 bei der Wieczorek⸗ E. Zebbeſchen Grenze vorſpringenden Sandbank und in 
5 der Breite der letzteren; 


III. Revier: vom rothen Kruge aufwärts bis zu der bei der Grenze 
der Stadt Danzig, aus dem Hofbeſitzer Claaſſen in Weßlinken gehörigen 
Br: Ländereien vorſpringenden Sandbank und in der Breite der letzteren; 
. IV. Revier: von der Knoop⸗Wiebeſchen Grenze in Bohnſackerweide 
aufwärts, bis zur Sandbank, gegenüber dem Gehöft des Hofbeſitzer Lingen⸗ 
berg und in der Breite der Sandbank; 
V. Revier: von der Mierau⸗Schmidtſchen Grenze in Schönrohr auf⸗ 
. wärts, bis zu der dort vorſpringenden Sandbank und zwar oberhalb, in 
der Breite der letzteren, und unterhalb 18 Meter breit; 
23 zu Laichſchonrevieren erklärt. 
Be Unter Bezugnahme auf die 88 29 ff. des Fiſchereigeſetzes für den 
3 Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874, wird dieſes mit dem Bemerken zur 
* Öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auf den gedachten Laichſchonrevieren zu 
u allen Zeiten jede Art des Fiſchfanges unterſagt iſt und Uebertretungen in 
= diefer Beziehung der durch § 50 des bezeichneten Geſetzes angedrohten 
Strafe bis zu 150 Mark, eventl. Haft unterliegen. 
Danzig, den 9. April 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
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8. Verordnung, betreffend die Laichſchonreviere im Kreiſe 
Carthaus. 
a. (Amtsblatt 1878, Seite 210.) 


m Einverſtändniſſe mit dem Herrn Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten und dem Herrn Finanz⸗Miniſter, werden fol⸗ 
gende Gewäſſerſtrecken im Kreiſe Carthaus, als: 

a. die ſüdweſtliche Bucht im Jagen 85 des Liebagoz⸗Sees, Forſtbelaufs 

Mirchau und 

b. die Südſpitze weſtlich bis zur Feldmark Bukowo des Bukowo⸗Sees, 

Forſtbelaufs Hagen, 
zu Laichſchonrevieren erklärt. 

Unter Bezugnahme auf die SS 29 ff. des Fiſchereigeſetzes für den 
Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874, wird dieſes mit dem Bemerken 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auf den gedachten Laich⸗ 
ſchonrevieren zu allen Zeiten jede Art des Fiſchfanges unterſagt iſt, und 
Uebertretungen in dieſer Beziehung der durch 8 50 des bezeichneten Geſetzes 
angedrohten Strafe bis zu 150 Mark eventl. Haft unterliegen. 

Danzig, den 4. November 1878. 

Königliche Regierung. 
b. (Amtsblatt 1879, Seite 41.) 


Im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten und dem Herrn Finanz⸗Miniſter, wird hierdurch 
„die an das Jagen 53 des Belaufs Carthaus grenzende, etwa 3,36 Hektar 
umfaſſende, ſüdöſtliche Bucht des Kloſterſees bei Carthaus“, zu einem Laich⸗ 
ſchonreviere erklärt. 

Unter Bezugnahme auf die 88 29 ff. des Fiſchereigeſetzes für den 
Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874, wird dieſes mit dem Bemerken 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auf dem gedachten Laich⸗ 
ſchonreviere zu allen Zeiten jede Art des Fiſchfanges unterſagt iſt und 
Uebertretungen in dieſer Beziehung der durch § 50 des bezeichneten Geſetzes 
angedrohten Strafe bis zu 150 Mark eventl. Haft unterliegen. 

Danzig, den 6. Februar 1879. 

Königliche Regierung. 


9. Verordnung, betreffend Schonreviere im Putziger Wyk. 
(Amtsblatt 1880, Seite 4) 


Im Einverſtändniſſe mit dem 4 Miniſter für Landwirthſchaft, 
Domänen und Forſten, wird der die Mündungen des Rheda und Ström⸗ 
mingfluffes in ſich faſſende, etwa 1000 Hektare große Theil des Putziger 
Wyl, welcher nach der See zu durch das Riff vom Feſtlande bis zu der 
nördlich vom ſogenannten Deepke ſich findenden, das Fahrwaſſer bezeich⸗ 
nenden ſchwarzen Tonne und, auf der entgegengeſetzten Seite, durch eine 
gerade Linie, in oſt⸗ſüdöſtlicher Richtung, von der Mühle in Oslanin nach 
der bezeichneten ſchwarzen Tonne und in deren Verlängerung nach dem 
Helaer Leuchtthurm begrenzt wird, hierdurch zu einem Schonreviere erklärt. 

Unter Bezugnahme auf die SS 29 ff. des Fiſchereigeſetzes für den 
Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1874 wird dieſes mit dem Bemerken zur 
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öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auf dem gedachten Schonreviere zu allen 
Zeiten jede Art des Fiſchfanges unterſagt iſt und Uebertretungen in dieſer 
Beziehung der durch $ 50 des bezeichneten Geſetzes angedrohten Strafe bis 
zu 150 Mark eventl. Haft unterliegen. 
Danzig, den 24. Dezember 1879. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


10. Verordnung, betreffend Schonreviere im Friſchen Haff. 
(Amtsblatt 1880, Seite 231.) 


Unter Bezugnahme auf die SS 29 bis 34 des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874 und die §§ 13 bis 15 der Fiſcherei-Ordnung für das 
Friſche Haff vom 7. März 1845 und in 79 der Bekanntmachungen 
vom 19. November 1878 (Amtsblatt Stück 50 Nr. 705) und vom 28. 
Juli 1879 (Amtsblatt Stück 33 Nr. 601) wird Folgendes hierdurch zur 
allgemeinen Kenntniß gebracht: 

Mit Genehmigung des Herrn Miniſters für Landwirthſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten und im Einverſtändniſſe mit der Königlichen Regierung 
zu Danzig ſind die nachſtehend aufgeführten Strecken des Friſchen Haffes 
bezw. der Oſtſee zu Schonrevieren erklärt, bezw. als ſolche beibehalten 
worden: 

1. das Pillauer Tief in der Begrenzung nach der Haffſeite, wie ſolche 
im $ 13 der Verordnung vom 7. März 1845 angegeben iſt; 

2. die Strecke der Oſtſee vor der Mündung des Pillauer Tiefs in 
der Begrenzung eines Halbkreiſes mit dem Radius von 2 km; 

3. das Amtsfreiwaſſer bei Fiſchhauſen, einſchließlich der Küchenzüge 
bei Neplecken; 

4. die Strecke des Haffs vor der Mündung des Pregels in der Be- 
grenzung eines Halbkreiſes mit dem Radius vom 1 km. (Der Fußpunkt 
des Radius liegk am Weſtende der Molen); 

5. die Strecke des Haffs vor der Mündung des Friſchings bei 
Brandenburg — das ſogenannte Halbfiſchwaſſer — in der Begrenzung 
eines Halbkreiſes mit dem Radius von 1 km; 

6. die Strecke des Haffs vor der Mündung der Bahnau bei Poln. 
Bahnau in der Begrenzung eines Halbkreiſes mit dem Radius von 1 km; 

7. die Strecke des Haffs vor der Mündung der Paſſarge bei Pfahl⸗ 
bude in gleich großer Begrenzung; 

8. die Strecke des Haffs vor der Mündung der Baude bei Frauen 
burg in gleich großer Begrenzung; 

9. die Strecke des Haffs vor der Mündung des Elbingfluſſes in gleich 
großer Begrenzung. (Der Fußpunkt des Radius liegt ein halbes km ſüdlich 
von dem Nordende der Oſtmole vor dem Elbingfluſſe); 

10. die Strecke des Haffs vor den Mündungen der Elbinger Weichſel 
in gleich großer Begrenzung; 5 

11. die Bucht bei Bodenwinkel bis zu einer vom Norderhaken auf 
das gegenüber liegende Ufer der Nehrung, etwa 1 km weſtlich von Vogel⸗ 
ſang zu ziehenden Linie. 

Die unter I, 2, 4 bis 10 aufgeführten Gewäſſerſtrecken ſind Fiſch⸗ 
ſchonreviere, die unter 3 und 11 verzeichneten, Laichſchonreviere. (§ 29 1 
und 2 des Fiſchereigeſetzes vom 30. Mai 1874.) 
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In dieſen Schonrevieren iſt jede Art des Fiſchfanges unterſagt, welche 
nicht von uns für Zwecke der Schonung oder andere gemeinnützige oder 
wirthſchaftliche Zwecke angeordnet oder geſtattet wird. 

In den Laichſchonrevieren muß die Räumung, das Mähen von Schilf 
oder Gras, die Ausführung von Sand, Steinen, Schlamm u. ſ. w., und 
jede anderweite, die Fortpflanzung der Fiſche gefährdende Störung während 
der Laichzeit der vorherrſchenden Fiſchgattung unterbleiben, ſoweit es die 
Intereſſen der Vorfluth und Landeskultur geſtatten. 

Die im Vorſtehenden nicht aufgeführten Strecken des Haffs bezw. 
der Oſtſee, welche nach Maßgabe der SS 13 bis 15 der Fiſchereiꝙ-Ordnung 
vom 7. März 1845 dem Fiſchfange entzogen waren, find als Schonreviere 
nicht weiter beibehalten, ſondern dem Fiſchfange durch die dazu berechtigten 
Perſonen wieder freigegeben worden. 

Königsberg, den 15. September 1880. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern 
und 


Abtheilung für direkte Steuern, Domainen und Forſten. 
Vorſtehende Bekanntmachung der Königlichen Regierung zu Königs 
berg wird hiermit zur Kenntnißnahme und Nachachtung hinſichtlich der im 
dieffeitigen Bezirk liegenden Schonreviere publicirt. 
Danzig, den 24 November 1880. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


11. Polizei: Verordnung, das Feilhalten und Verkaufen 


von Aalen mit Stichwunden betreffend. 
(Amtsblatt 1882, Seite 203.) 


Auf Grund des § 6 ff. des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung 
vom 11. März 1850 (Geſetz-Sammlung Seite 265) und des § 73 des 
Geſetzes über die Allgemeine Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 
(Geſetz⸗„Sammlung Seite 291) wird unter Zuſtimmung des Bezirksraths 
hiermit das Feilhalten und Verkaufen von Aalen, welche an ihrem Körper 
Stichwunden haben, während der Zeit des offenen Waſſers für den Umfang 
des Regierungsbezirks Danzig verboten. 

Wer dieſer Vorſchrift zuwider handelt, wird mit einer Geldbuße von 
20 bis 60 Mark, eventl. verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe beſtraft. 

Danzig, den 20. Juni 1882. 

er Regierungs⸗Präſident. 


12. Verordnung, betreffend die Ausführung des Fiſcherei⸗ 
geſetzes in der Provinz Weſtpreußen vom 8. Auguſt 1887. 
(Amtsblatt 1887, Nr. 42 Außerordentliche Beilage.) 


Wir Wilhelm, 
von Gottes Gnaden 


König von Preußen ꝛc. 
verordnen auf Grund und zur Ausführung des Fiſchereigeſetzes vom 30. 
Mai 1874 (Gejeg-Sammlung Seite 197 ff) für die Provinz Weſtpreußen 
nach Anhörung des Provinziallandtages, was folgt: 
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(Zu 8 3 des Geſetzes.) 

. § 1. In dem Arme der Weichſel bei Neufähr ſoll als Grenze der 
. Binnenfiſcherei gegen die Küſtenfiſcherei gelten: 

. eine gerade Linie, welche die durch Grenzzeichen kenntlich gemachten 
2 äußerſten Punkte des feſten Landes der beiden Stromufer mit einander 
* verbindet 

(Zu § 22 Ziffer 1 des Geſetzes.) 


5 8 2. Beim Fiſchfange in nicht geſchloſſenen Gewäſſern finden folgende 
* Vorſchriften Anwendung: 

* 1) die Fiſcherei auf Fiſchlaich und Fiſchbrut iſt verboten; 

. 2) Fiſche der nachbenannten Arten dürfen nicht gefangen werden, 


„ wenn fie, von der Kopfſpitze bis zum Ende der Schwanzfloſſe gemeſſen, 
* nicht mindeſtens folgende Längen haben: 

5 Stör (Acipenser Sturio L) 100 cm, 

5 a Lachs (Silberlachs, Schwarzlachs, Strandlachs), (Salmo salar. L.) 


50 cm, 
Große Maräne (Madue-Maräne) (Coregonus maraena Bloch) 


em 
Aal (Anguilla vulgaris Flemming) 35 oem, 


„ Zander (Sandart, Zanat, Zant) (Lucioperea sandra Cuv.) 28 em, 
r Breſſen (Braſſen, Brachſen, Blei) (Abramis brama I.) 28 em, 

* Meerforelle (Silberlachs, Schwarzlachs, Strandlachs, Lachsforelle) 
* (Salmo trutta L) 28 cm, 

. Karpfen (Cyprinus carpio L.) 28 cm, 

* Maifiſch (Perpel, Finte) (Clupea finta L.) 23 cm, 


> Rapfen (Rapen) (Aspius rapax Ag.) 28 em, 
2 Barbe (Barbine) (Barbus fluviatilis Ag.) 28 cm, 
echt (Esox lucius L.) 28 cm, 
chnepel (Schnäpel) Nordſeeſchnepel (echter Schnepel) Coregonus 
oxyrhynchus L.) und Oſtſeeſchnepel (Coregonus lavaretus L.) 


20 cm, 
Naſe (Chondrostoma nasus L.) 20 cm, 


* Aland (Rohrkarpfen, Orfe) (Leueiscus idus L.) 20 em, 

h Schlei (Schleife) (Tinca vulgaris Cuv.) 20 em, 

Er Forelle (Bachforelle, Lachsforelle, Steinforelle) (Salmo fario L.) 
ing 18 cm 


Aeſche (Aſch, Strommaräne) (Thymallus vulgaris Nilsson) 18 em, 
Gieben (Gieſter, Halbbreſſen) (Blicca björkna L.) 15 em, 
3 Zärthe (Abramis vimba L.) 15 em, 
* cholle (Pleunorectes platessa L.) 15 em, 
5 Flunder (Pleunorectes flesus L) 15 em, 
A Barſch (Perſchke) (Perca fluviatilis L.) 13 cm, 
Plötze (Leuciscus rutilus L.) 13 em, 
7 Rothauge (Scardinius . L.) 13 em, 
* Karauſche (Carassius vulgaris Nordmann) 12 em, 
j Kleine Maräne (Coregonus albula L.) 12 em, 
Krebs (Astacus fluviatilis Rondelet) 10 em, 
von der Kopfſpitze bis zum Schwanzende gemeſſen. ö 
Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten iſt er⸗ 


. mächtigt, für das ganze Fiſchereigebiet oder einzelne Theile deſſelben das 
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Mindeſtmaß für Stör bis auf 120 em, für Meerforelle bis auf 50 em, 
für Zander bis auf 35 em und für Krebs bis auf 12 em, und für die 
genannten Plattfiſche über das bezeichnete Maß zu erhöhen, ſowie auch für 
die oben nicht genannten Plattfiſcharten und für die Dorſcharten Mindeſt⸗ 
maße vorzuſchreiben; > 8 

3) Fiſchlaich und Fiſchbrut, ingleichen Fiſche der unter Ziffer 2 be⸗ 
zeichneten Arten, welche das daſelbſt vermerkte Maß nicht erreichen, ſind, 
wenn ſie lebend in die Gewalt des Fiſchers fallen, ſofort mit der zu ihrer 
Erhaltung erforderlichen Vorſicht wieder in das Waſſer zu ſetzen; 

4) Fiſche der unter Ziffer 2 bezeichneten Arten, welche das daſelbſt ver⸗ 
merkte Maß nicht erreichen, dürfen nicht als Köder benutzt werden; 

5) im Intereſſe der Fiſchzucht, wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen oder 
gemeinnütziger Verſuche kann die Aufſichtsbehörde (§ 46 des Geſetzes) ein⸗ 
zelnen Fiſchereiberechtigten das Fangen von Fiſchlaich und Fiſchbrut, ſowie 
von Fiſchen und Krebſen unter dem in Ziffer 2 beſtimmten Maße zeitweilig 
und widerruflich geſtatten. 

§ 3. Vorbehaltlich der im § 27 des Fiſchereigeſetzes und im vor⸗ 
ſtehenden § 2 Ziffer 5 zugeſtandenen Ausnahmen dürfen Fiſchlaich und 
Fiſchbrut, ſowie Fiſche der im § 2 Ziffer 2 bezeichneten Arten unter den 
daſelbſt angegebenen Maßen weder feilgeboten, noch verkauft, noch verſandt 
werden, ohne Unterſchied, ob ſie aus geſchloſſenen oder nicht geſchloſſenen 
Gewäſſern gewonnen ſind. 

Auch dürfen Fiſchlaich und Fiſchbrut, ſowie untermaßige, aus nicht 
geſchloſſenen Gewäſſern herſtammende Fiſche weder zum Thrankochen, noch 
zur Fütterung des Viehes, noch zum Düngen und zur Bereitung von 
Dungmitteln, oder zu anderen wirthſchaftlichen oder gewerblichen Zwecken 
verbraucht werden. 

Aus überwiegenden wirthſchaftlichen Gründen kann der Regierungs- 
Präſident jedoch zeitweilig und für beſtimmte Gewäſſerſtrecken Ausnahmen 
von letzterem Verbote zulaſſen. 

§ 4. Für den Betrieb der Fiſcherei treten nachfolgende Beſchrän- 
kungen ein: 

1) in den Küſten⸗ und nicht geſchloſſenen Binnenfiſchereigewäſſern iſt 
der Betrieb der Fiſcherei in der Zeit von Sonnabend Abend 6 Uhr bis 
Sonntag Abend 6 Uhr verboten (wöchentliche Schonzeit); 

2) in den nachbenannten Binnenfiſchereigewäſſern: 

a. in der Leba und ihren Nebengewäſſern im Kreiſe Karthaus, 

b. in der Stolpe und ihren Nebengewäſſern im Kreiſe Karthaus, 

c. in dem Schwarzwaſſerfluß und deſſen Nebengewäſſern in den 
Kreiſen Karthaus, Berent und Pr. Stargard, 

d. in dem Fee vom Marienſee bis zur Einmündung in die Ferſe 
bei Reinwaſſer im Kreiſe Berent. 

e. in der Ferſe von der Einmündung der Fitze bis Pelplin, 

f, in der Rheda und ihren Nebengewäſſern, namentlich der Ström⸗ 
ming und der Bohlſchau, 

g. in dem Sagorszfluß, 

h. in der Kladau und ihren Nebengewäſſern, namentlich der Stina 
und dem Rothen Fluß, 

i. in dem Radaunefluß von der oberen Semliner Brücke bis zur 
Zuckauer Chauſſeebrücke, 


n * um 
W 
Aa ka N 


344 Abſchnitt VII. Fiſcherei. 


k. in der Küddow mit ihren ſämmtlichen Nebengewäſſern und den 
von der Rohra durchfloſſenen Seen, 

J. in der Montau vom Montaßekſee bis Schwenten, 

m. in den in die Drage fließenden Gewäſſern des Kreiſes Dt-Krone, 

n. in dem Eylenzfluß (jedoch ohne den Eylenzſee) und 
: 0. in den Nebengewäſſern der Brahe 
iſt der Betrieb der Fiſcherei während der Zeit vom 15. Oktober Morgens 
6 Uhr bis 14. Dezember Abends 6 Uhr (Winterſchonzeit) nur mit aus⸗ 
drücklicher Genehmigung des Regierungspräſidenten zuläſſig. Dieſe Geneh⸗ 
migung darf nur dann ertheilt werden, wenn die Benutzung der Fort⸗ 
pflanzungsſtoffe der gefangenen laichreifen, oder der Yaichreife naheſtehenden 
Salmoniden (Lachſe, Meerforellen, Forellen u. ſ. w.) zum Zwecke der 
künſtlichen Fiſchzucht geſichert iſt. Die ertheilte Erlaubniß iſt zu wider⸗ 
rufen, ſobald die übernommene Verpflichtung nicht erfüllt wird. 

3) in allen übrigen, vorſtehend unter 2 nicht bezeichneten Binnen⸗ 
fiſchereigewäſſern findet während der Zeit vom 15. April Morgens 6 Uhr 
bis zum 14. Juni Abends 6 Uhr eine verſtärkte wöchentliche Schonzeit 
(Frühjahrsſchonzeit) ſtatt, derart, daß die Fiſcherei nur an drei Tagen 
jeder in die Schonzeit fallenden Woche, von Montag Morgen 6 Uhr be⸗ 
ginnend und Donnerſtag Morgen 6 Uhr ſchließend, betrieben werden darf. 

Nach Herſtellung ausreichender Schonreviere kann der Regierungs⸗ 
Präſident den Betrieb der Fiſcherei an weiteren zwei Tagen jeder in die 
Schonzeit fallenden Woche, im Anſchluß an die in vorſtehendem Abſatz frei 
gegebenen Tage, geſtatten; 

4) in dem Gebiet der Küſtenfiſcherei darf in der Zeit vom 15. April, 
Morgens 6 Uhr bis zum 14. Juni Abends 6 Uhr (Frühjahrsſchonzeit) 

a. auf ſolchen Strecken der Gewäſſer, welche Laichſtellen der wichtigeren 
Fiſche enthalten, nicht gefiſcht werden. 

Die Bezeichnung und Begrenzung dieſer Gewäſſer erfolgt durch den 

Regierungspräſidenten; 

b. mit Netzen, welche mit Strömung treiben (Treibnetzen, Grund⸗ 
netzen u. ſ. w.), ſowie mit Netzen, welche mit mehrfachen Wänden (joge- 
nannten Lädering) verſehen ſind, nicht gefiſcht werden. 

— Der Regierungspräſident iſt ermächtigt, Ausnahmen von den vor: 
ſtehenden Beſchränkungen (a und b) zuzulaſſen; 

e. der Strömlingsfang nur nach vorgängiger Ermächtigung durch 
den Regierungspräſidenten betrieben werden. 

$5. Für die Dauer der im $ 4 Ziffer 1, 2 und 3 bezeichneten 
wöchentlichen und jährlichen Schonzeiten kann der Regierungspräſident aus⸗ 
nahmsweiſe nachfolgende Fiſchereibetriebe zulaſſen: 

1) der Fang ſolcher Fiſche, welche in größeren Zügen plötzlich zu 
erſcheinen und raſch wieder zu verſchwinden pflegen, wie namentlich Hering, 
Sprott, Neunauge, Stör und Stint kann mit ſolchen Geräthen, die nur 
zum Fang dieſer Fiſcharten beſtimmt und geeignet ſind, geſtattet werden; 

2) den Fiſchern, welche die ſogenannte ſtille Fiſcherei ohne ſtändige 
Vorrichtungen mit Setznetzen, Reuſen, Körben oder Angeln betreiben, kann 
re werden, die ausgelegten Gezeuge auszunehmen und wieder auszu⸗ 
egen, wenn daraus nachtheilige Hinderniſſe für den Zug der Wanderfiſche 
nicht zu befürchten ſind. Dieſelbe Ausnahme kann auch für die nur zum 
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Aalfang beſtimmten und geeigneten ſtändigen Vorrichtungen und Geräthe 
obengenannter Art gewährt werden; 
. 3) das Angeln mit der Ruthe kann zugelaſſen werden; i i 

4) im Intereſſe wiſſenſchaftlicher Unterſuchungen oder gemeinnütziger 
Verſuche, oder für Zwecke der künſtlichen Fiſchzucht, oder endlich zum Schutze 
der anderen Fiſche gegen Ranbfiſche kann, ſoweit erforderlich, unter geeig- 
neten Kontrollmaßregeln, auch der Fang einzelner oben nicht genannter 
Fiſcharten ausnahmsweiſe geſtattet werden. r 

Bei jeder Geſtattung des Fiſchfanges während der Schonzeiten iſt 
indeß die Verwendung ſolcher an ſich erlaubter Fangmittel auszuſchließen, 
welche vorzugsweiſe geeignet ſind, die junge Fiſchbrut zu zerſtören. 

Wenn dringende Rückſichten auf die Erhaltung des Fiſch⸗ 
beſtandes oder einzelner Fiſcharten dies erfordern, kann der Fiſchereibetrieb 
während der im § 4 Ziffer 3 bezeichneten Frühjahrsſchonzeit im Wege der 
Bezirks Polizeiverordnung für einzelne Gewäſſer oder Gewäſſerſtrecken 
gänzlich unterſagt oder über das vorſtehend angegebene Maß eingeſchränkt, 
namentlich auch der Fang einzelner Fiſcharten oder der Gebrauch beſtimmter 
Fangmittel für die Dauer der Schonzeit ganz verboten werden. 

§ 7. Für Gewäſſer, in welchen Maränen oder Aeſchen in größeren 
Mengen vorkommen, kann im Wege der Bezirks-Polizeiverordnung der 
Fang der Maräne auf die Dauer von vier Wochen innerhalb der Zeit von 
Anfang November bis Ende Dezember, und der Fang der Aeſche auf die 
gleiche Dauer innerhalb der Zeit von Mitte Februar bis Ende Juni ver⸗ 
boten werden. 

Auf demſelben Wege kann der Fang einzelner anderer wirthſchaftlich 
wichtiger Fiſcharten für beſtimmte Gewäſſerſtrecken, wenn es fi darum 
handelt, die Fiſchart darin zu erhalten, auch außerhalb der jährlichen Schon— 
zeiten bis zur Dauer von 6 Wochen unterſagt werden. 

$ 8. Der Regierungspräſident iſt ermächtigt: 

1) die wöchentliche Schonzeit ($ 4 Ziffer 1) für den ganzen Bezirk, 
für einzelne Gewäſſer oder Gewäſſerſtrecken auf die Zeit von Sonntag 
Morgen 6 Uhr bis Montag Morgen 6 Uhr zu verlegen; 

2) nach lang anhaltenden kalten Wintern die Frühjahrsſchonzeit für 
die Binnenfiſcherei⸗Gewäſſer (§ 4 Ziffer 3) und für die Küſtenfiſcherei⸗ 
Gewäſſer (8 4 Ziffer 4) für den ganzen Bezirk, für einzelne Gewäſſer 
oder Gewäſſerſtrecken anderweit auf die Dauer von 6 Wochen innerhalb 
der Zeit vom 15. April bis 15. Juli feſtzuſetzen. 

0 § 9. Der Minifter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten iſt 
efugt: 

1) für einzelne der oben im § 4 Ziffer 3 aufgeführten Gewäſſer, 
ſobald dieſelben für den Aufſtieg der Wanderfiſche erſchloſſen oder darin 
Salmoniden eingebürgert werden, die im § 4 Ziffer 2 bezeichnete Winter⸗ 
ſchonzeit einzuführen; 

2) für einzelne der oben im 8 4 Ziffer 2 aufgeführten Gewäſſer 
die im 8 4 Ziffer 3 bezeichnete Frühjahrsſchonzeit einzuführen; 

3) für Gewäſſer, welche auf ihrem Lauf außerpreußiſches Gebiet be⸗ 
rühren, die im § 4 bezeichnete Jahresſchonzeit im Einvernehmen mit der 
betreffenden Nachbarregierung zu regeln und 

4) für Gewäſſer, welche mehreren Provinzen oder Regierungsbezirken 
angehören, die im § 4 bezeichnete Jahresſchonzeit einheitlich zu regeln. 
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Die Grenze zwiſchen Frühjahrs⸗ und Winterſchonzeit in den einzelnen 
Gewäſſern ſoll, ſoweit erforderlich, durch örtliche von der Staatsregierung 
herzuſtellende Merkmale kenntlich gemacht werden. 

8 10. Während der Dauer der in dem § 4 vorgeſchriebenen wöchent⸗ 
lichen und jährlichen Schonzeiten müſſen die durch das Fiſchereigeſetz vom 
30. Mai 1874 nicht beſeitigten ſtändigen Fiſchereivorrichtungen in nicht 
a Gewäſſern hinweggeräumt oder abgeftellt fein ($ 28 des 

eſetzes). 

Soweit die Rückſicht auf Erhaltung des Fiſchbeſtandes es zuläßt, kann 
der Regierungspräſident Ausnahmen von der im erſten Abſatz getroffenen 
Beſtimmung geſtatten. (Artikel III des Geſetzes vom 30. März 1880). 

§ 11. Die $$ 4 bis 9 einſchließlich finden auf den Krebsfang keine 
Anwendung. 

In der Zeit vom 1. November bis zum 31. Mai einſchließlich iſt 
der Fang von Krebſen in allen nicht geſchloſſenen Gewäſſern verboten. 

Gelangen Krebſe während der angeordneten Schonzeit lebend in die 
Gewalt des Fiſchers, jo find dieſelben mit der zu ihrer Erhaltung er⸗ 
forderlichen Vorſicht ſofort wieder in das Waſſer zu ſetzen. 

Wenn dringende Rückſichten auf die Erhaltung des Krebsbeſtandes in 
einzelnen Gewäſſern dies erfordern, kann für dieſelben der Fang Eier 
oder Junge tragender Krebsweibchen im Wege der Bezirks⸗Polizeiverordnung 
verboten und äußerſtenfalls der Verkauf von Krebsweibchen überhaupt zeit⸗ 
weilig unterſagt werden. 

(Zu § 22, Ziffer 3 des Geſetzes.) 


§ 12. Beim Fiſchfange in Küſten⸗ und nicht geſchloſſenen Binnen⸗ 
fiſchereigewäſſern iſt verboten: 

1) die Anwendung ſchädlicher oder explodirender Stoffe (giftiger 
Köder, oder Mittel zur Betäubung oder Vernichtung der Fiſche, Spreng⸗ 
patronen oder anderer Sprengmittel u ſ. w.) ($ 21 des Geſetzes); 

2) die Anwendung von Mitteln zur Verwundung der Fiſche, als: 
Speeren, Fallen mit Schlagfedern, Gabeln, a Hauen (Aalhauen, 


Hilgern), Stecheiſen, Stangen, Schießwaffen u |. w. 

Berechtigungen auf den Gebrauch des Speeres unterliegen den vor⸗ 
ftehenden Beſtimmungen nicht, wenn der Berechtigte nur mit dieſem Fang⸗ 
mittel die Fiſcherei ausüben darf. 

Der Gebrauch von Angeln iſt geſtattet. 

Für das Gebiet der Küſtenfiſcherei kann die Anwendung von Speeren 
zum Aalfang von dem Regierungspräſidenten in der Zeit vom 15. Oktober 
bis zum Beginn der Frühjahrsſchonzeit, nöthigenfalls unter Feſtſetzung einer 
r e Konſtruktion für dieſes Fangmittel, ausnahmsweiſe geſtattet 
werden. 

Ferner iſt in den Eingangs gedachten Gewäſſern verboten: 

3) das Zuſammentreiben der Fiſche bei Nacht vermittelſt Leuchten 
oder Fackeln (das ſogenannte Blieſen); 

4) das Pulſchen, Pumpen, Jagen, Klappern, Tollkeulen und Schlagen, 
welches darin beſteht, daß mit Scheiben, Keulen, Riemen, Stangen, Steinen 
und ähnlichen Mitteln behufs Zuſammentreibens der Fiſche geſchlagen, ge⸗ 
ſtoßen, oder geworfen oder an Bord des Bootes geklappert wird. 

Der Regierungspräſident kann für beſtimmte Fangarten Ausnahmen 
von dieſem Verbote zulaſſen. 
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5) Endlich iſt in der Oſtſee, ſoweit ſie zum Gebiet der Provinz 
Weſtpreußen gehört, die Anwendung von Schleppnetzen, welche mit Segel 
oder Dampfkraft auf dem Boden des Gewäſſers geſchleppt werden (Zeeſen 
u. ſ. w.), verboten. 

§ 13. Ohne Erlaubniß der Aufſichtsbehörde (8 46 des Geſetzes) 
dürfen nicht geſchloſſene Gewäſſer zum Zwecke des Fiſchfanges weder ab- 
gedämmt, noch abgelaſſen oder ausgeſchöpft werden. * 

§ 14. Fiſchwehre, Fiſchzäune und damit verbundene ſogenannte Selbſt⸗ 
fänge für Lachs und Aal dürfen außer dem Falle einer beſtehenden Be⸗ 
rechtigung nicht neu angelegt werden. 8 

Der Regierungspräſident kann jedoch zum Zwecke der Laich⸗ und 
Brutgewinnung für künſtliche Fiſchzucht zeitweilig derartige Anlagen mit 
der durch § 20 des Fiſchereigeſetzes bedingten Beſchränkung zulaſſen. 

' (Zu § 22 Ziffer 4 des Geſetzes.) 

§ 15. Beim Fiſchfange in nicht geſchloſſenen Gewäſſern dürfen vor⸗ 
behaltlich der — Ausnahmen feine Fanggeräthe (Netze, Ge- 
flechte ꝛc.) irgend welcher Art und Benennung angewendet werden, deren 
Oeffnungen (Maſchen) im naſſen Zuſtande an jeder Seite (von der Mitte 
des einen Knotens bis zur Mitte des anderen Knotens gemeſſen) nicht 
mindeſtens eine Weite von 2,5 em haben. 

Dieſe Vorſchrift erſtreckt ſich auf alle Theile und Abtheilungen der 
dae hene bei Netzen mit ſogenannten Kehlen (Einkehlen) findet jedoch 
das Mindeſtmaß auf die Kehle keine Anwendung. 

Bei Fanggeräthen, welche ausſchließlich zum Fange von Aal, Neun⸗ 
auge und Stichling beſtimmt und geeignet ſind, mit Ausnahme jedoch der 
auf dem Haff und an der Seeküſte gebräuchlichen Aalſäcke, wird von einer 
Beſtimmung der Mindeſtweite der Oeffnungen oder Maſchen abgeſehen. 

Zum Zwecke des Kaulbarsfangs koͤnnen Fanggeräthe mit einer 
Maſchenweite von mindeſtens 1,3 Centimetern, zum Zwecke des Uckleifangs 
mit einer Maſchenweite von 0,7 Centimetern und zum Zwecke des Stintfangs 
mit einer Maſchenweite von 0,4 Centimetern vom Negierungspräſidenten 
geſtattet werden. Derſelbe iſt ferner ermächtigt, im Falle des Bedürfniſſes 
weitere Ausnahmen von der vorgeſchriebenen Maſchenweite für beſtimmte 
Fanggeräthe und für den Fang anderer Fiſcharten, namentlich Ellritze, 
Maipiere, Schmerle und Bartgrundel, zuzulaſſen. In allen ſolchen Fällen 
ſteht jedoch dem Regierungspräſidenten die Befugniß zu, über die Art, 
Größe und Einrichtung dieſer Fanggeräthe und über den Umfang, die 
buff und die Zeitdauer ihrer Verwendung einſchränkende Beſtimmungen zu 
treffen. 

Wenn dringende Rückſichten auf die Erhaltung des Fiſchbeſtandes oder 
einer werthvollen Fiſchart dies erfordern, kann im Wege der Bezirks⸗ 
Polizeiverordnung für einzelne Gewäſſer oder Gewäſſerſtrecken die Anwendung 
beſtimmter ſchädlicher Fanggeräthe ganz ausgeſchloſſen, oder in einer über 
die obigen Vorſchriften hinausgehenden Art und Weiſe eingeſchränkt werden. 

(Zu $ 22 Ziffer 4 des Geſetzes.) 

8 16. Ohne Erlaubniß der Aufſichtsbehörde dürfen fließende Gewäſſer 
beim Fiſchfange weder mittelſt ſtändiger Vorrichtungen noch mittelſt am Ufer 
oder im Flußbette befeſtigter oder verankerter Fiſchereivorrichtungen (Reuſen, 
Sperrnetze) auf mehr als auf die halbe Breite bei gewöhnlichem niedrigen 
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Waſſerſtande, in der kürzeſten geraden Linie von Ufer zu Ufer gemeſſen, 
für den Zug der Fiſche verſperrt werden. € 

Mehrere derartige Fiſchereivorrichtungen dürfen gleichzeitig auf der⸗ 
felben oder auf der entgegengefegten Uferſeite nur in einer Entfernung von 
einander ausgeworfen oder angebracht ſein, welche mindeſtens das Dreifache 
der Längenausdehnung des größten Netzes beträgt. 

Bei dem gleichzeitigen Betriebe der Treibnetzfiſcherei mit mehreren 
Netzen muß der Abſtand der Netze von einander mindeſtens das Doppelte 
der Länge des größten Netzes betragen. 


(Zu 8 22 Ziffer 5 des Geſetzes.) 


Kein Fiſcher darf in den Zug desjenigen fallen, der ſchon fiſcht oder 
in die Zuglinie desjenigen einbiegen, der ſeine Fiſchergezeuge bereits aus⸗ 
geworfen hat. 

Kein Fiſcher darf ſeine Netze in einen fremden Garnzug ſetzen, der 
entweder durch eine Stange, durch ausgeſetzte Eisſtücke, mittelſt der ins Eis 
gehauenen Axt oder auf andere Weiſe kenntlich gemacht ift. 

Jedoch darf kein Fiſcher außer der Stelle, welche er gerade befiſcht, 
noch mehr als eine Fangſtelle belegt halten. 

Wenn ein Si er, welcher Zeichen zum Aufftellen feiner Winternetze 
gemacht hat, die Stelle nicht während der nächſtfolgenden 24 Stunden be⸗ 
nutzt, ſo darf jeder andere Fiſcher ſich der bezeichneten Stellen bedienen. 

$ 17. Der Betrieb der Fiſcherei in ſchiffbaren Gewäſſern darf die 
Schifffahrt nicht hindern oder ſtören. 

Feſte oder ſchwimmende Fiſchereivorrichtungen und alle ſonſtigen 
Fanggeräthe müſſen ſo aufgeſtellt oder ausgelegt ſein, daß die freie Fahrt 
der Schiffe und Fähren nicht behindert wird. 5 R 

Die zur Befeſtigung der Fanggeräthe eingeſchlagenen Pfähle (Priden) 
müſſen mindeſtens 1 Meter über den mittleren Waſſerſtand hervorragen 
und nach beendigter rei herausgezogen werden. 

Den Fiſchern iſt verboten, die Pfähle unter dem Waſſer abgebrochen 
oder abgeſägt ſtehen zu laſſen. 

In den zur Küſtenfiſcherei gehörigen Gewäſſern dürfen Fahrgewäſſer, 
Stromrinnen, Seeengen und die Eingänge der Inwieken, Seen, Flüſſe, 
Bäche, Kanäle und Gräben nicht mit feſtſtehenden Netzen geſperrt werden. 

Weitere Vorſchriften über die Kennzeichnung der ausgelegten Fang⸗ 
geräthe zum Schutze der Schifffahrt ſind erforderlichenfalls im Wege der 
Bezirks⸗Polizeiverordnung zu erlaſſen. 

§ 18. Die Fiſcher haben bei dem Fiſchfange darauf zu achten, daß 
die zur Bezeichnung der Fahrt oder zur Bezeichnung von Schonrevieren 
ansgelegten Tonnen, Bojen und ſonſtigen Merkmale durch die Netze und 
Leinen nicht fortgezogen oder verrückt werden. Wenn ſolche Zeichen verrückt 
ſind, ſo muß dies von dem Fiſcher ſogleich der nächſten Lootſenſtation oder 
der nächſten Polizeibehörde angezeigt werden. 

Die nach feſten Geſichtspunkten auf dem Lande oder auf dem Waſſer 
durch Tonnen, Bollen oder Bojen bezeichneten Hauptſchifffahrtsrichtungen 
in dem Haffwaſſer und in dem Putziger Wiek müſſen in einer Breite von 
75 Metern von Stellnetzen frei bleiben. 

8 19. Die Fiſcher müſſen die bei der Winterfiſcherei gehauenen 
Eisſtücke unmittelbar neben den Oeffnungen und Löchern aufrecht ſtellen 
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und dürfen dieſelben nicht unter das Eis ſchieben. Die Löcher zum Ein⸗ 
legen und Aufziehen der Netze müſſen durch Strauchſtangen oder auf andere 
leicht ſichtbare Weiſe bezeichnet werden. 

In und neben gebahnten und ausgeſteckten Eiswegen und bis zu 
einer Entfernung von mindeſtens 4 Metern von denſelben dürfen keine 
Löcher gehauen werden 

Es iſt verboten, die auf Eiswegen ausgeſetzten Zeichen zu zerſtören 
oder zu verſetzen. 

Nähere Vorſchriften zur Ausführung der Beſtimmungen dieſes Para⸗ 
graphen können im Wege der Bezirks⸗Polizei⸗Verordnung getroffen werden. 

20. Beim Betriebe der Küſtenfiſcherei kommen die wegen Ver⸗ 
hütung des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See beſtehenden geſetzlichen 
Vorſchriften in Anwendung. 

Auch müſſen bei jedem zur Küſtenfiſcherei benutzten Fahrzeuge beim 
Vorderſteven am äußeren Backbord und beim Hinterſteven am äußeren 
Steuerbord mindeſtens die erſten drei Buchſtaben des Wohnorts des Be— 
ſitzers, ſowie die Nummer der ihm ertheilten Fiſchereibeſcheinigung mit 
vertieften, mittelſt weißer Oelfarbe auf ſchwarzem Grunde eingeſtrichenen 
Buchſtaben von mindeſtens 6 Centimetern Höhe eingeſchnitten ſein. 

Die ſegelführenden Fahrzeuge müſſen außerdem im Segel eine gleiche 
Bezeichnung führen, die auf beiden Seiten leicht ſichtbar angebracht ſein 
muß. Die einzelnen Buchſtaben müſſen mindeſtens 30 Centimeter hoch 
und bei weißen oder hellfarbigen Segeln mit ſchwarzer, bei dunkelen Segeln 
mit weißer Oelfarbe eingezeichnet ſein. 

Die Hafffiſcher haben neben den vorſtehend vorgeſchriebenen Erkennungs⸗ 
zeichen auf der Spitze des Maſtes ihrer Fahrzeuge eine mindeſtens 75 Cen⸗ 
timeter lange und 30 Centimeter breite Flagge von derjenigen Farbe zu 
führen, welche der Ortſchaft, in welcher ſie ihren Wohnſitz haben, von der 
zuſtändigen Behörde zugetheilt worden iſt. 

Wo jedoch Hafffiſcher eigenthümlich eingerichtete Flaggengeſtelle von 
Altersher gewohnheitsmäßig auf ihren Maſtſpitzen führen, kann von der 
vorgeſchriebenen Breite und Länge der Ortsflagge unter der Bedingung 
Abſtand genommen werden, daß die Flaggengeſtelle die vorgeſchriebene Farbe 
enthalten. Der Regierungspräſident iſt ermächtigt, auch für die zur Binnen⸗ 
fiſcherei und zum Fiſchhandel benutzten Fahrzeuge beſtimmte Kennzeichnung 
vorzuſchreiben. 

Etwa ſonſt im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs oder der Schiff⸗ 
fahrt nothwendige Anordnungen können im Wege der Bezirks⸗Polizeiver⸗ 
ordnung getroffen werden. 

§ 21. Die mit Handhabung der Fiſchereipolizei beauftragten Be⸗ 
amten haben bei Ausübung ihres Amtes die vorgeſchriebene Uniform oder 
ein ihr Amt bezeichnendes metallenes Schild auf der Bruſt zu tragen. Die 
von Gemeinden, Genoſſenſchaften oder Privatperſonen beſtellten Fiſcherei⸗ 
Aufſeher haben bei Ausübung des Dienſtes ein vom Regierungspräſidenten 
feſtzuſetzendes Abzeichen zu tragen. 

Auf den zur Beaufſichtigung der Fiſcherei benutzten Dienſtfahrzeugen 
haben der Königliche Ober⸗Fiſchmeiſter die Deutſche Kriegsflagge mit einem 
blauen Anker im linken unteren Felde und zu beiden Seiten dieſes Ankers 
die Buchſtaben K. F. (Königliche Fiſcherei) in rother Farbe und eine Göſch 
mit den Deutſchen Farben, in deren weißem Felde ſich dieſelben Abzeichen 
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befinden, und die übrigen Königlichen Fiſcherei-Aufſichts⸗Beamten nur die 
Flagge oder die Göſch zu führen, die ſie nach ihrem Ermeſſen im geeigneten 
Augenblick zu hiſſen haben. Daneben können auf dem Haff der Königliche 
Ober⸗Fiſchmeiſter eine rothe Signalflagge, in deren weißem Schilde ſich der 
Preußiſche Adler befindet und einen Wimpel mit Preußiſchem Adler und 
die übrigen Königlichen Fiſcherei-Aufſichtsbeamten nur eine ſolche Flagge 
oder Wimpel führen. 

Bei Nacht tritt an Stelle der Flagge ꝛc. eine rothe Signallaterne. 

Die von Privaten oder Genoſſenſchaften angeſtellten Aufſeher führen 
eine von dem Regierungs-Präſidenten näher zu beſtimmende Flagge. 

Die Führer von Fahrzeugen, welche von Fiſchereibeamten oder Auf: 
ſehern angerufen werden, oder welchen durch wiederholtes Hiſſen, Herab⸗ 
laſſen und Wiederhiſſen der Flagge oder Laterne ein Zeichen gegeben wird, 
haben ſogleich die Segel zu ſtreichen oder mit dem Rudern einzuhalten 
und beizulegen. 

Ueberhaupt hat, wer von einem Aufſichtsbeamten oder Aufſeher ange— 
rufen wird, dem Rufe Folge zu geben und, namentlich auch auf dem Eiſe, 
nicht eher von der Stelle zu weichen, als bis er dazu ausdrücklich er⸗ 
mächtigt iſt. 

§ 22. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſer Verordnung 
werden, ſoweit dieſelben nicht den Strafbeſtimmungen des Fiſchereigeſetzes 
vom 30. Mai 1874 (88 49 ff.) oder des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche 
Reich unterliegen, mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder Haft beſtraft. 

Zugleich kann auf Einziehung der bei der Ausübung der Fiſcherei 
verwandten unerlaubten Fanggeräthe erkannt werden. 

§ 23. Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 
iſt ermächtigt, die Vorſchriften dieſer Verordnung über die Beſchränkung 
des Fiſchereibetriebes, über verbotene Fangmittel und über die Beſchaffen— 
heit erlaubter Fanggeräthe für diejenigen Binnengewäſſer oder Strecken 
derſelben ganz oder theilweiſe außer Kraft zu ſetzen, welche nicht ausſchließ— 
lich Unſerer Hoheit unterworfen ſind. 

$ 24. Die in dieſer Verordnung dem Negierungs-Präfidenten über⸗ 
tragenen Befugniſſe werden für die dem Regierungsbezirk Danzig ange⸗ 
hörigen Theile des Friſchen Haffs durch den Regierungspräſidenten zu 
Königsberg wahrgenommen. 

§ 25. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Oktober 1887 in Kraft. 

Gleichzeitig werden die Verordnungen vom 11. Mai 1877 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 141) und vom 9. Juni 1884 (Geſetz-Samml. S. 294), 
betreffend die Ausführung des nn in der Provinz Preußen 
und betreffend die Abänderung dieſer Verordnung, außer Kraft geſetzt. 

Die beſtehenden provinzialrechtlichen Vorſchriften über das Eigenthum 
der Gewäſſer oder die Grenzen der Fiſchereiberechtigungen werden durch 
dieſe Verordnung nicht berührt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige 
drucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Bad Gaſtein, den 8. Auguſt 1887. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Lucius. 
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13. Verordnung, betreffend Schonreviere in der Linau. 
(Amtsblatt 1887, Seite 246.) 


Mit Genehmigung des Herrn Miniſters für Landwirthſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten werden hierdurch 

1. die kleine Linau von der großen Linau bis zu der Scharpau⸗Reh⸗ 
walde'r Brücke, 

2. in der großen Linau, die Strecke 100 m ſüdlich von der Südſpitze 
der Inſel bei Reyershorſt bis 100 m nördlich von der Nordſpitze 
derſelben Inſel 

zu Laichſchonrevieren erklärt. 

Unter Bezugnahme auf die SS 29 ff. des Fiſchereigeſetzes für den 
Preußiſchen Staat vom 30. Mai 1574 wird dieſes mit dem Bemerken 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß auf den gedachten Laich⸗ 
ſchonrevieren zu allen Zeiten jede Art des Fiſchfanges unterſagt iſt und 
Uebertretungen in dieſer Beziehung der durch den $ 50 des bezeichneten 
Geſetzes angedrohten Strafe bis zu 150 Mark beziehungsweiſe Haft 
unterliegen. 

Danzig, den 19. Auguſt 1887. 

Der Regierungs⸗Präſident. 


14. Verordnung, betreffend Laichſchonreviere im Kreiſe 
Carthaus. 


(Amtsblatt 1887, Seite 342.) 


Mit Genehmigung des Herrn Miniſters für Landwirthſchaft, Do⸗ 
mänen und Forſten werden folgende Gewäſſerſtrecken im Kreiſe Carthaus 
für die Dauer von zehn Jahren vom 1. Januar 1888 ab bis zum 31. De- 
zember 1897 zu Laichſchonrevieren erklärt: 

1. Das nördliche Schon revier, in Größe von 4 ha, umfaßt den nörd⸗ 
lichen Theil des Wengorzin-Sees und einen Theil des aus dem 
Gowidlino⸗See kommenden Etolpe-Fluffes. 

Die Nordgrenze liegt 150 m ſtromaufwärts vor Einmündung 
der Stolpe in den Wengorzin-See, die Südgrenze wird durch eine 
Linie gebildet, deren Endpunkte auf dem weſtlichen Ufer des Wengorzin⸗ 
Sees 300 m, auf dem öſtlichen Ufer in krummer Linie gemeſſen 
400 m vom Einfluß der Stolpe entfernt liegen. 

2. Das ſüdliche Schonrevier, in Größe von 2,5 ha, umfaßt den ſüdöſt⸗ 
lichſten Theil des Wengorzin Sees, deſſen Verbindung mit dem 
unteren Guſtinſch-See und den nördlichſten Theil des letztgenannten 
Gewäſſers. 

Die Nordgrenze wird gebildet durch eine Linie, deren Endpunkte 
auf dem ſüdöſtlichen Ufer des Wengorzin⸗Sees 100 m, auf dem ſüd⸗ 
weſtlichen Ufer 300 m vom Einfluß aus dem unteren Guſtinſch⸗See 
irn han find; ſodann erſtreckt ſich das Laichſchonrevier auf die Ver⸗ 
bindung der genannten beiden Seen und in den Guſtinſch⸗See gegen 
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des Guſtinſch⸗Sees 100 m, auf dem weſtlichen Ufer 75 m, vom 
Ausfluß aus dieſem See nach dem Wengorzin-See hin entfernt ſind. 
Unter Bezugnahme auf die SS 29 ff. des Fiſchereigeſetzes vom 
30. Mai 1874 wird dieſes mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß ge⸗ 
bracht, daß auf den gedachten beiden Laichſchonrevieren zu allen Zeiten 
jede Art des Fiſchfanges unterſagt iſt, und bezügliche Uebertretungen der 
durch den $ 50 des bezeichneten Geſetzes angedrohten Strafe bis zu 

150 Mark oder entſprechender Haft unterliegen. 

Danzig, den 21. November 1887. 
Der Regierungs-Präſident. 


16. Verbot der Anwendung von Speeren bei dem Fiſchfange. 
(Amtsblatt 1837, Seite 349.) 


Nach § 12 Abſatz 2 der Allerhöchſten Verordnung vom 8. Auguſt 
1887 (Geſetz-Sammlung Seite 354), betreffend die Ausführung des Fiſcherei⸗ 
Geſetzes in der Provinz Weſtpreußen, iſt bei dem Fiſchfange die Anwendung 
von Speeren in Küſten- und nicht geſchloſſenen Binnenfiſcherei-Gewäſſern 
verboten. 

Für das Gebiet der Küſtenfiſcherei kann jedoch die Anwendung von 
Speeren zum Aalfang, nöthigenfalls unter gewiſſen Beſchränkungen, von 
dem Regierungs-Präſidenten in der Zeit vom 15. Oktober bis zum Beginn 
der Frühjahrsſchonzeit ausnahmsweiſe geſtattet werden. 

Von dieſer Ermächti ung will ich hierdurch in der Weiſe Gebrauch 
machen, daß in dem zum Regierungsbezirke Danzig gehörigen Gebiete der 
Küſtenfiſcherei in der Zeit vom 15. Oktober, Morgens 6 Uhr bis zum 
14. April, Abends 6 Uhr die Anwendung von ſolchen Speeren zum Aal⸗ 
fang geſtattet iſt, welche nur mit einer Spitze ohne Widerhaken und nöthigen- 
falls mit zwei federnden Seitentheilen verſehen ſind. Verboten iſt dagegen 
die Anwendung jeglicher Art von Aalſpeeren mit mehreren Spitzen und 
Zinken. 

Zuwiderhandlungen unterliegen den Strafvorſchriften des § 22 der 
Verordnung vom 8. Auguſt 1887, betreffend die Ausführung des Fiſcherei⸗ 
geſetzes in der Provinz Weſtpreußen. 

Danzig, den 25. November 1887. 

Der Regierungs-Präſident. 


Abſchnitt VIII. 


Landwirthſchaft. 


I. Verpflichtung zum Raupen der Bäume. 
- Amtsblatt 1854, Seite 271.) r 


, In Gemüßheit des $ 3 räfgeſetbuchs vom 14. April 
ol wird in Bezug auf sr des Geſetzes über die Polizeiverwaltung 
dom 11. März 1850 hiermit angeordnet, daß ein jeder Beſitzer von Grund⸗ 
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lichen Landraths-Aemtern 
Danzig und dem Königlichen Po 
zu beſtimmenden Friſt das 
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aupen in der feſtgeſetzten Friſt nicht 
üße von 1 bis 20 Thlr. beſtraft. 
Danzig, den 12. Oktober 1854. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


2. Schädliche Inſecten 
(Amtsblatt 1878, Seite 175) 


Das in den letzten Jahren vielfach vorgekommene Auftreten ſchädlicher 
Inſekten, insbeſondere von Raupen, Käfern und Käferlarven auf Obſt⸗ und 
anderen Bäumen und Pflanzen, giebt uns Veranlaſſung, die in unſer m 
Amtsblatte Jahrgang 1854 Seite 271 unter Nr. 238 publicirte Polizei⸗ 
verordnung dom 12. October 1854 in Erinnerung zu bringen, durch welche 
angeordnet iſt, daß ein jeder Beſitzer von Grundſtücken mit Baumpflanzungen 
verpflichtet iſt, binnen einer von den Königlichen Landrathsämtern bezw. 
den Königlichen Polizei⸗Directionen zu Danzig und Elbing alljährlich näher 
zu beſtimmenden Friſt, das Vertilgen der Raupen, zur Vermeidung einer 
Geldbuße von 3 bis 60 Mk., auf ſeinen Grundſtücken zu bewirken. 

Gleichzeitig machen wir hierbei auf zwei Feinde des Obſtbaues noch 
beſonders aufmerkſam, welche in den letzten Jahren den Obſtbäumen, ins⸗ 
beſondere den Aepfel, Birnen⸗ und Pflaumen⸗ Bäumen, ſehr erheblichen 
Schaden zugefügt und auch in dieſem Jahre die Hoffnung auf eine reiche 
Ernte ſehr beeinträchtigt haben. 

Es ſind dies die Raupen des Froſtſpanners und die Obſtmaden. 
Die Raupe des Froſtſpanners (Acidalia brumaria) ſpinnt keine Neſter und 
entzieht ſich deshalb dem ungeübten Auge, bis der Schaden durch Zerfreſſen 
der erſten Blättchen und Blüthen⸗Knospen ſichtbar wird. Die 15 Millim. 
(7 Linien) lange, grüne Raupe hat 3 gelbe Streifen und einen braunen 
Kopf; ſie verpuppt ſich Anfangs Juni an den Obſtbäumen unter der Erde 
zu einer hellbraunen Puppe. Im November und December entwickeln ſich 
kleine Schmetterlinge. Das 9 Millim (4 Linien) lange und 28 Millim. 
(13 Linien) breite Männchen, mit graubraunen Ober- und helleren Unter: 
flügeln, fliegt in der Dämmerung ſelbſt bei Froſt umher; während die 
graubraunen Weibchen, mit verkümmerten Flügeln, an den Stämmen empor⸗ 
kriechen und hoch in den Zweigen an den Knospen ihre zahlreichen Eier 
ablegen, die ſich in dem erſten Frühjahr, mit dem Entwickeln der Knospen 
und Blüthen, in die gefräßigen kleinen Raupen umwandeln. 

Gegen dieſe überaus ſchädlichen Inſekten 9 8 man die Obſtbäume 
am ſicherſten, wenn vom Ende October bis Mitte Dezember die Stämme 
der Bäume auf einem ſtraff umgelegten handbreiten Zeugſtreifen mit Theer 
beſtrichen werden und dieſer Anſtrich von 5 zu 5 Tagen erneuert wird. 
Hier kleben die flügelloſen Weibchen feſt und kommen um. 

Zum Schutze gegen die Obſtmade Apfelwickler (Tortrix pomona) 
welche zwar die Geſundheit der Obſtbäume ſelbſt nicht beeinträchtigt, aber 
häufig die ganze Ernte vernichtet, iſt vor Allem das ſorgſamſte Aufſammeln 

23 


BET. mE Dr — — 
* . * u. N NER m * ji 
CCC 


Abſchnitt VIII. Landwirthſchaft. 


und Vernichten der unreif abgefallenen Früchte erforderlich, weil in dieſen 
vorzugsweiſe die blaßrothgelbe, nackte Raupe ſich vorfindet. Erſt im 
Herbſte geht ſie heraus, um ſich zwiſchen den Rindenſpalten einzuſpinnen 
und als hellbraune Puppe zu überwintern; wird im Monat October ein 
Zeugſtreifen um die Bäume beſeſtigt, jo ſpinnen die Raupen ſich in Menge 
dahinter ein, und es können alsdann bis Mitte März die Puppen abge- 
ſammelt und getödtet werden. 
Danzig, den 2. October 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


3. Maßregeln gegen die Reblaus. 
a. (Amtsblatt 1878, Seite 202.) 


In Gemäßheit der von dem Herrn Miniſter für die landwirthſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten erlaſſenen vorläufigen Inſtruktion vom 6. April d. J., 
zur Ausführung des Geſetzes vom 27. Februar 1878 (Geſetz-Sammlung 
Seite 129) und unter Hinweis auf die im Amtsblatte Nr. 41 veröffent⸗ 
lichte Bekanntmachung des Herrn Ober⸗Präſidenten der Provinz Weſtpreußen 
vom 1. d. M., betreffend die Maßregeln gegen die Verbreitung der Reb⸗ 
laus (Phylloxera vastatrix), machen wir Folgendes zur Nachachtung be- 
kannt: 

1. Das Geſetz verſteht unter dem Ausdruck „ein zur Rebkultur benutztes 
Grundſtück“ nicht etwa eine durch das Grundbuch, Flurbuch, Kataſter 
u. ſ. w. beſtimmt bezeichnete und begrenzte Grundfläche, ſondern jede 
thatſächlich mit Reben bepflanzte Bodenfläche, gleichviel welchen Um⸗ 
fang dieſelbe hat, und wie ſie begrenzt iſt. 

2. Nach $ 3 des Geſetzes kann von der Ortspolizeibehörde vorläufig das 
Verbot ausgeſprochen werden, daß „Reben und Rebtheile, ſowie 
andere Pflanzen und Pflanzentheile, gleichviel ob bewurzelt oder un⸗ 
bewurzelt, von dem bezüglichen Grundſtücke abgegeben oder überhaupt 

entfernt werden.“ ($ 1--1 des Geſetzes). 

Dieſe Anordnung kann ſchriftlich oder mündlich geſchehen, doch ift 
hiervon dem Herrn Ober- Präfidenten unverzüglich Anzeige zu er⸗ 
ſtatten. 

3. der § 5 des Geſetzes beſtimmt: 

„Jeder Eigenthümer oder Nutzungsberechtigte iſt verpflichtet, von dem 
Vorhandenſein der Reblaus und von allen verdächtigen Erſcheinungen, 
welche das Vorhandenſein befürchten laſſen, der Ortspolizeibehörde 
unverzüglich Anzeige zu machen.“ 

Die Ortspolizeibehörden werden hierdurch angewieſen, in allen zu 
ihrer Kenntniß gelangenden Fällen einer Infection oder eines Verdachts 
derſelben, unter Angabe der zum Grunde liegenden Thatſachen und etwaigen 
Ermittelungen, dem Herrn Ober-Präfidenten ungeſäumt und unmittelbar, 
eventl. unter Benutzung des Telegraphen, gleichzeitig aber auch der König⸗ 
lichen Regierung, je eine beſondere Anzeige zu machen. 

Danzig, den 7. October 1878. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
b. (Amtsblatt 1880, Seite 141.) 


Nach Artikel 3 der internationalen Konvention vom 17. September 
1878, Maßregeln gegen die Reblaus betreffend (Reichsgeſetzblatt Nr. 4 
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Jahrgang 1880), bedarf es Behufs der ungehinderten Einführung der zum 
internationalen Verkehr zugelaſſenen, in Artikel 2 Abſatz 2 und 5 benannten 
vegetabiliſchen Gegenſtände über die Grenze eines der, der Konvention bei- 
getretenen Staaten einer Beſcheinigung der Behörde des Urſprungslandes 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des gedachten Artikel 3. 

Bis dahin, wo Seitens der Reichsbehörden die erforderlichen Anord- 
nungen Behufs Ausführung der internationalen Konvention werden erlaſſen 
werden, haben die 8 Miniſter des Innern und für Landwirthſchaft, 
Domainen und Forſten durch Erlaß vom 1. Juni d. J. angeordnet, daß 
die Ausſtellung folder Atteſte auf Antrag der Betheiligten von den Orts⸗ 
Polizeibehörden zu bewirken ift, denen es überlaſſen bleibt, ſich erforderlichen 
Falls die nöthige Kenntniß über das Zutreffen der zu beſcheinigenden Ver⸗ 
hältniſſe zu verſchaffen. 

Danzig, den 11. Juni 1880. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


4. Polizei Verordnung, betreffend die Körung der Privat⸗ 
Deckhengſte. 


(Amtsblatt 1887, Seite 232.) 


Auf Grund der $$ 137 und 140 des Geſetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz⸗Sammlung Seite 195 ff.) 
ſowie der $3 6, 12 und 15 des Geſetzes vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
Sammlung Seite 265) wird für den Umfang der Provinz Weſtpreußen 
unter Zuſtimmung des Provinzialraths und unter Aufhebung der Polizei⸗ 
N vom 16. Auguſt 1879 und 7. März 1881 Folgendes ver⸗ 
ordnet: 

$ 1. Zur Bedeckung fremder Stuten gegen Entgelt dürfen Privat- 
hengſte nur verwendet werden, wenn für dieſelben ein Erlaubnißſchein von 
der Körungskommiſſion ausgeſtellt ift (§ 10). 

§ 2. Für jeden Kreis wird eine Körungskommiſſion gebildet. 

Es bleibt indeſſen den Kreiſen, in welchen eine genügende Zahl von 
3 nicht vorhanden iſt, überlaſſen, ſich mit einem benachbarten 

eiſe zu einem gemeinſamen Körungsbezirke zu vereinigen und die er- 

forderlichen Verabredungen wegen Wahl der Mitglieder der Körungs⸗ 
kommiſſion (§ 3) zu treffen. 

$ 3. Jede Körungskommiſſion beſteht aus einem Vorſitzenden und 
zwei anderen Mitgliedern. Es wird je ein gemeinſchaftlicher Vorſitzender 
beſtellt für die Körungskommiſſionen: 

1. des Regierungsbezirks Danzig, 

2. der 5 dem rechten Ufer der Weichſel gelegenen Kreiſe des Re⸗ 
gierungsbezirks Marienwerder leinſchließlich der auf dem linken Ufer 
der Weichſel gelegenen Theile der Kreiſe Marienwerder und Thorn), 

3. der auf dem linken Weichſelufer gelegenen Kreiſe des Regierungs- 
bezirks Marienwerder. 


23 * 
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auf 3 Jahre gewählt. Die Mitgliedſchaft dauert bis zur Wahl des Nach⸗ 
folgers fort. Scheidet ein Mitglied im Laufe der Wahlperiode aus, ſo 
iſt erforderlichen Falles für die Dauer derſelben ein Erſatzmann zu wählen. 

§ 4. Der Vorſteher des betreffenden Landgeſtüts hat das Recht, 
mit berathender Stimme an den Verhandlungen der Körungskommiſſion 
Theil zu nehmen; zu dieſem Zwecke ſind ihm die Körungstermine rechtzeitig 
vorher mitzutheilen. 

Außerdem muß bei jedem Körungstermine ein beamteter Thierarzt 
oder, im Falle der Behinderung, ein anderer approbirter Thierarzt zu⸗ 
gezogen werden, welcher ebenfalls eine berathende Stimme hat. 

§ 5. Die Körungen find möglichſt in den beiden letzten Monaten 
jedes Jahres abzuhalten. Die Vorſitzenden der Kommiſſionen ſetzen nach 
Verſtändigung mit den betreffenden Landräthen die Termine und Orte feſt, 
und ſind dieſelben von den Landräthen, welche auch die für das Geſchäft 
erforderlichen Vorbereitungen treffen, öffentlich bekannt zu machen. 

$ 6. Die Körungskommiſſion beſchließt nach Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entſcheidet der Vorſitzende. Die Entſcheidung der Kom⸗ 
miſſion iſt endgültig. 

§ 7. Die Beſchlüſſe der Kommiſſion werden den Betheiligten im 
Körungstermine mit Gründen eröffnet und in der in Anlage A. an⸗ 
gegebenen Form protokollirt. Das Protokoll iſt von ſämmtlichen an⸗ 
weſenden Kommiſſionsmitgliedern zu unterzeichnen und demnächſt abſchriftlich 
dem Landrathe einzureichen, welcher für die öffentliche Bekanntmachung der 
zugelaſſenen Hengſte und des Standortes derſelben zu ſorgen hat. 

8 8. Fur Hengſte, welche nachweislich zur Zeit der Körung erkrankt 
oder erſt nach der Körung von dem Beſitzer erworben ſind, kann auf An⸗ 
trag und Koſten der Beſitzer eine Nachkörung ſtattfinden. 

Der Antrag iſt unter Beifügung der erforderlichen Nachweiſe bei 
dem Vorſitzenden der Kommiſſion anzubringen, welcher darüber zu befinden 
und eintretendenfalls den Termin für die Nachkörung anzuſetzen hat. 

§ 9. Die zur Deckung zuzulaſſenden Hengſte müſſen das dritte 
Nahr vollendet haben und von erblichen Fehlern, namentlich von Koller, 

ampf, Kreuzlähmung, Mondblindheit, Staar, Spath, Schale, Strahlen⸗ 


krebs, faber an u. ſ. w. frei, ſowie nach ihrer geſammten körperlichen 


Beſchaffenheit zur Zucht geeignet ſein. 
§ 10. Die Beſitzer der zur Deckung zugelaſſenen (angekörten) Hengſte 
erhalten einen nach dem Formular B. für ein Jahr ausgeſtellten, von 
dem Vorſitzenden der Kommiſſion unterzeichneten Erlaubnißſchein. Ein 
nicht zur Deckung zugelaſſener (abgekörter) Hengſt kann im nächſten Jahr 
der Kommiſſion wieder vorgeſtellt werden. 

$ 11. Für jeden angekörten Hengſt find das erſte Mal 10 Mark, 
jedes ſpätere Jahr 5 Mark, für jeden abgekörten Hengſt 3 Mark an Ge⸗ 
bühren zu entrichten. Für Nachkörungen (§ 8) werden außer den Koſten 
des Termins Gebühren nicht erhoben. 

$ 12. Die Vorſitzenden der Körungskommiſſionen erhalten 9 Mark 
Tagegelder und an Reiſekoſten für das Kilometer Landweg 40, für das 
Kilometer Eiſenbahn oder Dampfſchiff 10 Pfg. Die zugezogenen Thierärzte 
erhalten die ihnen nach ihrer amtlichen Stellung zukommenden Tagegelder und 
Reiſekoſten. 

Zur Beſtreitung dieſer und der ſonſt etwa erwachſenden Koſten dienen 
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die im $ 11 erwähnten Gebühren. Aus dem etwa verbleibenden Reſte 
— für den ganzen Regierungsbezirk zuſammengerechnet — können die von 
den Kreisausſchüſſen gewählten Mitglieder Entſchädigungen nach der Feſt⸗ 
ſetzung des betreffenden Negierungs-Präfidenten erhalten, welcher über- 
haupt 8 erforderlichen Anordnungen hinſichtlich des Rechnungsweſens zu 
treffen hat. 

§ 13. Jeder angekörte Hengſt iſt der Regel nach während der Deck— 
zeit an dem vom Beſitzer im Körungstermine angegebenen Standorte zu 
belaſſen. Eine etwaige Aenderung des Standortes iſt dem Landrath min⸗ 
deſtens eine Woche vorher anzuzeigen, bevor der betreffende Hengſt auf dem 
neuen Standorte zum Decken verwendet wird. 

$ 14. Die Beſitzer der angekörten Hengſte haben Deckregiſter nach 
dem Muſter C. zu führen, dieſelben mindeſtens 2 Jahre aufzubewahren 
und auf Verlangen der Körungskommiſſion ſowie dem Landrath zur Ein⸗ 
ſicht vorzulegen. 

$ 15. Uebertretungen des $ 1 werden für jeden einzelnen Fall mit 
einer Geldſtrafe von 30 Mark, Uebertretungen des § 13 Satz 2 und des 
§ 14 mit einer Geldſtrafe von 1 bis 30 Mark geahndet. 

§ 16. Die gegenwärtige Polizeiverordnung tritt mit dem 1. Oktober 
d. J. in Kraft. 

Danzig, den 11. Auguſt 1887. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


Abſchnitt IX. 
Forſt⸗ und Jagd ⸗ Polizei. 


1. Transport von Wild und Holz, Legitimation. 
a. (Amtsblatt 1854, Seite 120) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 — über 
die Polizeiverwaltung — ſetzen wir hiermit für den ganzen Umfang unſeres 
Verwaltungsbezirkes zur Ergänzung der Vorſchriften im $ 39 Tit. I und 
$ 28 Tit. IV der Forſt⸗ und Jagdordnung für Weſtpreußen vom 8. Ok⸗ 
tober 1805 feſt, daß jeder Transport von Holz und Wildpret, auch wenn 
der Gegenſtand nicht zum Verkaufe beſtimmt iſt, mit dem vorgeſchriebenen 
Legitimationsatteſte verſehen fein muß, ſobald derſelbe außerhalb der Grenzen 
des Forſtreviers, oder des Guts, aus welchem das Produkt entnommen 
worden iſt, betroffen wird. 

Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat für jeden Wagen oder für 
ei Transportwerkzeug eine Geldſtrafe bis zur Höhe von 10 Thalern 
zur Folge. 

Danzig, den 25. März 1854. 

Königliche Regierung. 
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b. (Amtsblatt 1856, Seite 30.) 

Unter Hinweiſung auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850, 
über die Polizeiverwaltung, ſetzen wir hierdurch, mit Bezug auf $ 39 
Tit. I und § 28 Tit. IV der Forſt⸗ und Jagdordnung für Weſtpreußen 
vom 8. Oktober 1805, für den ganzen Umfang unſeres Verwaltungsbezirkes 
feſt, daß künftig in allen denjenigen Fällen, in welchen bäuerliche Beſitzer 
aus ihren Waldungen Holz, oder Borke, oder Wild nach anderen Orten 
transportiren, die Richtigkeit der Unterſchrift unter den Holz⸗ oder Wild⸗ 
legitimationsatteſten von den zuſtändigen Schulzen beſcheinigt werden muß. 

Die Nichtbeachtung dieſer Vorſchrift hat die Confiscation des bezüg⸗ 
lichen Produktes bis zum Werthe von zehn Thalern oder eine Geldſtrafe 
bis zur Höhe von zehn Thalern zur Folge. 

Danzig, den 10. Februar 1856. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


2. Verkauf von Wild und Holz, Legitimation. 
(Amtsblatt 1855, Seite 78.)**) 


Mit Bezug auf § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850 über die 
Polizeiverwaltung, ſetzen wir hiermit für den Umfang unſeres Verwaltungs⸗ 
bezirkes feſt, daß derjenige eine Polizeiſtrafe bis zur Höhe von 10 Thlr., 
oder, im Falle des Unvermögens, eine verhältnißmäßige Gefängnißſtrafe zu 
erwarten hat, welcher auf dem platten Lande, oder im Städten, in denen 
keine Mahl⸗ und Schlachtſteuer erhoben wird und ſonach keine Thiercontrolle 
ſtattſindet, 751 oder Wild von Perſonen erwirbt, die ſich nicht durch ein, 
in der Forſt⸗ und Jagdordnung für Weſtpreußen, vom 8. Oktober 1805, 
Tit. I $ 39 vorgeſchriebenes Atteſt auszuweiſen im Stande find, 

Danzig, den 30. März 1855. 

Königliche Regierung. 


3. Polizei⸗Verordnung, betreffend die Schonzeit des Wildes. 
(Amtsblatt 1873, Seite 45.) 


Um die Kontrolle darüber, ob die im § 1 des Geſetzes über die 
Schonzeiten des Wildes vom 26. Februar 1870 (G.⸗S. S. 120) hinſichtlich 
der Schonung des weiblichen Roth-, Dam⸗ und Nehwildes enthaltenen 
Vorſchriften beobachtet werden, zu ermöglichen, iſt es erforderlich, daß 
wenigſtens bei dem im unzerlegten Zuſtande zur Verſendung oder zum 
Verkaufe kommenden Roth⸗, Dam⸗ und Rehwilde das Geſchlecht deſſelben 
noch mit Sicherheit erkennbar und nicht durch Entfernung aller oder einiger 
ſeiner weſentlichen äußeren Merkmale verdunkelt ſei. 

Wir verordnen daher hiermit auf Grund der SS 6, 11 und 12 des 
Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 (G.⸗S. S. 265) 
für den ganzen Umfang unſeres Bezirkes, was folgt: 

1. Wer nach Ablauf von 14 Tagen I eingetretener Schonzeit 


8 
des weiblichen Roth⸗, Dam⸗ und Rehwildes unzerlegtes Roth, Dam⸗ 


% Dieſe drei Verordnungen find nur bezüglich des Transports von dag nicht 
des Wildprets, aufgehoben. 1 7 der Polizei⸗Verordnung vom 23. März 1884.) 
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und Rehwild, bei welchem das Geſchlecht nicht mehr mit Sicherheit erfenn- 
bar iſt, verſendet, verkauft, zum Verkaufe herumträgt, in Läden, auf 
Märkten oder ſonſt auf irgend eine Art zum Verkaufe ausſtellt oder 
feilbietet oder den Verkauf deſſelben vermittelt, verfällt in eine Geldſtrafe 
bis zu zehn Thalern. 

§ 2. Die Vorſchrift des § 1 findet keine Anwendung auf das 
Seitens der zuſtändigen Behörde confiscirte und auf dasjenige Wild, von 
dem auf die im § 7 alinea 2 des Geſetzes vom 26. Februar 1870 vor⸗ 
geſchriebenen Weiſe nachgewieſen wird, daß es in den im § 3 a. a. O. 
gedachten Ausnahmefällen erlegt worden iſt. 

Wegen des Wildlegitimationg-Atteftes bringen wir unſere Polizei⸗ 
Verordnungen vom 25. März 1854 (Amtsblatt S. 120) und vom 
10. Februar 1856 (Amtsblatt S. 30) in Erinnerung. 


Danzig, den 15. März 1873. 
Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 


4. Polizei⸗Verordnung, betreffend den Verkauf von 
Holzpflänzlingen. 
(Amtsblatt 1874, Seite 261.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes vom 11. März 1850, betreffend 


die Polizeiverwaltung, verordnen wir für den Umfang unſeres Verwaltungs- 
bezirks, was folgt: 


Wer wilde Holzpflänzlinge verfährt oder zum Verkauf anbietet, ohne 
ſich durch ein in der Forſt⸗ und Jagdordnung für Weſtpreußen vom 
8. Oktober 1805 Titel 1 im § 39, alſo lautend: 

Bau⸗, Nutz⸗ und Brennholz oder Borke ſoll nicht ohne Atteſt des 

betreffenden Königlichen Revier⸗Forſtbedienten, wenn aber dergleichen 

aus ſtädtiſchen, adeligen oder anderen Privat- und Unterthanen⸗ 

Haiden kommt, nicht ohne Atteſt des Waldeigenthümers oder Guts⸗ 

beſitzers oder deſſen Stellvertreters oder des angeſetzten Waldauf- 

ſehers, imgleichen Wildpret nicht ohne Atteſt des Jagdberechtigten 
in eine Stadt oder ein Dorf zum Verkauf gebracht oder außer dem 

Gute des Privat⸗Waldeigenthümers verfahren werden, in welchem 

Atteſte der Einbringer für den rechtmäßigen Inhaber des Holzes, 

der Borke oder des Wildprets anerkannt und deſſen Name, Stand 

und Wohnort enthalten, auch die Anzahl mit Buchſtaben und nicht 
mit Zahlen genau eingeſchrieben ſein muß, 
vorgeſchriebenes Legitimationsatteſt als rechtmäßigen Inhaber der Pflänz⸗ 
linge ausweiſen zu können, oder wer wilde Hachen ng von Perſonen 
erwirbt, welche ſich durch ein Atteſt der vorgedachten Art nicht auszuweiſen 
vermögen, verfällt in eine Polizeiſtrafe bis zu 10 Thlr. oder entſprechende 


Haftſtrafe. 
Danzig, den 24. September 1874. 
Königliche Regierung. 
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5. Polizei⸗Verordnung, betreffend das Betreten der Forſt 
außerhalb der Wege. 


(Amtsblatt 1876, Seite 129.) 


Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſetz-Sammlung pro 1850 S. 265) wird hiermit 
zum Schutz der Waldungen des diesſeitigen Bezirks und zwar ſowohl der 
Königlichen als auch der Gemeinde-, Inſtituten⸗ und Privatwaldungen Nach⸗ 
ſtehendes verordnet: 

Wer trotz des an ihn perſönlich erlaſſenen Verbotes des Eigen⸗ 
thümers einer Forſt beziehentlich deſſen Forſtbeamten, die Forſt 
außerhalb der öffentlichen, durch dieſelbe führenden Wege zu betreten, 
die Forſt dennoch betritt, wird für jeden Contraventionsfall mit 
einer Geldſtrafe von einer bis zu dreißig Mark oder verhältniß⸗ 
mäßiger Haft beſtraft. 

Danzig, den 4. Juni 1876. 
Königliche Regierung. 


6. Verordnung, betreffend die Verhütung von Waldbränden. 
(Amtsblatt 1881, Seite 145.) 


Nachſtehende geſetzlichen und polizeilichen Beſtimmungen des Straf⸗ 
geſetzbuches für das deutſche Reich vom 15. Mai 1871 und des Forſt⸗ und 
Feldpolizeigeſetzes vom 1. April 1880 werden wegen der in letzter Zeit 
überhand nehmenden Waldbrände in Erinnerung gebracht. 


I. aus dem Strafgeſetzbuche: 


§ 308. Wegen Brandſtiftung wird mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren 
beſtraft, wer vorſätzlich Gebäude, Schiffe, Hütten, Bergwerke, Magazine, 
Waarenvorräthe, welche auf dazu beſtimmten öffentlichen Plätzen lagern, 
Vorräthe von landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen oder von Bau⸗ und Brenn⸗ 
materialien, Früchte auf dem Felde, Waldungen oder Torfmoore in Brand 
ſetzt, wenn dieſe Grundſtücke entweder fremdes Eigenthum ſind, oder zwar 
dem Brandſtifter eigenthümlich gehören, jedoch ihrer Lage und Beſchaffen⸗ 
heit nach geeignet ſind, das Feuer einer der im § 306 Nr. 1 bis 3 be⸗ 
zeichneten Räumlichkeiten oder einem der vorſtehend bezeichneten fremden 
Gegenſtände mitzutheilen. 

Sind mildernde Umſtände vorhandeu, ſo tritt Gefängnißſtrafe nicht 
unter ſechs Monaten ein. 

§ 309. Wer durch Fahrläſſigkeit einen Brand der in den 88 306 
und 308 bezeichneten Art herbeiführt, wird mit Gefängniß bis zu einem 
Jahre oder mit Geldſtrafe bis zu 900 Mark und, wenn durch den Brand 
der Tod eines Menſchen verurſacht worden iſt, mit Gefängniß von einem 
Monat bis zu drei Jahren beſtraft. 

§ 368. Mit Geldſtrafe bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 
vierzehn Tagen wird beſtraft: 

6) wer an gefährlichen Stellen in Wäldern oder * oder in ge⸗ 

e Nähe von Gebäuden oder feuerfangenden Sachen Feuer 
anzündet. 
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II. aus dem Feld⸗ und Forſtpolizeigeſetze: 

§ 32. Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft wird be⸗ 
ſtraft, wer abgeſehen von den Fällen des § 308 des Strafgeſetzbuches eigene 
Torfmoore, Haidekraut oder Bülten im Freien ohne vorgängige Anzeige 
bei der Ortspolizeibehörde oder bei dem Ortsvorſtande in Brand ſetzt oder 
die bezüglich dieſes Brennens polizeilich angeordneten Vorſichtsmaßregeln 
außer Acht läßt. 

§ 44. Mit Geldſtrafe bis zu 50 Mark oder mit Haft bis zu vier⸗ 
zehn Tagen wird beſtraft, wer: 

1. mit unverwahrtem Feuer oder Licht den Wald betritt oder ſich dem⸗ 
ſelben in gefahrbringender Weiſe nähert; 

2. im Walde brennende oder glimmende Gegenſtände fallen läßt, fort⸗ 
wirft oder unvorſichtig behandelt; 

3. abgeſehen von den Fällen des § 368 Nr. 6 des Strafgeſetzbuches im 
Walde oder in gefährlicher Nähe deſſelben im Freien ohne Erlaubniß 
des Ortsvorſtehers, in deſſen Bezirk der Wald liegt, in Königlichen 
Forſten ohne Erlaubniß des zuſtändigen Forſtbeamten, Feuer anzündet 
oder das geſtatteter Maßen angezündete Feuer gehörig zu beaufſichtigen 
oder auszulöſchen unterläßt; 

abgeſehen von den Fällen des § 360 Nr. 10 des Strafgeſetzbuches 
bei Waldbränden, von der Polizeibehörde, dem Ortsvorſteher oder 
deren Stellvertreter oder dem Forſtbeſitzer oder Forſtbeamten zur 
Hülfe aufgefordert, keine Folge leiſtet, obgleich er der Aufforderung 
ohne erhebliche eigene Nachtheile genügen konnte. 

§ 45. Mit Geldſtrafe bis zu 150 Mek. oder mit Haft wird beſtraft, 

wer im Walde oder in gefährlicher Nähe deſſelben: n 

1. ohne Erlaubniß des Ortsvorſtehers, in deſſen Bezirk der Wald liegt, 
in Königlichen Forſten ohne Erlaubniß des zuſtändigen Forſtbeamten, 
Kohlenmeiler errichtet; 

Kohlenmeiler anzündet, ohne dem Ortsvorſteher, in Königlichen Forſten 
dem Forſtbeamten, Anzeige gemacht zu haben; 

3. brennende Kohlenmeiler zu beaufſichtigen unterläßt; 

. aus Meilern Kohlen auszieht oder abfährt, ohne dieſelben gelöſcht zu 


haben. f 
§ 46. Mit Geldſtrafe von 10 bis zu 150 Mark oder mit Haft wird 
beſtraft, wer den über das Brennen einer Waldfläche, das Abbrennen von 
liegenden oder zuſammengebrachten Bodendecken und das Sengen von Rott⸗ 
hecken 8 enen polizeilichen Anordnungen zuwider handelt. 
Schließlich wird noch auf die Vorſchriften im Titel J. $ 21 und 


Titel IV. 8 8 der Forſt⸗ und Jagdordnung für Weſtpreußen und den 
Netzediſtrict aufmerkſam gemacht: 
nach welchen die in den Wäldern beſchäftigten Holzhauer, ſowie die 
Hirten, welche Vieh in die Waldungen treiben und daſelbſt weiden, 
in der Zeit vom 1. Mai bis Ende September bei einer Geldſtrafe 
von 15 Mark oder Abele Gefängniß kein Feuerzeug bei ſich 


führen dürfen, und bei gleicher Strafe auch das Tabakrauchen in den 
Wäldern für den gleichen Zeitraum verboten iſt. 
Danzig, den 3. Juni 1881. 
Königliche Regierung. Abtheilung für directe Steuern, Domainen 
und Forſten. 
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7. Polizei⸗Verordnung zur Ausführung des Feld: und 
Forſtpolizei⸗Geſetzes. 
(Amtsblatt 1884, Seite 88.) 


In Ausführung des Feld- und Forſt⸗Polizei⸗Geſetzes vom 1. April 
1880 (G.⸗S. S. 230) und des Geſetzes, betreffend den Forſtdiebſtahl, vom 
15. April 1878 (G.⸗S. S. 222), ſowie behufs überſichtlicher Zuſammen⸗ 
ſtellung der neben dieſen Geſetzen maßgebenden forſtpolizeilichen Vorſchriften 
verordne ich auf Grund der SS 73, 76 des Geſetzes über die Organiſation 
der allgemeinen Landesverwaltung vom 26. Juli 1880 (G.⸗S. S. 291) 
in Verbindung mit SS 6, 12 und 15 des Geſetzes vom 11. März 1850 
(G.⸗S. S. 265) mit Zuſtimmung des Provinzialrathes für den Umfang 
der Provinz Weſtpreußen was folgt: 

Zu $ 13 des Feld- und Forſtpolizei⸗Geſetzes vom 1. April 1880. 


§ 1. Die Nachtweide, d. h. die Weide in der Zeit von Sonnen⸗ 
untergang bis Sonnenaufgang iſt in Wäldern und auf uneingefriedigten 
Grundſtücken unterſagt. 

Wenn die Nachtweide auf uneingefriedigten Grundſtücken nach be⸗ 
ſonderen wirthſchaftlichen Verhältniſſen nicht zu entbehren iſt, ſo kann ſie 
durch die Ortspolizeibehörde unter gleichzeitiger Anordnung der zum Schutz 
gegen Beſchädigungen und etwaigen Mißbrauch erforderlichen Maßregeln 
geſtattet werden. 

Auf Hütungsplätzen, die von ſo geringem Umfange ſind, daß ein 
Uebertreten des Viehes auf die benachbarten fremden Grundſtücke leicht zu 
befürchten iſt, muß das zur Weide aufgetriebene Vieh an feſte Gegenſtände 
angebunden oder an Stricken geführt werden. Der Auftrieb des Viehes 
zur Weide auf nicht eingefriedigten Wegen, welche nicht ſo breit angelegt 
ſind, daß das Vieh von der Beſchädigung der angrenzenden Fluren abge⸗ 
halten werden kann, unterliegt der Regelung durch die zuſtändige Orts⸗ 
polizeibehörde. 

Mehrere zur Hütung auf beſtimmten Grundſtücken Berechtigte dürfen 
das Vieh, ſoweit nicht ein Recht zum Einzelnhüten erworben iſt, nur in 
einer Heerde unter der Aufſicht eines oder mehrerer gemeinſchaftlicher Hirten 
weiden laſſen. Die Zahl der Hirten iſt die Ortspolizeibehörde feſtzu⸗ 
ſetzen befugt. 

Wer dieſen Beſtimmungen zuwider handelt, wird mit Geldſtrafe bis 
zu 10 Mark beſtraft. 

Zu $ 34 deſſelben Geſetzes. 
a. Vögel. 

§ 2. Unterſagt iſt das Tödten und Einfangen der nachbenannten 
Vögel, ſofern es nicht zu wiſſenſchaftlichen Zwecken geſchieht: 

Blaukehlchen, Rothkehlchen, Nachtigall, Sproſſer, Grasmücke, Roth⸗ 
ſchwanz, Steinſchmätzer, Wieſenſchmätzer, Bachſtelze. Pieper, Zaunkönig, Pirol, 
Goldhähnchen, Meiſe, Ammer, Fink, Hänfling, Zeiſig, Stieglitz, Dompfaff, 
Baumläufer (Kleiber), Wiedehopf, Schwalbe, Tagſchlaf, Staar, Dohle, 
Mandelkrähe, Saatkrähe, Fliegenſchnäpper, Kuckuck, Specht, Wendehals, 
Buſſard (Mäuſefalke) und Eule (mit Ausnahme des Uhu). 

Ein Gleiches gilt von dem Ausnehmen der Eier und dem Zerſtören 
der Neſter dieſer Vögel. 
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Das Feilhalten dieſer Vögel auf Märkten ift bei Vermeidung der im 
§ 149 Nr. 6 der Gewerbeordnung vom 1. Juli 1883 (Reichs⸗Geſ.⸗Bl. 
pro 1883 S. 238) angedrohten Strafe unterſagt. 


b. Wanderheuſchrecke. Kartoffel⸗(Kolorado⸗) Käfer. 


1. Jeder Eigenthümer, Beſitzer oder Inhaber eines Grundſtücks iſt 

verpflichtet, von dem ihm bekannt gewordenen Vorkommen 

der Wanderheuſchrecke, 

des Kartoffel⸗(Kolorado⸗) Käfers, 

deren Eier, Larven oder Puppen, 
auf feinem Grundſtücke der Ortspolizeibehörde oder, wenn dieſelbe nicht 
innerhalb des betreffenden Gemeinde- bezw. Gutsbezirkes ihren Sitz hat, 
dem Gemeinde bezw. Gutsvorſteher ungeſäumt Anzeige zu erſtatten, 
en 9 —5 in dieſem Falle ſofort die Ortspolizei⸗Behörde zu benach⸗ 
richtigen hat. 

2. Auf Anordnung des Landraths oder der Ortspolizei⸗Behörde und 
nach Maßgabe derſelben haben die zu 1 genannten Perſonen die Durch⸗ 
ſuchung ihrer Grundſtücke nach der Wanderheuſchrecke bezw. dem Kartoffel- 
käfer, deren Eier, Larven und Puppen, entweder ſelbſt oder durch andere 
geeignete Perſonen ſorgſam auszuführen und von dem Ergebniß Anzeige 
zu erſtatten. Ebenſo iſt den mit der Ermittelung beauftragten Perſonen 
die Durchſuchung der Grundſtücke zu geſtatten und denſelben zur Er⸗ 
reichung ihres Zweckes alle den Umſtänden entſprechende Beihülfe zu leiſten. 

3. Die etwa gefangenen Wanderheuſchrecken und Kartoffelkäfer, deren 
aufgefundene Eier, Larven und Puppen ſind ſofort an Ort und Stelle zu 
vernichten und zu vergraben oder zu verbrennen. 

Die Aufbewahrung im lebenden Zuſtande iſt verboten. 

4. Die behufs der Vertilgung oder Verhinderung der Weiterver⸗ 
breitung von den zu 2 genannten Behörden erlaſſenen Anordnungen wegen 
des Umpflügens oder der Abſperrung von Grundſtücken ſind zu befolgen. 


c. Klee⸗ und Flachs⸗Seide, Wucherblume. 


Unberührt bleiben von der gegenwärtigen Verordnung: die für den 
Regierungsbezirk Marienwerder zur Vertilgung der Klee⸗ und Flachs⸗Seide 
in der Polizei⸗Verordnung vom 10. Juni 1876 (Amtsbl. S. 145) und 
die für den Kreis Marienburg in der Polizei⸗Verordnung vom 11. Juni 
1878 zur Vertilgung der Wucherblume getroffenen Anordnungen. 


Zu 8 40 deſſelben Geſetzes. 


§ 3. Wer auf Königlichen Forſtgrundſtücken oder Torfmooren, als 
Dienſtbarkeits⸗Nutzungsberechtigter oder Einmiether eine Nutzung ausüben 
will, muß alljährlich vor Beginn derſelben bei dem zuſtändigen Forſtbeamten 
einen auf ſeinen Namen lautenden Legitimationsſchein löſen. 

Dieſer Legitimationsſchein, auf welchem die Grundſtücke, in welchen, 
und die Wochentage, an welchen die Nutzung ausgeübt werden darf, ſowie 
die Dauer der Nutzungsperiode und die Transportmittel, auf welche der 
Berechtigte beſchränkt iſt, anzugeben ſind, darf an Fremde niemals, an die 
. bezw. Arbeiter nur dann überlaſſen werden, wenn dieſe 
die Nutzung für den Berechtigten ausüben. 


Vorſtehendes gilt auch für andere als Königliche Waldungen, ſoweit 
hier die Löſung eines Legitimationsſcheines üblich iſt. 
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Zu $ 43 deſſelben Geſetzes. 


§ 14. Wer Brennholz, unverarbeitetes Bau- und Nutzholz, ſowie unver- 
arbeitete Peitſchen⸗ und Spazierſtöcke, Band⸗ und Dachſtöcke, Weideruthen, 
Reiſer, Baumrinde, Wurzeln, grüne Baumzweige, Maien, Weihnachts- 
bäume, Baum⸗ oder Buhnenpfähle, Faſchinen, Strauchbeſen, Reifſtöcke, 
Bohnen⸗ und Hopfenſtangen, ſowie Laub in eine Stadt oder ländliche Ort: 
ſchaft einbringt oder überhaupt verfährt, muß, ſofern der Transport nicht 
lediglich von dem Orte, wo der Gegenſtand gewachſen iſt, nach dem Wohn⸗ 
orte oder Wirthſchaftshofe des Wald- ꝛc. Eigenthümers geſchieht, mit einem 
Urſprungsatteſt des zuſtändigen Forſtbeamten oder des Ortsvorſtehers ver⸗ 
ſehen ſein. Das Urſprungs⸗Atteſt muß enthalten: 
1. Stand, Namen und Wohnort desjenigen, welcher das Holz ꝛc. verfährt, 
2. genaue Bezeichnung des Holzes ꝛc. nach Gattung, Menge oder Zahl 
mit Worten, 
3. Dauer der Gültigkeit des Atteſtes, 
4. Datum der Ausſtellung und Unterſchrift des Ausſtellers. 
§ 5. Mit Geldſtrafe bis zu 10 Mark — foweit nicht die ſtrengeren 
Strafen des § 44 des oben angeführten Geſetzes verwirkt ſind — wird 
beſtraft, wer in Wäldern außerhalb der öffentlichen Wege bei trockener 
Jahreszeit, insbeſondere vom 1. Mai bis Ende September raucht. 


Zu § 1 des Geſetzes vom 15. April 1878 betreffend den Forſtdiebſtahl. 


§ 6. Mit Geldſtrafe bis zu 2 Mark wird beſtraft, wer unbefugt 
auf Forſtgrundſtücken Kräuter, Beeren oder Pilze ſammelt, oder, falls er 
einen Erlaubnißſchein des Waldeigenthümers, deſſen Stellvertreters oder 
Beamten erhalten hat, denſelben beim Sammeln nicht bei ſich führt. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag ein. 
§ 7. Alle bisher in Bezug auf die Feld⸗ und Forſtpolizei erlaſſenen 
Polizei⸗Verordnungen, insbeſondere 
die für die Provinz Weſtpreußen erlaſſenen Polizei-Verordnungen 
vom 17. März 1877, betreffend die Vertilgung der Wanderheuſchrecke 
(Amtsblatt Danzig S. 81, Amtsblatt Marienwerder S. 94) und 
vom 26. September 1877, betreffend die Vertilgung des Kolorado⸗ 
Käfers (Amtsblatt Danzig S. 208, Amtsblatt Marienwerder S. 227); 


die für den Regierungsbezirk Danzig erlaſſenen Polizei-Verordnungen 


vom 8. März 1843 (Amtsblatt S. 40), vom 7. Oktober 1867) 
(Amtsblatt S. 361), vom 22. Auguſt 1873 (Amtsblatt S. 130), 
vom 12. Oktober 1854 (Amtsblatt S. 271), vom 23. Dezember 
1868 (Amtsblatt pro 1869 S. 5) und vom 11. Dezember 1874 
(Amtsblatt S. 300); 

die für den Regierungsbezirk Marienwerder erlaſſenen Polizei⸗ 

Verordnungen 

vom 20. März 1848 (Amtsblatt S. 64), vom 28. November 1856 
(Amtsblatt S. 333), vom 18. Juli 1862 (Amtsblatt S 118), vom 
16. Oktober 1867 (Amtsblatt S. 284) und vom 11. Auguſt 1869 
(Amtsblatt S. 172) werden aufgehoben. 

Daſſelbe gilt bezüglich der nachfolgenden Polizei⸗Verordnungen, ſoweit 

ſie ſich auf den Transport von Holz beziehen, nämlich: 8 
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im Regierungsbezirk Danzig 
vom 25. März 1854 (Amtsblatt S. 120), vom 30. März 1855 
(Amtsblatt S. 78) und vom 10. Februar 1856 (Amtsblatt S. 30); 
im Regierungsbezirk Marienwerder 

vom 4. Auguſt 1815, 15. Dezember 1818, vom 22. Mai 1829 

(Amtsblatt S. 221), vom 24. Februar 1837 (Amtsblatt S. 77), 

vom 3. März und 15. Auguſt 1838 (Amtsblatt S. 89 und 300), 

vom 27. Oktober 1840 (Amtsblatt S. 342), vom 13. Januar 1844 

(Amtsblatt S 14, vom 9. Dezember 1851 (Amtsblatt S. 390), 

vom 1. September 1855, (Amtsblatt S. 229), vom 18. März 1857 

(Amtsblatt S. 88) und 5. Oktober 1867 (Amtsblatt S. 260). 
Die in dieſen Polizei-Verordnungen bezüglich des Transports und Ein- 
bringens von Wildpret enthaltenen Vorſchriften bleiben bis auf Weiteres 
in Kraft. 

Danzig, den 23. März 1884. 

Der Ober-Präſident der Provinz Weſtpreußen. 


Abſchnitt X. 


Anhang a 


1. Geſinde⸗Ordnung vom 10. November 1810. 


I. Vom gemeinen Geſinde. § 1. Das Verhältniß zwiſchen Herr- 
ſchaft und Geſinde gründet ſich auf einen Vertrag, wodurch der eine Theil 
zur Leiſtung gewiſſer häuslicher oder wirthſchaftlicher Dienſte auf eine ge- 
wiſſe Zeit, ſowie der andere zu einer dafür zu gebenden beſtimmten Be⸗ 
lohnung ſich verpflichtet. f 

82, . der ehelichen Geſellſchaft kommt es dem Manne zu, das 
nöthige Geſinde zum Gebrauch der Familie zu miethen. 

§ 3. Weibliche Dienſtboten kann die Frau annehmen, ohne daß es 
dazu der ausdrücklichen Einwilligung des Mannes bedarf. 

§ 4. Doch kann der Mann, wenn das angenommene Geſinde (d. h. 
nur weibliche) nicht anſtändig iſt, deſſen Wegſchaffung nach verfloſſener ge⸗ 
ſetzmäßiger Dienſtzeit, ohne Rückſicht auf die dertragsmäßig beſtimmte, nach 
vorgängiger Aufkündigung verfügen. 

§ 5. Wer ſich als Geſinde vermiethen will, muß über feine Perſon 
frei zu ſchalten berechtigt ſein. 

6. Kinder, die unter väterlicher Gewalt ſtehen, dürfen ohne Ein- 


willigung des Vaters, und Minderjährige ohne Genehmigung des Vormundes 
ſich nicht vermiethen. . 

$ 7. Verheirathete Frauen dürfen nur mit Einwilligung ihrer 
Männer als Ammen oder ſonſt in Dienſt gehen. 

§ 8. Nur wenn die Einwilligung in den Fällen der 88 6 und 7 
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auf eine gewiſſe Zeit, oder zu einer beſtimmten Dienſtherrſchaft ausdrücklich 
eingeſchränkt worden, iſt die Erneuerung derſelben zur Verlängerung der 
Zeit, oder bei einer Veränderung der Herrſchaft, erforderlich. 

$ 9. Dienſtboten, welche ſchon dermiethet geweſen, müſſen bei dem 
Antritt eines neuen Dienſtes die rechtmäßige Verlaſſung der vorigen Herr⸗ 
ſchaft nachweiſen. Ä 

$ 10. Leute, die bisher noch nicht gedient zu haben angeben, müſſen 
durch ein Zeugniß ihrer Obrigkeit darthun, daß bei ihrer Annehmung als 
Geſinde kein Bedenken obwalte. 

§ 11. Hat Jemand mit Verabſäumung der Vorſchriften der 88 9 
und 10 ein Geſinde angenommen, ſo muß, wenn ein Anderer, dem ein 
Recht über die Perſon oder auf die Dienſte des Angenommenen zuſteht, 
ſich ara der Miethskontrakt als ungültig ſofort wieder aufgehoben 
werden. 

$ 12. Außerdem hat der Annehmende durch Uebertretung dieſer 
Vorſchriften eine Geldbuße von 1 bis 10 Thalern an die Armenkaſſe des 
Orts verwirkt. 

II. Geſindemäkler. $ 13. Niemand darf mit Geſindemäkeln ſich 
abgeben, der nicht dazu von der Obrigkeit des Ortes beſtellt und verpflichtet 
worden iſt. 

(Siehe SS 1, 35, 38, 40, 148 der Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1809 und Miniſterialinſtruktion vom 21. Juli 1869.) 

§ 14. Dergleihen Geſindemäkler muͤſſen ſich nach den Perſonen, die 
durch ihre Vermittelung in Dienſt kommen wollen, ſorgfältig erkundigen. 

§ 15. Inſouderheit müſſen fie nachforſchen, ob dieſelben nach den 
geſetzlichen Vorſchriften ſich zu vermiethen berechtigt find. 

§ 16. Geſinde, welches ſchon in Dienſten ſteht, müſſen fie unter 
keinerlei Vorwande zu deren Verlaſſung und Annehmung anderer Dienſte 
anreizen. 

$ 17. Thun fie dieſes, jo müſſen fie dafür das erſte Mal mit 5 
bis 10 Thalern Geld- oder verhältnißmäßiger Gefängnißſtrafe angeſehen, 
im Wiederholungsfalle aber noch außerdem von fernerer Treibung des 
Mäklergewerbes ausgeſchloſſen werden. 

§ 18. Sie müſſen den Sale die durch ihre Vermittelung 
Geſinde annehmen wollen, die Eigenſchaften der vorgeſchlagenen Perſonen 
getreulich und nach ihrem beſten Wiſſen anzeigen. 

$ 19. Wenn fie untaugliches oder untreues Geſinde wider befferes 
Wiſſen als brauchbar oder zuverläſſig empfehlen, ſo müſſen ſie für den 
durch dergleichen Geſinde verurſachten Schaden ſelbſt haften. 

$ 20. Außerdem verwirken fie dadurch, es mag Schaden geſchehen 
ſein oder nicht, für das erſte Mal 5 bis 10 Thaler Geld⸗ oder verhält⸗ 
nißmäßige Gefängnißſtrafe, und werden im Wiederholungsfalle von dem 
ferneren Betriebe des Mäklergewerbes ausgeſchloſſen. 

Dieſe Ausſchließung findet ſelbſt bei dem erſten Male ſtatt, wenn ſie 
den Schaden zu erſetzen unvermögend find. (Siehe § 266 des Straf⸗ 
geſetzbuches.) 

$ 21. Polizeiobrigkeiten, welche Geſindemäkler konzeſſioniren, liegt 
zugleich ob, das Mäklerlohn nach den örtlichen Verhältniſſen zu beſtimmen 
und bekannt zu machen. (Siehe $ 186 der Gewerbeordnung.) 
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III. Schließung des Miethsvertrages. § 22. Zur Annehmung des 
gemeinen Geſindes bedarf es keines ſchriftlichen Vertrages. 

$ 23. Die Gebung und Annehmung des Miethsgeldes vertritt die 
Stelle deſſelben. 

§ 24. Der Betrag des Miethsgeldes hängt von freier Uebereinkunft 
zwiſchen der Herrſchaft und dem Geſinde ab. 

§ 25. Das Miethsgeld wird der Regel nach auf den Lohn abge⸗ 
rechnet, inſofern ein Anderes bei der Vermiethung nicht ausdrücklich aus⸗ 
bedungen wird. 

§ 26. Auch da, wo die Herrſchaft ſich der Abrechnung des Mieths⸗ 
geldes durch ausdrückliche Verabredung begeben hat, iſt ſie dennoch dazu 
berechtigt, wenn das Geſinde aus eigener Schuld die verabredete Dienſtzeit 
nicht aushält. 

§ 27. Hat ſich ein Dienſtbote bei mehreren Herrſchaften zugleich 
vermiethet, ſo gebührt derjenigen, von welcher er das Miethsgeld zuerſt 
angenommen hat, der Vorzug. 

§ 28. Die Herrſchaft, welche nachſtehen muß, oder ſich ihres An⸗ 
ſpruchs freiwillig begiebt, kann das Miethsgeld und Mäklerlohn von dem 
Dienſtboten zurückfordern. 

§ 29. Auch muß ihr, wenn fie die frühere Vermiethung nicht ge— 
wußt hat, der Dienſtbote den Schaden erſetzen, welcher daraus entſteht, daß 
ſie ein anderes Geſinde für höheren Lohn miethen muß. 

30. Die Herrſchaft, bei welcher der Dienſtbote bleibt, muß auf 
Verlangen dieſen Betrag (SS 28 und 29) von feinem Lohn abziehen und 
der anderen Herrſchaft zuſtellen 

§ 31. Außerdem muß der Dienſtbote, der ſich ſolchergeſtalt an 
mehrere Herrſchaften zugleich vermiethet hat, den einfachen Betrag des von 
dem zweiten und folgenden erhaltenen Miethsgeldes, als Strafe zur Armen⸗ 
kaſſe des Orts entrichten. 

IV. Lohn und Koſt des Geſindes. $ 32. Der Lohn, das Koſtgeld 
oder die Beköſtigung des ſtädtiſchen und ländlichen Geſindes, ohne Aus⸗ 
nahme, hängt blos von freier Uebereinkunft bei der Vermiethung ab. 

$ 33. Inſofern bei der Vermiethung nichts Beſtimmtes hierüber 
abgemacht iſt, muß dasjenige an Lohn, Koſtgeld oder Beköſtigung gewährt 
werden, was einem Geſinde derſelben Klaſſe an dem Orte zur Zeit der 
Vermiethung der Regel nach gegeben wurde, was in dieſer Rüͤckſicht Regel 
ſei, beſtimmt die Polizeiobrigkeit des Orts. 

s 34. Weihnachts-, Neujahrs⸗ und andere dergleichen Geſchenke kann 
= Geſinde auch auf Grund eines Verſprechens niemals gerichtlich ein⸗ 

agen. 

$ 35. Alle provinziellen oder örtlichen, auf Geſetzen oder Herkommen 
beruhenden Beſtimmungen wegen ſolcher Geſchenke ſind vom 2. Januar 
nz 0 3 und von dieſem Zeitpunkt an durchaus nicht mehr 
verbindlich. 

§ 36. In allen Fällen, wo Weihnachts- oder Neujahrsgeſchenke 
während eines Dienſtjahres ſchon wirklich gegeben worden, kann die er 
ſchaft dieſelben auf den Lohn anrechnen, wenn der Dienftvertrag im Laufe 
des Jahres durch Schuld des Geſindes wieder aufgehoben wird. 

37. Bei männlichen Bedienten iſt die Livree ein Theil des Lohnes 
und fällt nach Ablauf der durch Vertrag beſtimmten Zeit denſelben eigen⸗ 
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thümlich zu. In Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung entſcheidet die 
9 wie § 33, über die Zeit, binnen welcher die Livree ver⸗ 
dient iſt. 

$ 38. Wird außer derſelben noch beſondere Staatslivree gegeben, 
ſo hat auf dieſe der Bediente keinen Anſpruch. 

§ 39. Mäntel, Kutſcherpelze und dergleichen gehören nicht zur ge⸗ 
wöhnlichen Livree. 

V. Dauer der Dienftzeit. § 40. Die Dauer der Dienſtzeit hängt 
von freier gegenſeitiger Uebereinkunft bei der Vermiethung ab, doch kann 
Niemand ſich zu einer Dienſtzeit verpflichten, die nicht entweder durch eine 
gewiſſe Anzahl von Jahren oder Monaten, Wochen, Tagen ausgedrückt 
oder doch ſo beſtimmt iſt, daß jedem Theile freiſteht, nach vorgängiger 
Kündigung von dem Betrage abzugehen. Wo dies dennoch geſchehen ſein 
ſollte, muß der Dienende nach vorgängiger einjähriger Aufkündigung jeder⸗ 
zeit entlaſſen werden. Dienſtkontrakte, welche Eltern oder Vormünder für 
ihre Kinder oder Pflegebefohlenen abſchließen, können von denſelben nach 
erlangter Volljährigkeit unbedingt nach 8 112 aufgekündet werden. 

§ 41. Iſt nichts beſonderes verabredet worden, jo wird die Miethe 
bei ſtädtiſchem Geſinde auf ein Vierteljahr, bei Landgeſinde aber auf ein 
ganzes Jahr für geſchloſſen angenommen. 8 

VI., Antritt des Dienſtes. § 42. Die Antrittszeit iſt in Anſehung 
des ſtädtiſchen Geſindes der 2. Januar, April, Juli und Oktober jedes 
Jahres, inſofern nicht ein Anderes bei der Vermiethung ausdrücklich aus⸗ 
bedungen worden iſt. Fällt jedoch die Antrittszeit hiernach auf einen 
Sonn» oder Feſttag, jo zieht das Geſinde den nächſten Werkeltag vorher an. 

§ 43. Bei dem Landgeſinde beruht die Antrittszeit deſſelben zunächſt 
auf ausdrücklicher Uebereinkunft bei der Vermiethung; wo dieſe nicht ſtatt⸗ 
findet, vorläufig auf der in der Gegend üblichen Gewohnheit. Wo dieſe 
vor jetzt nicht beſtimmt entſcheidet, und nach Verlauf von 5 Jahren allge⸗ 
mein, iſt der 2. April mit den im vorigen Paragraphen angenommenen 
Beſtimmungen wegen der Sonn- und Feſttage die geſetzliche Anziehzeit. 

§ 44. Die geſetzlichen, oder nach $ 43 auf landesüblichen Gewohn⸗ 
heiten beruhenden Antrittstage für das neue Geſinde find zugleich die Ab- 
zugstage für das alte Kein Geſinde darf den Dienſt wider den Willen 
der Herrſchaft früher verlaſſen, es ſei denn, daß ſeine Dienſtzeit nach aus⸗ 
drücklicher gegenſeitiger Uebereinkunft früher beendigt wäre. 

§ 45. Nach einmal gegebenem oder genommenem Miethsgelde iſt 
die Herrſchaft ſchuldig, das Geſinde anzunehmen, und letzteres, den Dienſt 
zur beſtimmten Zeit anzutreten. 

$ 46. Weder der eine noch der andere Theil kann ſich davon durch 
Ueberlaſſung oder Zurückgabe des Miethsgeldes losmachen. 

$ 47. Weigert ſich die Herrſchaft, das Geſinde anzunehmen, jo ver- 
liert ſie das Miethsgeld und muß das Geſinde ebenſo ſchadlos halten, wie 
auf den Fall, wenn das Geſinde unter der Zeit ohne rechtlichen Grund 
entlaſſen worden, unten verordnet wird. (§§ 160 ff.) 

§ 48. Doch kann die Herrſchaft von dem Vertrage vor Antritt des 
Dienſtes aus eben den Gründen abgehen, aus welchen ſie berechtigt ſein 
würde, das Geſinde vor Ablauf der Dienſtzeit wieder zu entlaſſen. 


(88 177 fl.) 
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§ 49. Auch iſt ſie dazu berechtigt, wenn das Geſinde zuerſt den 
Dienſt anzutreten ſich geweigert hat. 

8 l In beiderlei Fällen kann die Herrſchaft das gegebene Mieths⸗ 
geld zurückfordern. 

$ 51. Weigert ſich das Geſinde, den Dienſt anzutreten, jo muß es 
dazu von der Obrigkeit durch Zwangsmittel angehalten werden. ($ 167.) 

Bleiben dieſe fruchtlos, und iſt die Herrſchaft dadurch genöthigt, einen 
anderen Dienſtboten zu miethen, ſo muß das Geſinde nicht allein den 
Schaden, welcher der Herrſchaft hierdurch erwächſt, erſetzen und das Mieths⸗ 
geld zurückgeben, ſondern es verfällt noch überdies in eine Strafe, die nach 
Maßgabe der Verſchuldung auf 2 bis 10 Thaler oder bei Unvermögenden 
auf verhältnißmäßiges Gefängniß feſtzuſetzen iſt. 

$ 52. Kann jedoch das Geſinde nachweiſen, daß die Herrſchaft im 
letztverfloſſenen Dienſtjahre ſich ſolche Handlungen habe zu Schulden kommen 
(ofen wodurch es nach 88 136 bis 140 zur Verlaſſung des Dienftes ohne 
Aufkündigung berechtigt werden würde, ſo kann ee zum Antritt des 
Dienftes nicht gezwungen werden, ſondern ift nur gehalten, das Miethsgeld 
zurückzuzahlen. 

$ 53. Wird das Geſinde durch Zufall ohne feine Schuld den Dienft 
anzutreten verhindert, ſo muß die Herrſchaft mit Zurückgabe des Mieths⸗ 
geldes ſich begnügen. 

§ 54. Erhält weibliches Geſinde vor dem Antritte der Dienſtzeit 
Gelegenheit zu heirathen, ſo ſteht demſelben frei, eine andere taugliche 
Perſon zur Verſehung des Dienſtes an ſeiner Statt zu ſtellen. 

§ 55. Iſt es dazu nicht im Stande, jo muß auch dergleichen Ge⸗ 
finde den Dienſt in Städten auf ein Viertel- und bei Landwirthſchaften 
auf ein halbes Jahr antreten. 

VII. Pflichten des Geſindes in ſeinen Dienſten. § 56. Nur zu 
erlaubten Geſchäften können Dienſtboten gemiethet werden. 

§ 57. Gemeines Geſinde, welches nicht ausſchließend zu gewiſſen 
beſtimmten Geſchäften gemiethet worden, muß ſich allen häuslichen Ver⸗ 
richtungen nach dem Willen der Herrſchaft unterziehen. 

§ 58. Allen zur herrſchaftlichen Familie gehörenden, oder darin in 
beſtimmten Verhältniſſen, oder blos gaſtweiſe aufgenommenen Perſonen iſt 
es dieſe Dienſte zu leiſten ſchuldig. 5 

§ 59. Dem Haupte der Familie kommt es zu, die Art und Ord⸗ 
nung zu beſtimmen, in welcher die zur Familie Gehörigen oder nach § 58 
in ihr Aufgenommenen dieſe Dienſte gebrauchen ſollen. 

§ 60. Auch Geſinde, welches zu gewiſſen Arbeiten oder Dienſten 
angenommen iſt, muß dennoch auf Verlangen der Herrſchaft andere 
häusliche Verrichtungen mit übernehmen, wenn das dazu beſtimmte Neben⸗ 
geſinde durch Krankheit oder ſonſt auf eine Zeit lang daran verhindert wird. 

§ 61. Wenn unter den Dienſtboten Streit entſteht, welcher von 
ihnen dieſe oder jene Arbeit nach ſeiner Beſtimmung zu verrichten ſchuldig 
iſt, ſo entſcheidet allein der Wille der Herrſchaft. 

$ 62. Das Geſinde iſt ohne Erlaubniß der Herrſchaft nicht berech⸗ 
Hat, ſich in den ihm aufgetragenen Geſchäften von Anderen vertreten zu 
aſſen. 
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i § 63. Hat das Geſinde der Herrſchaft eine untaugliche oder ver⸗ 
dächtige Perſon zu ſeiner Vertretung wiſſentlich vorgeſchlagen, ſo muß es 
für den durch ſelbige verurſachten Schaden haften. 

§ 64. Das Geſinde iſt ſchuldig, feine Dienſte treu, fleißig und auf- 
merkſam zu verrichten. 

§ 65. Fügt das Geſinde der Herrſchaft vorſätzlich oder aus groben 
oder mäßigen Verſehen Schaden zu, ſo muß es denſelben erſetzen. 

§ 66. Wegen geringer Verſehen iſt ein Dienſtbote nur alsdann zum 
Schadenerſatze verpflichtet, wenn er wider den ausdrücklichen Befehl der 
Herrſchaft gehandelt hat. 

$ 67. Desgleichen, wenn er ſich zu ſolchen Arten der Geſchäfte hat 
annehmen laſſen, die einen vorzüglichen Grad von Aufmerkſamkeit oder Ge⸗ 
ſchicklichkeit vorausſetzen. 

§ 68 Wegen der Entſchädigung, zu welcher ein Dienſtbote ver- 
pflichtet ift, kann die Herrſchaft an den Lohn deſſelben ſich halten. 

§ 69. Kann der Schaden weder aus rückſtändigem Lohne, noch aus 
anderen Habſeligkeiten des Dienſtboten erſetzt werden, ſo muß er denſelben 
durch unentgeltliche Dienſtleiſtung auf eine verhältnißmäßige Zeit vergüten. 

VIII. Außer ſeinen Dienſten. § 70. Auch außer ſeinen Dienſten 
iſt das Geſinde ſchuldig, der Herrſchaft Beſtes zu fördern, Schaden und 
Nachtheil aber, ſo viel an ihm iſt, abzuwenden. 

§ 71. Bemerkte Untreue des Nebengeſindes iſt es der Herrſchaft 
anzuzeigen verbunden. 

§ 72. Verſchweigt es dieſelbe, ſo muß es für allen Schaden, welcher 
durch die Anzeige hätte verhütet werden können, bei dem Unvermögen des 
Hauptſchuldners ſelbſt haften. 

§ 73 Allen häuslichen Einrichtungen und Anordnungen der Herr- 
ſchaft muß das Geſinde fich unterwerfen. 

$ 74. Ohne Vorwiſſen und Genehmigung der Herrſchaft darf es 
ſich auch in eigenen Angelegenheiten vom Hauſe nicht entfernen. 

$ 75 Die dazu von der Herrſchaft gegebene Erlaubniß darf nicht 
überſchritten werden. 

§ 76. Die Befehle der Herrſchaft und ihre Verweiſe muß das Ge- 
ſinde mit Ehrerbietung und Beſcheidenheit annehmen. 

§ 77. Reizt das Geſinde die Herrſchaft durch ungebührliches Be⸗ 
tragen zum Zorn und wird in ſelbigem von ihr mit Scheltworten oder 
geringen Thätlichkeiten behandelt, ſo kann es keine gerichtliche Genugthuung 
fordern. (Siehe Strafgeſetzbuch 88 185, 192—199.) 

§ 78. Auch ſolche Ausdrücke oder Handlungen, die zwiſchen andern 
Perſonen als Zeichen der Geringſchätzung anerkannt ſind, begründen gegen 
die Herrſchaft noch nicht die Vermuthung, daß ſie die Ehre des Geſindes 
dadurch habe kränken wollen. 

8 79. Außer dem Falle, wo das Leben oder die Geſundheit des 
Dienſtboten durch Mißhandlungen der Herrſchaft in gegenwärtige und un⸗ 
— Gefahr geräth, darf er ſich der Herrſchaft nicht thätlich 
widerſetzen. 

$ 80. Vergehungen des Geſindes gegen die Herrſchaft müſſen durch 
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Gefängniß oder öffentliche Strafbarkeit nach den Grundſätzen des Krimi⸗ 
nalrechts geahndet werden. 

81. Auf die Zeit, durch welche das Geſinde wegen Erleidung 
ſolcher Strafen ſeine Dienſte nicht verrichten kann, iſt die Herrſchaft be⸗ 
fugt, dieſelbe durch Andere auf deſſen Koſten beſorgen zu laſſen. 

IX. Pflichten der Herrſchaft. § 82. Die Herrſchaft iſt ſchuldig, 
dem 8550 5 Lohn und Kleidung zu den beſtimmten Zeiten ungeſäumt zu 
entrichten. 

§ 83. Iſt auch Koſt verſprochen worden, jo muß ſelbige bis zur 
Sättigung gegeben werden. Offenbar der Geſundheit nachtheilige und 
ekelhafte Speiſen kann das Geſinde anzunehmen nicht gezwungen werden. 
In Fällen, wo über die Beköſtigung Streit entſteht, entſcheidet in Er⸗ 
mangelung beſtimmter Verabredung die Polizeiobrigkeit, wie § 33, über die 
Menge und Beſchaffenheit derſelben. 

8 84 Die Herrſchaft muß dem Geſinde die nöthige Zeit zur Ab⸗ 
wartung des öffentlichen Gottesdienſtes laſſen und daſſelbe fleißig dazu an⸗ 
halten. 

§ 85. Sie muß ihm nicht mehrere, noch ſchwerere Dienſte zumuthen, 
als das Geſinde nach ſeiner Leibesbeſchaffenheit und ſeinen Kräften, ohne 
Verluſt ſeiner Geſundheit beſtreiten kann. 

§ 86. Zieht ein Dienſtbote ſich durch den Dienſt oder bei Gelegen⸗ 
heit deſſelben eine Krankheit zu, ſo iſt die Herrſchaft ſchuldig, für ſeine 
Kur und Verpflegung zu ſorgen. 

5 § 87. Dafür darf dem Geſinde an feinem Lohne nichts abgezogen 
werden. 

§ 88. Außerdem iſt die Herrſchaft zur Vorſorge für kranke Dienſt⸗ 
boten nur alsdann verpflichtet, wenn dieſelben keine Verwandten in der 
Nähe haben, die ſie anzunehmen vermögen und nach den Geſetzen 
ſchuldig ſind. 

§ 89. Weigern ſich die Verwandten dieſer Pflicht, jo muß die Herr- 
ſchaft dieſelbe einſtweilen und bis zum Austrag der Sache mit Vorbehalt 
ihres Rechts übernehmen. 

8 Sind öffentliche Anſtalten vorhanden, wo dergleichen Kranke 
aufgenommen werden, ſo muß das Geſinde es ſich gefallen laſſen, wenn die 
Herrſchaft ſeine Unterbringung daſelbſt veranſtaltet. 

In dem im 8 88 beſtimmten Falle kann die Herrſchaft die 
Kurkoſten von dem auf dieſen Zeitraum fallenden Lohne des kranken Dienſt⸗ 
boten abziehen. 

§ 92. Dauert eine ſolche Krankheit über die Dienſtzeit hinaus, ſo 
hört mit dieſer die äußere, alſo zivilrechtliche Verbindlichkeit der Herrſchaft 
auf für die Kur und Pflege des kranken Dienſtboten zu ſorgen. 

§ 93. Doch muß ſie die davon der Obrigkeit des Orts in Zeiten 
Anzeige machen, damit dieſe für das Unterkommen eines dergleichen ver⸗ 
laſſenen Kranken ſorgen könne. 

§ 94. Unter den Umſtänden, wo ein Machtgeber einen dem Bevoll⸗ 
mächtigten bei Ausrichtung der Geſchäfte durch Zufall zugeſtoßenen Schaden 
vergüten muß, iſt auch die Herrſchaft ſchuldig, für das in ihrem Dienſte 
oder bei Gelegenheit deſſelben zu Schaden gekommene Geſinde auch über 
die Dienſtzeit hinaus zu ſorgen. 

§ 95. Dieſe Pflicht erſtreckt ſich jedoch nur auf die Kurkoſten und 
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auf den nothdürftigen Unterhalt des Geſindes ſo lange, bis daſſelbe ſich 
ſein Brot ſelbſt zu verdienen wieder in den Stand kommt. 

§ 96. Iſt aber der Dienſtbote durch Mißhandlungen der Herrſchaft 
ohne ſein grobes Verſchulden in ſeiner Geſundheit beſchädigt worden, ſo 
hat er von ihr vollſtändige Schadloshaltung nach den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften der Geſetze zu fordern. - 

$ 97. Auch für ſolche Beſchimpfungen und üble Nachreden, wodurch 
dem Geſinde ſein künftiges Fortkommen erſchwert wird, gebührt demſelben 
gerichtliche Genugthuung. 

§ 98. Inwiefern eine Herrſchaft durch Handlungen des Geſindes in 
oder außer ſeinem Dienſte verantwortlich werde, iſt gehörigen Orts be⸗ 
ſtimmt. 4 
X. Aufhebung des Vertrages durch den Tod. § 99. Stirbt ein 
Dienſtbote, ſo können ſeine Erben Lohn und Koſtgeld nur ſoweit fordern, 
als ſelbiges nach Verhältniß der Zeit bis zum Krankenlager rückſtändig iſt. 

§ 100. Begräbnißkoſten iſt die Herrſchaft für das Geſinde zu be⸗ 
zahlen in keinem Falle ſchuldig. 

$ 101. Stirbt das Haupt der Familie, fo find die Erben nicht 
gehalten, das Geſinde länger als bis zur nächſten geſetzlichen Ziehzeit zu 
behalten, wenn auch durch beſonderen Vertrag eine längere Dienſtzeit feſt⸗ 
geſetzt wäre. 

§ 102. Erfolgt jedoch der Todesfall nach der Kündigungsfriſt, To 
muß das Geſinde, welches blos zu häuslichen Verrichtungen beſtimmt iſt, 
den baaren Lohn, doch ohne Koft oder Koſtgeld für das nächſtfolgende 
Vierteljahr, noch überdies, ſtatt Entſchädigung für die verſpätete Kündigung, 
erhalten; Geſinde aber, das zur Landwirthſchaft gebraucht wird, noch für 
das nächſtfolgende Jahr beibehalten werden, falls keine andere freiwillige 
Abkunft getroffen werden kann. 

$ 103. Sind Dienſtboten zur beſonderen Bedienung einzelner 
Mitglieder der Familie angenommen, fo können bei dem Abſterben derſelben 
die e des vorſtehenden Paragraphen auch auf ſie angewendet 
werden. 

§ 104. Männliche Dienſtboten behalten die ganze gewöhnliche Livree, 
wenn ſie der verſtorbenen Herrſchaft ſchon ein halbes Jahr oder länger 
gedient haben. 

$ 105. Sind fie noch nicht jo lange in ihren Dienſten geweſen, 
ſo müſſen ſie Rock, Weſte und Hut zurücklaſſen. 

§ 106. War der Bediente nur monatweiſe gemiethet, fo erhält er 
Lohn und Koſtgeld, wenn die Herrſchaft vor dem fünfzehnten Monatstage 
ſtirbt, nur auf den laufenden, ſonſt aber auch auf den folgenden Monat. 

§ 107. Entſteht Konkurs über das Vermögen der Herrſchaft, ſo 
finden die Vorſchriften der 88 101 bis 106 Anwendung. 

$ 108. Der Tag des eröffneten Konkurſes wird in dieſer Beziehung 
dem Todestage gleich geachtet. 

$ 109. Wegen des alsdann rückſtändigen Geſindelohnes bleibt es 
bei den Vorſchriften der Konkursordnung. 

XI. Nach vorhergegangener Aufkündigung. $ 110. Außer dieſen 
Fällen kann der Miethsvertrag während der Dienſtzeit einſeitig nicht auf⸗ 
gehoben werden. 8 
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§ 111. Welcher Theil denſelben nach Ablauf der Dienfizeit nicht 
fortſetzen N 75 muß innerhalb der gebörigen Friſt aufkündigen. 
8 112. 


5 Die Aufkündigungsfriſt wird bei ſtädtiſchem Geſinde auf 
ſechs Wochen und bei Landgeſinde auf drei Monate vor dem Ablaufe der 
Dienſtzeit angenommen, inſofern ein Anderes bei der Vermiethung nicht 
ausdrücklich verabredet iſt. Sollten indeß andere Kündigungsfriſten bei 
dem ländlichen Geſinde bisher noch üblich geweſen ſein, ſo mag es dabei 
für die nächſten fünf Jahre ($ 43) noch fein Bewenden behalten. 

113. Bei monatweiſe gemietheten Dienſtboten findet die Auf- 
kündigung noch am 15. eines jeden Monats ſtatt. 

§ 114. Iſt keine Aufkündigung erfolgt, ſo wird der Vertrag als 
ſtillſchweigend verlängert angeſehen. 

§ 115. Bei ſtädtiſchem Geſinde wird die Verlängerung auf ein 
Viertel- und bei Landgeſinde auf ein ganzes Jahr gerechnet. 

$ 116. Bei monatweiſe gemiethetem Geſinde verſteht ſich die Ver⸗ 
längerung immer nur auf einen Monat. 

XII. Ohne Aufkündigung von Seiten der Herrſchaft. $ 117. Ohne 
Aufkündigung kann die Herrſchaft ein Geſinde ſofort entlaſſen: 1. Wenn 
dafjelbe die Herrſchaft oder deren Familie durch Thätlichkeiten, Schimpf⸗ 
und Schmähworte oder ehrenrührige Nachreden beleidigt, oder durch bos 
hafte Verhetzungen Zwiſtigkeiten in der Familie anzurichten ſucht. 

$ 118. 2. Wenn es ſich beharrlichen (alſo wiederholten) Ungehorſam 
und Widerſpenſtigkeit gegen die Befehle der Herrſchaft zu Schulden 
kommen läßt. 

$ 119. 3. Wenn es ſich den zur Aufſicht über das gemeine Geſinde 
beſtellten Hausoffizianten mit Thätlichkeiten, oder groben Schimpf⸗ und 
Schmähreden in ihrem Amte widerſetzt. 

$ 120. 4. Wenn es die Kinder der Herrſchaft zum Böſen verleitet 
oder verdächtigen Umgang mit ihnen pflegt. 

121. 5. Wenn es ſich des Diebſtahls oder der Veruntreuung 
gegen die Herrſchaft ſchuldig macht. 

$ 122. 6. Wenn es ſein Nebengeſinde zu dergleichen Laſtern ver⸗ 
leitet 


$ 123. 7. Wenn es auf der Herrſchaft Namen, ohne deren Vor⸗ 
wiſſen, Geld oder Waaren auf Borg nimmt. 
8 124. 8. Wenn es die noch nicht verdiente Livree ganz oder zum 
Theil verkauft oder verſetzt. 
125. 9. Wenn es wiederholentlich, ohne Vorwiſſen und Erlaubniß 
der Herrſchaft, über Nacht aus dem Hauſe geblieben iſt. 
§ 126. 10. Wenn es mit Feuer und Licht gegen vorhergegangene 
Warnungen unvorſichtig umgeht. 
127. 11. Wenn auch ohne vorhergegangene Warnung aus der⸗ 
gleichen unvorſichtigem Betragen wirklich ſchon Feuer entſtanden iſt. 
128. 12. Wenn das Geſinde ſich durch liederliche Aufführung 
anſteckende Krankheiten zugezogen hat. 
§ 129. 13. Wenn das Geſinde ohne Erlaubniß der Herrſchaft 
ſeines Vergnügens wegen ausläuft, oder ohne Noth über die erlaubte oder 
zu dem Geſchäfte erforderliche Zeit ausbleibt, oder ſonſt den Dienſt muth⸗ 
willig vernachläſſigt und von allen dieſen Fehlern auf wiederholte Ver⸗ 
warnung nicht abſteht. 
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$ 130. 14. Wenn der Dienſtbote dem Trunke oder dem Spiele 
ergeben iſt, oder durch Zänkereien und Schlägereien mit ſeinem Neben— 
geſinde den Hausfrieden ſtört und von ſolchem Betragen auf geſchehene 
Ermahnung nicht abläßt. 

$ 131. 15. Wenn dem Dienſtboten diejenige Geſchicklichkeit gänzlich 
ermangelt, die er auf Befragen bei der Vermiethung zu beſitzen ausdrücklich 
angegeben hat. 

§ 132. 16. Wenn der Dienſtbote von der Obrigkeit auf längere 
Zeit als acht Tage gefänglich eingezogen wird. 

n Wenn ein Geſinde weiblichen Geſchlechts ſchwanger 
wird, in welchem Falle jedoch der Obrigkeit Anzeige geſchehen und die 
wirkliche Entlaſſung nicht eher, als bis von dieſer die geſetzmäßigen An⸗ 
ſtalten zur Verhütung alles Unglücks getroffen worden, erfolgen muß. 

§ 134. 18. Wenn die Herrſchaft von dem Geſinde bei der Annahme 
durch Vorzeigung falſcher Zeugniſſe hintergangen worden. 

§ 135. 19. Wenn das Geſinde in ſeinem nächſt vorhergehenden 
Dienſte ſich eines ſolchen Betragens, weshalb daſſelbe nach SS 117 bis 128 
hätte entlaſſen werden können, ſchuldig gemacht, und die vorherige Herr⸗ 
ſchaft dieſes in dem ausgeſtellten Zeugniſſe verſchwiegen, auch das Ge⸗ 
ſinde ſelbſt es der neuen Herrſchaft bei der Annahme nicht offenherzig 
bekannt hat. 

XIII. Ohne Aufkündigung von Seiten des Geſindes. $ 136. Das 
Geſinde kann den Dienſt ohne vorhergehende Aufkündigung verlaſſen: 
1. Wenn es durch Mißhandlungen von der Herrſchaft in Gefahr des Lebens 
oder der Geſundheit verletzt worden. 

§ 137. 2. Wenn die Herrſchaft daſſelbe auch ohne ſolche Gefahr, 
jedoch mit ausſchweifender und ungewöhnlicher Härte behandelt hat. 

5.138. 3. Wenn die Herrſchaft daſſelbe zu Handlungen, welche 
wider die Geſetze oder wider die guten Sitten laufen, hat verleiten wollen. 

$ 139. 4. Wenn dieſelbe das Geſinde vor dergleichen unerlaubten 
Zumuthungen gegen Perſonen, die zur Familie gehören, oder ſonſt im 
Hauſe aus⸗ und eingehen, nicht hat ſchützen wollen. 

$ 140. 5. Wenn die Herrſchaft dem Geſinde das Koſtgeld gänzlich 
vorenthält, oder ihm ſelbſt die nothdürftige Koſt verweigert. 

141. 6. Wenn die Herrſchaft auf eine Zeit, welche die laufende 
Dienſtzeit überſteigt und in eine Entfernung, die mehr als ſechs Meilen 
beträgt, eine Reiſe vornimmt, oder überhaupt in dieſe Entfernung ihren 
bisherigen gewöhnlichen Wohnſitz verlegt und es nicht übernehmen will, 
den Dienſtboten zum Ablaufe der Dienſtzeit koſtenfrei zurückzuſenden. 
Dat die Herrſchaft mehrere gleichgewöhnliche Wohnfige, jo wird die Ent- 
ernung von ſechs Meilen nach demjenigen berechnet, den ſie zuletzt wirklich 
bewohnt hat 3 

§ 142. 7. Weun der Dienſtbote durch ſchwere Krankheit zur Fort 
ſetzung des Dienſtes unvermögend iſt. 

Unter der Zeit, doch nach vorhergegangener Aufkündigung von 

Seiten der Herrſchaft. $ 143. Vor Ablauf der Dienſtzeit, aber nach 

vorhergegangener Aufkündigung, kann die S einen Dienſtboten ent⸗ 

laſſen: 1. Wenn demſelben die nöthige Geſchicklichkeit zu den nach feiner 
Beſtimmung ihm obliegenden Geſchäften ermangelt. 

§ 144. 2. Wenn nach geſchloſſenem Miethsvertrage die Vermögens ⸗ 
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umſtände der Herrſchaft dergeſtalt in Abnahme gerathen, daß fie ſich ent⸗ 
weder ganz ohne Geſinde behelfen, oder doch deſſen Zahl einſchränken muß. 

XV. Von Seiten des Gefindes, $ 145. Dienftboten können vor 
Ablauf der Dienſtzeit, jedoch nach vorhergegangener Aufkündigung den Dienſt 
verlaſſen: 1. Wenn die Herrſchaft den bedungenen Lohn in den feſtgeſetzten 
Terminen nicht richtig bezahlt. 

146. 2. Wenn die Herrſchaft das Geſinde einer öffentlichen Be— 
ſchimpfung eigenmächtig ausſetzt. 

8 147. 3. Wenn der Dienſtbote durch Heirath oder auf andere Art 
zur Anſtellung einer eigenen Wirthſchaft vortheilhafte Gelegenheit erhält, die 
er durch Ausdauerung der Miethzeit verſäumen müßte. 

§ 148. In allen Fällen, wo der Miethsvertrag innerhalb der Dienſt⸗ 
zeit, jedoch nur nach vorhergegangener Aufkündigung, aufgehoben werden 
kann, muß dennoch das laufende Vierteljahr und bei monatweiſe gemiethetem 
Geſinde der laufende Monat ausgehalten werden. 

§ 149. Wenn die Eltern der Dienſtboten wegen einer erſt nach der 
Vermiethung vorgefallenen Veränderung ihrer Umſtände ihn in ihrer Wirth⸗ 
ſchaft nicht entbehren können, oder der Dienſtbote in eigenen Angelegenheiten 
eine weite Reiſe zu unternehmen genöthigt wird, ſo kann er zwar ebenfalls 
ſeine Entlaſſung fordern, er muß aber alsdann einen anderen tauglichen 
Dienſtboten ſtatt ſeiner ſtellen und ſich mit demſelben wegen Lohn, Koft 
und Livree ohne Schaden der Herrſchaft abfinden. 

XVI. Was alsdann wegen Lohn, Koſt und Livree Rechtens ift, 
§ 150. In allen Fällen, wo die Herrſchaft einen Dienſtboten während 
der Dienſtzeit mit oder ohne Aufkündigung zu entlaſſen berechtigt iſt, kann 
der Dienſtbote Lohn und Koſt oder Koſtgeld nur nach Verhältniß der Zeit 
fordern, wo er wirklich gedient hat. (88 117—135, 143, 144.) 

§ 151. Ein Gleiches gilt von denjenigen Fällen, wo der Dienſtbote 
zwar vor Ablauf der Dienſtzeit aber doch nach vorhergängiger Aufkündigung 
den Dienſt verlaſſen kann (58 145, 146, 147). 

§ 152. In Fällen, wo der Dienſtbote ſofort und ohne Aufkündigung 
den Dienſt zu verlaſſen berechtigt iſt, muß ihm Lohn und Koſt auf das 
laufende Vierteljahr, und, wenn er monatweiſe gemiethet worden, auf den 
laufenden Monat vergütet werden (88 136, 142) 

8 153. Hat die Urſache zum geſetzmäßigen Austritte erſt nach Ab⸗ 
lauf der a ng ſich ereignet, jo muß die Herrſchaft dieſe Ver⸗ 
. — auch für das folgende Vierteljahr oder für den folgenden Monat 
eiſten. 

§ 154. In der Regel behält der Dienſtbote die als einen Theil 
des Lohnes anzuſehende Livree vollſtändig, wenn er aus den beſtimmten 
Urſachen den Dienſt verläßt (88 136, 142). 

§ 155. Geſchieht der Austritt nur aus den 88 143 und 144 ent⸗ 
haltenen Gründen, und hat der Bediente noch kein halbes Jahr gedient, ſo 
muß er Rock und Hut zurücklaſſen. 

§ 156. In den Fällen, wo das Geſinde nach §§ 117 bis 135, 143 
und 144 von der Herrſchaft entlaſſen wird, kann letztere der Regel nach 
die ganze Yivree zurückbehalten. 

§ 157. Doch gebühren dem Bedienten die kleinen Montirungsſtücke, 
wenn er ſchon ein halbes Jahr gedient hat und nur aus den $$ 143 und 
144 angeführten Gründen entlaſſen wird. 


* 
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$ 158. Wenn das Geſinde aus den 88 145 und 146 angeführten 
Gründen nach vorhergegangener Aufkündigung feinen Abſchied nimmt, yo 
finden die Vorſchriften der §8 154 und 155 Anwendung. 

159. Erfolgt aber der Austritt nur aus der § 147 beſtimmten 
Urſache, jo muß der Dienſtbote mit den kleinen Montirungsſtücken ſich be⸗ 
gnügen. 

XVII. Rechtliche Folgen einer ohne Grund geſchehenen Entlaſſung. 
$ 160. Eine Herrſchaft, die aus anderen als geſetzmäßigen Urſachen das 
Geſinde vor Ablauf der Dienſtzeit entläßt, muß von der Obrigkeit daſſelbe 
wieder anzunehmen und den Dienſtvertrag fortzusetzen, angehalten werden. 

9 161. Weigert ſie ſich deſſen beharrlich, ſo muß ſie dem Dienſt⸗ 
boten Lohn und Livree auf die noch rückſtändige Dienſtzeit entrichten. 

$ 162. Auch für die Koſt muß die Herrſchaft bis dahin ſorgen. 

§. 163. Kann aber das Geſinde noch vor Ablauf der Dienſtzeit ein 
anderweitiges Unterkommen erhalten, jo erſtreckt ſich die Vergütungs⸗ 
verbindlichkeit der Herrſchaft nur bis zu dieſem Zeitpunkte und weiter 
hinaus inſofern, als das Geſinde ſich in dem neuen Dienſte mit einem ge⸗ 
ringeren Lohne hat begnügen müſſen. 

§ 164. Iſt die Herrſchaft das entlaſſene Geſinde wieder anzunehmen 
bereit, das Geſinde hingegen weigert ſich, den Dienſt wieder anzutreten, ſo 
kann letzteres in der Regel gar keine Vergütung fordern. 

§ 165. Weiſt aber das Geſinde einen ſolchen Grund feiner Weige- 
rung nach, weswegen es ſeines Orts den Dienſt zu verlaſſen berechtigt 
ſein würde, ſo gebührt demſelben die in 88 152 ff. beſtimmte Vergütung. 

$ 166. Kann das Geſinde den vorigen Dienſt wegen eines inzwiſchen 
erhaltenen anderweitigen Unterkommens nicht wieder antreten, ſo findet die 
Vorſchrift des 8 163 Anwendung. 

XVIII. Verlaſſung des Dienſtes. § 167. Geſinde, welches vor 
Ablauf der Dienſtzeit ohne geſetzmäßige Urſache den Dienſt verläßt, muß 
durch Zwangsmittel zu deſſen Fortſetzung angehalten werden. 

§ 168. Will aber die Herrſchaft ein ſolches Geſinde nicht wieder 
annehmen, ſo iſt ſie berechtigt, ein anderes an ſeine Stelle zu miethen, 
und der ausgetretene Dienſtbote iſt nicht allein ſchuldig, die dadurch ver⸗ 
urſachten mehreren Koſten zu erſtatten, ſondern verfällt überdies in eine 
Strafe, die nach Maßgabe des Grades der Verſchuldung auf 2 bis 10 Thlr. 
oder bei Unvermögen auf verhältnißmäßiges Gefängniß feſtzuſetzen iſt. 

§ 169. Das abziehende Geſinde iſt ſchuldig, Alles, was ihm zum 
Gebrauche in ſeinen Geſchäften oder ſonſt zu ſeiner Aufbewahrung anver⸗ 
traut worden, der Herrſchaft zurückzuliefern. 

§ 170. Den daran durch feine Schuld entſtandenen Schaden muß 
es der Herrſchaft erſetzen (§8 65 69). 

XIX. Abſchied. 8 171. Bei dem Abzuge iſt die Herrſchaft dem 
Geſinde einen . Abſchied und ein der Wahrheit gemäßes Zeugniß 
über feine geleifteten Dienſte zu ertheilen ſchuldig. 

$ 172. Werden dem Geſinde in dieſem Abſchiede Beſchuldigungen 
zur Laſt gelegt, die ſein weiteres Fortkommen hindern würden, ſo kann es 
polizeiliche Unterſuchung beantragen (§ 97.) g 

§ 173. Wird dabei die Beſchuldigung unbegründet gefunden, jo 
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muß die Obrigkeit dem Geſinde den Abſchied auf Koften der Herrſchaft 
ausfertigen laſſen und letzterer fernere üble Nachreden bei namhafter Geld- 
ſtrafe unterſagen. 

$ 174. Hat hingegen die Herrſchaft einem Geſinde, welches ſich 
grober Laſter und Veruntreuungen ſchuldig gemacht hat, das Gegentheil 
wider beſſeres Wiſſen bezeugt, ſo muß ſie für allen einem Dritten daraus 
entſtehenden Schaden haften. 

175. Die folgende Herrſchaft kann ſich alſo an ſie wegen des 

Nele A oder Veruntreuungen des Dienſtboten verurſachten Nach 
theils halten. 

8 176. Auch ſoll eine ſolche N mit einer Geldſtrafe von 
1—5 Thaler zum Beſten der Armenkaſſe des Ortes belegt werden. 


2. General⸗Trausport⸗Juſtruktion. 
(Amtsblatt 1816, Seite 157.) 


Die Unzulänglichkeit der über den Transport der Verbrecher und 

Landſtreicher vom Zivilſtande vorhandenen geſetzlichen Vorſchriften und die 
Verſchiedenheit des dabei beobachteten Verfahrens hat bisher manche, der 
öffentlichen Sicherheit höchſt nachtheilige Unordnung veranlaßt, und zu deren 
Vorbeugung nachſtehende reſp. Zuſammenſtellung der darüber beſtehenden 
Beſtimmungen und nähere Inſtruktion nothwendig gemacht: 
2 § 1. Die gegenwärtige Inſtruktion gilt für alle, von Polizeibehörden 
jeder Art angeordnete oder geleitete Transporte der Verbrecher, verdächtigen 
Perſonen, Landſtreicher oder ſonſtiger Arreſtanten, inſofern ſie nicht zum 
Militärſtande gehören und daher auf Anordnung einer Militärbehörde 
transportirt werden, ohne Unterſchied, ob ſie von einem einheimiſchen Orte 
zum anderen, oder aus dem Lande ins Ausland, oder aus dem Auslande 
in oder durch das Inland transportirt werden, inſoweit die Unanwend⸗ 
barkeit einzelner Beſtimmungen nicht aus der Eigenthümlichkeit dieſer ein ⸗ 
zelnen Transporte folgt, wie z. B. beim Transport von einem Orte 
on en Orte auf die Transportſtation nicht geſehen werden 
ann. ? 

Sie verbindet alle diejenigen, welche mit dem Transporte der ob- 
gedachten Individuen beauftragt oder beſchäftigt ſind; die beim Transport 
durch Gendarmerie oder anderes Militär eintretenden Abweichungen ergeben 
ſich von ſelbſt, und werden, dem Befinden nach, noch beſonders öffentlich 
bekannt gemacht oder ſonſt beſtimmt werden. 

$ 2. Es verbleibt bei der durch die Zirkularverordnungen der Mi⸗ 
niſterien der Juſtiz und der Polizei reſp. vom 1. und 10. Oktober 1814 
gemachten Anordnung, daß die Juſtizbehörden die auf ihre Verfügung über 
die Grenze zu transportirenden Verbrecher jedesmal an die Polizeibehörde 
zur Vollſtreckung des Transports abliefern. Die Polizeibehörden müſſen 
aber auch bei anderen Verbrechern die Transportrequiſitionen der Juſtiz⸗ 
behörden in der hier vorgeſchriebenen Art erfüllen. 

§ 4. Auf den Transportſtraßen find in angemeſſenen Entfernungen 
von drei bis vier Meilen Transportſtationen zu beſtimmen und einzu⸗ 
richten, und dazu möglichſt Städte und Aemter, oder große Dörfer, ſo viel 
— Orte, in welchen Garniſonen oder Gendarmerieſtationen ſind, zu 
wählen. 
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Die Königlichen Regierungen werden verfügen, daß zu jeder Zeit auf 
den Transportſtationen hinlängliche Vorkehr zur ſicheren Bewachung, Auf⸗ 
bewahrung und Fortſchaffung der Transportaten, mithin ſowohl die nöthige 
Militär⸗ oder Zivilbewachung, als angemeſſene Gefängniſſe und, in Ge⸗ 
mäßheit des Direktorialreſkriptes vom 12. März 1805, hinreichende Schließ⸗ 
geräthſchaften vorhanden ſind. 

§ 6. Jeder Transport geſchieht nur auf der angeordneten Trans⸗ 
e ſie muß genau a und Nebenwege nicht eingeſchlagen 
werden. 

Die Transporte von den an der Transportſtraße nicht liegenden 
Orten müſſen, unter Beobachtung der übrigen Vorſchriften dieſer Inſtruk⸗ 
tion, auf die nächte Transportſtation gerichtet werden, falls der Beſtim⸗ 
mungsort nicht näher wie dieſe iſt, als in welchem Fall ſie, unter 
Beobachtung der übrigen Beſtimmungen der gegenwärtigen Inſtruktion, un⸗ 
mittelbar auf derſelben erfolgen. 

§ 7. Jeder Transport geht von einer Transportſtation zur 
anderen (§ 4), und wird nur auf derſelben die Begleitung gewechſelt, in 
pe ale der militäriſchen Bedeckung entſcheidet jedoch die ihr gegebene An- 
weiſung. 

Den Polizeibehörden bleibt indeſſen unbenommen, nach Maßgabe der 
Verhältniſſe ein für allemal, oder in einzelnen Fällen anzuordnen, daß die 
Transportbegleitung nicht von Station zu Station, ſondern von Ort zu 
Ort wechſeln ſoll; der Transportführer ($ 11) muß jedoch fo viel als 
möglich nur an Stationsörtern gewechſelt werden. 

Ausnahmen vom Wechſeln des Transports an einem Etappenorte 
finden ſtatt, wenn 

1. der Transportat an einem zwiſchen den Stationen liegenden Orte 
abgeliefert werden ſoll, oder 

2. Unglücksfälle die Fortſetzung des Transports bis zur nächſten Station 
nicht geſtatten, als in welchem Falle die Obrigkeit des Orts, an 
welchem die Behinderung ſich äußert, in die Stelle und Verbindlich⸗ 
keiten der Obrigkeit des nicht erreichten Stationsortes tritt, und gleich 
derſelben, für die ſichere Bewachung und Fortſchaffung des Trans⸗ 
portaten, bis zum obgedachten Stationsorte ſorgen, und die Trans⸗ 
portkoſten reſp. erſtatten und vorſchießen (S 14) muß. 

§ 8. Die Anzahl der auf den nämlichen Transport zugleich zu 
gebenden Individuen hängt von dem alle eintretenden Verhältniſſe genau 
berückſichtigenden Ermeſſen der abſendenden Behörde ab. 

Sie hat auch darauf zu ſehen, daß gefährliche Transportaten, die 
gemeinſchaftlich Verbrechen begangen haben, oder herumgeſtreift und mit 
einander genau bekannt ſind, entweder auf beſonderen Transporten, oder 
auf dem nämlichen Transport mit erhöhter Vorſicht transportirt werden. 

Wenn nicht beſondere Verhältniſſe eine Ausnahme begründen, fo 
müſſen an jedem Orte die Transportaten in der Ordnung, wie ſie ge— 
kommen ſind, weiter befördert werden. 

Die Transporte erfolgen auf folgende Arten: 

J auf der ordentlichen Poft. 

Dies iſt nur ausnahmsweiſe bei beſonderer Bewandtniß der Ver— 
hältniſſe zuläſſig und erfordert einen eigenen Begleiter; die näheren Vor⸗ 


— 
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ſchriften müſſen in einzelnen Fällen nach Maßgabe derſelben beſtimmt 
werden. 

II. auf einem oder mehreren Wagen. 

Der Wagentransport iſt nur zuläſſig 

1. bei beſonders gefährlichen Verbrechern, welche allemal auf Wagen zu 

transportiren und, nach Befinden, an denſelben anzuſchließen oder 

anzubinden ſind; 

2. bei Transportaten, welche nach dem ärztlichen Gutachten (§ 16) 
wegen Krankheit oder Schwächlichkeit ohne Nachtheil der Geſundheit 
nicht zu Fuß transportirt werden können; 

wenn ſchwache Greiſe oder mehrere kleine Kinder transportirt werden; 

wenn Perſonen höheren Standes transportirt werden, wobei überdem 
auch in Anſehung der Gattung des Wagens auf den Stand Rückſicht 
zu nehmen iſt; 

5. wenn wegen beſonders ſchlechter Witterung oder unterwegs ein— 

getretener Unglücksfälle die Station ohne Wagen nicht würde erreicht 

werden können und Verhältniſſe des $ 7 Nr. 2 gedachte Auskunfts— 

mittel nicht geſtatten; 

wenn der 9 wegen Widerſetzlichkeit der Transportaten 

mit Sicherheit nicht fortgeſetzt werden kann, und Verſtärkung der 

Begleiter ($ 11) nicht hinreichende Sicherheit gewährt; 

7. wenn ein Transportat unterwegs ſo erkrankt, daß er ohne Nachtheil 

ſeiner Geſundheit zu Fuß nicht weiter gebracht werden kann; und 

8. ſorde die Verhältniſſe überhaupt einen ſchleunigen Transport er⸗ 

ordern. 

In den Fällen 1, 2, 3, 4 und 8 muß die abſendende Behörde den 
Wagentransport gleich anordnen, in den Fällen 5, 6 und 7 aber der 
Transportführer unterwegs die Fuhre annehmen, und ihm hierbei von 
jeder Obrigkeit, beſonders aber von den Schulzen ſchleunigſt Hülfe geleiſtet, 
in dem einen wie in dem andern Falle aber auf die möglichſt wohlfeile 
Anſchaffung der Fuhre Bedacht genommen werden. 

III. zu Pferde; dieſer Reittransport iſt nur ausnahmeweiſe in 
ae dazu geeigneten Fällen nicht anders, als mit beſonderer Sorgfalt 
zuläſſig. 

IV. zu Fuß; der Fußtransport iſt bei bloßen Vagabonden und minder 
gefährlichen Verbrechern Regel, und findet allemal ſtatt, wenn keine der 
vorgedachten Transportaten zuläffig iſt. 

$ 10. Der Transport iſt, nachdem er von der Gendarmerie und 
anderem Militär, oder von den Gemeinden geführt wird, Militär- oder 
Zivil- und Kommunaltransport. 

I. Der Militärtransport iſt in folgenden Fällen erforderlich: 

1. Mörder, Brandſtifter, Räuber, gefährliche Diebe, Betrüger oder 
ähnliche, die öffentliche Sicherheit beunruhigende, gefährliche Verbrecher, find 
in Gemäßheit der Allerhöchſten Kabinetsordre vom 3. Dezember 1804 
(Jahrbücher der Preußiſchen Geſetzgebung, Heft XIV., Abſchnitt III. Nr. III.) 
und der, auf deren Grund erlaſſenen Direktorial-Reſkripte vom 18. des⸗ 
ſelben Monats (Ediktenſammlung vom Jahre 1804 Nr. 63) und vom 
15. Januar 1805 (Jahrbücher a. a. O) nicht anders, als militäriſch, mit⸗ 
hin, nach Vorſchrift des § 81 des Gendarmerie-Edikts vom 30. Juli 1812, 
von der Königlichen Gendarmerie oder, wenn dieſe in genugſamer Anzahl 
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nicht vorhanden ſein ſollte, von dem dazu requirirten Militär zu trans⸗ 
portiren. 

Die abſendende Behörde oder die der Stationsörter hat deshalb die 
nöthigen Requiſitionen zu erlaſſen; wenn ſolche Verbrecher von einer un⸗ 
bequartierten Stadt oder vom platten Lande ab geführt werden, und keine 


Gendarmerie zu haben iſt, ſo ſind ſie unter ſtarker Begleitung von Bürgern 


oder Bauern bis zur nächſten Station und von dort durch Gendarmen 


’ 


oder Militär weiter zu bringen. 

„Die Anzahl der dem Militär oder der Gendarmerie beizugebenden 
Zivilbegleiter iſt nach den jedesmaligen Verhältniſſen zu beſtimmen, und 
bei Transporten durch Militär nach dem Direktorialreſkripte vom 12. 
März 1805 der Zivilbegleitung die Bezahlung der Transportkoſten lediglich 
zu überlaſſen. a 

In Anſehung der dem Militär für die den Zivilbehörden bisher 
obgelegenen Transporte von ihnen zu leiſtenden Vergütigung, nämlich: 

a) von Einem Thaler Diäten und dem zum Fortkommen unentgeltlich 
zu ſtellenden Reitpferde für den bei ſtarken Transporten kommandirten 
Offizier, und 

b) von vier guten Groſchen täglicher Zulage für den Gemeinen auf dem 

in⸗ und Rückmarſch, 
verbleibt es bei der Königlichen Kabinetsordre vom 3. Dezember 1804 
und den Direktorialreſkripten vom 5. Januar und 12. März 1805. 

2. Gefährliche Landſtreicher, Verdächtige oder ſonſtige Arreſtanten 
werden von der Gendarmerie, wenn dies aber wegen deren Schwäche oder 
anderweitigen Beſchäftigung nicht zuläſſig iſt, von den Gemeinden, ebenfalls 
unter militäriſcher Bedeckung, transportirt und hängen im erſten Falle die 
der Gendarmerie beizugebenden Zivilbegleiter und deren Anzahl von den 
Umſtänden ab. 

II. Leichte Verbrecher und minder gefährliche Landſtreicher und 
andere Individuen find, wie bisher, von den Gemeinden zu transportiren. 

$ 11. Die Stärke der Begleitung und die Anzahl der Trans⸗ 
porteure iſt nach Maßgabe der Zahl, Gefährlichkeit und übrigen Beſchaffen⸗ 
heit der Transportaten, der Jahreszeit, der Wege und anderer Verhältniſſe 
von der abſendenden Behörde, jedoch allemal dergeſtalt zu beſtimmen, daß 
ſie völlig hinreicht, um den Transport mit Sicherheit zur nächſten Station 
($ 4) zu bringen. f h 

Bei Ziviltransporten zu Fuß müſſen mindeſtens zwei Begleiter auf 
einen Transportaten, vier Begleiter auf zwei Transportaten, fünf Begleiter 
auf drei Transportaten, ſieben Begleiter auf vier Transportaten u. ſ. w. 
in fortſchreitendem Verhältniß gegeben werden, bei ſchwächlichen Männern 
und bei Weibern und Kindern iſt eine geringere Zahl zuläſſig. Die Zahl 
der Begleiter bei anderen, als Fußtransporten und bei Militärtransporten 
($ 10) richtet ſich nach den Verhältniſſen. 

Der Transportführer muß nicht allein für die Erhaltung der be- 
ſtimmten Anzahl während des Transports ſorgen, mithin, wenn einer der 
Begleiter an der Fortſetzung deſſelben unterwegs behindert werden ſollte, 
an deſſen Stelle am nächſten Orte einen anderen requiriren, ſondern er iſt 
auch ſchuldig, während des Transports an jedem Orte eine Verſtärkung 
der Mannſchaft in allen den Fällen zu requiriren, in welchen ihm geftattet 
ſein würde, einen Wagen anzuſchaffen ($ 9 Nr. II). 
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Zu Transporteuren müſſen nur treue, zuverläſſige, unerſchrockene, 
handfeſte und gewandte Männer genommen, mithin: 1. Weiber, 2. Männer 
über 60 Jahre alt, 3. junge Leute unter 18 Jahren, 4. ſchwache und un- 
beholfene Menſchen, und 5. Menſchen von zweideutigem, üblem Rufe durch⸗ 
aus davon ausgeſchloſſen, und dies auch bei etwaigen Stellvertretern 
beobachtet werden. 

Es wird den Regierungen überlaſſen, auf den Transportſtationen 
eine angemeſſene Anzahl ſolcher qualifizirter Perſonen auszumitteln, und 
gegen Entbindung von anderen perſönlichen Gemeindedienſten oder andere 
angemeſſene Vergütung ein für allemal zu Transporteuren zu beſtimmen. 

Die abſendende und reſp. Stationsbehörde beſtellt aus den Trans- 
porteuren einen zum Führer des Transports, deſſen Anordnungen die 
übrigen Folge zu leiſten haben, und welchem die Transportkoſten und 
Transportdokumente (SS 19 bis 21) anzuvertrauen find. 

Ob und wie die einzelnen Transportaten den einzelnen Transporteuren 
zur beſonderen Bewachung anzuvertrauen ſind, hängt von der Beſtimmung 
der Behörde ab. a 

In dazu geeigneten Fällen kann die abſendende Behörde überdem 
den Transport unter die Leitung eines Polizei- oder anderen Beamten 
ſtellen, oder dem Transport einen Begleiter zu Pferde beigeben. 

Die Begleiter müſſen nach der Gefährlichkeit und Anzahl der Trans⸗ 
portaten, und den übrigen Verhältniſſen mit Waffen, auf jeden Fall aber 
mit tüchtigen Knüppeln, ſowie mit Schließgeſchirren oder Stricken verſehen 
ſein, um davon nöthigenfalls Gebrauch zu machen; es müſſen wenigſtens 
ſo viele Transporteure mit Waffen verſehen ſein, als Individuen trans⸗ 
portirt werden. J 

$ 12. Zu den Transportkoſten gehören alle diejenigen Koſten, welche 
durch den Transport und die Verpflegung und die Bewachung auf dem⸗ 
ſelben verurſacht worden, mithin 

1. die Verpflegungsgelder des Transportaten auf dem Transporte; 
2. die Poſtgebühren, und Wagen oder Pferdemiethe in den Fällen der 

Zuläſſigkeit dieſer Transportmittel ($ 9); 

3. die Vergütigungen für das Militär bei Militärtransporten ($ 10); 

4. die Bekleidungskoſten ($ 17); 

5. dasjenige, was nach der Verfaſſung die Transporteure an Trans⸗ 
portgebühren, Zehrungsgeldern u. ſ. w. erhalten dürfen; 

6. die zuläſſigen Vergütungen an Gerichts», Polizei⸗ und andere Unter⸗ 
offizianten; 

7. die Bewachungskoſten; 

8. die etwaigen Ausfertigungs- und Stempelgebühren; 

9. alle andere auf dem Transporte vorgefallene, außerordentliche Aus- 
lagen. 

In Anſehung aller dieſer Koſten iſt mit der ſtrengſten Gewiſſenhaftig⸗ 
keit, Genauigkeit und Wirthſchaftlichkeit zu verfahren, und ſowohl über⸗ 
haupt, als inſonderheit bei den unter Nr. 9 gedachten Auslagen auf Be⸗ 
ſcheinigung der Ausgabe, und, bei den bedeutenderen, ihrer Nothwendigkeit, 
durch en l der Obrigkeit und Schulzen, oder ſonſt möglichſt Rückſicht 
u nehmen. 

3 Wenn die Transportirten an verſchiedene Obrigkeiten abgeliefert 
werden, ſo müſſen die gemeinſchaftlichen Transportkoſten nach Verhältniß 
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der Anzahl der Transportirten vertheilt, die durch einen derſelben beſonders 
verurſachten aber der Obrigkeit deſſelben allein angerechnet werden. 
$ 13. Dieſe Koſten trägt: 

I. der Transportat ſelbſt oder derjenige, der zu deren Tragung in sub- 
sidium rechtlich verbunden iſt, wenn jener oder dieſer dazu ver⸗ 
mögend iſt; 
bei deſſen Unvermögen aber 
J. wenn der Transportat an eine Polizeibehörde zum Transport 

von einer Juſtizbehörde abgegeben iſt, in Gemäßheit der $ 2 ge- 

dachten Miniſterialbeſtimmungen dieſe Juſtizbehörde; 
2. wenn der Transport von Polizeiwegen angeordnet iſt und 

a) eine inländiſche Behörde verfaſſungsmäßig zur Annahme des 
Transportaten verbunden iſt, dieſe Behörde; 

b) dieſe Verbindlichkeit einer inländiſchen Behörde aber nicht ob⸗ 
liegt, und der Transportat ins Ausland gebracht wird, 
aa) die zur Annahme verbundene Behörde des Auslandes, oder 
bb) wenn auch dies der Fall nicht iſt, der dazu beſtimmte 

Fonds der Regierung, aus deren Departement er ab- 
geführt wird, vorbehaltlich jedoch des etwa zu nehmenden 
Regreſſes; 

3. wenn der Transportat ſonſt ein verdächtiges Individuum iſt, oder 
aus anderen Gründen transportirt wird, in Ermangelung der Ver⸗ 
bindlichkeit einer der obgedachten Behörden, diejenige Behörde, welche 
den Transport angeordnet hat. 
§ 14. Die abſendende Behörde hat bei einem unvermögenden Trans⸗ 

portaten, und wenn die annehmende oder eine andere Behörde die Trans⸗ 

portkoſten ihr nicht zugeſtellt hat, die Verbindlichkeit, fie entweder für den 

ganzen Transport, oder bis zur nächſten Transportſtation vorzuſchießen. 
Es hängt hierbei von ihrer Wahl ab, ob ſie 

I. die Transportkoſten für den ganzen Transport auslegen, und von 
der Behörde des Beſtimmungsortes wahrnehmen, oder ob 

II. fie dieſe Koſten nur bis zur nächſten Transportſtation ($ 4) vor⸗ 
ſchießen will. r 

m 


ad J. erſteren Falle, der ſich bei kurzen Transporten innerhalb Land 
empfiehlt, muß der Beitrag der Transportkoſten dem Transportführer zur 
genauen Berechnung mitgegeben werden und iſt, dringende unerwartete Fälle 
abgerechnet, kein Zwiſchenort zu Auslagen verbunden. 
Im 


II. 


— 


ad n. zweiten Falle muß die abjendende Behörde aber die bis zur 
nächſtfolgenden Transportetappe ($ 4) erforderlichen Koſten vorſchießen, 
anf dem Transportzettel einzeln aufführen, und ſolchergeſtalt bei der nächſt⸗ 
folgenden Transportſtation liguidiren, dieſe aber bei der Ablieferung des 
Transportaten die liquidirten und unterwegs etwa erwachſenen, ferneren 
Koſten der abliefernden Behörde ſofort durch die zurückgehenden Trans⸗ 
portanten erſtatten, demnächſt aber mit dem fortgehenden Transporte dieſe 
Koſten und die denſelben hinzuzufügenden Koſten des Transportes von ihr 
bis zur nächſtfolgenden Station vorſchießen, und von dieſer auf eben dieſe 
Art wieder erheben. Dieſes Verfahren wird auf dem ganzen Transporte 
bis zum nächſten Beſtimmungsorte beobachtet, von deren Obrigkeit die 
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auf dem ganzen Tansporte erwachſenen und ſolchergeſtalt von der letzten 
Stationsbehörde vorgeſchoſſenen Koſten der letzgedachten Behörde erſtattet 
werden. 

Wenn die Koſten dem Regierungsfonds zur Laſt fallen ($ 13), jo 
liquidirt die letzte Stationsbehörde dieſe Koſten bei der abſendenden Be⸗ 
hörde und dieſe, unter Beilegung des Transportzettels, unmittelbar, oder 
durch die Kreisbehörde bei der ihr vorgeſetzten Regierung. 

Jede Stations- oder an deren Stelle tretende andere Behörde ($ 7), 
ſowie die annehmende Behörde muß dieſe Koſtenerſtattung und Auslage ſo⸗ 
fort und unweigerlich beſchaffen, und die dagegen etwa habenden Erinne- 
rungen bei der Behörde beſonders anbringen. 

Die Erſtattung der vorgeſchoſſenen Koſten von der folgenden oder von 
der Beſtimmungsbehörde erfolgt aber nur dann, wenn der Transportat 
wirklich überliefert iſt, fällt mithin weg, wenn derſelbe auf dem Transport 
entſprungen fein ſollte ($ 32.) 8 

§ 15. Die abſendende Behörde muß vor Anordnung des Trans⸗ 
portes den Ort, nach welchem der Transportande geſetzlich abzuliefern iſt, 
feſtſtellen. 

Bei den von einer Juſtizbehörde zum Transporte abgegebenen In⸗ 
dividuen ($ 2) entſcheidet hierüber deren Beſtimmung; in anderen Fällen 
iſt, wenn der Beſtimmungsort nicht zuverläſſig aus den Akten hervorgeht, 
oder die Angabe des Transportaten nicht ſonſt unbezweifelt iſt, zuvörderſt 
durch Kommunikation mit der Behörde des Ortes, wohin der Trans⸗ 
portande nach deſſen Angabe zu bringen ſein würde, auszumitteln, ob dieſe 
Behörde zu ſeiner Annahme bereit oder ſchuldig iſt. 

§ 16. Da der Transport auf den Geſundheitszuſtand des Trans⸗ 
portanden keinen nachtheiligen Einfluß haben darf, ſo iſt bei kranken oder 
ſchwachen Perſonen durch ärztliches Eutachten vorgängig feſtzuſtellen, daß 
der Transport ohne Nachtheil für die Geſundheit erfolgen könne und in⸗ 
ſonderheit, daß dies bei dem Fußtransport der Fall ſei. ($ 9.) 

§ 17. Die abliefernde Behörde muß vor dem Transport dafür 
ſorgen, daß der Transportande, ſoweit es zur Sicherung gegen die Kälte 
und zur Vorbeugung eines öffentlichen Aergerniſſes erforderlich iſt, noth⸗ 
dürftig, jedoch möglichſt wohlfeil, bekleidet werde, widrigenfalls die 
Gendarmerie oder das Militär den Transport nicht übernehmen, oder die 
nächſte Stationsbehörde dies nachholen muß. 

18. Die Behörden müſſen die Transporteurs nach Beſchaffenheit 
mündlich oder ſchriftlich über diejenigen Vorſichtsmaßregeln genau anweiſen, 
welche nach Maßgabe der Gefährlichkeit und anderer Verhältniſſe der 
Transportaten zu beobachten ſind, inſonderheit müſſen den Gendarmen und 
dem Militär die zu transportirenden Individuen nach ihrer größeren 
oder geringeren Gefährlichkeit bezeichnet werden, damit ſich danach in An⸗ 
ſehung der zum Transporte zu kommandirenden Subjekte gerichtet 
werden könne. 

$ 19. Dem Transporte und inſonderheit dem Transportführer wird 
ein Transportzettel mitgegeben, in welchem 

1. das vollſtändige Signalement, und 
2. die Bekleidung des Transportanden, 
3. die Urſache des Transportes, 
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4. die Transportſtraße und inſonderheit der nächſte Stationsort und 
die Behörde, an welche der Transportat dort abzuliefern iſt, 

5. der Beſtimmungsort, 

6. 115 Anzahl und Namen der Transporteurs und des Transport⸗ 

ührers, 

7. die Art des Transportes in Beziehung auf die Transportmittel 
($ 2 >; der Transportat gefeffelt oder ungefeſſelt geführt wird 
u. dergl., 

8. die den Transporteurs zur Ablieferung mitgegebenen Effekten und 
Papiere, i 

9. die Beſtimmungen wegen der Transportkoſten, deren Betrag, Er⸗ 
ſtattung u. ſ. w., 

10. die wegen des Transportes gegebenen, beſonderen Anweiſungen 
($ 18), und 

11. Tag und Stunde des Abganges des Transportes 

genau zu bemerken ſind. 

Der Transportzettel iſt 

1. für jeden der Transportaten, inſofern fie verſchiedene Beſtimmungs⸗ 
orte haben, beſonders auszufertigen, und 

2. nicht blos mit der Unterſchrift, ſondern auch mit dem Siegel der ab⸗ 
ſendenden Behörde zu verſehen. 
§ 20. Außerdem erhält der Transportführer noch das vollſtändige 

Signalement der Perſon und der Kleidung der Transportaten und zwar 
eines jeden derſelben beſonders und in duplo, um dadurch im Entweichungs⸗ 
falle die Verfolgung zu erleichtern (8 24). 

$ 21. Der Führer des Transportes bekommt ferner 

1. einen Paß, inſofern er nöthig iſt; 

2. Abſchrift des Schreibens, wodurch die Obrigkeit des Beſtimmungs⸗ 
ortes ihre Verbindlichkeit zur Annahme des Transportaten an⸗ 
erkannt hat; 

3. das Schreiben der abſendenden Behörde an die des Beſtimmungs⸗ 
ortes, mit den etwa mitzugebenden Akten, inſofern letztere dem 
Transporte überhaupt anzuvertrauen und nicht lieber auf der Poſt 
abzuſenden ſind; ‘ 

4. die dem Transportaten abgenommenen Gelder, Effekten und Papiere. 
$ 22. Vor dem Abgange des Transportes find die in Anſehung 

er ſichern Führung deſſelben nöthigen Maßregeln zu nehmen und anzu⸗ 
ordnen. 

Gefährliche, ſtarke, widerſpenſtige Verbrecher und Vagabonden müſſen 
in der Regel gebunden oder gefeſſelt transportirt werden. Die Trans⸗ 
portatenfürer müſſen ſich hierbei genau an die Beſtimmung der abſendenden 
oder Stationsbehörden halten, und ſind nur berechtigt, hiervon abzu⸗ 
gehen, wenn 

1. der Transportat unterwegs die Flucht verſuchen, oder ſonſt ſich 
widerſpenſtig bezeigen ſollte, 

2: „ Dunkelheit die Beſorgniß der Flucht verſtärken 
möchte, 

3. einer der Begleiter behindert ſein ſollte, den Transport fortzuſetzen, 
und nicht gleich erſetzt werden kann, und 
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4. überhaupt unerwartete Ereigniſſe, z. B. Bruch des Wagens ꝛc. ꝛc., 
dies zur Sicherung des Transportes nothwendig machen. 

Jeder Transportat iſt, ehe er an den Transport nur abgeliefert 

wird, in deſſen Gegenwart auf das Genaueſte zu viſitiren; alle Inſtrumente, 


welche die Flucht erleichtern, und alle Dokumente, welche ihm darauf nützlich u 
ſein können, find ihm nebſt allem baaren Gelde abzunehmen und dem j 
Führer mitzugeben. a 


| Mördern, Räubern und Dieben, oder anderen groben Verbrechern 3 
IH und gefährlichen Landſtreichern, welche entweder ſchon früher auf Trans⸗ 5 
porten entſprungen ſind, oder beſondere Gefahr der Entweichung begründen, 
kann nach Ermeſſen der abſendenden Behörde, mit Berückſichtigung der 
| Geſundheit, das Haupthaar ganz oder auf eine beſonders in die Augen 
fallende Art abgeſchoren werden. N i 
Die abſendende Behörde hat, ſoviel als möglich, die des Beſtimmungs⸗ 
ortes und der nächſten Stationsörter vom Abgange des Transportes noch 
vorher zu benachrichtigen. 
| 5 23. Der Transport ift ununterbrochen, und ohne Rückſicht auf c 
Sonn⸗ und Feſttage fortzuſetzen, und möglichſt ſo einzurichten, daß die 1 
| Stationsörter noch vor Einbruch der Dunkelheit erreicht werden. 5 
Sollten unerwartete Umſtände dies hindern, ſo bleibt dem Führer Br; 
| überlaffen, entweder an einem Zwiſchenorte zu übernachten, oder den 
160 Transport durch Verſtärkung der Begleitung (§ 11) oder Feſſelung ($ 22) 
| zu ſichern, oder einen Wagen zu nehmen ($ 10); im erfteren Falle muß 
5 jedoch der Transportat an die Ortsobrigkeit abgeliefert, und in Anſehung 
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der Bewachung nach Vorſchrift des § 27 verfahren werden. 
f § 24. Die Transporteurs müſſen auf dem Transporte überhaupt 95 
11 nach dieſer und der ihnen gegebenen näheren Inſtruktion und den Weiſungen 
| | des Transportführers ſich genau richten, und inſonderheit auf die Trans⸗ 
portaten und deren Benehmen ununterbrochen die ſtrengſte Aufmerkſamkeit 
| haben, und letztere beſonders in Wäldern oder anderen gefährlichen 
Gegenden verdoppeln und darin, ſowie in allen Verhältniſſen, welche die 
Flucht erleichtern können, die bekannten Sicherheitsmaßregeln anwenden. 8 
I Die Transporteurs müſſen mit den Transportaten nicht über ihre a 
| | Verbrechen und die Beſchaffenheit der Gegend, worin ſie ſind, ſprechen, 
ihnen nicht geſtatten, hierüber unter einander, oder überhaupt mit unbe⸗ 
kannten Menſchen auf der Landſtraße ſich zu unterhalten; Transportaten, 
welche mit einander bekannt ſind, müſſen auf dem Transporte möglichſt ge⸗ I 
trennt werden; die Begleiter dürfen von den Transportaten nicht das de 
ringſte kaufen oder eintauſchen, oder zum Geſchenke annehmen; wer zu 
Wagen transportirt wird, darf ohne dringende Veranlaſſung nicht herab⸗ 
ſteigen, und muß dann beſonders ſcharf bewacht und nach Bewandtniß 3 
ejeffelt oder an einem Stricke geführt werden; den Transporteurs iſt a 
—— verboten, auf dem Transporte zu ſchlafen; ohne Erlaubniß des 
Führers darf kein Begleiter ſich vom Transporte entfernen; der Transport 0 
Ib). darf, außer Fällen der Noth, nur zu den gewöhnlichen Mahlzeiten in u 
Wirthshäuſer einkehren, und dann muß nach den Verhältniſſen der Trans⸗ * 
ö portat auf das Strengſte bewacht, und auf angemeſſene Art geſchloſſen * 
oder gebunden werden. % 
„Wenn einer der Transportaten die Flucht verſucht oder entſpringt, 3 
ſo iſt Gewalt zu gebrauchen, um ihn daran zu verhindern, oder wieder zu 2 
l 25 3 
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ergreifen; er iſt alsdann zu binden oder zu feſſeln, auch nöthigenfalls am 
nächſten Orte ein Wagen zum weiteren Transporte zu nehmen. Wenn 
einer entſprungen iſt, ſo muß die Aufſicht auf die übrigen verſchärft und 
ſie allenfalls gebunden und alle Vorkehrungen genommen werden, um den 
Flüchtling wieder zu erhalten, entweder durch ſofortiges Nachſetzen, oder 
durch Requiſition der nächſten Obrigkeiten, Gendarmen und Gemeinden, 
wobei die § 20 gedachten Signalements zu gebrauchen, und Jedermann 
den Transporteurs Hülfe und Beiſtand zu leiſten hat. Der Transport⸗ 
führer muß jede Entweichung der nächſten und jeder folgenden Obrigkeit 
auf der Transportſtraße und jedem Gendarmen und Schulzen anzeigen, 
damit auch dieſe wegen der Verfolgung durch Steckbriefe und Nachjagd 
ihre Pflicht erfüllen können. 

$. 25. Die Transportaten müſſen zwar mit der zu ihrer ſicheren 
Fortſchaffung erforderlichen Strenge, allein ohne unnöthige Härte be- 
handelt werden. 

Wegen Rückſicht auf ihre Geſundheit iſt bereits oben das Nähere be⸗ 
ſtimmt; auf dem Transport iſt ihnen die erforderliche Ruhe zu gewähren, 
dabei aber auf ihre gehörige Sicherheit zu ſehen; in Wäldern, hohlen 
Wegen und anderen, der Flucht günſtigen Gegenden darf ihnen jedoch in 
der Regel nicht geſtattet werden, ſich auszuruhen. 

In Beziehung auf die Verpflegung verbleibt es bei den darüber vor⸗ 
handenen oder nach Zeiten, Stand und anderen Verhältniſſen zu erlaſſenden 
Beſtimmungen; die Transportaten müſſen jedoch auf allen Fall wenigſtens 
diejenige Verpflegung erhalten, welche Gefangene von ihren Verhältniſſen 
bekommen. 

Die Gefängniſſe in den Stationsörtern ſind nach Vorſchrift des 
wegen der Polizeigefängniſſe unterm 12. Auguſt 1815 erlaſſenen Circulars 
des Polizeiminiſteriums in gutem Stande zu erhalten und zu verwalten. 

Die Transporteurs müſſen aller Mißhandlungen der Transportaten 
und, außer dem Falle der Widerſetzlichkeit und des Verſuchs der Flucht, 
aller thätlichen Behandlung derſelben ſich enthalten und auch in dieſen 
Fällen ſich keine Exceſſe erlauben; die Transportaten ſind dagegen wegen 
begangener Widerſetzlichkeiten, Ungehorſams u. ſ w. der nächſten Stations⸗ 
behörde anzuzeigen, und von denſelben zu beſtrafen. 

Die Transporteurs müſſen die Transportaten auch vor Mißhandlungen 
des Pöbels ſichern und ſchützen. 

§. 26. Der Transportat iſt am Stationsorte oder, wenn derſelbe 


nicht zu erreichen iſt, an dem an feine Stelle tretenden Orte ($ 7) nicht 


an Unterbediente, ſondern an die Polizeibehörde abzuliefern, bei welcher der 
Transportführer ſich zu melden und die weiteren Beſtimmungen zu ge⸗ 
wärtigen hat. Der Transportat muß bis dahin entweder vorläufig an die 
Wache oder zum Arreſt abgeliefert, oder von der Transportmannſchaft, 
nöthigenfalls unter Beihülfe der Gendarmerie, des Militärs oder der Ge- 
richts⸗ oder der Polizeioffizianten genau bewacht werden. 

Der Transportat iſt auf jeder Station vor der Ablieferung genau 
zu viſitiren, und der Transportzettel zu revidiren und, wenn er mangelhaft 
ift, zu ergänzen, wobei die auf dem Transport etwa vorgefallenen Ver⸗ 
änderungen, ſowie die Zeit der Ankunft und die Gründe der etwaigen 
Verzögerung derſelben auf dem Transportzettel zu bemerken ſind. 

Wenn ein Transportat entſprungen iſt, ſo muß bei der nächſten 
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Stationsbehörde eine Unterſuchung angeſtellt, und die Akten demnächſt der 
Behörde, deren Transportanten der Transportat entwichen iſt, zum weitern 
Verfahren ($ 32) überſandt werden. 

Die zum Transporte gehörigen Gelder, Papiere und andere Effekten 
werden der Stationsbehörde abgeliefert. 

Dieſelbe erſtattet in Gemäßheit der Beſtimmungen des § 14 die 
bis dahin aufgelaufenen Transportkoſten der nächſten Stations behörde gegen 
Quittung des Transportführers und liquidirt ſie auf die obgedachte Art 
der nach ihr folgenden Behörde. N 

Sie giebt endlich dem Transportführer über die Ablieferung der 
Transportaten, Akten, Gelder und Effekten einen Empfangsſchein, und be⸗ 
merkt auf demſelben die Stunde der Ankunft und Abfertigung. 

§ 27. Die Stationsbehörde muß für die ſichere und angemeſſene Be⸗ 
wachung des Transportaten Sorge tragen; fie geſchieht in Gemäßheit des 
Direktorial⸗Reſkripts vom 12. März 1805 in den Nachtquartieren, der 
Regel nach in den Civilgefängniſſen, in Garniſonſtädten erforderlichenfalls 
mit Konkurrenz des Militärs, in unbequartirten Orten aber auf die dort 
übliche Art der Bewachung der Gefangenen. 

Gefährliche Verbrecher ſind aber in Kriminalgefängniſſen aufzu⸗ 
bewahren. 

§ 28. Jede Stationsbehörde muß den Transportaten ehebaldigſt 
weiter befördern, und dabei das bisher angeführte Verfahren, ſo weit es 
fi nicht auf die erſte Behörde beſchränkt, von Station zu Station be⸗ 
folgt werden. 

In Anſehung der Zeit der weiteren Abſendung iſt zwar auf die 
Geſundheit der Transportaten, die Menge derſelben und andere Verhält⸗ 
We ſehen; möglichſte Beſchleunigung derſelben muß indeſſen die 

egel ſein. 

$ 29. Der Transportat wird mit den Geldern, Papieren und 
8 am Beſtimmungsorte an diejenige Behörde abgeliefert, welche zu 
ſeiner Annahme verbunden iſt, oder an diejenige, welche ſie zur Empfang⸗ 
nahme des Transportaten an der Grenze oder ſonſt entgegengeſchickt 
haben ſollte. 

Ueber die richtige Ablieferung des Transportaten wird auf dem 
Transportzettel quittirt, und in Anfehung der Erſtattung der Trans⸗ 
portkoſten in Gemäßheit der Beſtimmungen des § 14 verfahren. 

. Die Transporte müſſen allenthalben von Jedermann, be- 
ſonders aber von der Obrigkeit und den Schulzen mit gehöriger Achtung 
aufgenommen, die Requiſitionen des Transportführers mit Willfährigkeit 
und Schnelligkeit erfüllt und überhaupt den Transporten allenthalben Hülfe 
und Beiſtand ſchleunigſt geleiſtet werden. 

Die Transportbegleiter müſſen dagegen ſich beſcheiden betragen und 
zu keinen begründeten Beſchwerden Veranlaſſung geben, widrigenfalls aber 
ernſtlich beſtraft werden. 

8 31. Die Regierungen haben zu veranlaffen, daß die Transporteurs 
mit genauen Vorſchriften über das auf Transporten zu beobachtende Ver⸗ 
fahren verſehen und damit bekannt gemacht werden. 

„ 8 32. Dieſe und die im $ 31 gedachten und übrigen Inſtruktionen 
müſſen mit der größten Pünktlichkeit auf das Strengſte befolgt werden; 
die geringſte Vernachläſſigung der darin enthaltenen Vorſchriften iſt mit 
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angemeſſener Strafe zu beahnden und bei grober Nachläſſigkeit, Begünſtigung 
und Kolluſionsfällen kriminalrechtlich zu verfahren. 

Neben den hiernach geſetzlich, entweder adminiſtratoriſch oder kriminal⸗ 
rechtlich, zu erkennenden Strafen verlieren diejenigen Transporteurs, welche 
einen Transportaten auf dem Transporte haben entſpringen laſſen, wenn 
ihnen auch nur der allergeringſte Grad von Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt, 
die etwa ſtatthabenden Transportgebühren und müſſen die auf die Wieder⸗ 
erhaltung des entſprungenen Trausportaten verwandten Koſten, Prämien 
u. ſ. w. tragen, auch, dem Befinden nach, ihrer Obrigkeit die von derſelben 
verlegten, ihr aber nicht wieder zu erſtattenden (14) Transportkoſten er⸗ 
ſetzen; überdem ſind nachläſſige Transporteurs von ferneren Transporten 
auszuſchließen und auf ihre Koſten durch zuverläſſige Stellvertreter zu er⸗ 
ſetzen. Obrigkeiten, welche unfähige oder nachläſſige Transporteurs ſtellen, 
ſind mit angemeſſenen Ordnungsſtrafen zu belegen, und, dem Befinden nach, 
ſtrenger zu beſtrafen und in die durch die Entweichung eutſtandenen 
Schäden und Koſten zu verurtheilen. 

$ 33. Den Landräthen und Kreisbehörden liegt ob, die ihnen 
untergeordneten ſtädtiſchen Amts- und Dorfbehörden, ſowie die Schulzon 
in Beziehung auf die Transporte genau zu kontroliren und die dabei be- 
merkten Vernachläſſigungen und Pflichtwidrigkeiten ohne alle Nachſicht ent- 
weder ſelbſt zu rügen, oder der vorgeſetzten Regierung zum Zweck der Be⸗ 
ſtrafung anzuzeigen, widrigenfalls ſie ſelbſt ſich verantwortlich machen. 

Auch die Regierungen haben hierbei mit Strenge unnachſichtlich zu 
verfahren, und mit dem Schluſſe eines jeden Vierteljahres zum Polizei⸗ 
miniſterium ein Verzeichniß der in ihrem Departement auf Transporten 
ntſprungenen Verbrecher, Landſtreicher und Arreſtanten einzureichen, und auf 
demſelben die Behörden und die Transporteurs, die dabei nachläſſig ge⸗ 
weſen, und die gegen beide verhängten Strafen zu bemerken, dieſe Be⸗ 
merkung aber in den folgenden Verzeichniſſen nachzuholen, wenn die Strafe 
am Schluſſe des Quartals noch nicht hat erkannt werden können. 

§ 34. Den Regierungen wird überlaſſen, die gegenwärtige General- 
inſtruktion für ihr Departement durch beſondere Inſtruktion zu ergänzen, 
als in welchem Fall Abſchrift derſelben zum Polizeiminiſterium einzu⸗ 
reichen iſt. 


3. Ober⸗Präſidial⸗Inſtruction vom 6. Oktober 1863. 


Wegen Benutzung der Eiſenbahnen zu Transporten von Verbrechern 
und Vagabonden wird für die Provinz Preußen mit Genehmigung der 
Herrn Miniſter des Innern und der Juſtiz hierdurch Folgendes angeordnet: 

§ 1. Die Transporte von Verbrechern und Vagabonden nach den 
Straf- und Eorrections-Anftalten der Provinz find vom 1. Januar 1864 
ab, ſoweit dies nach den örtlichen Verhältniſſen ausführbar und zweckmäßig 
erſcheint, unter Benutzung der Eiſenbahnen zu befördern. Ebenſo ſollen die 
eingerichteten Transportzüge auch zur Beförderung aller von den Gerichts⸗ 
behörden zu veranlaſſenden oder aus polizeilichen Rückſichten zu veranſtaltenden 
Transporte benutzt werden. 

§ 2. Die Beförderung erfolgt am 1. und 15. jeden Monats und 
wenn dieſe auf Sonn- und Feſttage treffen, am Tage vorher. 

§ 3. Für die einzelnen Kreiſe reſp. Ortſchaften find durch beſondere 
Transport⸗Tableaux diejenigen Eiſenbahn⸗Stationen und diejenigen Züge 
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beſtimmt, welche zu den Transporten benutzt werden müſſen. Die nähere 
Anweiſung darüber, ob in den Kreisſtädten die zu transportirenden Perſonen 
zu ſammeln und dann gemeinſchaftlich auf den Landwegen zu den Eiſenbahn⸗ 
Stationen zu transportiren, oder nach den Lokalverhältniſſen zweckmäßig die 
Transporte von einzelnen Ortſchaften aus direkt dahin zu bewirken ſind, 
wird den Königlichen Regierungen für ihre reſp. Verwaltungs⸗Bezirke 
überlaſſen und hier nur beſtimmt, daß die Abſendung der Transporte ſo 
einzurichten bleibt, daß dieſelben mindeſtens eine halbe Stunde vor der 
Abfahrt des betreffenden Zuges auf der Eiſenbahn⸗Station eintreffen. 

Der Transport nach dem Eiſenbahnhofe erfolgt nach der durch die 
General⸗Transport⸗Inſtruction vom 16. September 1816 ertheilten und 
den dieſelbe ergänzenden und erläuternden Vorſchriften. 

§ 4. Da die Zahl der Transporteure bei Eiſenbahn⸗Transporten 
in der Regel weit geringer ſein wird, als dieſelbe in der General⸗Transport⸗ 
Inſtruction für Transporte auf den Landwegen feſtgeſetzt worden iſt, ſo 
deſtimmt die abſendende Behörde, gleich bei der Abſendung des Landweg⸗ 
Transports, welcher von den Transporteuren den Transport auf der 
Eiſenbahn begleiten, und welche dagegen nach Erreichung der Eiſenbahn⸗ 
Station wieder umkehren ſollen. Die zur Rückkehr beſtimmten Trans⸗ 
porteure dürfen jedoch den Transport nicht eher verlaſſen, als bis letzterer 
im Eiſenbahnwagen untergebracht iſt und der Zug ſich in Bewegung 

eſetzt hat. 
775 H 5. Für jeden Transport iſt der im § 19. der General⸗Transport⸗ 


Inſtruction vorgeſchriebene Transportzettel auszuſtellen und in dieſem 


derjenige Transporteur, welchem die Führung des Transports obliegen 
ſoll, ausdrücklich zu benennen. Den Transportzettel erhält der Führer und 
außer demſelben noch einen beſonderen, von der abſendenden Behörde aus⸗ 
geſtellten, an die betreffende Eiſenbahn⸗Verwaltung gerichteten Requiſitions⸗ 
ſchein, auf Grund deſſen die Beförderung des Transports auf der Eiſenbahn 
erfolgt. Der Requiſitionsſchein muß ſtets die Anzahl und die Namen der 
Transporteure ſowie der Transportaten, den Beſtimmungsort des Trans⸗ 
ports, ſowie die Stationen, innerhalb welcher derſelbe auf der betreffenden 
Eiſenbahn zu befördern ift, enthalten und dient der Eiſenbahn-Verwaltung 
als Beweis über die ſtattgefundene Beförderung und als Grundlage der 
demnächſt aufzuſtellenden Liquidation des Fahrgeldes. Muß der Transport 
mehrere Eiſenbahnen paſſiren, ſo wird für jede einzelne Bahn ein beſonderer 
Requiſitionsſchein ausgeſtellt. 

$ 6. Sobald ein auf der Eiſenbahn weiter zu befördernder Transport 
auf der Eiſenbahn⸗Station ankommt, hat ſich der Führer des Transports 
bei dem Stations⸗Vorſtande zu melden, welcher dem Transporte, ſoweit es 
die Räumlichkeit geſtattet, ein von dem Paſſagier⸗Zimmer getrenntes einſt⸗ 
weiliges Unterkommen anweiſt und näher beſtimmt, wann der Transport 
in den Eiſenbahnzug einſteigen ſoll. Sodann hat der Transportführer ſich 
vor dem Einſteigen in den Zug dem betreffenden Zugführer vorzuſtellen 
und demſelben den Requiſitionsſchein (ofr. $ 5) in nn ig 

8 7. Bei Beförderung der Transporte auf der Eiſenbahn find 
beſtimmte, ausſchließlich dieſem Zwecke dienende Wagenräume zu benutzen, 
und zwar entweder beſonders eingerichtete mit Sitzplätzen verſehene vier- 
rädrige Güterwagen oder beſonders abgeſchlagene Coupés dritter Wagen⸗ 
klaſſe, da die Transportaten von dem Verkehr mit anderen Reiſenden 
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abgeſchloſſen werden müſſen. Es iſt demnächſt nicht zu geſtatten, daß in 
die für den Transport beſtimmten Wagenräume andere Perſonen als 
Transporteure und Transportaten aufgenommen, oder letztere unabgeſondert 
befördert werden. 

§ 8. Während der dec auch an den einzelnen Stationen, darf 
der den Transport enthaltende Wagen weder von einem Transporteur, noch 
weniger von einem Transportaten eigenmächtig geöffnet werden. Wird die 
Oeffnung des Wagens überhaupt nothwendig, ſo iſt einer der den Zug 
begleitenden Schaffner von dem Führer des Transports hierum anzu⸗ 
ſprechen. Alles unnöthige Ausſteigen iſt zu vermeiden, insbeſondere den 
Transportaten das Ausſteigen nur in den dringendſten Fällen unter ſorg⸗ 
fältiger Bewachung und, womöglich nur an ſolchen Anhaltepunkten zu 
Nabu wo für den Transport⸗Tag beſondere polizeiliche Aufſicht ange⸗ 
ordnet iſt. 

$ 9. Da die Eiſenbahn⸗Beamten nur verpflichtet ſind, die auf dem 
Transporte befindlichen Perſonen in der Weiſe zu beaufſichtigen, wie ſie die 
Reiſenden überhaupt zu beobachten haben und eine weitergehende Controlle 
ihnen nicht obliegt, ſo iſt auf die Auswahl beſonders zuverläſſiger und 
gewandter Transporteure genaue Aufmerkſamkeit zu richten, und wo geeignete 
Perſonen gefunden find, möglichſt wenig mit denſelben zu wechſeln, um bei 
dem Eiſenbahn⸗Transporte mittelſt einer geringeren Zahl von Trans⸗ 
porteuren auch ſtets den nöthigen Grad von Sicherheit zu erlangen. 

5 10. An ſolchen Eiſenbahn⸗Stationen, an denen nach dem ſpeciellen 
Transport⸗Tableau ein Zugang zu der Eiſenbahn zu erwarten ſteht, oder 
die Transporte von einer Eiſenbahn auf die andere übergehen, oder aber 
die Eiſenbahn ganz verlaſſen, find an den Tagen reſp. Stunden, zu welchem 
die Transporte nach dem Tableau eintreffen, beſondere polizeiliche Vor⸗ 
kehrungen durch Aufſtellung von Gendarmen oder ſonſtigen geeigneten 
Polizei⸗Beamten zu treffen, welche das Einſteigen reſp. Ausſteigen der 
Transportaten zu überwachen, dieſelben auch, ſoweit dies erforderlich, bei 
der Abführung vom Bahnhofe zu begleiten haben. 

§ 11. In Betreff der Zahl der Transporteure, welche den Transport 
auf dem Landwege bis zu der betreffenden Eiſenbahn⸗Station zu begleiten 
haben, bleiben die Beſtimmungen der General⸗Transport⸗Inſtruction maß⸗ 
gebend. Für die Transporte auf den Eiſenbahnen iſt dagegen die Zahl 
der Transporteure zu verringern, und zwar dergeſtalt, daß, wenn nicht 
beſondere Umſtände etwas anderes erheiſchen, auf einen bis 3 Trans⸗ 
portaten ein Transporteur, auf 4 bis 6 Transportaten 2 Transporteure, 
auf 7 bis 9 Transportaten 3 Transporteure u. ſ. w. gerechnet werden. 
Die Zahl der Transporteure muß alſo in der Regel dem dritten Theile 
der Zahl der Transportaten gleich ſein und wird hierüber vorausgeſetzt, 
daß die Transporteure bewaffnet und gefährliche, ſtarke und widerſpenſtige 
Verbrecher reſp. Vagabonden nach 8 22 der General⸗Transport-Inſtruction 
gefeſſelt oder gebunden ſind. Einen beſonders gefährlichen Verbrecher kann 
auch ein ausſchließlich zu deſſen Bewachung beſtimmter Transporteur, was 
in dem Transportzettel ſpeziell hervorzuheben iſt, beigegeben werden und 
wird dann ein ſolcher Transporteur bei der nach den vorſtehenden Normen 
zu bemeſſenden Zahl der Transporteure nicht mitgerechnet. 

§ 12. Wenn durch das Zusammentreffen mehrerer, nach einer und 
derſelben Straf- oder Corrections⸗Anſtalt beſtimmten Transporte das 
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e der Zahl der Transporteure zu der Zahl der Transportaten 
größer wird, als ſolches im vorhergehenden Paragraphen generell feſtgeſetzt 
worden iſt, jo find fo viele Transporteure, als zur Erlangung des richtigen 
Verhältniſſes nöthig find, zurückzulaſſen; dies darf jedoch niemals ſolche 
Transporteure, welche zu den bereits im Eiſenbahnzuge befindlichen Trans⸗ 
porten gehören, ſondern immer nur ſolche Perſonen treffen, welche auf den 
betreffenden Eiſenbahn⸗Stationen neu hinzutretende Transporte begleiten. 
Die Beſtimmung darüber, ob und eventualiter welche Transporteure um⸗ 
kehren ſollen, ſteht den nach § 10 zur beſonderen Controlirung der Trans- 
porte angeſtellten Gendarmen oder ſonſtigen Polizei-Beamten zu, und wird, 
falls Gras Beamte an einem Stationsorte wegen der nöthigen Ueber⸗ 
wachung aufgeſtellt werden, einer derſelben von der zuſtändigen Behörde 
ausdrücklich dazu mit generellem Auftrage verſehen. Der betreffende 
Gendarm oder Polizei⸗Beamte hat in dem ihm vorzulegenden Requiſitions⸗ 
ſcheine (§ 5) die Namen der zurückzulaſſenden Transporteure auszuſtreichen 
und auf dem Scheine, unter Beifügung ſeiner Unterſchrift zu bemerken, daß 
die Durchſtreichung reſp. die damit zuſammenhängende Aenderung der 
Zahlen durch ihn erfolgt ſei. 

$ 13. Die vorſtehend angeordnete Bemeſſung der Zahl der Trans: 
porteure nach der Geſammtzahl der Transportaten findet blos auf diejenigen 
zuſammentreffenden Transporte, welche nach einem und demſelben Beſtimmungs⸗ 
orte befördert werden ſollen, Anwendung, indem nur dieſe ſich in einen 
Transport zuſammenziehen und in Bezug auf die Zahl der Transporteure 
gemeinſam behandeln laſſen, während bei dem Zuſammentreffen mehrerer 
Transportgruppen, welche nach verſchiedenen Beſtimmungsorten dirigirt, 
jedoch theilweiſe auf einzelnen Bahnſtrecken gemeinſchaftlich befördert werden, 
die Zahl der Transporteure für jede Gruppe beſonders zu bemeſſen und 
lediglich nach Verhältniß der Zahl der Transportaten der betreffenden 
Gruppe zu beſtimmen bleibt. Im Uebrigen findet jedoch auch unter ver⸗ 
ſchiedenen Transportgruppen eine Verbindung in der Art ſtatt, daß die 
Transporteure der verſchiedenen Gruppen ſich unter einander nach Kräften 
zu unterſtützen und wechſelſeitig: z. B. bei zeitweiſem Austritte eines Trans- 
porteurs an einem Stationsorte zu vertreten haben. Zur beſſern Erreichung 
dieſes Zweckes und eines einheitlichen Zuſammenwirkens hat unter den 
Transporteuren eine Perſon als Führer der ſämmtlichen Transportgruppen 
zu fungiren, und iſt dem Führer in feinen Anordnungen von den übrigen 
Transporteuren Folge zu leiſten. Als Führer gilt zunächſt derjenige 
Transporteur, welcher von der abſendenden Behörde in dem Transport⸗ 
zettel ($ 5) für den ihm urſprünglich anvertrauten Transport als Führer 
ausdrücklich bezeichnet iſt, und welcher mit feiner Transportgruppe zuerft 
die Eiſenbahn⸗Reiſe angetreten hat. Derſelbe verbleibt in dieſer Function 
bei dem Hinzutreten neuer Transportgruppen und iſt von den Begleitern 
der letzteren ohne Weiteres als Führer der ſämmtlichen hinzutretenden 
Gruppen anzuerkennen. 5 

ft auf einem Zuge ein Transport noch nicht in Bewegung, und 
treffen in dieſem Falle mehrere Transportgruppen auf einer Eiſenbahn⸗ 
Station gleichzeitig zuſammen, ſo wird für die zuſammentreffenden Trans⸗ 
porte der Führer aus denjenigen Transporteuren, welche für die einzelnen 
Transportgruppen als deren Führer von den abſendenden Behörden in den 
Transportzetteln benannt ſind, durch den an dem Stationsorte aufgeſtellten 
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Gendarmen oder ſonſtigen Polizei⸗Beamten ausgewählt. Der ſolchergeſtalt 
einmal in Function getretene Führer behält dieſe Eigenſchaft ſo lange, als 
er mit der ihm urſprünglich anvertrauten Transportgruppe auf dem be⸗ 
treffenden Zuge verweilt. Nach ſeinem Abgange, und wenn dann noch 
einzelne Transportgruppen weiter befördert werden, wird für dieſe von 
dem aufgeſtellten Kontrolbeamten ein neuer Führer beſtellt. 

§ 14. Die Koſten für Transporte auf den Landwegen nach den 
Bahnhöfen reſp von den Bahnhöfen, auf denen die Transporte die Eiſen⸗ 
bahn verlaſſen, um nach der Straf- reſp. Corrections⸗Anſtalt zu Fuß 
weiter zu gehen, werden auch ferner nach den beſtehenden Vorſchriften 
berechnet und liquidirt. 

Für Transporte auf den Eiſenbahnen finden dagegen folgende Be⸗ 
ſtimmungen und Vergütigungen ſtatt: 

a. den Transporteuren wird für Rechnung derjenigen Fonds, welchen 
die Beſtreitung der Transportkoſten überhaupt zur Laſt fällt, auf 
dem Wege nach den Straf- reſp Corrections-Anſtalten freie Eiſenbahn⸗ 
fahrt gewährt und für die Rückreiſe bis zu dem Stationsorte, an 
welchem ſie die Eiſenbahnfahrt angetreten haben, das Fahrgeld dritter 
Wagenklaſſe baar gezahlt; 

b. außerdem empfängt jeder Transporteur ein Tagegeld von 15 Sgr., 
welches aus denſelben Fonds zu beſtreiten iſt. Für Transporteure 
ER großen Städten kann ein Diätenfa bis 20 Sgr. bewilligt 
werden; 

c, für die Rückreiſe auf der Eiſenbahn wird außer dem Fahrgelde keine 
Vergütigung gezahlt, wenn dieſelbe noch am Tage des Transports 
mittelſt der Eiſenbahn geſchehen kann; im entgegengejegten Falle 
werden die Vergütigungsſätze sub b gewährt; 

d. die Verpflegungskoſten für die Gefangenen werden auch für die Tage, 
an welchen ſich dieſelben auf der Eiſenbahn befinden, nach den im 
Eingange dieſes Paragraphen erwähnten Beſtimmungen berechnet. 
§ 15. Das Eiſenbahn⸗Fahrgeld dritter Klaſſe, welches die Eiſenbahn⸗ 

Verwaltung für jede Perſon, ohne Unterſchied zwiſchen Transporteur und 
Transportaten, desgleichen ohne Unterſchied, ob der zum Transport be⸗ 
ſtimmte Wagen ſchwach oder ſtark beſetzt iſt, vergütigt erhält, wird nicht 
wie für andere Reiſende Wants . ſondern von der Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung nachträglich für jeden Monat bei denjenigen Straf- reſp. 
Corrections⸗Anſtalten liquidirt, für welche die betreffenden Transporte 
beſtimmt waren. 

Die Anſtalts⸗Kaſſe leiſtet, wenn die Liquidation überhaupt in Ord⸗ 
nung iſt, erſtattungs⸗ und geeignetenfalls vorſchußweiſe die Zahlung und 
liquidirt die etwa geleiſteten Vorſchüſſe demjenigen Fonds zur Erſtattung, 
welcher zur Tragung der verlegten Koſten verpflichtet iſt. e 

Zur Juſtiftcirung der Liquidation der Eiſenbahn⸗Verwaltungen dienen 
die im § 5 erwähnten Requiſitionsſcheine, welche die Zahl der per Eiſenbahn 
beförderten Transporteure und Transportaten, ſowie die Länge der durd- 
fahrenen Strecke nachweiſen. 

8 16. Betreff der Zahlung der Gebühren, der Transporteure 
und der denſelben hierauf eventl. zu leiſtenden Vorſchüſſe, ingleichen der 
Verpflegungsgelder für die Transportaten, bewendet es bei den beſtehenden 

ſtimmungen und Einrichtungen. 
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4. Inſtruktion in Betreff der Stellung unter Polizei⸗ 
Aufſicht. | 


(Miniſt.⸗Blatt vom 12. April 1871, S. 113.) 


Zur Ausführung der 88 38 und 39 des Strafgeſetzbuches für den 
Norddeutſchen Bund vom 31. Mai 1870 wird in Betreff der Stellung 
unter Polizeiaufſicht beſtimmt, was folgt: 

$ 1. Die gegenwärtige ee findet bezüglich aller, nach dem 
1. Januar 1871 verurtheilten Perſonen, gegen welche auf Zuläſſigkeit von 
Polizeiaufſicht erkannt worden iſt, mit der Maßgabe Anwendung, daß in 
Betreff der nur vorläufig entlaſſenen Verurtheilten (88 23 ff. des Straf⸗ 
geſetzbuches) die Vorſchriften der allgemeinen Verfügung vom 21. Januar 
1871 in Kraft bleiben. . 

Perſonen, deren Verurtheilung vor dem 1. Januar 1871 erfolgt iſt, 
find, ſoweit im Nachfolgenden nichts Anderes beſtimmt iſt (§ 11), der in 
dem Erkenntniſſe angeordneten Polizeiaufſicht in der bisherigen Weiſe zu 
unterwerfen. 

§ 2. Die Stellung unter Polizeiaufſicht ſoll nur ſtattfinden, wenn 
begründete Beſorgniß beſteht, daß der Verurtheilte die wieder erlangte 
Freiheit in gemeingefährlicher Weiſe mißbrauchen werde. 

Neben dem der Verurtheilung zu Grunde liegenden Verbrechen und 
dem ſonſtigen bisherigen Verhalten des Verurtheilten iſt deſſen Führung 
während der Strafverbüßung in Betracht zu ziehen und auf die Ver⸗ 
ee Rückſicht zu nehmen, in welche derſelbe nach der Haftentlaſſung 
eintritt. 

Verurtheilte, welche, nach ſtattgefundener vorläufiger Haftentlaſſung, 
ſich bis zum Ablaufe der in dem Erkenntniſſe feſtgeſetzten Strafzeit ord⸗ 
nungsmäßig geführt haben, ſind der Polizeiaufſicht in der Regel nicht zu 
unterwerfen. 

Ebenſo ſollen von derſelben andere Verurtheilte, welche ſich während 
der Strafverbüßung gut geführt haben und deren Unterkommen in der 
Freiheit ein geſichertes iſt, in der Regel befreit bleiben. 

8 Die Stellung unter Polizeiaufſicht wird von derjenigen 
Landespolizeibehörde (Regierung, Landdroſtei) angeordnet, zu deren Bezirke 
der Ort gehört, nach welchem der Verurtheilte aus der Strafhaft entlaſſen 
wird (Entlaſſungsort), oder an welchem derſelbe ſpäter Aufenthalt nimmt. 

In Anſehung von Ausländern ($ 8) welche einen feſten Wohnſitz 
innerhalb des preußiſchen Staatsgebietes bisher nicht gehabt haben, ſteht 
die Anordnung der Maßregel der Landespolizeibehörde des Bezirkes zu, in 
welchem die Freiheitsſtrafe verbüßt iſt. 

Die Stellung unter Polizeiaufſicht kann nur bis zum Ablaufe von 
fünf Jahren, von dem Tage der Beendigung der Freiheitsſtrafe gerechnet, 
angeordnet oder aufrecht erhalten werden. 

Bei vorläufig zur Entlaſſung gekommenen Verurtheilten wird die 
Freiheitsſtrafe erſt mit dem Tage als beendigt angeſehen, an welchem die 
in dem Erkenntniſſe feſtgeſetzte Strafzeit abgelaufen iſt. 

8 4. Behufs Vorbereitung der Beſchlußnahme über die nach 8 3 
dieſer Inſtruktion zu treffenden Anordnung hat der Gefängnißvorſtand 
14 Tage vor der Entlaſſung eines Verurtheilten, gegen welchen auf Zu⸗ 
läſſigkeit von Polizeiaufſicht erkannt worden iſt, der Ortspolizeibehörde des 
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Entlaſſungsortes ein Zeugniß über die Führung des Verurtheilten während 
der Strafverbüßung nebſt einem Gutachten der Konferenz der Gefängniß⸗ 
oberbeamten über die Angemeſſenheit der Polizeiaufſicht zu überſenden. 

Beſteht bei der betreffenden Anſtalt eine Beamtenkonferenz nicht, ſo 
iſt das Gutachten von dem Vorſtande in Gemeinſchaft mit dem Anſtalts⸗ 
geiſtlichen abzugeben. 

Iſt der Verurtheilte ein Ausländer, welcher einen feſten Wohnſitz 
innerhalb des preußiſchen Staatsgebietes bisher nicht gehabt hat, ſo werden 
die vorbezeichneten Schriftſtücke der Landespolizeibehörde, in deren Bezirk 
die Anſtalt iſt, und zwar mindeſtens vier Wochen vor Beendigung der 
Strafzeit, unmittelbar überſandt. 

§ 5. Unter Berückſichtigung des Gutachtens der Gefängnißbehörde 
($ 4) und der ſonſt in Betracht kommenden Umſtände (§ 2) hat die 
Polizeibehörde des Entlaſſungsortes alsbald nach dem Eintreffen des Ver⸗ 
urtheilten über deſſen weitere Behandlung Beſchluß zu faſſen und, falls 
ſie die Stellung unter Polizeiaufſicht für nothwendig erachtet, die Anord⸗ 
nung derſelben bei der Landespolizeibehörde ſofort in Antrag zu bringen. 

Die Stellung des Antrages bleibt, falls ſeitens der Ortspolizei⸗ 
behörde zunächſt davon Abſtand genommen worden ſein ſollte, innerhalb 
5 1 $ dieſer Inſtruktion bezeichneten Zeitdauer auch nachträglich 
zuläſſig. 

Die Zuſtändigkeit zur Stellung des Antrages geht, falls der Ver⸗ 
urtheilte verzieht, auf die Polizeibehörde des jedesmaligen neuen Aufenthalts⸗ 
ortes deſſelben über. 

In dem Antrage iſt die Zeit, für welche die Stellung unter Polizei⸗ 
aufſicht für nothwendig erachtet wird, zu bezeichnen. 

Demſelben werden die in dem § 4 bezeichneten Schriftſtücke, ſowie, 
falls der Verurtheilte den Aufenthalt gewechſelt hat, die Führungsatteſte 
der betreffenden Ortspolizeibehörden beigefügt. 

Bezieht ſich der Antrag auf einen Verurtheilten, welcher bis zum 
Ablaufe der Strafzeit vorläufig entlaſſen geweſen iſt, ſo genügt die Bei⸗ 
fügung der Führungsatteſte der Ortspolizeibehörden. Das Gutachten der 
Gefängnißbehörde wird in dieſem Falle von der Landespolizeihörde un⸗ 
mittelbar erfordert. 

Die Anträge derjenigen Ortspolizeibehörden, welche der Aufſicht des 
Landraths unterliegen, ſind der Landespolizeibehörde durch Vermittelung des 
letzteren vorzulegen. 

$ 6. Ueber den Antrag der Ortspolizeibehörde reſp. in dem Falle 
des letzten Abſatzes des § 4 dieſer Inſtruktion, über den Bericht der Ge⸗ 
fängnißbehörde, iſt von der Landespolizeibehörde unter Berückſichtigung der 
Beſtimmungen im $ 2 übrigens aber nach freiem Ermeſſen ſchleunige Ent⸗ 
ſcheidung zu treffen. 

Gegen dieſe Entſcheidung findet eine Berufung nicht ſtatt. 

Die Landespolizeibehörde iſt indeß berechtigt, ihre Entſcheidung nach 
Befinden der Umſtände durch ſpätere Anordnungen ſelbſt abzuändern, 
insbeſondere die für die Stellung unter Polizeiaufſicht feitgefegte Zeit⸗ 
dauer abzukürzen oder unter Innehaltung der geſetzlichen Friſt (§ 3) zu 
verlängern. = 

Die gleiche Befugniß fteht im Falle des Verziehens einer unter 


— 


— 


——— 
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Polizeiaufſicht ſtehenden Perſon in einen anderen Regierungs⸗ (Landdroſtei) 
Bezirk der Landespolizeibehörde des neuen Aufenthaltsortes zu. 

Vor Abänderung einer einmal getroffenen Entſcheidung muß die 
n des jeweiligen Aufenthaltsortes des Verurtheilten gehört 
werden. 

$ 7. Die Stellung unter Polizeiaufſicht iſt, ſoweit die Beſtimmungen 
im $ 3 dieſer Inſtruktion nicht entgegenſtehen, mindeſtens auf die Dauer 
von ſechs Monaten anzuordnen. 

Eine Abkürzung dieſer Friſt durch ſpätere Anordnung der Landes⸗ 
polizeibehörde ($ 6) iſt nicht zuläſſig. 

Die Entſcheidung der Landespolizeibehörde, welche die Stellung 
bf Polizeiaufſicht anordnet, iſt dem Verurtheilten zu Protokoll zu 
eröffnen. 

Die in der Entſcheidung feſtgeſetzte Zeit wird von dem Tage dieſer 
Eröffnung an berechnet. 5 

$ 8. Die Entſcheidung der Landespolizeibehörde kann zugleich die 
Beſtimmung darüber enthalten: 

1. ob und an welchen einzelnen Orten dem Verurtheilten der Aufenthalt 
unterſagt, 
2. ob ein verurtheilter Ausländer aus dem Bundesgebiete verwieſen 
werden ſoll. 
eine Beſtimmung dieſer Art in der Entſcheidung ſelbſt nicht er⸗ 
folgt, ſo kann dieſelbe während der Dauer der Polizeiaufſicht jederzeit nach⸗ 
geholt werden. 

Angehörige der Staaten des Deutſchen Reiches werden als Ausländer 
nicht angeſehen. 

Als Bundesgebiet gilt das Gebiet ſämmtlicher zum Deutſchen Reiche 
vereinigten Staaten. 

§ 9. Die Ausführung der von der Landespolizeibehörde angeordneten 
Polizeiaufſicht liegt der Ortspolizeibehörde des jeweiligen Aufenthaltsortes 
des Verurtheilten ob, welche hierbei von den vorgeſetzten Polizeibehörden 
zu überwachen iſt. | 

Die Ortspolizeibehörde ift nicht befugt, dem unter Polizeiaufſicht 
Stehenden Beſchränkungen aufzuerlegen, welche in dem Strafgeſetzbuche nicht 
vorgeſehen ſind. 

sbeſondere dürfen periodiſche perſönliche Meldungen bei der 
Polizeibehörde oder ſonſtige außergewöhnliche Kontrolmaßregeln, welche mit 
Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit verbunden ſind, von demſelben 
nicht gefordert werden. 

Zuwiderhandlungen der Verurtheilten gegen die ihm in Folge der 
Stellung unter Polizeiaufſicht auferlegten Beſchränkungen ſind in Gemäß⸗ 
heit des § 361 des Strafgeſetzbuches zu verfolgen. 

Die Anordnung von Exekutivſtrafen deshalb iſt nicht zuläffig. 

§ 10. Ueber die Art und Weiſe, in welcher die in Folge der 
Stellung unter Polizeiaufſicht gegen einen Ausländer angeordnete Ver⸗ 
weiſung aus dem Bundesgebiete zur Ausführung zu bringen iſt, hat die 
Landespolizeibehörde in jedem Falle beſondere Beſtimmung zu treffen. 

Die durch die Ausführung der Maßregel entſtehenden Koſten, ins⸗ 
beſondere die etwaigen Koſten des Transports und der zum Zwecke des⸗ 
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ſelben erforderlichen Detention, werden auf den allgemeinen Polizeifonds 
übernommen. 

§ 11. Die Beſtimmung des 8 28 des Strafgeſetzbuches vom 14. 
April 1851, nach welcher gegen die wegen Diebſtahls ꝛc. verurtheilten und 
unter Polizeiaufſicht geſtellten Perſonen die Aufſicht durch ortspolizeiliche 
Anordnung dahin erweitert werden kann, daß dieſelben während der Nacht⸗ 
zeit ihren Wohnort und ſelbſt ihre Wohnung ohne Erlaubniß nicht ver⸗ 
laſſen dürfen, findet auch in Anſehung der vor dem 1. Januar 1871 ver⸗ 
urtheilten Perſonen nicht mehr Anwendung. Die durch den Erlaß vom 
22. Mai 1866 angeordnete Eintheilung der unter Polizeiaufſicht ſtehenden 
Perſonen in zwei Klaſſen kommt in Folge deſſen allgemein in Wegfall. 


Anhang b. 


enthält die während des Druckes erſchienenen Verordnungen: 


1. Beförderung von Leichen auf Eiſenbahnen. 
(Amtsblatt 1888. Seite 117). 

1. Die Ausſtellung der Leichenpäſſe hat durch diejenige hierzu 
befugte Behörde oder Dienſtſtelle zu erfolgen, in deren Bezirk der Sterbe⸗ 
ort oder — im Falle einer Wiederausgrabung — der ſeitherige 
Beſtattungsort liegt. Für Leichentransporte, welche aus dem Auslande 
kommen, kann, ſoweit nicht Vereinbarungen über die Anerkennung der von 
ausländiſchen Behörden ausgeſtellten Leichenpäſſe beſtehen, die Ausſtellung 
des Leichenpaſſes durch diejenige zur Ausſtellung von Leichenpäſſen befugte 
inländiſche Behörde oder Dienſtſtelle erfolgen, in deren Bezirk der Trans⸗ 
port im Reichsgebiete beginnt. Auch können die Konſuln und diplomatiſchen 
Vertreter des Reichs vom Reichskanzler zur Ausſtellung der Leichenpäſſe 
ermächtigt werden. Die hiernach zur Ausſtellung der Leichenpäſſe zuſtändigen 
Behörden ꝛc. werden vom Reichskanzler öffentlich bekannt gemacht. 

2. Der Leichenpaß darf nur für ſolche Leichen ertheilt werden, über 
welche die nachſtehenden Ausweiſe geliefert worden ſind: 

a. ein beglaubigter Auszug aus dem Sterberegiſter, 
b. eine von dem Kreisphyſikus ausgeſtellte Beſcheinigung über die 

Todesurſache, ſowie darüber, daß ſeiner Ueberzeugung nach der 

Beförderung der Leiche geſundheitliche Bedenken nicht entgegenſtehen. 


0 5 Iſt der Verſtorbene in der tödlich gewordenen Krankheit von 

In. einem Arzte behandelt worden, jo hat letzteren der Kreisphyſikus vor 

ee 5 Ausſtellung der Beſcheinigung, betreffs der Todesurſache anzu⸗ 
4 ören; 


c. ein Ausweis über die vorſchriftsmäßig erfolgte Einſargung der Leiche 


* 5 34 Abſatz 2) des Eiſenbahnbetriebsreglements in Verbindung mit 
Nr. 3, 4 dieſer Beſtimmungen); 

d. in den Fällen des § 157 der Strafprozeßordnung vom 1. Februar 
1877 (Reichs⸗Geſetzblatt Seite 253) die ſeitens der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft oder des Amtsrichters ausgeſtellte ſchriftliche Genehmigung der 
Beerdigung. 

Die Nachweiſe zu a und b werden bezüglich der Leichen von 
Militärperſonen, welche ihr Standquartier nach eingetretener Mobilmachung 
verlaſſen hatten (88 1, 2 der Verordnung vom 20. Januar 1879 — 


n 
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Schiff oder anderem Fahrzeug der Marine befanden, durch eine Beſcheini⸗ 
gung der zuſtändigen Militärbehörde oder Dienſtſtelle über den Sterbefall 
unter Angabe der Todesurſache und mit der Erklärung, daß nach ärztlichem 
Ermeſſen der Beförderung der Leiche geſundheitliche Bedenken nicht entgegen⸗ 
ſtehen, erſetzt. 

3. Der Boden des Sarges muß mit einer mindeſtens 5 em hohen 
Schicht von Sägemehl, Holzkohlenpulver, Torfmüll oder dergleichen bedeckt, 
und es muß dieſe Schicht mit fünfprozentiger Karbolſäurelöſung“) reichlich 
beſprengt ſein. 

4. In beſonderen Fällen, z. B. für einen Transport von längerer 
Dauer oder in warmer Jahreszeit, kann nach dem Gutachten des Kreis⸗ 
phyſikus eine Behandlung der Leiche mit fäulnißwidrigen Mitteln ver⸗ 
langt werden. 

Dieſe Behandlung beſteht gewöhnlich in einer Einwickelung der Leiche 
in Tücher, die mit fünfprozentiger Karbolſäurelöſung getränkt ſind. In 
ſchwereren Fällen muß außerdem durch Einbringen von gleicher Karbol⸗ 
jäurelöfung in die Bruft- und Bauchhöhle (auf die Leiche eines Erwachſenen 
zuſammen mindeſtens 1 Liter gerechnet) oder dergleichen für Unſchädlich⸗ 
machung der Leiche geſorgt werden. 


1 5. Als Begleiter ſind von der den Leichenpaß ausſtellenden Behörde 74 
5 nur zuverläſſige Perſonen zuzulaſſen. 29 
6. Iſt der Tod im Verlauf einer der nachſtehend benannten Krank⸗ 
€ heiten: Pocken, Scharlach, Flecktyphus, Diphterie, Cholera, Gelbfieber oder 


| Peſt erfolgt, jo ift die Beförderung der Leiche mittelſt der Eiſenbahn nur 
5 dann zuzulaſſen, wenn mindeftens ein Jahr nach dem Tode verſtrichen iſt. 
1 7. Die Regelung der Beförderung von Leichen nach dem Beſtattungs⸗ 
platz des Sterbeorts bleibt den Regierungsbehörden überlaſſen. 
8. Bei Ausſtellung von Leichenpäſſen für Leichentransporte, welche 
nach dem Auslande gehen, ſind außer den vorſtehenden Beſtimmungen auch 
die von dem Reich mit ausländiſchen Regierungen hinſichtlich der Leichen⸗ 
transporte abgeſchloſſenen Vereinbarungen zu beachten. * 
Dieſe Beſtimmungen treten ſofort in Kraft, durch dieſelben wird der — 
§ 34 Nr. 8 der obigen Bekanntmachung nicht berührt. iR 
Danzig, den 20. April 1888. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


2. Reviſion der Maſßze und Gewichte. 
(Amtsblatt 1888, Seite 191.) 


1 
* * 
1 5 Nachdem in Ausführung des Geſetzes über die Theilung von Kreiſen 
4 in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen vom 6. Juni 1887 im Re⸗ 
1 gierungsbezirk Danzig am 1. Oktober v. J. die Kreiſe Danziger Höhe, 
4 Danziger Niederung, Dirſchau, Neuſtadt Weſtpr. und Putzig neu gebildet 


N „) Ein Theil ſogenannter verflüſſigter Karbolſäure (Acidum carbolicum 
j liquefactum) ift in 18 Theilen Waſſer unter häufigem Umrühren zu löſen. 
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worden ſind, treten an Stelle der im Regierungs⸗Amtsblatt Nr. 6 für 
1887 auf Seite 34 fg. veröffentlichten 

Beſtimmungen über die Ausführung der regelmäßigen polizeilichen 

Prüfung der Richtigkeit von Maßen und Gewichten im Regierungs⸗ 

bezirk Danzig — vom 27. Januar 1887 — 
folgende Vorſchriften: N 

1. Die regelmäßige Prüfung der Richtigkeit der im Verkehr befind⸗ 
lichen Maße, Gewichte, Waagen und ſonſtigen Meßwerkzeuge wird durch 
die Polizeibeamten, entweder allein oder unter Zuziehung eines Aichſach⸗ 
verſtändigen ausgeführt (ausſchließlich polizeiliche Maß⸗ und Gewichts⸗ 
prüfungen, ſachverſtändige Maß⸗ und Gewichtsprüfungen). 

I. Polizeiliche Maß⸗ und Gewichtsprüfungen. 

2. Die ausſchließlich polizeilichen Maß⸗ und Gewichtsprüfungen er⸗ 
folgen in den Städten durch die Beamten der örtlichen Polizei⸗Verwaltung, 
in den ländlichen Bezirken durch die Gendarmen. 

Die Prüfungen finden in derartiger Aufeinanderfolge ſtatt, daß bei 
jedem Gewerbetreibenden in den Städten Danzig und Elbing alljährlich 
zweimal, in den übrigen Städten und auf dem Lande alljährlich einmal 
die Richtigkeit der Maße und Gewichte geprüft wird. 

Den polizeilichen Maß⸗ und Gewichtsprüfungen ſind insbeſondere 
auch die auf den Meſſen und Märkten verkehrenden Gewerbetreibenden zu 
unterwerfen. bad lig 

3. Bei den Prüfungen iſt feſtzuſtellen, ob die im Verkehre befindlichen 
Maße und Gewichte I ie: ’ 

a von vorſchriftsmäßiger äußerer Beſchaffenheit (Stoff, Geſtalt, 
Bezeichnung) und 
fd I in Gemäßheit der Maß- und Gewichtsordnung gehörig geftempelt 

ind, ſowie 

6. ob dieſelben äußere Mängel oder Beſchädigungen aufweiſen, welche 
Zweifel an ihrer Richtigkeit begründet erſcheinen laſſen. 

Eine Prüfung der Gegenſtände auf ihre Richtigkeit innerhalb der für 
den Verkehr zugelaſſenen Grenzen findet nicht ſtatt. 

4. Die Richtigkeits⸗Prüfungen ſind ſtets unvermuthet vorzunehmen 
und iſt dabei namentlich darauf zu achten, daß die Gewerbetreibenden nicht 
einen rg ihrer Maße und Gewichte verheimlichen und der Prüfung 
entziehen. 

5. Zum Gebrauche der Polizeibeamten iſt unter dem 12. Juni 1886 
von dem Herrn Miniſter für nen und Gewerbe eine im Verlage von 
2 — Springer in Berlin erſchienene ſachverſtändige Anleitung zur Aus⸗ 

ihrung der polizeilichen Maß⸗ und Gewichtsprüfungen erlaſſen worden, 
welche die hauptſächlich zu beachtenden Geſichtspunkte angiebt. 

Jeder Polizeibeamte muß bei Ausführung der Prüfungen dieſe An⸗ 
leitung bei ſich führen. 

6. Ueber das Ergebniß der Prüfungen ſind nach dem am Schluſſe 
der Anleitung befindlichen Muſter Aufzeichnungen zu machen und dem Land⸗ 
rath (Polizei⸗Präſidenten in Danzig, Polizei⸗Verwaltung in Elbing) ein⸗ 
zureichen, welcher dieſelben nach Schluß jeden Jahres für ſeinen Bezirk 
geſammelt mir mit etwaigen Bemerkungen vorlegt. 

7. Werden ungeſtempelte, unvorſchriftsmäßige oder ſolche Maße und 
Gewichte vorgefunden, an deren Richtigkeit Zweifel entſtehen, ſo ſind die⸗ 


1 
N 
N 
5 
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ſelben in Beſchlag zu nehmen und der Ortspolizeibehörde zur weiteren 
Veranlaſſung zu übergeben. Bezüglich der ungeſtempelten Maße und Ge⸗ 
wichte iſt von dieſer Behörde ohne Weiteres wegen Beſtrafung des Gewerbe⸗ 
treibenden und wegen Einziehung der Maße und Gewichte ($ 369 Nr. 2 
des Strafgeſetzbuchs) das Erforderliche zu verfügen. Den ungeſtempelten 
Maßen und Gewichten gelten diejenigen gleich, deren Aichſtempel unkenntlich 
geworden ſind. ie 
Die Maße und Gewichte, deren Richtigkeit zweifelhaft befunden iſt, 
ſind folgenden Aichungsämtern zur Prüfung zu übergeben: 
a. für den Stadtkreis Danzig, die Kreiſe Danziger Höhe, Danziger 
Niederung, Neuſtadt und Putzig dem Aichungsamt zu Danzig, 
b. für den Stadt⸗ und Landkreis Elbing dem Aichungsamt zu Elbing, 
c. für den Kreis Marienburg dem Aichungs amt zu Marienburg, 
d. für die Kreiſe Pr. Stargard und Berent dem Aichungsamt zu Pr. 
Stargard, 0 
e. für die Kreiſe Dirſchau und Karthaus dem Aichungsamt zu Dirſchau. 
Je nach dem Ergebniß der Prüfung hat die Polizeibehörde entweder 
die Maße und Gewichte dem Eigenthümer zurückzugeben oder wegen Be⸗ 
ſtrafung und Einziehung das Weitere zu verfügen. Diejenigen Maße und 
Gewichte, welche von unvorſchriftsmäßiger Beſchaffenheit ſind, gleichwohl 
aber den Aichungsſtempel tragen, ſind ebenfalls dem Aichungsamt zu über⸗ 
mitteln, welches mit denſelben gemäß der Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 22. März 1876 (Centralblatt für das Deutſche Reich Seite 185) 


verfährt. 
5 II. Sachverſtändige Maß⸗ und Gewichtsprüfungen. 
8. Reglementsmäßige ſachverſtändige Richtigkeitsprüfungen ſinden ſtatt: 
a. von 2 zu 2 Jahren in den Städten Dirſchau, Pr. Stargard, Neu⸗ 
ſtadt, Marienburg, Neuteich, Tiegenhof, Tolkemit und in der Land⸗ 
gemeinde Zoppot, 
b. von 4 zu 4 Jahren: 
aa. im Kreiſe Pr. Stargard: 
in den Ortſchaften Barloſchno, Bobau, Bordzichow, Hoch-Stüblau, Lu⸗ 
bichow, Neukirch, Oſſieck, Ponſchau, Skurz, 
bb. im Kreiſe Neuſtadt: 
in den Ortſchaften Gdingen, Gr. Katz, Kölln, Rahmel, Rheda, 
ce. im Kreiſe Karthaus: 
in den Ortſchaften Karthaus, Gowidlino, Zuckau, Marienſee, Schönberg, 
Seefeld, Sierakowitz. Stendſitz, Stangenwalde, Sullenſchin, 
dd. im Kreiſe Dirſchau: 
in den Ortſchaften Gardſchau, Pelplin, Raikau, Subkau, Zeisgendorf, 
Hohenſtein, Lamenſtein, Sobbowitz, 
ee. im Kreiſe Putzig: 
in den Orſchaften Putzig, Oxhöft, 
ff. im Kreiſe Danziger Höhe: 
in den Ortſchaften Kl. Böhlkau, Brentau, Emaus, Heiligenbrunn, 
Langenau, Löblau, Meiſterswalde, Ohra, Oliva, Prauſt, Wonneberg, 
Zigankenberg, a 
gg. im Kreiſe Danziger Niederung: 
in den Ortſchaften Bodenwinkel, Bohnſack, Bürgerwieſen, Heubude, Käſe⸗ 
mark, Neufähr, Paſewark, Steegen, Weichſelmünde, Gr. Zünder, 
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hh. im Kreiſe Marienburg: 
in den Ortſchaften Fürſtenwerder, Hoppenbruch, Lieſſau, Marienau, Sandhof, 
Schöneberg, Thiergarth, 

ii. im Kreiſe Berent: 

in den Ortſchaften Berent, Schöneck, Alt⸗Kiſchau, Jariſchau, Kaliſch, Ko⸗ 
narſchin, Wenzkau, Wiſchin, 

Kk. im Landkreiſe Elbing: 
in den Ortſchaften Fichthorſt, Friedrichsberg, Neukirch, Jungfer, Lakendorf, 
Lenzen, Pangritz, Truntz, Zeyer. 

Außerordentliche Maß⸗ und Gewichts⸗Prüfungen können im 
Bedürfnißfall ſowohl in den obengenannten wie auch in allen übrigen den 
regelmäßigen Prüfungen nicht unterliegenden Ortſchaften ſtattfinden. 

9. Die ſachverſtändigen Maß⸗ und Gewichts⸗Prüfungen werden in 
den Städten durch die Beamten der Ortspolizei⸗Verwaltung auf dem 
Lande durch die Gendarmen unter Zuziehung des Aichmeiſters desjenigen 
Aichungsamtes, dem der betreffende Bezirk zugewieſen iſt, (ſ. Nr. 7) 
ausgeführt. 

Wenn die Zuziehung eines Aichmeiſters mit unverhältnißmäßigen 
Koſten oder ſonſt mit erheblichen Schwierigkeiten verknüpft iſt, ſo kann ſtatt 
deſſelben ein anderer Sachkundiger zugezogen werden, welcher ſeine Be⸗ 
fähigung vor dem Aichungsinſpector dargelegt hat. Derſelbe iſt zuvor auf 
die gewiſſenhafte Ausführung der Prüfungsarbeiten zu verpflichten und iſt 
hierüber eine Verhandlung aufzunehmen. 

Unter derſelben Voraussetzung kann ausnahmsweiſe von der Zu⸗ 
ziehung eines Aichmeiſters oder ſonſtigen Sachkundigen abgeſehen werden, 
ſofern der ausführende Polizeibeamte nach dem Gutachten des Aichungs⸗ 
inſpectors die erforderlichen ſachverſtändigen Kenntniſſe und Fertigkeiten beſitzt. 

Die Entſcheidung in den Fällen der Abſ. 2 und 3 trifft der 
Re gierungspräſident nach Anhörung des Aichungsinſpectors. 

10. Dem Aichmeiſter iſt für ſeine Mühewaltung eine angemeſſene 
Vergütung zu gewähren (§ 15 der Anweiſung vom 6. Januar 1870). 
Bei Bemeſſung derſelben iſt zu berückſichtigen, daß ſie nicht nur einen 
a für die baaren Aufwendungen des Aichmeiſte > (Koften für Reife, 


50 rs (Koſten 
nterhalt, Mitführung von Geräthii und ng ſondern auch 
eine feiner St Spread Wegen für ſeine ſte bilden ſoll. 
Der Betrag der Vergütung iſt im Voraus feſtzuſtellen. 

Für die Reiſeloſten werden die für die Staatsbeamten der ent- 
ſprechenden Rangklaſſe geltenden Sätze zum Anhalt dienen können. Als 
Vergütung der Dienſte des Aichmeiſters wird in der Regel eine Pauſch⸗ 
ſumme für jeden Ortspolizeibezirk zu gewähren ſein. Findet eine Ver⸗ 
einbarung über den Betrag der Vergütung nicht ſtatt, ſo wird dieſelbe von 
der dem ichungsbeamten nächſt vorgeſetzten Gemeinde Aufſichts behörde nach 
Anhörung des Aichungsinſpectors feſtgeſetzt. 

z Wird ftatt des Aichmeiſters ein ſonſtiger Sachkundiger a 


11. Für die Ausführung der ſachverſtändigen Maß⸗ und Gewichts⸗ 
prüfungen wird alljährlich im Voraus durch den Sanhrath ein Plan auf⸗ 
geſtellt, in welchem für jeden Ortspoltzeibezirk der Zeitpunkt der Prüfung 
beſtimmt wird. Den betheiligten Aichmeiſtern iſt vor Feſtſtellung des 


— 
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Planes Gelegenheit zu geben, bezüglich der in Ausſicht genommenen Zeit- 
eintheilung ihre Wünſche zu äußern. 

Die Prüfungen ſind derartig einzurichten, daß jeder Aichmeiſter in 
einem Jahre nicht mehr als einen ganzen Kreis und die Städte eines 
zweiten Kreiſes zu prüfen hat. Der Geſchäftsplan iſt bis zum 1. Oktober 
jeden Jahres für das folgende Jahr aufzuftellen und den betheiligten Orts- 
Polizeibehörden und Aichmeiſtern, ſowie dem Aichungsinſpector mitzutheilen. 

12. Der für die Prüfung angeſetzte Zeitpunkt iſt öffentlich bekannt 
zu machen. Die Bekanntmachung hat mindeſtens ſechs Wochen vor dem 
feſtgeſetzten Tage zu erfolgen; mit derſelben iſt eine Hinweiſung der 
Gewerbetreibenden auf die Folgen einer etwa vorgefundenen Unrichtigkeit 
der Maße und Gewichte und die Aufforderung zu verbinden, ihre Maße 
und Gewichte, ſowie deren fortdauernde Richtigkeit zweifelhaft erſcheint, 
zuvor zur aichamtlichen Prüfung zu bringen. 

Wird nachträglich die Verlegung der Prüfung erforderlich, ſo iſt der 
anderweite Zeitpunkt für dieſelbe ebenfalls öffentlich bekannt zu machen, 
ſowie dem Aichungsinſpector mitzutheilen. 

13. Behufs Vornahme der Prüfung begiebt ſich der Aichmeiſter in 
Begleitung der Polizeibeamten in die Geſchäftsräume der Gewerbetreibenden 
und unterwirft die vorgefundenen Maße und Gewichte der Beſichtigung 


meiſter die betreffenden Gegenſtände einſtweilen an ſich zu nehmen. Die 
Prüfung iſt demnächſt in einem von der Gemeindebehörde für dieſen Zweck 
im Voraus zur Verfügung zu ſtellenden geeigneten Raume auszuführen. 

Hauſirer und ſolche Gewerbetreibende, welche keine feſten Geſchäfts⸗ 
räume für den Betrieb ihres Gewerbes haben (Marktverkäufer und dergl.) 
können angehalten werden, ihre Maße u. ſ. w. in dem bezeichneten Raume 
zur Prüfung vorzulegen. 

14. Die Prüfung der Maße und Gewichte erſtreckt ſich bei den 
ſachverſtändigen Maß⸗ und Gewichtsprüfungen, abgeſehen von den unter 
Nr. Za und b. aufgeführten Punkten, auch auf die Richtigkeit innerhalb 
der für den Verkehr zugelaſſenen Grenzen. 

Mit den vorgefundenen ordnungswidrigen (ungeſtempelten, unvor⸗ 
ſchriftsmäßigen, wal) Maßen und Gewichten iſt nach den Be⸗ 

i unter Nr. 7 zu verfahren; 


a in derieni 
Maße und Gewichte, welche bei der Prüfung zweifellos unrichtig befunden 


werden, die Ueberweiſung an das Aichungsamt vor Herbeiführung der 
Beſtrafung nicht erforderlich. 

15. Ueber das Ergebniß der Prüfungen hat der Aichmeiſter 10 
zeichnungen zu machen und dem Aichungsinſpektor einzureichen. Dazu iſt 
das für die ausſchließlich polizeilichen Maß⸗ und Gewichtsprüfungen feſtge⸗ 
ſetzte Muſter zu benutzen (ſiehe Nr. 6). 

16. Auf die Maß- und Gewichtsprüfungen in den Städten Danzig 
und Elbing finden vorſtehende Beſtimmungen ſinngemäße Anwendung. 

Von dem für die Prüfungen beſtimmten Zeitpunkte iſt dem Aichungs⸗ 
inſpektor Mittheilung zu machen. 
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III. Allgemeine Beſtimmungen. 

17. Dem Aichungsinſpektor zu Königsberg liegt die Aufſicht auf die 
vorſchriftsmäßige Ausführung der Maß- und Gewichtsprüfungen ob. 

Er hat ſich von Zeit au Zeit zu einzelnen ſachverſtändigen Prüfungen 
unvermuthet einzufinden und von der Art der . Kenntniß zu 
nehmen. Die dadurch entſtehenden Koſten fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 

Er iſt befugt, den mit der Prüfung beſchäftigten Beamten ſachver⸗ 
ſtändige Anweiſung zu ertheilen. Findet er, daß bei den Prüfungen nicht 
nach den beſtehenden Vorſchriften verfahren wird, ſo hat er bei der zu— 
ſtändigen Polizeibehörde die Abſtellung der vorgefundenen Mängel in An⸗ 
regung zu bringen, oder wenn er es in Anbetracht der Wichtigkeit des 
Gegenſtandes für erforderlich erachtet, an den Regierungs-Präſidenten ent⸗ 
ſprechende Anträge zu ſtellen. 

18. Aus den ihm zugehenden Prüfungsberichten hat der Aichungs⸗ 
inſpektor nach Jahresſchluß eine Zuſammenſtellung anzufertigen und dieſe 
mit gutachtlicher Aeußerung über die bezüglich der Maß- und Gewichts— 
Sa gemachten Erfahrungen dem Miniſter für Handel und Gewerbe 
einzureichen. 

19. Die Koſten der Prüfungen einſchließlich der Koſten für die Fort⸗ 
ſchaffung und die Prüfung der in Beſchlag genommenen Gegenſtände ge- 
hören zu den Koſten der örtlichen Polizei-Verwaltung. 

Entſtehen für mehrere Polizeibezirke gemeinſchaftliche Koſten (zu- 
ſammenhängende Reiſen der Aichmeiſter), ſo ſind dieſelben durch die nächſt 
vorgeſetzte gemeinſchaftliche Aufſichtsbehörde auf die betheiligten Bezirke an⸗ 
theilsweiſe um — 7055 

Durch Kreistagsbeſchluß können die Koſten auf den Kreisverband 
übernommen werden. 

Danzig, den 18. Juni 1888. 

er Regierungs⸗Präſident. 
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